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Executive Summary 

Zielsetzung 

Digitalen Intermediären und Internet-Plattformen kommt eine wach-
sende Bedeutung für die Vermittlung meinungsbildender Inhalte zu. 
Aufgrund ihrer spezifischen Vermittlerfunktionen und ausgeprägten 
Marktmacht in vielen für die gesellschaftliche Kommunikation zentra-
len Bereichen wird ihnen ein besonders hohes Einfluss- und Gefähr-
dungspotenzial für die öffentliche Meinungsbildung zugeschrieben. 
Das wirft neue Fragen zur Kontrolle von Meinungsmacht und Medien-
konzentration in Plattform-Märkten auf. 

In diesem Zusammenhang wurden in Deutschland das Medien- und 
Wettbewerbsrecht reformiert. Während der neue Medienstaatsvertrag 
von 2020 (MStV) vielfaltsorientierte Bestimmungen für z. B. Medienin-
termediäre einführt, adressieren die zwei letzten Novellen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) aus den Jahren 2017 und 
2021 vorwiegend die ökonomische Marktmacht von digitalen Plattfor-
men. Eine grundlegende Reform des traditionellen Medienkonzentra-
tionsrechts wird derzeit vorbereitet. 

Der vorliegende Zwischenbericht zum Gutachten «Rechtsrahmen 
und lndikatoren medialer Konzentrations- und Meinungsmachtkon-
trolle» wurde im Rahmen des Projekts «Messung von Meinungsmacht 
und Vielfalt im Internet: Pilotprojekt zur publizistischen Konzentrati-
onskontrolle» erstellt, das vom Bayerischen Forschungsinstitut für Di-
gitale Transformation (bidt) gefördert wird. Bei diesem Zwischenbe-
richt handelt es sich um eine international vergleichende Analyse der 
Rechtsrahmen und Indikatoren medialer Konzentrations- und Mei-
nungsmachtkontrolle in fünf Ländern. Diese erfolgt unter besonderer 
Berücksichtigung von laufenden und in den letzten Jahren durchge-
führten Anpassungen der Regulierung an die Digitalisierung sowie des 
möglichen Einbezugs neuer Online-Intermediäre in die Konzentrati-
ons- und Meinungsmachtkontrolle. Ziel des Gutachtens ist es, einen 
Überblick über ausgewählte Ansätze zur Markt- und Meinungsmacht-
kontrolle im Kommunikationssektor zu geben. Dadurch wird gezeigt, 
welche Strategien und Lösungsansätze in verschiedenen Ländern ver-
folgt werden und welche politische Bedeutung der Medienkonzentra-
tionsregulierung und Meinungsmachtkontrolle in Zeiten von Plattfor-
misierung zukommt. Dabei werden auch Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede zu zentralen Annahmen, Konzepten und Begriffen aufge-
zeigt, die in der deutschen medien- und wettbewerbspolitischen Dis-
kussion prägend sind. 
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Vorgehen 

Der vorliegende Zwischenbericht untersucht als Ausgangspunkt zu-
nächst im Detail die Konzentrations- und Meinungsmachtkontrolle in 
Deutschland. Dabei fokussiert die Analyse sowohl auf medienrechtli-
che als auch wettbewerbsrechtliche Bestimmungen. Dies liegt darin be-
gründet, dass einerseits sowohl das allgemeine Wettbewerbsrecht als 
auch das Medienrecht im Kommunikationssektor anwendbar sind, 
und andererseits der Mediensektor vielfach auch direkt im Wettbe-
werbsrecht adressiert wird. Anschließend werden die Medienkonzent-
rationskontrolle und Vielfaltssicherung in folgenden vier Ländern dar-
gestellt: Österreich, Schweiz, Vereinigtes Königreich und USA. Die 
Länder wurden hierbei bewusst ausgewählt. Kriterien dafür waren ei-
nerseits die Kenntnis über aktuell stattfindende Diskussionen und Re-
formen in diesen Ländern und andererseits deren spezifische Ansätze 
bzw. Lösungsvorschläge in vorangegangenen Reformprozessen. 

Für die vergleichende Analyse der Rechtsrahmen wurden öffentlich 
verfügbare Policy- und Rechtsdokumenten herangezogen, darunter re-
levante Gesetzestexte und -entwürfe, Dokumente aus den Gesetzge-
bungs und -entstehungsprozessen (wie z. B. Stellungnahmen politi-
scher Akteure aus Konsultations- und Anhörungsverfahren) sowie Do-
kumente der Regulierungsbehörden, einschließlich ihrer Selbstdarstel-
lungen, Berichte, Pressemitteilungen und Leitlinien. Zur Kontextuali-
sierung wurden als weitere Quellen u. a. wissenschaftliche Fachpubli-
kationen, Policy-Blogs sowie die Medienberichterstattung in den unter-
suchten Ländern verwendet. 

Nachfolgend werden zuerst die zentralen Erkenntnisse zu den ein-
zelnen Ländern präsentiert und anschließend zentrale vergleichende 
Einschätzungen dargestellt. 
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Zentrale Erkenntnisse aus den Ländern 

Deutschland 

Sowohl das Medien- als auch das Wettbewerbsrecht stehen im Zuge 
der Digitalisierung und Konvergenz vor neuen Herausforderungen. In 
Deutschland sind daher in beiden Rechtsgebieten in den vergangenen 
Jahren verstärkt Intermediäre und Plattformen in den Fokus gerückt. 
Während im Medienstaatsvertrag die Meinungsmacht von Medieninter-
mediären und Medienplattformen im Mittelpunkt steht, nehmen die 9. 
und 10. GWB-Novelle die ökonomische Marktmacht von digitalen Platt-
formen in den Blick. Diese begrifflichen Unterschiede weisen bereits 
auf die spezifischen Perspektiven und Ziele hin, mit denen das Medien- 
und Wettbewerbsrecht jeweils die potenziellen Risiken der Markt- und 
Meinungsmacht von Intermediären und Plattformen zu fassen versu-
chen. 

Die vielfach als dringend erachtete grundlegende Reform der seit 
1997 geltenden fernsehzentrierten Medienkonzentrationskontrolle mit Fo-
kus auf das Zuschaueranteilsmodell bleibt aus. In der Protokollerklärung 
der Länder zum MStV wird in diesem Zusammenhang eine Erarbei-
tung weiterer Reformvorschläge für das Medienkonzentrationsrecht in 
Aussicht gestellt. Darüber hinaus sollen Maßnahmen zur Sicherung der 
regionalen und lokalen Medienvielfalt erarbeitet werden. 

Die Analyse zu den Neuerungen des MStV zeigt, dass in der Medi-
enkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung in Deutschland tra-
ditionelle Begriffe zentral bleiben, z. B. Meinungsvielfalt und deren 
mögliche Gefährdung durch vorherrschende Meinungsmacht, und der 
Gesetzgeber einen Auftrag hat, diese zu garantieren bzw. zu verhin-
dern. Das bestätigen auch die Auseinandersetzungen zum Zuschauer-
anteilsmodell und dem zwischenzeitlich als Alternative dazu diskutier-
ten Gesamtmeinungsmarktmodell. Ebenso hat das deutsche Bundesver-
fassungsgericht im jüngsten Rundfunkurteil 2018 an diesem Geset-
zesauftrag festgehalten. Der bereits zuvor existierende Grundsatz der 
kommunikativen Chancengleichheit wird neu akzentuiert und findet als 
übergreifendes Regelungsziel vielfaltsorientierter Bestimmungen im 
Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von Medienintermediären 
verstärkt Berücksichtigung. Gleichzeitig rücken im Kontext der Digita-
lisierung auch neue Begriffe und Konzepte in den Fokus der Diskussi-
onen. An Relevanz gewinnt dabei das besondere Gefährdungspotenzial, 
das neuen Regelungsadressaten, wie z. B. Medienintermediären und 
Medienplattformen, als Gatekeeper für die Aufmerksamkeitssteuerung und 
für die Wahrnehmbarkeit von Inhalten zugeschrieben wird.  
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Diskriminierungs- und Behinderungsverbote, Transparenzgebote sowie 
die Auffindbarkeit von Public-Value-Inhalten werden als wesentliche Be-
standteile der Vielfaltssicherung gesetzlich verankert, um potenziell 
neuartigen Ausprägungen von Meinungsmacht durch Internet-Platt-
formen entgegenzuwirken. Damit legt Deutschland einen genuinen 
neuen Ansatz der Einbindung von Internet-Plattformen in das System 
der Vielfaltssicherung vor. Darüber hinaus wächst die Bedeutung einer 
nutzerorientierten Perspektive als Ansatzpunkt für die Beurteilung poten-
zieller Meinungsmacht. Dabei stellt Größe weiterhin einen zentralen 
Anhaltspunkt dar, beispielsweise in Form von nutzerbasierten Schwel-
lenwerten und potenzieller Erreichbarkeit von Nutzer:innen. Dies zeigt 
sich u. a. in der Ausnahme von der generellen Zulassungspflicht für 
privaten Rundfunk, sofern nur eine geringe Bedeutung für die indivi-
duelle und öffentliche Meinungsbildung existiert, beispielsweise wenn 
damit wenige Nutzer:innen gleichzeitig erreicht werden. 

Das in Deutschland seit 1997 unverändert geltende Zuschaueranteils-
modell erlaubt einem Unternehmen grundsätzlich die Veranstaltung ei-
ner unbegrenzten Anzahl an Programmen und Beteiligungen, sofern es 
dadurch keine vorherrschende Meinungsmacht erreicht. Diese wird ab 
einem Zuschaueranteil von 30 % vermutet bzw. ab 25 %, letzteres ab-
hängig von der Stellung des Unternehmens auf medienrelevanten ver-
wandten Märkten und anderen zurechenbaren Aktivitäten. Für die Ein-
beziehung der medienrelevanten Märkte (z. B. Tageszeitungen, Inter-
net) hat die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medien-
bereich (KEK), die für die Kontrolle der Vorschriften verantwortlich ist, 
ein für Deutschland spezifisches, aber auch kritisch diskutiertes Modell 
zum Meinungsbildungseinfluss in Form von Zuschaueranteilsäquiva-
lenten entwickelt (KEK-Gewichtungsfaktor). Darüber hinaus existieren in 
den einzelnen Landesmediengesetzen verschiedene andere Modelle, 
die z. B. auf Marktanteile oder Beteiligungen abstellen oder auf Cross-
Ownership zwischen Presse- und Rundfunk fokussieren. 

Das Kernstück des MStV sind die für Deutschland neuen und genu-
inen Vorschriften zur Vielfaltsicherung für Internet-Plattformen. Diese 
betreffen insbesondere jene Anbieter und Dienste, die im MStV als Me-
dienplattformen, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre adressiert 
werden. Die Definitionen der einzelnen Anbieter und Dienste sind 
nicht immer trennscharf und werden daher auch kritisch diskutiert. So 
z. B. die Abgrenzung zwischen Medienintermediären und Video-Sha-
ring-Diensten – letztere ebenfalls eine neue Kategorie im MStV. Grob 
definiert fassen infrastrukturgebundene bzw. nicht-infrastrukturge-
bundene Medienplattformen bestimmte Angebote (u. a. Mediatheken, 
Streamingdienste, Online-Presse) zu einem Gesamtangebot zusam-
men. Benutzeroberflächen dienen der Übersicht über Angebote und so-
mit der Orientierung und Ansteuerung von Inhalten. Medienintermedi-
äre aggregieren und selektieren journalistisch-redaktionelle Angebote 
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Dritter und machen diese zugänglich, jedoch fassen sie diese nicht zu 
einem Gesamtangebot zusammen. 

Diese drei neuen Regulierungsadressaten müssen nun u. a. vielfalts-
orientierte Bestimmungen zum Erhalt der kommunikativen Chancen-
gleichheit und damit des Medien- und Meinungspluralismus einhal-
ten. Konkret handelt es sich um Diskriminierungs- und Behinderungs-
verbote sowie Transparenzgebote, die sich für die einzelnen Kategorien 
aber etwas unterscheiden und teilweise auch Schwellenwerten unter-
liegen (z. B. hinsichtlich Anzahl Nutzer:innen). 

So müssen Medienplattformen Pflichten bei Zugang und Belegung be-
achten. Die Zugangsregeln dienen u. a. der Sicherung der öffentlichen 
Meinungsbildung durch vielfältige Information und der Offenheit der 
Übertragungswege. Darüber hinaus gilt ein Verbot der Diskriminierung 
und Behinderung durch Zugangsberechtigungssysteme oder Entgelte 
bei gleichartigen Angeboten sowie eine Pflicht zur Offenlegung der Zu-
gangsbedingungen. Hinsichtlich Belegung gibt es für infrastrukturge-
bunde Medienplattformen u. a. die Pflicht zur Bereitstellung von Ka-
pazitäten für Programme im öffentlichen Interesse. Dies erfolgt unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der Diskriminierungsfreiheit und ist 
als dreiteiliges Must-Carry-Modell organisiert. 

Für Benutzeroberflächen gelten Auffindbarkeitsvorschriften, d. h. es darf 
beispielsweise keine unterschiedliche Behandlung gleichartiger Ange-
bote und Inhalte bei deren Sortierung, Anordnung oder Präsentation 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund geben. Eine Ausnahme existiert 
für Rundfunkangebote mit erheblichem Beitrag zur Meinungsbildung, 
für die ein Must-be-Found gilt. Ebenso muss es eine privilegierte Auf-
findbarkeit für öffentlich-rechtliche Angebote und private Public-Value-
Angebote geben. 

Die Vorschrift der Signalintegrität für Medienplattformen und Benut-
zeroberflächen garantiert die Souveränität der Anbieter über die Gestal-
tung, Qualität und Vermarktung ihrer Inhalte. Schließlich gelten für 
Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen auch Trans-
parenzpflichten, u. a. bei der Auswahl, Sortierung und Empfehlung von 
Inhalten sowie die Pflicht, vielfaltsrelevante Aspekte der Arbeits- und Funk-
tionsweise ihrer Dienste, insbesondere der Auswahlentscheidungen, 
transparent zu machen. 

Für Anbieter von Medienintermediären gelten ebenfalls Transparenz-
pflichten. Diese betreffen u. a. Informationen über Kriterien der Aggrega-
tion, Selektion und Präsentation von Inhalten, einschließlich der Funkti-
onsweise von Algorithmen. Das Wissen über technische Vorgänge dient 
hierbei als Basis für Nutzerautonomie bei der Wahl der Dienste und 
zur Feststellung von Diskriminierung durch Dritte. Sofern Medienin-
termediäre Social Bots anbieten, müssen sie diese kennzeichnen. Dies 
soll dem Schutz der Meinungsbildung dienen. Schließlich gelten auch 
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für Medienintermediäre Diskriminierungs- und Behinderungsverbote, so-
fern sie über einen besonders hohen Einfluss auf die Wahrnehmbarkeit 
journalistisch-redaktioneller Angebote verfügen. Auch hier gilt u. a. 
das Ausmaß der Nutzung als Ansatzpunkt für die Beurteilung des Ein-
flusses. Eine Möglichkeit gegen das Diskriminierungs- und Behinde-
rungsverbot zu verstoßen, ist die Abweichung von den von Medienin-
termediären selbsterstellten Transparenzkriterien bzw. durch die Kri-
terien selbst. Insgesamt soll eine Benachteiligung von meinungsbildenden 
Inhalten Dritter im Sinne der kommunikativen Chancengleichheit verhin-
dert werden. Sachlich gerechtfertigte Gründe können eine Diskriminie-
rung rechtfertigen, dies wird unter Berücksichtigung der Medienviel-
falt beurteilt. 

Die Aufsicht über die Einhaltung der vielfaltssichernden Vorschrif-
ten für Medienplattformen, Benutzeroberflächen und Medieninterme-
diäre liegt – anders als im Rundfunk, wo die KEK zuständig ist – bei 
der Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), obwohl die KEK auf-
grund ihrer Erfahrungen in der Konzentrationskontrolle und Vielfalts-
sicherung während des Reformprozesses zum MStV eine Ausweitung 
ihrer Kompetenzen auf Intermediäre gefordert hatte. 

Eine weitere Neuerung, die aber vorwiegend auf die Bekämpfung 
von Desinformation abzielt, ist die Verpflichtung zur Einhaltung jour-
nalistischer Sorgfaltspflichten für die sogenannte Online-Presse und die 
Einrichtung eines Systems der Selbstregulierung, das von den Landesme-
dienanstalten beaufsichtigt wird. Unter Online-Presse fallen Angebote, 
in denen regelmäßig journalistisch-redaktionelle Nachrichten und po-
litische Informationen angeboten werden und die damit als Multiplika-
tor publizistische Relevanz haben. 

Im Wettbewerbsrecht wird durch die 9. und 10. GWB-Novelle den 
Spezifika mehrseitiger Märkte und der steigenden Bedeutung von Daten in 
der digitalen Wirtschaft Rechnung getragen. Zudem ermöglichen neue 
Eingriffsbefugnisse den Wettbewerbsbehörden ein frühzeitiges Tätig-
werden gegenüber marktmächtigen Unternehmen in digitalen Märk-
ten mit hoher Dynamik. Gleichzeitig soll die intermediale Wettbe-
werbsfähigkeit der nationalen Presse- und Rundfunkunternehmen 
durch Anpassungen der sektorspezifischen Regelungen gestärkt wer-
den. Vor diesem Hintergrund findet sich auch im Wettbewerbsrecht 
ein Zusammenspiel traditioneller Begriffe und neuer Konzepte. 

Zentral bleibt das Konzept der Marktmacht, das sich in der marktbe-
herrschenden Stellung manifestiert. Marktbeherrschung wird weiterhin 
traditionell mittels Konzentrationsraten ermittelt. Allerdings liegen den 
Reformen des deutschen Wettbewerbsrechts auch neue Konzepte und 
Kriterien zugrunde. So zeichnet sich Marktmacht in Märkten der digi-
talen Wirtschaft nicht nur durch herkömmliche Indikatoren wie Markt-
anteile aus, sondern muss im Zusammenhang mit den besonderen Eigen-
schaften mehrseitiger Märkte (z. B. direkte und indirekte 
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Netzwerkeffekte, Ressourcen- und Größenvorteile, innovationsgetrie-
bener Wettbewerbsdruck, Zugang zu Daten) neu ausgelotet werden. 

Dabei gewinnen insbesondere die Anerkennung der Existenz von 
Märkten bei Unentgeltlichkeit sowie die Rolle von Daten(-abhängigkeiten) 
in Märkten der digitalen Wirtschaft an Bedeutung. Der Fokus auf Da-
ten rückt auch das Verhältnis zwischen Wettbewerbsrecht und Daten-
schutzrecht ins Zentrum von Diskussionen. Darüber hinaus ist das 
neue Kriterium des Transaktionswerts bei Zusammenschlüssen von be-
sonderer Relevanz. Dieses fokussiert auf den Wert der Gegenleistung 
des Zusammenschlusses (anstelle des Umsatzes der beteiligten Unter-
nehmen) und soll u. a. bei Fällen greifen, die potenzielle Wettbewerber 
eliminieren (Killerakquisitionen). Darüber hinaus verschärft das GWB 
generell die Missbrauchsaufsicht und fokussiert dabei auf neue Kon-
zepte wie die Intermediationsmacht digitaler Plattformen und die überra-
gende marktübergreifende Bedeutung dieser Plattformen für den Wettbewerb 
(ÜMÜB). 

Mittels Intermediationsmacht erfolgt die Anerkennung spezifischer 
Vermittlungsfunktionen und Gatekeeping-Möglichkeiten digitaler Plattfor-
men, aufgrund der Ziele des GWB jedoch nur hinsichtlich des ökono-
mischen Wettbewerbs und nicht im Hinblick auf potenzielle Meinungs-
macht. Aufgrund der ÜMÜB-Vorschrift kann das Bundeskartellamt 
(BKartA) unter bestimmten Voraussetzungen tätig werden, bevor es in 
einem Markt zu einer marktbeherrschenden Stellung kommt. Hierbei 
kann es per Verfügung feststellen, dass einem Unternehmen eine über-
ragende marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb zu-
kommt und ab diesem Zeitpunkt gewisse Verhaltensweisen ex ante un-
tersagen. Die Vorschriften sollen auch durch Verkürzung des Rechts-
wegs zu einer Verfahrensbeschleunigung führen, da bei ÜMÜB-Be-
schwerden nur noch der Bundesgerichtshof (BGH) zuständig ist. 

Das deutsche Wettbewerbsrecht kennt bereits seit 1976 Sonderbestim-
mungen für den Pressebereich, die später auf den Rundfunk erweitert 
wurden. Diese Bestimmungen werden vielfach als außerwettbewerbli-
che Regulierungsziele bezeichnet. Daher wird deren Existenz in einem 
Gesetz, das nach aktuellem Verständnis eigentlich den Wettbewerb 
und nicht Wettbewerber schützen soll, auch kritisch diskutiert. Konkret 
existieren im Rahmen der Fusionskontrolle Multiplikatorfaktoren für die 
Berechnung der Umsatzerlöse von Presse- und Rundfunkunterneh-
men, wodurch eine Absenkung der generell geltenden Aufgreifschwel-
len erfolgt. Seit 2021 wird im Pressebereich das Vierfache der Umsatz-
erlöse und im Rundfunkbereich seit 2013 das Achtfache der Umsatzer-
löse berücksichtigt. Über die Jahre erfolgte hier eine allmähliche Locke-
rung dieser sektorspezifischen Aufgreifschwellen, wodurch die Wett-
bewerbsfähigkeit von Presse- und Rundfunkunternehmen gegenüber 
digitalen Konkurrenten sichergestellt werden soll. Mit Blick auf diese 
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Wettbewerbsfähigkeit erlaubt das GWB seit 2013 auch Sanierungsfusio-
nen im Zeitungs- und Zeitschriftenbereich und sieht seit 2017 eine Aus-
nahme vom Kartellverbot für presseverlagswirtschaftliche Kooperationen vor. 
Ausnahmen vom Kartellverbot wurden im Zuge der letzten zwei No-
vellen auch für sämtliche Kooperationen im Medienbereich und für 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk diskutiert, aber nicht umgesetzt. 

Insgesamt unterscheiden sich die Perspektiven auf Medienplattfor-
men und Medienintermediäre im MStV und auf digitale Plattformen 
und mehrseitige Märkte im GWB aufgrund der Zielausrichtung der je-
weiligen Rechtsgebiete grundsätzlich. Jedoch wird die Verzahnung 
von Medien- und Wettbewerbsrecht an verschiedenen Stellen deutlich, 
insbesondere in der verstärkten Annäherung zwischen den zuständigen In-
stitutionen des Wettbewerbs- und Medienrechts. Das GWB sieht dabei Op-
timierungen bei der Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen relevan-
ten Institutionen vor, u. a. den gegenseitigen Austausch relevanter In-
formationen oder ein gestärktes Stellungnahmerecht der KEK, sofern 
die Genehmigung eines untersagten Zusammenschlusses im Fernseh-
bereich über die Ministererlaubnis angestrebt wird. 

Österreich 

Auch in Österreich fokussieren die Reformvorhaben der vergangenen 
Jahre im Medien- und Wettbewerbsrecht auf Herausforderungen, die 
sich durch die Plattformisierung des Kommunikationssektors und die 
Digitalisierung der Wirtschaft ergeben. Die Analyse zeigt, dass Fragen 
der Marktmachtkontrolle primär im Hinblick auf die ökonomische 
Marktmacht von Internet-Plattformen und somit im Wettbewerbsrecht 
adressiert werden. Dagegen befassen sich Neuerungen im Medienrecht 
primär mit dem Schutz der Nutzer:innen vor schädlichen Inhalten. Eine Re-
form der Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung ist 
nicht geplant. 

Das österreichische Modell der Medienkonzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung setzt primär an der außenpluralistischen Angebots- und 
Eigentumsstruktur an und zielt somit auf eine Vielzahl von unabhängi-
gen Medienunternehmen (Medienvielfalt als Anbietervielfalt) ab, durch 
die eine Berichterstattung unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Meinungen gewährleistet werden soll (Meinungsvielfalt). Charakteris-
tisch für Österreich ist, dass sich struktursichernde Massnahmen für 
den Medienbereich sowohl im Medienrecht als auch im Wettbewerbs-
recht finden.  
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Die medienrechtlichen Konzentrationsregeln des Privatradiogeset-
zes (PrR-G) und des Audiovisuellen Mediendienste-Gesetzes (AMD-G) 
enthalten Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen bei überschneidenden 
Versorgungsgebieten für Medieninhaber sowie spezifische Eigentums-
beschränkungen für Medienverbünde. Diese sind abhängig von der 
Anzahl der versorgten Einwohner:innen und empfangbaren Pro-
gramme in einem Versorgungsgebiet. Für die Veranstaltung von 
Fernsehprogrammen gelten zudem crossmediale Beteiligungsgrenzen 
bei Erreichen bestimmter Reichweiten oder Versorgungsgrenzen. 
Darüber hinaus existieren für Hörfunkveranstalter und für Medien-
diensteanbieter Transparenzregeln hinsichtlich ihrer Eigentums- oder 
Mitgliederverhältnisse sowie Melde- und Bewilligungspflichten bei 
diesbezüglichen Änderungen. Während die struktursichernden Maß-
nahmen primär auf die Anbietervielfalt abzielen, findet die inhaltliche 
Meinungsvielfalt insbesondere im Rahmen der Auswahlverfahren für 
die Erteilung von Zulassungen für analogen Hörfunk Berücksichti-
gung, ebenso wie bei den in Österreich erforderlichen Zulassungen für 
den Betrieb der technischen Infrastruktur zur digital-terrestrischen 
Übertragung von Rundfunkprogrammen (sog. Multiplex-Betreiber). 
Für Multiplex-Betreiber gelten zusätzlich Grundsätze der Nichtdiskri-
minierung und Auffindbarkeit, die in Ansätzen an die vielfaltsorien-
tierten Bestimmungen für Benutzeroberflächen und Intermediäre im 
deutschen MStV erinnern. 

Als Spezifikum der österreichischen Medienkonzentrationskontrolle 
kommen den wettbewerbsrechtlichen Vorschriften besondere Bedeu-
tung zu, da sie explizit die Medien- und Meinungsvielfalt als Rege-
lungsziel anerkennen und seit 1993 Sonderbestimmungen für Medienzu-
sammenschlüsse enthalten. Wie das deutsche GWB enthält das österrei-
chische Kartellgesetz (KartG) Multiplikatorfaktoren für die Berech-
nung von Umsatzerlösen im Medienbereich, die im Unterschied zu 
Deutschland seit 1993 unverändert bestehen und zu einem schnelleren 
Aufgreifen von Medienzusammenschlüssen führen. Darüber hinaus 
müssen bei anmeldepflichtigen Medienzusammenschlüssen genaue 
Angaben zu einer möglichen Beeinträchtigung der Medienvielfalt ge-
macht werden. Zusammenschlüsse, von denen zu erwarten ist, dass sie 
die Medienvielfalt beeinträchtigen, sind zu untersagen. 

Gleichzeitig enthält das KartG Ausnahmen vom Kartellverbot für 
Presseunternehmen, die 2017 – in Anlehnung an Vorschriften des deut-
schen GWB – auf Vereinigungen von Presseverlagen und Presse-Gros-
sisten ausgeweitet wurden. Dies mit dem Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber digitalen Wettbewerbern zu stärken. Damit anerkennt auch der 
österreichische Gesetzgeber die wirtschaftlichen Herausforderungen 
für traditionelle Medienunternehmen durch Internet-Plattformen.  

Medienrechtliche 
Konzentrationsregeln 
enthalten Zulassungs- 
und Beteiligungsgrenzen 
sowie Transparenz-
regeln 

 

 

 

 

 

 

Meinungsvielfalt in 
Auswahlverfahren bei 
Zulassungen für 
analogen Hörfunk und 
für Multiplex-Betreiber 
zentral 

KartG enthält 
Sonderbestimmungen für 
Medienzusammen-
schlüsse 

Ausnahme vom 
Kartellverbot für 
Presseunternehmen 
dient Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber digitalen 
Wettbewerbern 



x  _____________________________________________________________________________________  Executive Summary 

 

Die ausgeprägte Verzahnung des Wettbewerbsrechts mit dem Medien-
recht begründet auch die stärkere behördliche Zusammenarbeit zwi-
schen der österreichischen Kommunikationsbehörde (KommAustria) 
und der Bundeswettbewerbsbehörde (BWB). Im Hinblick auf die Digi-
talisierung der Märkte vertieft die BWB zudem die Zusammenarbeit 
mit dem Fachbereich Telekommunikation und Post der RTR (RTR.Te-
lekom.Post), die in diesem Zusammenhang im Jahr 2020 ein System 
zum Monitoring von digitalen Kommunikationsplattformen und Ga-
tekeepern einführte. 

Die Anfang der 2000er-Jahre in einigen europäischen Ländern ein-
setzende Abkehr von sektorspezifischen Bestimmungen ist auch in Öster-
reich zu erkennen. So wurden 2001 striktere Cross-Ownership-Bestim-
mungen in den Rundfunkgesetzen sowie 2005 die Möglichkeit zur Ent-
flechtung von Medienunternehmen im KartG abgeschafft. Weitere Lo-
ckerungen folgten 2012 im Hinblick auf die Digitalisierung des Medi-
ensektors. Seither sind die Vorschriften der traditionellen Medienkon-
zentrationskontrolle im Medien- und Wettbewerbsrecht unverändert. 
Auch zeigt sich derzeit keine ausgeprägte Diskussion um eine Reform 
der Konzentrationsregelungen. 

Dagegen fokussieren die Reformbestrebungen der vergangenen 
Jahre sowohl im Medien- als auch im Wettbewerbsrecht primär auf An-
passungen an die Besonderheiten von Internet-Plattformen. Im Unter-
schied zu Deutschland verfolgt die jüngste Novelle des AMD-G von 
2021 allerdings nicht das Ziel, digitale Intermediäre und Internet-Platt-
formen in die Vielfaltssicherung miteinzubeziehen, sondern führt in 
Umsetzung der europäischen AVMD-Richtlinie neue inhaltliche Vor-
gaben für Video-Sharing-Plattformen zum Schutz der Nutzer:innen vor 
schädlichen Inhalten ein. In diesem Zusammenhang trat im Januar 2021 
auch das Kommunikationsplattformen-Gesetz (KoPl-G) als Teil eines 
breiteren Maßnahmenpakets gegen Hass im Netz in Kraft.  

Die Vorschriften des KartG wurden durch Novellen in den Jahren 
2017 und 2021 in Anlehnung an das deutsche Wettbewerbsrecht punk-
tuell an die Digitalwirtschaft und die besondere Marktmacht digitaler 
Plattformen angepasst. Seit 2021 werden z. B. die Besonderheiten mehr-
seitiger digitaler Märkte (z. B. Intermediationsmacht, Datenvorteile und 
Netzwerkeffekte) ausdrücklich anerkannt. Ebenso wird die Notwen-
digkeit frühzeitiger Eingriffsmöglichketen und Verfahrensbeschleunigung 
aufgrund der Dynamik digitaler Märkte berücksichtigt. So kann das 
Kartellgericht (KG) neu ein Verfahren zur Feststellung einer marktbeherr-
schenden Stellung auf einem mehrseitigen digitalen Markt einleiten, u. a. 
auf Antrag der KommAustria. Im Gegensatz zur ÜMÜB-Vorschrift in 
Deutschland sind an die Feststellung jedoch keine spezifischen Miss-
brauchstatbestände geknüpft, was auch kritisiert wurde. Darüber hin-
aus wurde das Konzept der relativen Marktmacht gestärkt, das nun auch 
die Zugangsverweigerung zur Intermediationsleistung durch digitale 
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Plattformen umfasst. Mit der Novelle von 2017 wurde zudem in der 
Fusionskontrolle eine Transaktionsschwelle wie in Deutschland einge-
führt, um strategische Übernahmen in Plattformmärkten erfassen zu 
können. 

Schweiz 

Anders als in den anderen untersuchten Ländern zeigt sich die schwei-
zerische Medien- und Wettbewerbspolitik im Hinblick auf Anpassun-
gen des Rechtsrahmens an die Besonderheiten digitaler Plattformen 
und Intermediäre eher zurückhaltend. Der strategische Fokus der 
Schweiz im Umgang mit der wachsenden Rolle von Intermediären und 
Plattformen liegt nicht wie in Deutschland auf deren expliziter Adres-
sierung im Medien- und Wettbewerbsrecht, sondern auf der Förderung 
von einheimischen Medien und Service-public-Angeboten zur Stärkung des 
Medienstandorts Schweiz. 

Wie auch die nachfolgenden Darstellungen zeigen, sind in der 
Schweiz die Begriffe der Meinungs- und Angebotsvielfalt zentral, die je-
doch nicht gesetzlich definiert sind. In der schweizerischen Bundesver-
fassung (BV) ist die Vielfalt der Ansichten verankert. Auch wenn der 
Bundesrat bei der Einführung dieser Bestimmung in die BV argumen-
tierte, dass eine Gewährleistung eines intensiven Wettbewerbs zwi-
schen einer Vielzahl von Medien mit einer Vielfalt von Inhalten zentral 
sei, so tritt die Anbietervielzahl in der Praxis in den Hintergrund. Dies 
aufgrund der landesspezifischen Besonderheiten, wie potenziell kleine 
relevante Märkte (u. a. wegen Vielsprachigkeit) und aufgrund des 
Drucks, dem nationale Medienunternehmen durch das gleichsprachige 
Medienangebot der großen Nachbarstaaten ausgesetzt sind. 

Die im Bundesgesetz für Radio und Fernsehen (RTVG) verankerte 
Medienkonzentrationskontrolle war in den vergangenen Jahren durch 
eine Aufhebung von rundfunkspezifischen Konzentrationsregeln geprägt. 
Insbesondere die 2016 in Kraft getretene letzte Teilrevision des RTVG 
führte zu einer Abschwächung der medienkonzentrationsrechtlichen 
Bestimmungen. Seitdem stellt z. B. die Nicht-Gefährdung der Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt keine Voraussetzung mehr für die Ertei-
lung einer Rundfunkkonzession dar. Auch die «Zwei plus zwei»-Regel 
soll im Rahmen des neuen Maßnahmenpakets zugunsten der Medien 
vom Juni 2021 aufgehoben werden. Diese Regel sah bislang eine Be-
schränkung des Konzessionserwerbs eines Veranstalters auf maximal je 
zwei Fernsehkonzessionen und zwei Radiokonzessionen vor. 

Somit wird nur noch eine struktursichernde Vorschrift im RTVG ver-
bleiben. Diese sieht vor, dass bei gleichwertigen Bewerbungen im Kon-
zessionierungsverfahren die Bereicherung der Meinungs- und Angebots-
vielfalt ein Präferenzkriterium für die Erteilung der Konzession sein 
kann. Außerdem können – wie im UK – mittels Konzessionen auch 
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private Veranstalter mit der Erfüllung eines Leistungsauftrags betraut 
werden und so zur Vielfaltssicherung beitragen. 

Darüber hinaus existieren im RTVG verhaltensbezogene Vorschrif-
ten, die ausdrücklich die Handhabung von «Gefährdung der Meinungs- 
und Angebotsvielfalt» in den Blick nehmen. In der Praxis hat die darin 
maßgebliche Bestimmung nur eine geringe Bedeutung, u. a. weil sie 
nur auf Missbrauch bei Marktbeherrschung fokussiert und Korrektu-
ren ausschließlich auf der Rundfunkseite vorgenommen werden dür-
fen, z. B. wenn ein Rundfunkunternehmen seine marktbeherrschende 
Stellung im Zeitungsmarkt missbraucht.  

In dieser Maßnahme kommt eine starke Verzahnung von Medien- und 
Wettbewerbsrecht zum Ausdruck, die für die Regulierung der Medien-
konzentration in der Schweiz prägend ist. So soll die Prüfung der Ge-
fährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt explizit anhand kartell-
rechtlicher Grundsätze erfolgen. Der Begriff der marktbeherrschenden 
Stellung entspricht z. B. jenem des Kartellgesetzes (KG) und die 
schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO) ist für dessen Fest-
stellung und die Definition des relevanten Marktes verantwortlich. 
Dem Konzept der Marktbeherrschung aus dem Wettbewerbsrecht 
kommt daher eine besondere Rolle für die Bestimmung der Gefähr-
dung der Meinungs- und Angebotsvielfalt in der Schweiz zu. Anders 
als beim Konzept der vorherrschenden Meinungsmacht in Deutsch-
land ist nicht das Erreichen eines bestimmen Schwellenwerts für die 
Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt ausschlaggebend, 
sondern explizit der Missbrauch einer Marktbeherrschung im wettbewerbs-
rechtlichen Sinn. Die Verzahnung von Wettbewerbs- und Medienrecht 
zeigt sich auch hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwischen der 
WEKO und dem Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation (UVEK), die unter anderem mit der Teilrevision des RTVG 
von 2015 eine Klarstellung erfahren hat. So soll nun ausdrücklich die 
WEKO die Marktabgrenzung bei Verfahren der «Gefährdung der Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt» vornehmen, während dem UVEK die Prü-
fung des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung aus einer publi-
zistischen Perspektive zukommt. 

Bereits 2003 wurde im KG die verschärfte Meldepflicht für Zusam-
menschlüsse von Medienunternehmen durch medienspezifische Aufgreif-
kriterien in der Zusammenschlusskontrolle abgeschafft — anders als in 
Deutschland oder Österreich, wo trotz teilweiser Anpassungen solche 
Vorschriften nach wie vor existieren. Das KG enthält somit keine medi-
enspezifischen Sonderbestimmungen mehr. Eine Berücksichtigung von me-
dienpolitischen Erwägungen wie der Meinungsvielfalt käme lediglich 
im Rahmen der bislang nicht erfolgten Ausnahmegenehmigungen 
durch den Bundesrat in der Missbrauchsaufsicht und Fusionskontrolle 
in Betracht. Insgesamt wird in der schweizerischen Wettbewerbspolitik 
dennoch die Frage diskutiert, inwieweit außerwettbewerbliche Ziele 
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wie die Meinungs- und Medienvielfalt im Wettbewerbsrecht Berück-
sichtigung finden sollen. Die WEKO ist in diesem Zusammenhang be-
strebt, weiterhin Wettbewerb und nicht Wettbewerber zu schützen und 
die Einführung wesensfremder Elemente im Wettbewerbsrecht zu verhin-
dern. 

Anders als in Deutschland befasst sich das schweizerische Wettbe-
werbsrechts nicht explizit mit digitalen Intermediären und Plattfor-
men. Insgesamt zeigt sich die Wettbewerbspolitik in der Schweiz im 
Hinblick auf mögliche Anpassungen des Wettbewerbsrechts an die Be-
sonderheiten digitaler Märkte und die Einbeziehung von Online-Platt-
formen und -Intermediären eher zurückhaltend. Das neu im KG ent-
haltene Konzept der relativen Marktmacht sowie der geplante SIEC-Test, 
die beide bereits im deutschen GWB existieren, könnten ggf. hinsicht-
lich der Regulierung von Intermediären und Plattformen Wirkung ent-
falten, auch wenn sie dezidiert nicht mit dieser Absicht eingeführt wur-
den und andere Aspekte adressieren. 

Wie in Deutschland gab es in der Schweiz in den vergangenen Jahren 
verstärkt Diskussionen über die Notwendigkeit von Veränderungen in 
der Mediengesetzgebung angesichts einer konvergenten Medienord-
nung. Vielfaltsthemen waren in den diskutierten Reformen zentral. An-
stelle der Schaffung spezifischer Bestimmungen für digitale Intermedi-
äre und Plattformen im Wettbewerbs- oder Medienrecht wurden je-
doch verstärkt Bemühungen diskutiert, die Konkurrenzfähigkeit von 
nationalen Medienanbietern gegenüber digitalen Plattformen zu stär-
ken. Zwar scheiterte der Versuch, das auf lineares Radio- und Fernse-
hen fokussierte RTVG durch ein Bundesgesetz über elektronische Me-
dien vollständig zu ersetzen. Das 2021 beschlossene neue Maßnahmen-
paket zugunsten der Medien sieht jedoch Neuerungen im RTVG und 
die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes für die Förderung von On-
line-Medien vor. Im Unterschied zum deutschen MStV werden Inter-
mediäre oder Plattformen darin nicht explizit adressiert. Stattdessen 
liegt der Schwerpunkt auf wirtschaftlichen Fördermaßnahmen für einhei-
mische Online-Medienangebote, insbesondere solchen mit einem regiona-
len und lokalen Fokus, um am Medienstandort Schweiz ein Gegengewicht 
zu internationalen Intermediären und Plattformen zu schaffen. Zu-
gleich wird die Rolle von Intermediären und Plattformen auch in der 
schweizerischen Medienpolitik verstärkt beobachtet und evaluiert, wie 
eine Reihe von Studien zeigt, die das BAKOM in Auftrag gegeben hat. 
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Vereinigtes Königreich 

Ähnlich wie in anderen Ländern wird im UK die Anpassung des 
Rechtsrahmens an die Besonderheiten von Internet-Plattformen als po-
litische Priorität und Notwendigkeit angesehen. Die Reformvorhaben 
befinden sich jedoch großteils erst in Planung bzw. in Diskussion. Im Juni 
2021 hat das Office of Communications (Ofcom) ein Konsultationsver-
fahren über «The Future of Media Plurality in the UK» eröffnet. Ein Fokus 
liegt dabei auf der Frage, welche Rolle Online-Intermediäre und Algo-
rithmen für die Nachrichtennutzung und Medienvielfalt spielen. Von 
Relevanz ist auch die Frage, ob das Ofcom Kompetenzen zur regelmä-
ßigen Überprüfung der Medienkonzentration außerhalb der Zusam-
menschlusskontrolle erhält bzw. auch bei internem Wachstum von Un-
ternehmen aktiv werden darf. Letzteres ist ein Aspekt, der auch beim 
deutschen Zuschaueranteilsmodell eine Rolle spielt. Ebenso wird der-
zeit ein Konsultationsverfahren zu Video-on-Demand-Diensten (z. B. Net-
flix) durchgeführt, einschließlich Fragen zur Anpassung der Pro-
grammstandards an jene des linearen Fernsehens. Darüber hinaus 
plant die britische Regierung eine Reform der wettbewerbsrechtlichen 
Vorschriften und führt dazu bis Oktober 2021 ein Konsultationsverfah-
ren durch. Ziel des «New Pro-competition Regime for Digital Markets» ist 
die adäquate Erfassung von digitalen mehrseitigen Märkten und Inter-
net-Plattformen. 

Wie auch der Titel des Konsultationsverfahrens von Ofcom zeigt, ist 
im UK insbesondere der Begriff der «media plurality» zentral. Dieser 
umfasst sowohl die Sicherstellung einer Vielfalt an verfügbaren Mei-
nungen als auch eine Anbietervielzahl. Letzteres fokussiert auf das Ver-
hindern eines zu großen Einflusses einzelner Medieninhaber über die 
öffentliche Meinung und politische Agenda. Vielfach wird zwischen 
«diversity» und «plurality» unterschieden, wobei ersteres die Inhalte 
und letzteres die Anbieter meint. 

Die Einführung des Communications Act 2003 führte zu einer star-
ken Deregulierung der Medienkonzentrationskontrolle im UK, gleichzeitig 
gewann das Wettbewerbsrecht an Bedeutung. Dies nicht nur wegen 
der allgemeinen Bestimmungen, sondern auch aufgrund der Einfüh-
rung medienspezifischer Aspekte in die Zusammenschlusskontrolle 
und der Gründung des Ofcom als sektorspezifische Medienaufsichts- 
und Wettbewerbsbehörde. Das Ofcom hat umfassende Kompetenzen 
für Wettbewerbsfragen und ist für den Kommunikationssektor ge-
meinsam mit der Competition and Markets Authority (CMA) für diese 
Fragen zuständig. 
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Der in das Wettbewerbsrecht integrierte Media Public Interest Test er-
laubt beispielsweise eine Berücksichtigung von medienpolitischen Er-
wägungen. Dazu zählen die Sicherung der Anbieter-, Angebots- und Mei-
nungsvielfalt, die gesetzlich als öffentliche und außerökonomische Interessen 
gelten, und auf Basis derer ein Zusammenschluss auch untersagt wer-
den darf. Diese öffentlichen Interessen können vom Secretary of State 
mit Bestätigung des Parlaments auch neu definiert werden. So wurde 
2019 die Einführung eines Public Interest Tests für datengetriebene Zu-
sammenschlüsse zur Diskussion gestellt und im laufenden Konsultati-
onsverfahren des Ofcom zur Medienvielfalt wird die Ausweitung des 
Tests auf Zusammenschlüsse mit sogenannten «news creators» vorge-
schlagen. Dies betrifft plattformunabhängig alle Einrichtungen, die die 
redaktionelle Kontrolle über die Erstellung und Veröffentlichung von 
Nachrichtenmaterial durch Journalisten haben. Diese Möglichkeit der 
Adaption ist auch insofern relevant, da der Media Public Interest Test 
derzeit nur bei Beteiligung von Presse- und/oder Rundfunkunterneh-
men greift, auch wenn schließlich für die Prüfung der Medienkonzent-
ration alle Märkte in den Blick genommen werden. Abhängig von der 
Art des Zusammenschlusses werden in jenen Fällen, wo ein Media 
Public Interest Test durch den Secretary of State angeordnet wird, unter-
schiedliche Kriterien überprüft, z. B. die sachlich korrekte Nachrichten-
darstellung, ausreichende Meinungsvielfalt in Zeitungen oder ausrei-
chende Vielzahl von Personen. Es gibt jedoch keine konkreten Kriterien 
bzw. gesetzlich definierten Grenzwerte, nach denen diese Aspekte kon-
trolliert werden. Das Ofcom berücksichtigt für die Messung der Medi-
enkonzentration bzw. -vielfalt sowohl Print, Radio, Fernsehen als auch 
Online-Medien, beschränkt sich dabei aber auf den relevanten Markt der 
Nachrichten und des Zeitgeschehens («news and current affairs») als be-
sonders meinungsbildungsrelevante Inhalte. 

Da die Sicherstellung vielfältiger, qualitativ hochwertiger Inhalte ein 
zentrales Anliegen im UK ist, können – wie auch in der Schweiz – pri-
vate Fernsehprogramme, genauer jene in Channel 3 und Channel 5, mit 
einem Public-Service-Auftrag betraut werden. Insgesamt genießen 
Public-Service-Programme einen Must-Carry-Status, haben aber gleich-
zeitig Must-Offer-Verpflichtungen. Zudem plant die britische Regierung 
weitere Änderungen in der Rundfunkregulierung, die auch potenziell 
für die Vielfaltssicherung relevant sein könnten. Wie in Deutschland 
wird über die Auffindbarkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks disku-
tiert, unter anderem im Zusammenhang mit der Platzierung in EPGs 
und in Bezug auf potenzielle neue Pflichten von Video-on-Demand-
Anbietern. Die Regulierung von Inhalten auf Online-Plattformen (z. B. 
im aktuell vorgeschlagenen «Online Safety Bill» in Bezug auf neue Re-
geln für Video-Sharing-Plattformen) fokussiert dagegen vor allem auf 
die Regulierung von schädlichen Inhalten und nicht auf Vielfaltsvorgaben. 
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Aktuell geltende Medienkonzentrationsregeln fokussieren auf die Siche-
rung der Anbietervielfalt und darauf, ungebührenden Meinungsein-
fluss zu reduzieren. Von besonderer Relevanz sind die crossmediale 
Eigentumsbeschränkung, die als «20/20-Rule» bekannt ist, wonach na-
tionale Zeitungsunternehmen und Channel-3-Lizenzinhaber gegensei-
tig nicht mehr als 20 % besitzen dürfen. Die «Channel 3 Appointed News 
Provider-Rule» legt fest, dass die Inhaber einer Channel 3-Lizenz einen 
Nachrichtenanbieter ernennen müssen. Des Weiteren wird die Eigentü-
merstruktur bei Public-Service-Fernsehprogrammen kontrolliert, die es öf-
fentlich-rechtlichen Anbietern verbietet, Channel 3- und Channel 5-Li-
zenzen zu halten. Schließlich wird der Marktzutritt auch über Zulas-
sungen kontrolliert, beispielsweise über die «disqualified persons restric-
tions», die bestimmte Gruppen generell ausschließen, z. B. politische 
Parteien. Das Ofcom hat bei Zulassungen eine besondere Rolle ebenso 
wie beim erwähnten Media Public Interest Test. Bei der Lizenzvergabe 
für Lokalradios muss es die Eigentumsverhältnisse berücksichtigen bzw. 
gegebenenfalls die Vielfalt bei der Lizenzierung von bestimmten regio-
nalen und lokalen kommerziellen Radios. 

Die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften im UK finden sich primär 
in zwei Gesetzen, dem Competition Act von 1998 und dem Enterprise 
Act von 2002, in letzteren ist auch der Media Public Interest Test inte-
griert. Von besonderer Bedeutung sind die geteilten Zuständigkeiten des 
Ofcom mit der CMA. In den Sektoren elektronische Kommunikation, 
Rundfunk und Postwesen kann das Ofcom wettbewerbsrechtliche 
Bestimmungen durchsetzen und beispielsweise das Kartellverbot und 
den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung kontrollieren so-
wie Marktstudien und -untersuchungen durchführen. Im Rahmen der 
Zusammenschlusskontrolle kann es nur nach Aufforderung des Secre-
tary of State beim Media Public Interest Test aktiv werden bzw. im Auf-
trag der CMA weitere Einschätzungen bei lokalen Medienzusammen-
schlüssen unter Beteiligung von Zeitungen und/oder kommerziellem 
Rundfunk abgeben. 

Anders als in Deutschland gibt es keine allgemeine Ausnahme vom 
Kartellverbot für Presseunternehmen. Ausgenommen sind aber Vernet-
zungsvereinbarungen zwischen Channel 3-Lizenzinhabern oder die Ab-
reden zwischen Channel 3-Lizenzinhabern bei der gesetzlich geforder-
ten Nennung eines Nachrichtenanbieters.  
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Wie erwähnt sind die Reformvorhaben im Wettbewerbsrecht noch 
nicht umgesetzt, geplant ist aber beispielsweise die Einführung beson-
derer Regeln für Unternehmen mit einem «Strategic Market Status» (SMS), 
um die mächtigsten digitalen Unternehmen regulieren zu können. Als 
SMS-Unternehmen sollen jene Unternehmen gelten, die aufgrund einer 
substanziellen und etablierten Marktmacht hinsichtlich mindestens ei-
ner bestimmten digitalen Tätigkeit über eine strategische Position ver-
fügen und daher ein besonderes Gefährdungsrisiko darstellen. Diese 
Unternehmen sollen einem verpflichtenden und durchsetzbaren Verhal-
tenskodex unterliegen. Dieser soll rechtlich verbindliche Prinzipien ent-
halten, und helfen, wettbewerbsschädliches Verhalten im Vorfeld zu 
verhindern. Konkret soll dieser u. a. Selbstbevorzugung verbieten und 
Interoperabilität vorschreiben sowie bestimmte Plattformen dazu ver-
pflichten, Nutzer:innen Informationen über die Extraktion und Verarbei-
tung ihrer Daten zur Verfügung zu stellen. Zudem soll der Verhaltens-
kodex auch das Verhältnis zwischen Online-Plattformen und Inhalte-
anbietern wie Presseverlagen adressieren. Insgesamt weisen diese Best-
immungen Ähnlichkeiten zur ÜMÜB-Vorschrift in Deutschland auf. 

Für die Fusionskontrolle werden Anpassungen der Aufgreifschwellen 
diskutiert, die eine erleichterte Prüfung von Killerakquisitionen ermög-
lichen sollen, ebenso wie eine Meldepflicht und Transaktionswertschwelle 
für Zusammenschlüsse von Unternehmen mit SMS. Darüber hinaus 
sollen bei der Beurteilung einer erheblichen Verminderung des Wett-
bewerbs auch Nicht-Preis-Faktoren einfließen können, wie beispiels-
weise Aufmerksamkeit, Daten, Qualität und Privatsphäre. 

Spezifisch für das britische Wettbewerbsrechts ist zudem das Instru-
mentarium der Marktstudien und -untersuchungen, die eine umfassende 
Prüfung von Märkten auch außerhalb der traditionellen wettbewerbs-
rechtlichen Durchsetzungsbefugnisse ermöglichen und im Kontext von 
digitalen Märkten und Plattformen weiter an Bedeutung gewinnen 
könnten. Die Kompetenzen der britischen Wettbewerbsbehörden ge-
hen dabei über jene des Bundeskartellamts bei Sektoruntersuchungen 
hinaus. 

Vor dem Hintergrund der genannten Regulierungsbestrebungen ge-
winnt auch die von der britischen Regierung betonte Notwendigkeit 
einer Kohärenz der wettbewerbsrechtlichen Regeln mit sektorspezifischer Re-
gulierung zunehmend an Bedeutung. Dies kommt z. B. in der Schaffung 
des Digital Regulation Cooperation Forum (DRCF) zur Förderung sek-
torübergreifender Zusammenarbeit bei der Regulierung digitaler 
Märkte zum Ausdruck. 
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USA 

In den USA ist die Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssiche-
rung durch ein starkes Vertrauen in die selbstregulierenden Kräfte des 
freien Wettbewerbs geprägt. Dies zeigt sich einerseits in der früh einset-
zenden, schrittweisen Deregulierung des Rundfunkbereichs, bei der viele 
struktursichernde Maßnahmen aufgegeben oder gelockert wurden. 
Andererseits begannen die Reformen im Hinblick auf die Digitalisie-
rung und Plattformisierung der Märkte relativ spät und nehmen pri-
mär die ökonomische Markt- bzw. Monopolmacht digitaler Plattformen so-
wie deren potenziell wettbewerbswidrige Praktiken in den Blick. Diese 
sollen durch Anpassungen der klassischen wettbewerbsrechtlichen In-
strumente verhindert werden. Eine verstärkte Diskussion über eine Re-
form des Medienkonzentrationsrechts unter Einbeziehung von Inter-
mediären und deren Meinungsmacht zeigt sich in den USA hingegen 
nicht.  

Die Vorschriften zur Medienkonzentrationskontrolle und Vielfalts-
sicherung werden in den USA von der Federal Communications Com-
mission (FCC) für den Rundfunkbereich erlassen. Die Analyse zeigt, 
dass weiterhin das traditionelle Prinzip des «public interest, convenience 
or necessity» (PICON) als Standard für die Rechtfertigung der Rund-
funkregulierung gilt. Demnach tragen Rundfunkveranstalter, denen 
das Privileg zur Nutzung knapper Rundfunkfrequenzen gewährt wird, 
eine Verantwortung gegenüber dem allgemeinen öffentlichen Interesse 
(«public trustee-Modell»). Dennoch zeichnet sich seit längerem eine all-
mähliche Neuauslegung des PICON-Standards ab, mit der die schritt-
weise Lockerung der medienrechtlichen Konzentrationsregeln ange-
stoßen wurde und die den Fokus auf Markt- und Nutzerinteressen legt. 
Verstärkt wurde die Tendenz zur Deregulierung durch den Telecom-
munications Act von 1996, der die FCC verpflichtet, die medienrechtli-
chen Konzentrationsregeln regelmäßig zu überprüfen. Dies hinsicht-
lich der Vereinbarkeit mit dem öffentlichen Interesse und mit den Ent-
wicklungen in der Branche. Die langwierigen Verfahren zur Überprü-
fung der Vorschriften wurden über die Jahre hinweg wiederholt durch 
gerichtliche Entscheidungen verzögert. Zuletzt bestätigte der Oberste 
Gerichtshof im April 2021 die Abschaffung einer Reihe von struktursi-
chernden Maßnahmen, darunter zum Cross-Ownership, die die FCC 
2017 verabschiedet hatte. Erste Deregulierungsschritte wurden u. a. mit 
dem Argument begleitet, dass traditionelle Rechtfertigungen für die 
sektorspezifische Regulierung empirisch belegt werden müssten. In die-
sem Zusammenhang führte die FCC 2003 den Diversity Index ein, ein 
medienspezifisches Instrument zur Messung von Standpunkte-Kon-
zentration bzw. -Vielfalt («viewpoint concentration» bzw. «viewpoint 
diversity»), das insbesondere aufgrund methodischer Kritik wieder zu-
rückgezogen wurde. Dabei räumte die FCC ein, dass sich die vielen 
qualitativen und quantitativen Kriterien bei der 
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Medienkonzentrationskontrolle kaum auf eine mathematische Formel 
reduzieren lassen und eine empirische Erfassung damit an starke Gren-
zen stoße. 

Insgesamt zielt das Modell der Medienkonzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung in den USA auf die Förderung von «diversity», «com-
petition» und «localism» ab. Dabei ist die Vorstellung des «Marketplace of 
Ideas» richtungsweisend, nämlich dass der ungehinderte Wettbewerb 
einer größtmöglichen Anzahl an Ideen und Informationen aus unter-
schiedlichen und gegensätzlichen Quellen Bürger:innen letztlich zur 
Wahrheitsfindung befähige. Zur Umsetzung dieser Ziele erlässt die 
FCC Vorschriften zur Eigentumsbeschränkung im Rundfunkbereich, die 
primär eine Vielzahl von unabhängigen Anbietern («outlet diversity») 
und dadurch eine Vielfalt von Inhalten und Standpunkten («viewpoint 
diversity») gewährleisten sollen. Darüber hinaus wird in den USA be-
sonderer Wert darauf gelegt, wettbewerbsfördernde Marktstrukturen zu 
schaffen, ebenso wie Markteintrittsmöglichkeiten für benachteiligte Grup-
pen und kleine Unternehmen. 

Konkret enthalten die verbleibenden Medienkonzentrationsregeln 
im Rahmen des Lizenzierungssystems Eigentumsgrenzen bei über-
schneidenden Empfangssignalen von Radio- und Fernsehsendern im selben 
lokalen Marktgebiet, eine landesweite Reichweitenobergrenze für den Be-
sitz mehrerer Fernsehsender sowie ein Zusammenschlussverbot für die 
größten überregionalen Networks (CBS, ABC, NBC und Fox). Darüber 
hinaus existiert in den USA ein duales Prüfverfahren für Zusammen-
schlüsse im Telekommunikationsbereich, sofern FCC-Lizenzen betroffen 
sind. Diese müssen zusätzlich zur Prüfung durch die Wettbewerbsbe-
hörden auch von der FCC hinsichtlich der Auswirkungen auf das öf-
fentliche Interesse (z. B. Vielfaltsaspekte) beurteilt werden. In den ver-
gangenen Jahren wurde auch über die Berücksichtigung nicht-wettbe-
werblicher Kriterien im allgemeinen Wettbewerbsrecht diskutiert. Ein 
im Jahr 2019 vorgebrachter Vorschlag des Stigler Committee on Digital 
Platforms zur Einbeziehung von «media plurality» in die Fusionskon-
trolle, gemessen als Aufmerksamkeitsanteil eines Medienanbieters, hat 
bislang keinen Eingang in Reformvorschläge gefunden. 

Die Analyse zeigt, dass die negative Medienkonzentrationskontrolle 
in den USA offenbar verstärkt in den Hintergrund rückt. Auch lässt 
sich derzeit keine ausgeprägte Diskussion um eine Reform der traditi-
onellen Medienkonzentrationskontrolle unter Einbeziehung von Inter-
mediären erkennen. Dagegen zeigt sich, dass vielfaltsfördernde Maßnah-
men an Bedeutung gewinnen. 2018 wurde beispielsweise ein Inkubator-
programm lanciert, das neue, kleine oder wirtschaftlich schwache 
Marktteilnehmer mit etablierten Rundfunkveranstaltern zusammen-
bringen soll, die als Inkubatoren erstere finanziell oder technisch unter-
stützen und dafür von den Eigentumsregeln im Radiobereich befreit 
werden können. Darüber hinaus sehen verschiedene 
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Reformvorschläge eine Stärkung traditioneller Medienunternehmen vor. 
Hierbei sollen v. a. lokale Medienunternehmen sowie die Presse gegen-
über digitalen Wettbewerbern gestärkt werden. Darüber hinaus gibt es 
Vorschläge, kleinere Unternehmen und Start-ups vor einer Übernahme 
durch marktmächtige Plattformen zu schützen, wodurch der Schutz 
von Wettbewerbern betont wird. 

Nach einer langen Zeit des Laissez faire setzt die Wettbewerbspolitik 
in den USA nun einen strategischen Fokus auf die Bekämpfung markt-
mächtiger Internet-Plattformen. Dies zeigt sich an einer Reihe von rich-
tungsweisenden Kartellverfahren, die gegen die «Big Four» (Amazon, 
Apple, Facebook und Google) initiiert wurden. Darüber hinaus lan-
cierte das House Committee on the Juidiciary 2019 eine 16-monatige 
Untersuchung zum Stand des Wettbewerbs in digitalen Märkten. Vor 
diesem Hintergrund wurden 2021 verschiedene Reformvorschläge und 
Gesetzesinitiativen eingebracht, durch die das Wettbewerbsrecht an 
die besonderen Gegebenheiten digitaler Plattformmärkte angepasst und 
frühzeitigere Eingriffsmöglichkeiten gegenüber digitalen Plattformen ge-
schaffen werden sollen. 

Neben dem Konzept der Marktmacht bzw. Monopolmacht, das weiter-
hin zentral bleibt, soll neu auch das Konzept der Monopsonmacht Einzug 
in das Wettbewerbsrecht finden. Damit soll die Nachfragemacht von 
Plattformen erfasst werden, z. B. die Beeinflussung von Kaufpreisen. 
Durch die geplanten Reformen soll zudem verhindert werden, dass 
marktbeherrschende Internet-Plattformen ihre Kontrolle über mehrere 
Geschäftsbereiche derart ausnutzen, um sich selbst zu bevorzugen oder 
Wettbewerber strategisch zu benachteiligen. Darüber hinaus sollen 
Marktzutrittsschranken und Wechselkosten für Unternehmen und 
Konsument:innen reduziert werden, indem Anforderungen an die In-
teroperabilität und Datenübertragbarkeit gestellt werden. Die Bestimmun-
gen sollen in Abhängigkeit der Größe der Plattformen greifen, gemes-
sen an der Anzahl Nutzer:innen sowie am Umsatz. Zusätzlich sollen 
potenziell wettbewerbswidrige Auswirkungen von Zusammenschlüs-
sen und Übernahmen bereits im Anfangsstadium gestoppt werden 
können, u. a. durch eine stärkere Berücksichtigung von Nicht-Preis-Fak-
toren und einem risikobasierten Standard zum Verbot von Fusionen. 
Schließlich sollen die Federal Trade Commission (FTC) und das De-
partment of Justice (DOJ), die gemeinsam für die Durchsetzung der An-
titrust-Gesetze zuständig sind, mit den dafür notwendigen Ressourcen 
ausgestattet werden. 
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Erkenntnisse der vergleichenden Analyse 

Die vergleichende Analyse zeigt für die untersuchten Länder insbeson-
dere folgende zentrale Erkenntnisse. 

Deutschland nimmt durch frühzeitige und genuine Reformen im Hin-
blick auf Online-Intermediäre und Internet-Plattformen eine Vorreiter-
rolle ein. 

Deutschland legt im MStV 2020 einen genuinen neuen Ansatz der Ein-
bindung von Internet-Plattformen in das System der Vielfaltssicherung 
vor und nimmt damit unter den untersuchten Ländern eine Vorreiter-
rolle ein. Durch die Anwendung des Marktortprinzips werden hierbei 
Online-Intermediäre mit Sitz im Ausland in die Pflicht genommen, so-
fern deren Dienste für die Nutzung in Deutschland bestimmt sind. 
Diese Abweichung vom Herkunftslandprinzip hat bei der Europäi-
schen Kommission grundsätzliche Bedenken bezüglich der Vereinbar-
keit mit europäischen Vorgaben hervorgerufen. So konnte beispiels-
weise die Medienintermediärs-Satzung, die die im MStV enthaltenen 
Transparenzvorgaben und Diskriminierungsverbote konkretisiert, bis-
her nicht in Kraft treten, da die Europäische Kommission deren Verein-
barkeit noch prüft. Bereits in der Vergangenheit hat die Europäische 
Kommission die unterschiedlichen Medienkonzentrationsbestimmun-
gen innerhalb Europas als Problem für den Binnenmarkt deklariert. Die 
erneuten Auseinandersetzungen entfachen abermals Fragen darüber, 
inwieweit die Mitgliedstaaten bei medienpolitischen Entscheidungen, 
die kulturelle Angelegenheiten betreffen, souverän agieren dürfen. 

Auch bei der Reform des Wettbewerbsrecht war Deutschland unter 
den ersten Ländern, das seinen Rechtsrahmen an die Besonderheiten 
mehrseitiger Märkte angepasst hat. Es wird von anderen Ländern de-
zidiert als Vorbild für deren Reformen genannt (z. B. Österreich, UK). 

Die traditionelle Markt- und Meinungsmachtkontrolle im Kommuni-
kationssektor hat in der politischen und gesetzgeberischen Agenda we-
nig Priorität. 

Insgesamt zeigt sich, dass mit Ausnahme von Deutschland und gege-
benenfalls dem UK, wo die Reformen noch ausstehen, keines der un-
tersuchten Länder einen dezidierten Fokus auf die mediale Markt- und 
Meinungsmachtkontrolle unter Einbeziehung von Internet-Plattfor-
men legt. Einige Länder haben im Gegenteil ihre bereits um die 2000er-
Jahre begonnene Deregulierung aufgrund technischer Konvergenz 
weiter fortgesetzt und weitere Konzentrationsregeln für traditionelle 
Medien abgeschafft bzw. gelockert (u. a. USA, Schweiz, Österreich). 
Neben den technischen Veränderungen im Kommunikationssektor, die 
als Gründe für Lockerungen vorgebracht werden, sind es insbesondere 
methodische Probleme bei der empirischen Erfassung von 
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Konzentration im Medienbereich, die eine effiziente Kontrolle er-
schweren und vermutlich weitere Reformen verzögern. Darüber hin-
aus bringen marktmächtige Internet-Unternehmen eine große Fülle an 
Herausforderungen mit sich, denen in der medienpolitischen Praxis 
derzeit eine höhere Priorität zugewiesen wird. Dazu zählen vor allem 
der Umgang mit unerwünschten Inhalten wie Desinformation und 
Hassbotschaften sowie Fragen des Daten- und Verbraucherschutzes. 

Die Stärkung der Konkurrenzfähigkeit nationaler Medienunternehmen 
gegenüber internationalen digitalen Plattformen rückt in den Vorder-
grund. 

Marktmächtige Internet-Unternehmen übernehmen, ergänzen und 
verändern nicht nur gesellschaftliche Funktionen von traditionellen 
Medien- und Kommunikationsunternehmen, sondern setzen diese 
auch unter erheblichen wirtschaftlichen Druck. Ein politischer Fokus 
liegt daher auf der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit traditioneller 
Medienunternehmen, durch u. a. Incentivierung von nationalen 
Public-Value Inhalten oder privilegierter Auffindbarkeit. Sowohl im 
Medienrecht als auch im Wettbewerbsrecht wurden in den untersuch-
ten Ländern Maßnahmen zur Stärkung der intermedialen und interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit der traditionellen nationalen bzw. loka-
len Presse- und Rundfunkunternehmen eingeführt. So wird beispiels-
weise in der Schweiz, im UK und in den USA verstärkt über neue Maß-
nahmen der Medienförderung diskutiert. Die Stärkung der Konkur-
renzfähigkeit traditioneller Medienunternehmen zeigt sich auch durch 
neue Ausnahmen vom Kartellverbot für Presseunternehmen, wie sie in 
Deutschland und Österreich eingeführt wurden. In den USA und im 
UK wird über Vereinbarungen über die Bezahlung von journalistischen 
Inhalten diskutiert, eine Debatte, die in Kontinentaleuropa bereits mit 
dem Leistungsschutzrecht behandelt wurde. Insgesamt wird der 
Schutz der Wettbewerber teils stärker akzentuiert als der Schutz des 
Wettbewerbs. 

Reformen erfolgen schwerpunktmäßig im Wettbewerbsrecht, das die 
Marktmacht von mehrseitigen Internet-Plattformen und deren Spezi-
fika adressiert. 

Das allgemeine Wettbewerbsrecht wird verstärkt als das geeignete In-
strument für die Beschränkung der Marktmacht von Online-Interme-
diären und -Plattformen angesehen. In den untersuchten Ländern be-
steht fast durchgehend Konsens, dass der wettbewerbsrechtliche Rah-
men an die neuen Gegebenheiten angepasst werden muss. So sind im 
UK und in den USA grundlegende Reformen der Wettbewerbsgesetze 
geplant; in Österreich sind diese bereits in Kraft getreten. Einzig in der 
Schweiz zeigt sich der Gesetzgeber in dieser Hinsicht bisher eher zu-
rückhaltend. Die Veränderungen greifen dezidiert die Charakteristika 
mehrseitiger Märkte auf und sind schwerpunktmäßig in der 
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Missbrauchsaufsicht zu finden. Des Weiteren gibt es punktuelle An-
passungen der Aufgreifkriterien in der Fusionskontrolle. 

Durch Plattformisierung rückt das Verhältnis und die Verzahnung von 
Wettbewerbsrecht und Regulierung verstärkt in den Fokus. 

Diskussionen über das Verhältnis von Wettbewerbsrecht und Regulie-
rung sind zumindest seit den 2000er-Jahren präsent, als die medienspe-
zifische Marktmachtkontrolle durch umfassende Reformen zurückge-
drängt wurde und das allgemeine Wettbewerbsrecht an Relevanz ge-
wann. Durch die besondere Bedeutung von Daten und deren Berück-
sichtigung im Wettbewerbsrecht tritt diese Debatte erneut in den Fokus 
der Öffentlichkeit. Generell soll im Wettbewerbsrecht verstärkt Ex-
ante-Regulierung zum Einsatz kommen, die auf wettbewerbssichernde 
Maßnahmen in Plattformmärkten abzielt. Hierbei gewinnt die Zusam-
menarbeit zwischen Wettbewerbs- und Regulierungsbehörden zur 
Kontrolle der Marktmacht an Bedeutung. Das zeigt sich z. B. in Öster-
reich und im UK, die wie Deutschland neue Formate für die behörden-
übergreifende Zusammenarbeit geschaffen haben. 

  





 

Deutschland 
Im Folgenden werden die Eckpunkte der Medienkonzentrationskon-
trolle und Vielfaltssicherung in Deutschland dargestellt. Dies erfolgt 
unter Berücksichtigung der relevanten Anpassungen der vergangenen 
Jahre im Medien- und Wettbewerbsrecht. Das traditionelle fernseh-
zentrierte Medienkonzentrationsrecht von 1997 mit dem Zuschaueran-
teilsmodell wurde durch den neuen Medienstaatsvertrag (MStV) nicht 
reformiert. Die als dringend erachtete grundlegende Reform wurde für 
einen späteren Zeitpunkt in Aussicht gestellt. Stattdessen rückt die 
Meinungsmacht von Online-Intermediären bzw. -Plattformen in den 
Fokus des Medienrechts. Sie werden im MStV erstmals zur Erfüllung 
von vielfaltssichernden Maßnahmen verpflichtet, darunter Diskrimi-
nierungs- und Behinderungsverbote sowie Transparenzgebote. Aus ei-
ner anderen Perspektive fokussiert das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) auf die Begrenzung der ökonomischen Markt-
macht von digitalen Plattformen. Dabei berücksichtigt das GWB neu 
die Besonderheiten mehrseitiger digitaler Märkte, z. B. die Bedeutung 
von Daten und Netzwerkeffekten. 

1 Konzentrationskontrolle und  
Vielfaltssicherung im Medienrecht 

Der «Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in 
Deutschland», kurz «Medienstaatsvertrag» (MStV) trat am 7. Novem-
ber 2020 in Kraft. Er ersetzt den Staatsvertrag für Rundfunk und Tele-
medien (kurz «Rundfunkstaatsvertrag», RStV), der seit 1991 galt. Der 
Verabschiedung des MStV waren jahrelange Diskussionen vorausge-
gangen, unter anderem in der Bund-Länder-Kommission zur Medien-
konvergenz sowie im Rahmen zweier öffentlicher Beteiligungsrunden. 
Der MStV ist die «Antwort der Länder als Mediengesetzgeber auf die 
Digitalisierung der Medienwelt» (Protokollerklärung zum MStV, 2020) 
und verfolgt als zentrales Ziel die Sicherung der «Meinungsvielfalt und 
kommunikative[n] Chancengleichheit» in einer konvergenten Medie-
numgebung (Rundfunkkommission der Länder, 2019, S. 4). Der MStV 
dient zudem der Umsetzung der durch die Änderungsrichtlinie (EU) 
2018/1808 novellierten Richtlinie 2010/13/EU (Richtlinie über audiovi-
suelle Mediendienste, AVMD-Richtlinie). Als Maßnahmen der negati-
ven Vielfaltssicherung übernimmt der MStV unverändert die Regelun-
gen zur Medienkonzentrationskontrolle aus dem Rundfunkstaatsver-
trag. Ebenso enthält der MStV Maßnahmen der positiven Vielfaltssi-
cherung für den privaten Rundfunk. Neu führt er vielfaltsorientierte 
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Bestimmungen wie Diskriminierungs- und Behinderungsverbote so-
wie Transparenzgebote für die neu geschaffenen Kategorien der Medi-
enintermediäre, Medienplattformen und Benutzeroberflächen ein, also 
für Dienste, die dem Zugang zu und der Verbreitung von Medienin-
halten dienen (vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 3). 

Die nachfolgenden Ausführungen zum MStV gehen zunächst auf 
die Bestimmungen der Medienkonzentrationskontrolle und der positi-
ven Vielfaltssicherung für den privaten Rundfunk ein. Anschließend 
folgt eine Erläuterung der vielfaltsorientierten Bestimmungen für Me-
dienintermediäre, Medienplattformen und Benutzeroberflächen. 

1.1 Konzentrationskontrolle im privaten Rundfunk 

Die Regeln zur Sicherung der Meinungsvielfalt im MStV richten sich 
an den privaten bundesweiten Rundfunk im Allgemeinen und das 
bundesweite private Fernsehen im Speziellen. Zentral ist hierbei die auf 
dem Zuschaueranteilsmodell basierende Medienkonzentrationskon-
trolle. Diese zielt auf eine Verhinderung vorherrschender Meinungs-
macht ab und stellt eine Maßnahme der negativen Vielfaltssicherung 
dar. Daneben beinhaltet der MStV verschiedene Bestimmungen, die 
der positiven Vielfaltssicherung im privaten Rundfunk dienen. Im Fol-
genden wird sowohl auf die Bestimmungen zur Medienkonzentrati-
onskontrolle als auch auf ausgewählte weitere Maßnahmen zur Siche-
rung der Meinungsvielfalt im privaten Rundfunk eingegangen. 

Die seit dem Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 1997 gelten-
den Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrags für die Medienkonzent-
rationskontrolle wurden unverändert in den MStV übernommen. Die 
Umsetzung einer vielfach als dringend notwendig erachteten Reform 
des Medienkonzentrationsrechts ist damit ausgeblieben (vgl. z. B. Gou-
nalakis im Interview, 2018; KEK, 2018b; KEK, 2020b; Müller-Terpitz, 
2016; Schrödter im Interview, 2020a; Schulz im Interview, 2019). Auch 
die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich 
(KEK) hält in ihrem aktuellen Jahresbericht an ihrer Forderung nach 
einer Reform hin zu einem tragfähigen, konvergenten Medienkonzent-
rationsrecht fest (vgl. KEK, 2020a, S. 6). Ein bereits ausgearbeiteter Ge-
setzesentwurf, der eine solche Reform enthielt, war offenbar aus politi-
schen Gründen nicht weiterverfolgt (vgl. Schulz im Interview, 2018b, 
o. S.) und die Reform auf einen späteren Zeitpunkt verschoben worden. 
Laut Protokollerklärung zum MStV (2020) sollen weitere Reformvor-
schläge zur Sicherung der regionalen und lokalen Medienvielfalt und 
ein «zukunftsfähiges Medienkonzentrationsrecht» mit Blick auf alle 
medienrelevanten Märkte erarbeitet werden, um «den real bestehen-
den Gefahren für die Meinungsvielfalt wirksam begegnen [zu] kön-
nen». So arbeitet derzeit unter anderem eine Arbeitsgruppe der Rund-
funkkommission der Länder unter der Leitung von Dirk Schrödter, 
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Chef der Staatskanzlei in Schleswig-Holstein, an der Ausgestaltung ei-
ner Reform des Medienkonzentrationsrechts (vgl. Schrödter im Inter-
view, 2020b). 

Im Folgenden werden zunächst die für die Medienkonzentrations-
kontrolle grundlegenden Konzepte der Meinungsvielfalt und der vor-
herrschenden Meinungsmacht sowie der diesbezügliche Gestaltungs-
auftrag des Gesetzgebers dargelegt. Anschließend wird das Zuschau-
eranteilsmodell und dessen Anwendung durch die KEK erläutert. Da-
rauf folgt eine Darstellung einzelner Bestimmungen der Landesmedi-
engesetze und der Kritik an der derzeitigen Medienkonzentrationskon-
trolle. Zuletzt werden ausgewählte Maßnahmen der positiven Viel-
faltssicherung für den privaten Rundfunk vorgestellt. 

Für die deutsche Medienkonzentrationskontrolle ist der Leitbegriff 
der Meinungsvielfalt zentral. Er wurde entscheidend durch das Bun-
desverfassungsgericht geprägt, das in seiner Rechtsprechung wieder-
holt die essenzielle Bedeutung der Meinungsvielfalt für die freiheitli-
che Demokratie und ihre Rolle als zentrales Leitbild der Medienord-
nung hervorgehoben hat (vgl. z. B. BVerfGE 57, 295, 323; BVerfGE 73, 
118, 160; BVerfGE 83, 238, 296; BVerfGE 95, 163, 172). Die Erhaltung 
und Sicherung der Meinungsvielfalt ist demnach eine Voraussetzung 
für die Rundfunkfreiheit nach dem deutschen Grundgesetz (Art. 5 Abs. 
1 S. 2 GG), die den Charakter einer dienenden Freiheit für den öffentli-
chen Meinungsbildungsprozess hat (vgl. z. B. BVerfGE 57, 295, 320). So 
hat das Bundesverfassungsgericht der Meinungsvielfalt verschiedene 
Gewährleistungsfunktionen zugeschrieben (vgl. Heidtke, 2020, S. 269), 
darunter zum Beispiel die Ausgewogenheit des Informationsangebots 
(vgl. BVerfGE 83, 238, 297) oder die Vertrauenswürdigkeit in und Ori-
entierungsfunktion von Medien (vgl. BVerfGE 149, 222, 262). 

Die deutsche Medienkonzentrationskontrolle basiert auf der zentra-
len Annahme, dass die Meinungsvielfalt insbesondere durch die Ent-
stehung «vorherrschender Meinungsmacht» gefährdet werde. Dieser 
an sich unbestimmte und unscharfe Rechtsbegriff (vgl. Schulz, 2017, S. 
373) wird vom Bundesverfassungsgericht als «einseitige[r], in hohem 
Maße ungleichgewichtige[r] Einfluss einzelner Veranstalter oder Pro-
gramme auf die Bildung der öffentlichen Meinung» verstanden (BVer-
fGE 73, 118, 159), der jedoch nicht exakt gemessen werden könne. 

Das Konzept der vorherrschenden Meinungsmacht ist im MStV — 
wie bereits zuvor im RStV — eng an den Rundfunk geknüpft. Die dar-
aus resultierende Rundfunkzentriertheit der deutschen Medienkon-
zentrationskontrolle liegt in der vom Bundesverfassungsgericht ge-
prägten Grundannahme begründet, dass dem Rundfunk als «Medium» 
und «Faktor» öffentlicher Meinungsbildung (BVerfGE 12, 205, 260) auf-
grund seiner «Breitenwirkung, Aktualität und Suggestivkraft» (z. B. 
BVerfGE 90, 60, 87) eine besondere Wirkmacht und die Funktion eines 
Leitmediums zukomme (vgl. z. B. BVerfGE 97, 228, 257). Daher stelle 
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eine einseitige Einflussnahme auf die öffentliche Meinung durch den 
Rundfunk eine besondere Gefahr dar, der durch den Schutz der publi-
zistischen Vielfalt vorgebeugt werden müsse (vgl. z. B. BVerfGE 119, 
181, 217). 

Der Gesetzgeber hat somit einen verfassungsrechtlichen Auftrag zur 
Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht (vgl. z. B. BVerfGE 57, 
295, 323; BVerfGE 73, 118, 172) und ist zugleich zur Schaffung einer po-
sitiven Ordnung für den Rundfunk verpflichtet, die auf Meinungsviel-
falt und kommunikative Chancengleichheit ausgerichtet ist (vgl. z. B. 
BVerfGE 25, 256, 265; BVerfGE 57, 295, 320). Konkret muss er dafür sor-
gen, dass die Vielfalt der bestehenden Meinungen im Rundfunk in 
größtmöglicher Breite und Vollständigkeit Ausdruck findet (vgl. z. B. 
BVerfGE 57, 295, 320; BVerfGE 73, 118, 153). Dabei soll der Gesetzgeber 
bereits präventiv Gefahren begegnen, da «einmal eingetretene Fehlent-
wicklungen — wenn überhaupt — nur bedingt und nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten rückgängig gemacht werden könnten» (BVerfGE 
57, 295, 323). 

Dieser Gestaltungsauftrag des Gesetzgebers besteht auch in einer 
durch Digitalisierung geprägten Medienwelt, wie das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem jüngsten Rundfunkurteil von 2018 festhält 
(BVerfGE 149, 222), auf das auch die Begründung zum MStV verweist. 
In dem Urteil betont das Bundesverfassungsgericht, dass das durch das 
Internet ermöglichte breitere Angebot und eine Anbietervielfalt nicht 
unmittelbar zu inhaltlicher Vielfalt führe: «Die Digitalisierung der Me-
dien und insbesondere die Netz- und Plattformökonomie des Internets 
einschließlich der sozialen Netzwerke begünstigen — im Gegenteil — 
Konzentrations- und Monopolisierungstendenzen bei Anbietern, Ver-
breitern und Vermittlern von Inhalten» (BVerfGE 149, 222, 261). 

Im Folgenden wird die derzeitige deutsche Medienkonzentrations-
kontrolle näher erläutert. Die Erläuterung des für Deutschland spezifi-
schen Zuschaueranteilsmodells und dessen Anwendung durch die 
KEK geht auch auf die Bestimmung der vorherrschenden Meinungs-
macht durch die KEK ein. Ebenso werden die im Medienstaatsvertrag 
vorgesehenen Ausnahmen von der medienkonzentrationsrechtlichen 
Prüfung der KEK dargestellt, gefolgt von ausgewählten medienkon-
zentrationsrechtlichen Vorschriften in den Landesmediengesetzen. Zu-
letzt werden die Kritik an der derzeitigen Medienkonzentrationskon-
trolle und Vorschläge für mögliche Alternativen dargelegt. 

1.1.1 Das Zuschaueranteilsmodell 
Gemäß der zentralen Vorschrift der deutschen Medienkonzentrations-
kontrolle darf ein Unternehmen grundsätzlich eine unbegrenzte An-
zahl von Programmen im bundesweiten Fernsehen veranstalten und 

Gesetzgeber hat Auftrag 
zur (präventiven) 
Verhinderung 
vorherrschender 
Meinungsmacht und 
Schaffung einer 
positiven 
Rundfunkordnung 

Gesetzlicher 
Gestaltungsauftrag 
besteht auch in Zeiten 
der Digitalisierung 

 

Netz- und 
Plattformökonomie 
begünstigen laut BVerfG 
Konzentration 

Fernsehzentriertes 
Zuschaueranteilsmodell 
als Grundlage der 
Medienkonzentrations-
kontrolle 



Deutschland  ___________________________________________________________________________________________  5 

an beliebig vielen Veranstaltern beteiligt sein, es sei denn, es erlangt 
dadurch vorherrschende Meinungsmacht (vgl. § 60 Abs. 1 MStV).  

Das Vorliegen einer vorherrschenden Meinungsmacht wird auf Ba-
sis des Zuschaueranteilsmodells vermutet, wenn der Gesamtzuschau-
eranteil aller einem Unternehmen zurechenbaren Programme im bun-
desweiten Fernsehen im Jahresdurchschnitt den Schwellenwert von 
30 % oder mehr erreicht (vgl. § 60 Abs. 2 S. 1 MStV). Diese Vermutung 
gilt auch bei Erreichen eines Zuschaueranteils von 25 %, wenn das Un-
ternehmen auf einem medienrelevanten verwandten Markt eine markt-
beherrschende Stellung hat oder eine Gesamtbeurteilung seiner Akti-
vitäten im Fernsehen und auf medienrelevanten verwandten Märkten 
ergibt, dass der dadurch erzielte Meinungseinfluss einem Zuschauer-
anteil von 30 % entspricht (vgl. § 60 Abs. 2 S. 2 MStV). Für die Beurtei-
lung der Medienrelevanz ist ausschlaggebend, «ob der Markt für die 
öffentliche Meinungsbildung bedeutsam ist oder ob er geeignet ist, die 
Meinungsmacht im Fernsehen zu verstärken» (KEK, 2018a, S. 468). Als 
medienrelevante verwandte Märkte gelten dem Fernsehen vergleich-
bare Medien sowie vor- und nachgelagerte Märkte wie z. B. Werbung, 
Hörfunk, Presse, Rechtehandel und Produktion (vgl. Amtliche Begrün-
dung zum Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag, 1996) sowie On-
line-Angebote (vgl. z. B. Beschluss der KEK vom 13.11.2012, Az.: KEK 
711). Die potenzielle Einbeziehung von medienrelevanten verwandten 
Märkten erlaubt es, crossmediale Konzentration zu berücksichtigen 
(vgl. Müller-Terpitz, 2021, § 60 MStV Rn. 15). 

Insgesamt beruht das fernsehzentrierte Zuschaueranteilsmodell auf 
der Annahme, «dass der Zuschaueranteil eines Fernsehprogramms den 
tatsächlichen Einfluss eines Veranstalters auf die öffentliche Meinungs-
bildung ausdrückt» (KEK, 2018a, S. 468). In anderen Worten wird also 
einem Veranstalter eine höhere potenzielle Meinungsmacht zuge-
schrieben, je mehr Menschen mit seinen Programmen Kontakt haben 
und je länger die Dauer des Kontaktes ist (vgl. Hasebrink, 2003, S. 4). 

Die KEK ist für die Ermittlung der Zuschaueranteile im bundeswei-
ten Fernsehen zuständig (vgl. § 105 Abs. 3 MStV i. V. m. §§ 61, 120 
MStV). Ihr zentraler Auftrag ist die Überprüfung der Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften zur Sicherung der Meinungsvielfalt im bun-
desweiten privaten Fernsehen. Sie ermittelt den Zuschaueranteil der je-
weiligen Programme unter Einbeziehung aller deutschsprachigen Pro-
gramme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und des bundesweit 
empfangbaren privaten Rundfunks (vgl. § 61 Abs. 1 S. 1 MStV). Grund-
lage für die Berechnung der Zuschaueranteile sind die Sehdaueranteile, 
die von der Arbeitsgemeinschaft Fernsehforschung (AGF) in Koopera-
tion mit der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) gemessen wer-
den (vgl. KEK, 2020a, S. 26). Weitere Aufgaben der KEK sind die Zulas-
sung oder Änderung einer Zulassung sowie die Bestätigung von Ver-
änderungen von Beteiligungsverhältnissen (vgl. § 105 Abs. 3 MStV). 
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Als «Beschlussorgan und Vermittlungsinstanz» (KEK, 2020a, S. 10) für 
alle Landesmedienanstalten setzt sich die KEK aus sechs Sachverstän-
digen des Rundfunk- und des Wirtschaftsrechts und sechs nach Lan-
desrecht bestimmten gesetzlichen Vertretern der Landesmedienanstal-
ten» zusammen (vgl. KEK, 2020a, S. 11). Ihre Beschlüsse sind bindend. 

Wie erwähnt, wird die Stellung von Unternehmen auf medienrele-
vanten verwandten Märkten erst ab einem Schwellenwert von 25 % auf 
dem Fernsehmarkt in die medienkonzentrationsrechtliche Prüfung der 
KEK miteinbezogen. Darüber hinaus sieht eine Bonusregel vor, dass für 
die Berechnung des maßgeblichen Zuschaueranteils zwei Prozent-
punkte für die Aufnahme von Regionalfensterprogrammen und drei 
Prozentpunkte für die Einräumung von Sendezeiten für unabhängige 
Dritte in ihrem zuschauerstärksten Programm abzuziehen sind (vgl. 
§ 60 Abs. 2 S. 3 MStV). Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts müssen diese Prozentpunkte bereits vorab abgezogen 
werden (Urteil vom 29.01.2014, BVerwG 6 C 2.13). Dies führt dazu, dass 
in Deutschland trotz faktisch hoher Zuschaueranteile einiger Medien-
unternehmen derzeit kaum praktische Anwendungsfälle für die medi-
enkonzentrationsrechtliche Prüfung durch die KEK denkbar sind (vgl. 
z. B. KEK, 2018a, S. 477–478; Paal, 2018, S. 105). Lediglich ein Zusam-
menschluss der Unternehmen Bertelsmann und ProSiebenSat.1 käme 
derzeit für eine Prüfung in Betracht; eine Übernahme eines dieser Un-
ternehmen durch Google könnte hingegen nicht von der KEK geprüft 
werden (vgl. KEK, 2018a, S. 31). Die bestehende fernsehzentrierte Me-
dienkonzentrationskontrolle könne damit laut KEK weder crossmedi-
alen Konzentrationsprozessen noch vielfaltsgefährdenden Entwicklun-
gen im Onlinebereich wirksam begegnen (vgl. KEK, 2018a, S. 37). 

Werden medienrelevante verwandte Märkte in die medienkonzent-
rationsrechtliche Prüfung einbezogen, muss die Stellung des Unterneh-
mens auf diesen Märkten ermittelt werden. Die KEK berechnet hierbei 
den Meinungsbildungseinfluss in Form von Zuschaueranteilsäquiva-
lenten mithilfe von relativ zum Fernsehen festgelegten Gewichtungs-
faktoren (vgl. Lobigs & Neuberger, 2018, S. 30–31). Diese entwickelte 
sie zunächst im Prüfverfahren ProSiebenSat.1/Springer (vgl. Beschluss 
der KEK vom 10.01.2006, Az.: KEK 293). Dabei berücksichtigte sie die 
vom Bundesverfassungsgericht (vgl. z. B. BVerfGE 90, 60, 87) mit Be-
zug auf den Meinungseinfluss definierten Leistungsmerkmale Sugges-
tivkraft, Breitenwirkung und Aktualität von Mediengattungen im Ver-
gleich zum Fernsehen mit seinem Gewichtungsfaktor 1. Im Vergleich 
dazu betragen die damals entwickelten Gewichtungsfaktoren für Ta-
geszeitungen 2/3, für Programmzeitschriften 1/7, für Publikumszeit-
schriften 1/10, für den Hörfunk 1/2 und für das Internet 1/2. Der Ge-
wichtungsfaktor für das Internet wurde seitdem wiederholt diskutiert 
(vgl. Beschlüsse der KEK vom 08.12.2009, Az.: KEK 591/592 und vom 
08.06.2010, Az.: KEK 616). Zuletzt wurde der Gewichtungsfaktor für 
das Internet im KEK-Prüfverfahren RTL Television 2012 angepasst 
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(vgl. Beschluss der KEK vom 13.11.2012, Az.: KEK 711), in dem erstmals 
nach verschiedenen Angebotstypen für Onlinemedien unterschieden 
wurde. Folgende Gewichtungsfaktoren wurden darin anstelle des ehe-
maligen Gewichtungsfaktors für das Internet festgelegt: Für fernseh-
programmbegleitende Angebote (VoD) 3/4, für radioprogrammbeglei-
tende Angebote 1/2, für Tageszeitungen online 3/4 und für Publikums-
zeitschriften online 1/5. 

Wenn ein Unternehmen vorherrschende Meinungsmacht erreicht, 
greifen die Rechtsfolgen des § 60 Abs. 3 und 4 MStV. Demnach darf 
dem Unternehmen für weitere ihm zurechenbare Programme keine 
Zulassung erteilt werden oder kein Erwerb weiterer zurechenbarer Be-
teiligungen erfolgen. Damit soll weiteres externes Wachstum des Un-
ternehmens begrenzt werden (vgl. Schulz & Held, 2006, S. 15). Um das 
interne Wachstum und die Meinungsmacht des Unternehmens zu be-
grenzen, kann die KEK verschiedene Maßnahmen vorschlagen (vgl. 
§ 60 Abs. 4 MStV): Die Aufgabe zurechenbarer Beteiligungen an Ver-
anstaltern, bis der Zuschaueranteil des Unternehmens unter die 30 %-
Schwelle fällt (Nr. 1) oder eine Verminderung der Marktstellung auf 
relevanten verwandten Märkten oder die Aufgabe von dem Unterneh-
men zurechenbaren Beteiligungen an Veranstaltern, bis keine vorherr-
schende Meinungsmacht im Sinne dieser Bestimmung mehr gegeben 
ist (Nr. 2). In Frage kommt auch das Ergreifen vielfaltssichernder Maß-
nahmen im Sinne der §§ 64–66 MStV, wie das Einräumen von Sendezeit 
für unabhängige Dritte oder die Einrichtung eines Programmrats bei 
zurechenbaren Programmveranstaltern (Nr. 3). Über die Wahl der 
Maßnahmen ist zwischen der KEK und dem betroffenen Unternehmen 
Einvernehmen herzustellen. Andernfalls hat die KEK die Möglichkeit, 
Zulassungen «von so vielen dem Unternehmen zurechenbaren Pro-
grammen zu widerrufen, bis keine vorherrschende Meinungsmacht 
durch das Unternehmen mehr gegeben ist» (§ 60 Abs. 4 S. 3 MStV). Hier 
zeigt sich, dass das Medienkonzentrationsrecht auf internes Unterneh-
menswachstum reagieren kann, auch mit einer «Entflechtungsanord-
nung» als letztes Mittel (vgl. Müller-Terpitz, 2016, S. 337). 

1.1.2 Ausnahmen von medienkonzentrations- 
rechtlicher Prüfung und Zulassungspflicht 

Die KEK hat die Möglichkeit, bestimmte Fälle von der medienkonzent-
rationsrechtlichen Prüfung durch De-minimis-Regeln auszunehmen. 
Dies soll vor allem zu einer verfahrensrechtlichen Entlastung und Ar-
beitserleichterung der KEK beitragen (vgl. Begründung zum MStV, 
2020, S. 57; KEK, 2020a, S. 6), die von ihr selbst befürwortet wird (vgl. 
KEK, 2021b). Gleichzeitig dienen die neuen Vorschriften, die nachfol-
gend im Einzelnen vorgestellt werden, auch der Entlastung bestimmter 
Veranstalter (vgl. die medienanstalten, 2021h, o. S.). 
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Fälle mit geringfügigen Veränderungen von Beteiligungsverhältnis-
sen oder sonstigen Einflüssen müssen nicht der KEK gemeldet werden, 
was neu nicht nur für Aktiengesellschaften gilt, sondern auch für Ver-
anstalter und Beteiligte aller Gesellschaftsformen (vgl. § 63 Abs. 6 
MStV). Von einer nur geringfügigen Beteiligungs- und Einflussverän-
derung ist unter Vorbehalt auszugehen, wenn der Erwerb oder die Ver-
äußerung unter 5 % des Kapitals oder der Stimmrechte eines Unterneh-
mens liegt (vgl. § 4 der De-minimis-Richtlinie für Beteiligungs- und 
Einflussveränderungen). Damit stellt § 63 Abs. 6 MStV eine Ausnahme 
von der grundsätzlichen Pflicht dar, jede geplante Veränderung von 
Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen bei der zuständi-
gen Landesmedienanstalt vorher schriftlich anzumelden (vgl. § 63 Abs. 
1 MStV). Die Anmeldepflicht stellt Transparenz im deutschen Fernseh-
markt her und hilft der KEK dabei, potenziell relevante Veränderungen 
von Beteiligungsverhältnissen zu erkennen (vgl. die medienanstalten, 
2021h, o. S.). Denn zusammen mit Informationen zur Mediennutzung 
können laut KEK die Beteiligungsverhältnisse im Medienbereich als In-
dikator für bestehende Meinungsmacht dienen (vgl. KEK, 2021a, o. S.). 
Die Anmeldepflicht soll daher zu einer «effektiven Durchsetzung der 
Medienkonzentrationskontrolle» beitragen (Müller-Terpitz, 2021, § 63 
MStV Rn. 1). Über die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse von Un-
ternehmen in den Bereichen des bundesweiten Fernsehens, des Hör-
funks, der Presse und Online informiert die KEK kontinuierlich unter 
anderem in ihrer Mediendatenbank (vgl. KEK, 2020a, S. 11). 

Zudem kann die KEK Zulassungsfälle mit geringer Bedeutung für 
die Sicherung der Meinungsvielfalt von deren Vorlagepflicht ausneh-
men und die Voraussetzungen dafür festlegen (vgl. § 105 Abs. 3 S. 3 
MStV). So ist gemäß der neuen De-minimis-Richtlinie für Zulassungs-
fälle der KEK (Zulassungs-RL) von einer geringen Bedeutung für die 
Sicherung der Meinungsvielfalt unter anderem auszugehen, wenn ein 
Rundfunkprogramm eine geringe Nutzung aufweist bzw. erwarten 
lässt oder die dem Veranstalter zurechenbaren Rundfunkprogramme 
keine maßgebliche Nutzungsgröße erreichen (vgl. § 3 Zulassungs-RL). 
In solchen Fällen kann die zuständige Landesmedienanstalt ohne Ge-
nehmigung der KEK eine Zulassung erteilen, sofern der Zuschaueran-
teil eines Programms unter 1 % bzw. bei internetbasierter Verbreitung 
unter 50.000 Nutzer:innen liegt (für Veranstalter mit weiteren zure-
chenbaren Programmen 5 % Zuschaueranteil und 250.000 Nutzer:in-
nen). 

Der neue MStV führt darüber hinaus eine Ausnahme von der gene-
rellen Zulassungspflicht für private Rundfunkprogramme ein. Diese 
unterliegen neu keiner Zulassungspflicht, wenn sie nur eine geringe 
Bedeutung für die individuelle und öffentliche Meinungsbildung ent-
falten und/oder im Durchschnitt von sechs Monaten weniger als 20.000 
gleichzeitige Nutzer:innen erreichen bzw. in ihrer prognostizierten 
Entwicklung erreichen werden (vgl. § 54 Abs. 1 MStV). Diese 
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zulassungsfreien Rundfunkprogramme waren auch als «Bagatellrund-
funk» diskutiert worden und umfassen beispielsweise bestimmte On-
line-Livestreams. Für die Beurteilung der Meinungsbildungsrelevanz 
sollen sowohl quantitative Kriterien, wie die durchschnittliche Anzahl 
der Aufrufe innerhalb eines bestimmten Zeitraums, als auch qualitative 
Kriterien herangezogen werden (vgl. §§ 4 und 5 der Satzung zur Kon-
kretisierung der Zulassungsfreiheit nach § 54 Abs. 1 MStV, kurz «Sat-
zung Zulassungsfreiheit»). Zu letzteren gehören «der Grad der journa-
listisch-redaktionellen Gestaltung, der Grad der visuellen und/oder 
akustischen Gestaltung des Programms, die thematische Zusammen-
setzung, der Grad der vom Anbieter eröffneten Möglichkeiten einer In-
teraktion mit und zwischen den Nutzern, die Häufigkeit und die Dauer 
der Ausstrahlung» (§ 4 Abs. 1 Satzung Zulassungsfreiheit). Von einer 
geringen Bedeutung eines Programms für die Meinungsbildung ist in 
der Regel auszugehen, wenn beispielsweise der Inhalt der Absatzför-
derung im Waren- und Dienstleistungsbereich dient, der Inhalt «Be-
lange der persönlichen Lebensgestaltung» betrifft, es um Sendungen 
geht, die im Zusammenhang mit einer öffentlichen Veranstaltung ste-
hen oder der Inhalt aus Sendungen besteht, die für bestimmte Einrich-
tungen angeboten und nur dort verfügbar gemacht werden (vgl. § 4 
Abs. 2 Satzung Zulassungsfreiheit).  

Die Ausnahme von der Zulassungspflicht soll «spürbare Erleichte-
rungen und Verfahrensvereinfachungen» für bestimmte Angebote und 
die KEK bringen (Protokollerklärung zum MStV, 2020). In der Proto-
kollerklärung zum MStV halten die Länder fest, dass sie im Folgenden 
sogar eine «vollständige Abschaffung der Zulassungspflicht – bei-
spielsweise zugunsten einer abgestuften Anzeigepflicht» prüfen wol-
len (Protokollerklärung zum MStV, 2020). 

Insgesamt zeigen sowohl die De-minimis-Regeln als auch die Regeln 
für zulassungsfreie Rundfunkprogramme, dass Größe — beispiels-
weise in Form von quantitativen Kriterien wie der Anzahl von Nut-
zer:innen — im MStV ein zentraler Ansatzpunkt für Fragen von Mei-
nungsbildung und der Entstehung vorherrschender Meinungsmacht 
ist. 

1.1.3 Medienkonzentrationsrechtliche 
Bestimmungen in Landesmediengesetzen 

Neben dem MStV mit seinen Vorschriften zur Medienkonzentrations-
kontrolle, die sich an das bundesweite Fernsehen richten, enthalten 
auch die einzelnen Landesmediengesetze medienkonzentrationsrecht-
liche Vorschriften. Diese richten sich an den Hörfunk und das nicht-
bundesweit verbreitete Fernsehen und weichen zum Teil von den Vor-
schriften des MStV ab. 
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So basiert die Medienkonzentrationskontrolle in einigen Landesme-
diengesetzen auf Marktanteilsmodellen (vgl. z. B. Art. 25 Bayerisches 
Mediengesetz; § 7 Sächsisches Privatrundfunkgesetz), in anderen da-
gegen auf Beteiligungsmodellen (vgl. z. B. § 10 Landesrundfunkgesetz 
Sachsen-Anhalt; § 5 Bremisches Landesmediengesetz; § 22 Landesme-
diengesetz Rheinland-Pfalz). 

Insbesondere finden sich in den meisten Landesmediengesetzen 
Cross-Ownership-Regelungen für den Presse- und Rundfunkbereich. 
Diese spiegeln sich beispielsweise in Zulassungsverboten oder Be-
schränkungen für marktbeherrschende oder reichweiten- bzw. aufla-
genstarke (Tageszeitungs-)Verleger und Medienunternehmen wider 
(vgl. z. B. § 20 Medienstaatsvertrag Berlin-Brandenburg; § 16 Nieder-
sächsisches Mediengesetz; § 33a Landesmediengesetz Nordrhein-
Westfalen). Teils wird eine Zulassung bzw. Lizenz nur unter der Vo-
raussetzung erteilt, dass eine Anbietergemeinschaft (vgl. z. B. §§ 16, 17 
Hessisches Privatrundfunkgesetz) oder ein Programmbeirat (vgl. z. B. 
§ 9 Thüringer Landesmediengesetz) gebildet wird. 

Die Landesmediengesetze sind für die lokale und regionale Mei-
nungsvielfalt von Bedeutung. Gemäß Protokollerklärung der Länder 
zum MStV soll diese auch Gegenstand weiterer Reformen sein. Dem-
gemäß planen die Länder, weitere Maßnahmen zur Sicherung der regi-
onalen und lokalen Medienvielfalt zu prüfen, und zwar unter Einbe-
ziehung der tradierten Medienhäuser und weiterer Akteure wie Medi-
enplattformen und -intermediäre. 

1.1.4 Kritik an derzeitiger Medienkonzentrations- 
kontrolle und Reformoptionen 

Wie die vorangegangenen Ausführungen zeigen, bleibt die deutsche 
Medienkonzentrationskontrolle fernsehzentriert. Dies wird ebenso kri-
tisiert wie das Zuschaueranteilsmodell und der KEK-Gewichtungsan-
satz, wie nachfolgend dargelegt ist. Auch werden alternative Vor-
schläge zum jetzigen Zuschaueranteilsmodell bzw. seiner Anpassung 
vorgestellt, wie die Einführung eines auf einem Gesamtmarktmodell 
basierenden Medienkonzentrationsrechts, die Senkung der Schwellen-
werte für die medienkonzentrationsrechtliche Prüfung und die Einbin-
dung von Intermediären in die Medienkonzentrationskontrolle. 

Sowohl das Zuschaueranteilsmodell als auch der Ansatz der KEK 
bei der Gewichtung medienrelevanter verwandter Märkte sind wieder-
holt Gegenstand von Diskussionen und Kritik. Am Ansatz der KEK 
wird im Speziellen das Festhalten am Fernsehen als Bezugspunkt für 
die Bestimmung des Meinungsbildungseinflusses sämtlicher Medien-
gattungen kritisiert. Des Weiteren spiegle das Gewichtungsverfahren 
eine «mathematische Exaktheit vor, die nicht existiert» und nicht hin-
reichend durch empirische Erkenntnisse der Kommunikations-
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wissenschaft fundiert sei (Schulz & Held, 2006, S. 30–31). Die Kritik-
punkte am Zuschaueranteilsmodell betreffen den Mangel an Differen-
zierung hinsichtlich der Wirkungspotenziale der Mediengattungen in 
Bezug auf unterschiedliche Inhalte, Programmarten und -repertoires, 
die Verrechnung ihrer jeweiligen Reichweiten bzw. Marktanteile sowie 
die Nicht-Berücksichtigung variierender Nutzungsdauern (vgl. Reine-
mann & Zieringer, 2021, S. 29–39). Ebenso wird das Heranziehen der 
Gesamtsehdauer in der Gesamtbevölkerung als einziger Indikator kri-
tisiert (vgl. z. B. Hasebrink, 2003, S. 47). 

Gesamtmeinungsmarktmodell und Einbindung von Intermediären 

Die KEK selbst hatte unter anderem in ihrem fünften Konzentrations-
bericht 2015 (vgl. KEK, 2015b, S. 488–489) erste Vorschläge für ein re-
formiertes Medienkonzentrationsrecht gemacht und dessen Umset-
zung durch die Länder in einem Positionspaper an die Bund-Länder-
Kommission zur Medienkonvergenz gefordert (vgl. KEK, 2015a). Ent-
sprechend stößt das Ausbleiben einer Reform des Medienkonzentrati-
onsrechts im MStV vor allem bei der KEK auf große Kritik (vgl. z. B. 
KEK, 2018c). Als einen wesentlichen Grund für das Ausbleiben einer 
Reform vermutet deren Vorsitzender, Georgios Gounalakis, Standort-
interessen der Länder (vgl. Gounalakis im Interview, 2020, o. S.). Kon-
kret forderte die KEK eine Abkehr vom fernsehzentrierten Medienkon-
zentrationsrecht in Form des Zuschaueranteilsmodells hin zu einem 
Gesamt(meinungs)marktmodell über sämtliche meinungsbildenden 
Medienmärkte hinweg (vgl. z. B. KEK, 2018a, S. 36). 

Ein möglicher Typus eines solchen Gesamtmarktmodells kommt 
derzeit im Rahmen des Medienvielfaltsmonitors der Landesmedienan-
stalten zur Anwendung. Dabei handelt es sich um einen von der Baye-
rischen Landeszentrale für neue Medien (BLM) entwickelten, seit 2012 
halbjährlich erscheinende Monitor «zur konvergenten Messung der 
Meinungsmacht» von Medienunternehmen (die medienanstalten, 
2021d, o. S.). Er geht von einem sogenannten «Gesamtmeinungsmarkt» 
aus, an dem die verschiedenen Mediengattungen Fernsehen, Hörfunk, 
Print und Online unterschiedlich hohe Anteile haben (vgl. die medien-
anstalten, 2021e). Im Unterschied zum Zuschaueranteilsmodell basiert 
das im Medienvielfaltsmonitor angewandte Gesamtmarktmodell nicht 
auf dem linearen Fernsehen als alleinigen Bezugspunkt, zu dem der 
Meinungsbildungseinfluss der weiteren Mediengattungen in Relation 
gewichtet wird. Zudem werden für die Gewichtung der Mediengattun-
gen auch Befragungsdaten der Mediengewichtungsstudie herangezo-
gen und damit die subjektive Bedeutungszuschreibung durch Nut-
zer:innen berücksichtigt. Die stärkere Gewichtung der informierenden 
Mediennutzung und die damit zumindest im Ansatz vorhandene Dif-
ferenzierung von Inhalten wird als Fortschritt gegenüber dem Zu-
schaueranteilsmodell gesehen; insgesamt gibt es jedoch eine Reihe von 
Kritikpunkten am Gesamtmarktmodell (vgl. Reinemann & Zieringer, 
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2021, für eine detaillierte Kritik am Gesamtmarktmodell des Medien-
vielfaltsmonitors). 

Im Falle einer Entscheidung für ein Medienkonzentrationsrecht, das 
auf einem Gesamtmarktmodell basiert, müssten laut KEK die derzeit 
gültigen Schwellenwerte des Zuschaueranteilsmodells vom Fernsehen 
losgelöst und herabgesetzt werden, um ihr ein angemessenes und 
rechtzeitiges Eingreifen im Sinne eines «präventiven Schutz[es]» vor 
Gefahren für die Meinungsvielfalt (KEK, 2018a, S. 493) auch bei medi-
enübergreifenden Zusammenschlüssen zu ermöglichen. So sollten be-
reits Anteile eines Unternehmens am Gesamtmeinungsmarkt von 10–
15 % genügen können, um eine medienkonzentrationsrechtliche Prü-
fung der KEK auszulösen (vgl. KEK, 2016, S. 149). In diesem Zusam-
menhang regt die KEK an, als medienkonzentrationsrechtliche Leitlinie 
statt auf eine «Verhinderung einer vorherrschenden Meinungsmacht» 
bereits auf eine «Verhinderung einer erheblichen Beeinträchtigung der 
Meinungsvielfalt» unter Einbeziehung aller publizistischen Medien ab-
zuzielen (KEK, 2017, S. 6; vgl. auch Gounalakis, 2017). Ob eine solche 
Beeinträchtigung durch ein Unternehmen vorliegt, sollte auch anhand 
weiterer Faktoren beurteilt werden, wie der Verflechtung mit anderen 
medienrelevanten Unternehmen (z. B. Intermediären), dem Zugang zu 
Beschaffung- und Absatzmärkten, Marktzutrittsschranken sowie der 
Finanzkraft (vgl. Müller-Terpitz, 2016, S. 342). 

Zudem müssten in ein Gesamtmarktmodell mit angepassten 
Schwellenwerten laut KEK auch Medienintermediäre einbezogen wer-
den (vgl. KEK, 2018b, S. 5), was im Medienvielfaltsmonitor bislang 
nicht explizit geschieht. Die kontinuierliche Schwerpunktstudie «Inter-
mediäre und Meinungsbildung» (vgl. die medienanstalten, 2021b, o. S.) 
im Rahmen der zum Medienvielfaltsmonitor gehörenden Medienge-
wichtungsstudie bietet zwar Ansatzpunkte zur Berücksichtigung von 
Intermediären, wird aber letztlich nicht in den Medienvielfaltsmonitor 
einbezogen. 

Die von der Rundfunkkommission der Länder eingesetzte «Arbeits-
gruppe Medienkonzentrationsrecht» der Bund-Länder-Kommission 
zur Medienkonvergenz hatte bereits 2016 in Anerkennung der Not-
wendigkeit eines konvergenten Medienkonzentrationsrechts verschie-
dene Möglichkeiten für die Einbeziehung von Intermediären in das 
Medienkonzentrationsrecht vorgeschlagen: Demnach sollten neben ei-
ner Berücksichtigung von Intermediären als medienrelevante ver-
wandte Märkte auch ihre Einbeziehung in die Betrachtung des Mei-
nungsmarktes sowie das Hinzufügen einer neuen Kategorie von Mei-
nungsmacht durch Aufmerksamkeitssteuerung in Betracht kommen 
(vgl. Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2016, S. 38–
39). Der Einfluss von Intermediären auf die Meinungsbildung könne 
laut KEK anhand der Anzahl von Nutzer:innen beurteilt werden, die 
über den Intermediär auf bestimmte Inhalten von Medienunternehmen 
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zugreifen und der Bewertung von Verflechtungen zwischen Interme-
diären und Anbietern publizistischer Inhalte (vgl. KEK, 2018b, S. 5). Da-
bei stellt sich stets die Herausforderung, dass keine Nutzungsdaten 
vorliegen, die mit den Marktanteilen der anderen Mediengattungen 
vergleichbar wären (vgl. Reinemann & Zieringer, 2021, S. 44). Jedenfalls 
sei aber ein Diskriminierungsverbot für Intermediäre, wie es der MStV 
einführt (siehe «Diskriminierungs- und Behinderungsverbot für Anbie-
ter von Medienintermediären») kein Ersatz für eine Einbeziehung von 
Intermediären in das Medienkonzentrationsrecht (vgl. KEK, 2018b, S. 
3). 

Weitere zuvor vorgeschlagene Alternativen zum Zuschaueranteils-
modell konzentrieren sich beispielsweise auf eine stärkere Berücksich-
tigung der Meinungsrelevanz von Internet-Angeboten und die Nutzer-
perspektive. So thematisiert das Scoring-Modell von Gennis und 
Gundlach (2014) unter anderem eine stärkere Einbeziehung der Mei-
nungsbildungsrelevanz von Intermediären und Plattformen (vgl. auch 
Gundlach, 2016). Die von Hasebrink und Schmidt (2012, 2013) entwi-
ckelte Studie zu medienübergreifenden Informationsrepertoires rückt 
für die Erfassung der Medien- und Meinungsvielfalt in Deutschland 
die Informationsnutzung in den Vordergrund. Zu den in der Vergan-
genheit diskutierten Alternativen zum Zuschaueranteilsmodell gehö-
ren des Weiteren das frühere Beteiligungsmodell, Werbe- und Umsatz-
marktanteilsmodelle oder die Einführung eines Maluspunktesystems 
(vgl. Schulz & Held, 2006). 

Wie die bisherige Darstellung gezeigt hat, übernimmt der MStV die 
Vorschriften zur Medienkonzentrationskontrolle, einschließlich ihrer 
Fernsehzentriertheit, unverändert aus dem Rundfunkstaatsvertrag. 
Neu richtet sich der MStV darüber hinaus an neu eingeführte Katego-
rien von Telemedien — insbesondere Medienintermediäre, Medien-
plattformen und Benutzeroberflächen. 

1.2 Vielfaltsorientierte Bestimmungen für Anbieter 
von Medienintermediären, Medienplattformen 
und Benutzeroberflächen 

Der MStV richtet sich neu auch an Anbieter von Medienintermediären, 
Medienplattformen und Benutzeroberflächen. Diese müssen nun «viel-
faltsorientierte Bestimmungen» zum «Erhalt kommunikativer Chan-
cengleichheit und damit des Medien- und Meinungspluralismus» ein-
halten (Begründung zum MStV, 2020, S. 53–54). Konkret handelt es sich 
um Diskriminierungs- und Behinderungsverbote sowie Transparenz-
gebote für Anbieter von Medienplattformen, Benutzeroberflächen und 
Medienintermediären. In diesen Vorschriften spiegelt sich das Ziel des 
MStV wider, der wachsenden Bedeutung von «Gatekeeper[n]» 
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(Rundfunkkommission, 2019, S. 7) wie Medienintermediären und -
plattformen in der Mediennutzung Rechnung zu tragen und die vor-
mals für Rundfunk, Plattformen und Telemedien geltenden Vorschrif-
ten an das digitale Zeitalter und die fortschreitende Medienkonvergenz 
anzupassen. Die Bezeichnung «Medienstaatsvertrag» im Unterschied 
zum «Rundfunkstaatsvertrag» verdeutlicht dabei die Intention, über 
den rundfunkzentrierten Fokus hinaus die Gesamtheit der für die Mei-
nungsbildung relevanten Medienangebote zu regeln (vgl. Rundfunk-
kommission, 2019, S. 3). Auch wenn die Fernsehzentriertheit weiterhin 
eine zentrale Rolle in der Medienkonzentrationskontrolle spielt, spie-
gelt dies den Anspruch des MStV wider, sich in einer digitalen Medi-
enordnung von einer Differenzierung nach technischen Verbreitungs-
wegen loszulösen zu Gunsten einer technologieneutralen Differenzie-
rung nach Funktionen von Medienangeboten. 

Dem bereits zuvor im Rundfunkrecht verankerten Begriff der Chan-
cengleichheit (vgl. Gummer, 2021, § 82 MStV Rn. 54) trägt der MStV 
nun verstärkt Rechnung. In der Begründung zum MStV wird der 
Grundsatz der Chancengleichheit als allgemeines Prinzip bezeichnet, 
das unter anderem im Verbot der unbilligen Behinderung zum Aus-
druck kommt (vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 44). Eng damit ver-
bunden ist als weiterer allgemeiner Grundsatz das Verbot der Diskri-
minierung bzw. die Diskriminierungsfreiheit (vgl. Begründung zum 
MStV, 2020, S. 44). Dabei findet der Begriff der Diskriminierungsfrei-
heit im Gesetzestext selbst Erwähnung, während der Begriff des Dis-
kriminierungsverbots zwar synonym, aber nur in der Begründung zum 
MStV verwendet wird. Die Bedeutung der «Gleichheit der Chancen 
beim Prozess der Meinungsbildung» hatte das Bundesverfassungsge-
richt bereits in seiner Blinkfüer-Entscheidung 1969 hervorgehoben (vgl. 
BVerfGE 25, 256, 265). Nach Hoffmann-Riem (1976) ist die Chancen-
gleichheit in der aktiven und passiven Kommunikation als «Zielwert 
von Verfassungsrang» eine Voraussetzung für demokratische Beteili-
gung. Sie sei daher als Gebot an den Staat als «Garant der kommunika-
tiven Chancengleichheit» zu verstehen, durch die Schaffung der recht-
lichen, ökonomischen, kulturellen, zeitlichen und räumlichen Voraus-
setzungen «tendenziell gleiche Kommunikationschancen» sowohl im 
Hinblick auf den Zugang zu und die Teilhabe an Kommunikation als 
auch das Erreichen der durch Kommunikation verfolgten Ziele herzu-
stellen (Hoffmann-Riem, 1976, S. 292). Kritisch diskutiert wird in die-
sem Zusammenhang, ob damit tatsächlich «auch eine Gewährleistung 
faktischer Realisierungschancen gleicher Teilhabe» (Cornils, 2019, S. 
89) gemeint sein kann. 

Der Grundsatz der kommunikativen Chancengleichheit kommt in 
verschiedenen Bestimmungen für die zentralen neuen Regelungsadres-
saten des MStV zum Ausdruck, wie nachfolgend gezeigt wird. Dazu 
zählen beispielsweise Diskriminierungs- und Behinderungsverbote 
beim Zugang zu und bei der Belegung von Medienplattformen und 
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Benutzeroberflächen sowie bei der Darstellung von Inhalten durch Me-
dienintermediäre. Ergänzt werden diese Bestimmungen unter ande-
rem um Must-Carry-Pflichten und Regeln zur privilegierten Auffind-
barkeit bestimmter Inhalte sowie durch Transparenzgebote. Diese und 
weitere vielfaltsorientierte Bestimmungen werden nach einer Vorstel-
lung der zentralen neuen Regelungsadressaten des MStV erläutert. 

1.2.1  Ausgewählte Regelungsadressaten 
des Medienstaatsvertrags 

Neu differenziert der MStV innerhalb der Telemedien zwischen «Me-
dienintermediären» (§ 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV), «Medienplattformen» (§ 2 
Abs. 2 Nr. 14 MStV), «Benutzeroberflächen» (§ 2 Abs. 2 Nr. 15 MStV), 
«Video-Sharing-Diensten» (§ 2 Abs. 2 Nr. 22 MStV) und «rundfunkähn-
lichen Telemedien» (§ 2 Abs. 2 Nr. 13 MStV). Dabei werden die Anbie-
ter dieser Dienste im MStV von den Diensten selbst unterschieden. So 
ist Anbieter einer Medienplattform, «wer die Verantwortung für die 
Auswahl der Angebote einer Medienplattform trägt» (§ 2 Abs. 2 Nr. 19 
MStV) und Anbieter einer Benutzeroberfläche, «wer über die Gestal-
tung der Übersicht abschließend entscheidet» (§ 2 Abs. 2 Nr. 20 MStV), 
Anbieter eines Medienintermediärs, «wer die Verantwortung für die 
Aggregation, Selektion und allgemein zugängliche Präsentation von 
Inhalten trägt» (§ 2 Abs. 2 Nr. 21 MStV) und Anbieter rundfunkähnli-
cher Telemedien, «wer über die Auswahl der Inhalte entscheidet und 
die inhaltliche Verantwortung trägt» (§ 2 Abs. 2 Nr. 18 MStV). 

Die neuen Regelungsadressaten sind als besondere Telemedien ein-
zuordnen. Generell sind Telemedien «alle elektronischen Informations- 
und Kommunikationsdienste, soweit sie nicht Telekommunikations-
dienste nach § 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes sind, die ganz 
in der Übertragung von Signalen über Telekommunikationsnetze be-
stehen, oder telekommunikationsgestützte Dienste nach § 3 Nr. 25 des 
Telekommunikationsgesetzes oder Rundfunk nach Satz 1 und 2 sind» 
(§ 2 Abs. 1 S. 2 MStV). 

Grundsätzlich gilt der MStV nach dem Herkunftslandprinzip nur 
für Anbieter von Telemedien, wenn diese nach den Vorschriften des 
Telemediengesetzes in Deutschland niedergelassen sind (vgl. § 1 Abs. 
7 MStV). Abweichend davon gilt der MStV für Medienintermediäre, 
Medienplattformen und Benutzeroberflächen auch im Ausland, wenn 
diese zur Nutzung in Deutschland bestimmt sind, sich also z. B. an 
Nutzer:innen in Deutschland richten. Dies ist ausgehend von der ver-
wendeten Sprache, den angebotenen Inhalten oder Marketingaktivitä-
ten oder dem Anteil des deutschen Marktes an ihrer Refinanzierung zu 
beurteilen (vgl. § 1 Abs. 8 MStV). Das somit verankerte Marktortprin-
zip war von der Europäischen Kommission für seine Unvereinbarkeit 
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mit dem Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie kritisiert 
worden (vgl. Liesching, 2020). 

Nachfolgend werden mit den rundfunkähnlichen Telemedien, den 
Telemedien nach § 19 Abs. 1 MStV und Video-Sharing-Diensten zu-
nächst drei Kategorien von Telemedien kurz vorgestellt. Darauf folgen 
Erläuterungen zu den drei im Fokus dieses Gutachtens stehenden zent-
ralen neuen Kategorien von Telemedien im MStV, nämlich Medien-
plattformen, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre. 

Rundfunkähnliche Telemedien, «Online-Presse» und Video- 
Sharing-Dienste 

Der MStV führt neu die Kategorie des «rundfunkähnlichen Telemedi-
ums» ein. Gemeint ist damit «ein Telemedium mit Inhalten, die nach 
Form und Gestaltung hörfunk- oder fernsehähnlich sind und die aus 
einem von einem Anbieter festgelegten Katalog zum individuellen Ab-
ruf zu einem vom Nutzer gewählten Zeitpunkt bereitgestellt werden 
(Audio- und audiovisuelle Mediendienste auf Abruf)» (§ 2 Abs. 2 Nr. 
13 MStV). In Frage kommen dabei Inhalte wie «Hörspiele, Spielfilme, 
Serien, Reportagen, Dokumentationen, Unterhaltungs-, Informations -
oder Kindersendungen». Anders als beim Rundfunk werden journalis-
tisch-redaktionellen Inhalte bei rundfunkähnlichen Telemedien nicht-
linear und individuell abgerufen. Beispiele sind Online-Mediatheken 
(vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 9) und Streamingdienste wie Net-
flix und Spotify (vgl. Martini, 2021, § 2 MStV Rn. 100, 105). 

Der MStV verpflichtet neu auch «geschäftsmäßig angebotene, jour-
nalistisch-redaktionell gestaltete Telemedien, in denen regelmäßig 
Nachrichten oder politische Informationen enthalten sind» (§ 19 Abs. 1 
S. 2 MStV) zur Einhaltung journalistischer Sorgfaltspflichten. Unter 
diese sogenannte «Online-Presse» (Begründung zum MStV, 2020, S. 10) 
fallen auch reine Online-Angebote wie Online-Magazine, Internetpor-
tale und Blogs, die auf Dauer erbracht werden und sich beispielsweise 
über Abos oder Werbung finanzieren, sofern sie journalistisch-redakti-
onelle Inhalte enthalten (vgl. Deutscher Presserat, 2021, o. S.). Auf diese 
Weise sollen neu auch jene «Multiplikatoren» journalistische Sorgfalts-
pflichten einhalten, die «publizistische Relevanz haben» (Begründung 
zum MStV, 2020, S. 20), aber keine Online-Ableger der traditionellen 
Presse sind und daher bislang nicht im Rundfunkstaatsvertrag geregelt 
waren. Dies soll insbesondere der Bekämpfung von Desinformationen 
im Internet dienen (vgl. Lent, 2020, S. 595). Zudem sollen diese Online-
Medien nun einem System der Selbstkontrolle unterliegen, das zu-
nächst eine freiwillige Selbstkontrolle (durch Selbstverpflichtung beim 
Presserat oder einer neuen anerkannten Selbstkontrolleinrichtung) und 
nachranging die Aufsicht durch die Landesmedienanstalten vorsieht 
(vgl. § 19 Abs. 3–Abs. 8 MStV). Damit werden erstmals eine behördli-
che Aufsicht über die Einhaltung journalistischer Sorgfaltspflichten 
und eine regulierte freiwillige Selbstkontrolle für journalistisch-
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redaktionelle Telemedien eingeführt, was als «Paradigmenwechsel» 
gesehen wird (Lent, 2020, S. 593). 

Zudem führt der MStV auch den Dienstetyp der «Video-Sharing-
Dienste» ein und setzt damit die Begriffsbestimmung des Video-Sha-
ring-Plattform-Dienstes der AVMD-Richtlinie um (vgl. Art. 1 lit. Aa). 
Ein Video-Sharing-Dienst ist ein «Telemedium, bei dem der Haupt-
zweck des Dienstes oder eines trennbaren Teils des Dienstes oder eine 
wesentliche Funktion des Dienstes darin besteht, Sendungen mit be-
wegten Bildern oder nutzergenerierte Videos, für die der Diensteanbie-
ter keine redaktionelle Verantwortung trägt, der Allgemeinheit bereit-
zustellen, wobei der Diensteanbieter die Organisation der Sendungen 
oder der nutzergenerierten Videos, auch mit automatischen Mitteln 
oder Algorithmen, bestimmt» (§ 2 Abs. 2 Nr. 22 MStV). Die Vorschrif-
ten für Video-Sharing-Dienste (vgl. §§ 97–99 MStV) dienen der Umset-
zung der Art. 28a und Art. 28b AVMD-Richtlinie. Als Video-Sharing-
Dienste sind beispielsweise YouTube, Tiktok und Vimeo einzuordnen. 
Grundsätzlich können auch soziale Netzwerke dazu gehören, insoweit 
die Bereitstellung von Videos eine wesentliche Funktion des Dienstes 
darstellt (vgl. Martini, 2021, § 2 MStV Rn. 130–131). In vielen Fällen ist 
ein Video-Sharing-Dienst zugleich auch als Medienintermediär einzu-
ordnen, sodass er dann auch die Vorschriften zu Medienintermediären 
beachten muss. Dies sei laut Kritikern ein Beispiel dafür, dass die im 
MStV angelegte Differenzierung zwischen verschiedenen Diensten 
«zunehmend zu einem Geflecht verschiedener, teils miteinander ver-
schränkter Dienste» werde (Hans-Bredow-Institut (HBI) [Dreyer & 
Schulz], 2019, S. 6–7), die eine eigene Einordnung der Anbieter ebenso 
wie die Nachvollziehbarkeit und Rechtssicherheit erschweren würden. 
Anders als die vielfaltsorientierten Bestimmungen für Medienplattfor-
men, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre zielen die Vorga-
ben für Video-Sharing-Dienste nach der AVMD-Richtlinie auf die Mit-
wirkung von Anbietern von Video-Sharing-Diensten im Hinblick auf 
die Regulierung von schädlichen Inhalten ab (vgl. Begründung zum 
MStV, 2020, S. 53–54). 

Medienplattformen, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre 

Im Folgenden werden zunächst die drei hier im Zentrum stehenden 
Kategorien von besonderen Telemedien allgemein vorgestellt. Als ers-
tes folgen dabei aufgrund ihrer engen Verbindung zueinander die Aus-
führungen zu Medienplattformen und Benutzeroberflächen gemein-
sam. Dabei werden ihre jeweiligen Definitionen vorgestellt sowie all-
gemeine Informationen zu den für sie geltenden Regelungen gegeben, 
einschließlich ihres Anwendungsbereichs. Darauf folgen die Definition 
von Medienintermediären sowie Erklärungen zum Anwendungsbe-
reich und Inhalt der für sie geltenden Bestimmungen unter Berücksich-
tigung ihrer Rolle für die Meinungsvielfalt und ihrer Abgrenzung zu 
Medienplattformen. 
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Medienplattformen und Benutzeroberflächen 

Unter Medienplattform versteht man «jedes Telemedium, soweit es 
Rundfunk, rundfunkähnliche Telemedien oder Telemedien nach § 19 
Abs. 1 zu einem vom Anbieter bestimmten Gesamtangebot zusammen-
fasst» (§ 2 Abs. 2 Nr. 14 MStV). Der MStV unterscheidet dabei infra-
strukturgebundene (vgl. § 78 S. 1 Nr. 1 MStV) und nicht-infrastruktur-
gebundene Medienplattformen (vgl. § 78 S. 1 Nr. 2 MStV). Infrastruk-
turgebunden sind Medienplattformen, «bei denen der Anbieter der 
Medienplattform zugleich die Übertragungsinfrastruktur vom Einspei-
sepunkt bis zum Netzabschlusspunkt kontrolliert», wie beispielsweise 
Vodafone Kabel Deutschland (§ 1 Abs. 3 S. 1 des Entwurfs der Satzung 
zur Regulierung von Medienintermediären gemäß § 96 MStV, kurz 
«Entwurf MI-Satzung»). Nicht-infrastrukturgebundene Medienplatt-
formen umfassen beispielsweise OTT-Dienste wie Zattoo. Die zuvor im 
RStV bestehenden Regeln zur Belegung und zum Zugang zu Plattfor-
men (vgl. §§ 52 ff. RStV) wurden in angepasster Form in den MStV 
übernommen (vgl. §§ 78 ff. MStV). Die frühere Differenzierung zwi-
schen Plattformen in offenen und geschlossenen Netzen aus dem 
Rundfunkstaatsvertrag wurde dagegen aufgegeben. Für Anbieter von 
Medienplattformen gelten Bestimmungen zur Signalintegrität (vgl. 
§ 80 MStV), Diskriminierungs- und Behinderungsverbote beim Zugang 
allgemein (vgl. § 82 Abs. 2 MStV) und bei der Belegung infrastruktur-
gebundener Medienplattformen (vgl. § 81 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 
3 MStV), Must-Carry-Vorgaben (vgl. § 81 MStV) sowie Transparenz-
vorgaben (§ 85 MStV). Anbieter von Medienplattformen und Benutzer-
oberflächen müssen den Betrieb ihres Dienstes einen Monat vor Inbe-
triebnahme der zuständigen Landesmedienanstalt anzeigen (vgl. § 79 
Abs. 2 MStV). Darüber hinaus können Anbieter von Medienplattfor-
men und Benutzeroberflächen unter Umständen dazu verpflichtet wer-
den, den Zugang zu von ihnen angebotenen, nicht rechtskonformen In-
halten einzuschränken (vgl. § 79 Abs. 4 MStV). 

Die Kategorie der «Benutzeroberfläche», die bislang lediglich in ei-
nem Unterpunkt von § 52c RStV gefasst war, bildet im MStV nun neu 
einen eigenen Regelungsadressaten, der eng an die Kategorie der Me-
dienplattform geknüpft ist. Eine Benutzeroberfläche ist eine «textlich, 
bildlich oder akustisch vermittelte Übersicht über Angebote oder In-
halte einzelner oder mehrerer Medienplattformen, die der Orientie-
rung dient und unmittelbar die Auswahl von Angeboten, Inhalten oder 
softwarebasierten Anwendungen, welche im Wesentlichen der unmit-
telbaren Ansteuerung von Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien 
oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 dienen, ermöglicht» (§ 2 Abs. 2 Nr. 
15 MStV). Dabei müssen die «Angebots- und Programmübersichten» 
nicht unbedingt selbst Teil der jeweiligen Medienplattform sein (§ 2 
Abs. 2 Nr. 15 lit. b MStV). Zu Benutzeroberflächen zählen unter ande-
rem die Anzeige- und Steuerungsebene von oder für Medienplattfor-
men, ebenso wie «Smart-TV-Hubs und andere visuelle 

Definition 
Medienplattform — 
fasst zu einem vom 
Anbieter bestimmten 
Gesamtangebot 
zusammen; 
Unterscheidung 
zwischen infrastruktur- 
und nicht 
infrastrukturgebundenen 
Medienplattformen 

 

 

 

 

 

 

 

Betrieb muss bei 
Landesmedienanstalt 
angezeigt werden; ggf. 
Verpflichtung, Zugang 
zu nicht 
rechtskonformen 
Angeboten zu 
verhindern 

Definition 
Benutzeroberfläche — 
Übersicht über 
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diskriminierungsfreie 
Auffindbarkeit 
sicherstellen 
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Auswahloberflächen, Programmnavigatoren und EPGs in aktuellen 
TV-Geräten, Streaming-Sticks und Smart-Boxes» (Hans-Bredow-Insti-
tut (HBI) [Dreyer & Schulz], 2019, S. 11) sowie möglicherweise Sprach-
assistenten (vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 12). Anbieter von Be-
nutzeroberflächen müssen insbesondere die diskriminierungsfreie 
Auffindbarkeit der von ihnen vermittelten Angebote insgesamt und 
unmittelbare und leichte Auffindbarkeit von bestimmten Angeboten 
im Besonderen sicherstellen (vgl. § 84 MStV) sowie ihre Auswahlkrite-
rien transparent machen (vgl. § 85 MStV). 

Die Regelungen in §§ 78 ff. MStV gelten jedoch nicht für sämtliche 
Medienplattformen und Benutzeroberflächen, sondern im Rahmen ei-
nes «abgestufte[n] Schutzkonzept[s]» (Gummer, 2021, § 78 MStV Rn. 
50) nur für jene, die bestimmte Schwellenwerte erreichen. Gemäß § 78 
S. 2 MStV gelten für infrastrukturgebundene Medienplattformen mit 
unter 10.000 angeschlossenen Wohneinheiten und deren Benutzerober-
flächen sowie für nicht-infrastrukturgebundene Medienplattformen 
und Benutzeroberflächen mit in der Regel weniger als 20.000 tatsächli-
chen täglichen Nutzer:innen im Monatsdurchschnitt lediglich die all-
gemeinen Bestimmungen (vgl. § 79 MStV), die Vorschriften zur Signal-
integrität, Überlagerungen und Skalierungen (vgl. § 80 MStV), zur Vor-
lage von Unterlagen (vgl. § 86 Abs. 1 MStV) und die Maßnahmen bei 
Rechtsverstößen (vgl. § 109 MStV). Die Schwellenwerte hätten sich be-
reits im Rundfunkstaatsvertrag bewährt (vgl. § 52 RStV), so die Begrün-
dung zum MStV, und würden mit ihrer Differenzierung zudem be-
rücksichtigen, «dass infrastrukturunabhängige Medienplattformen so-
wie medienplattformunabhängige Benutzeroberflächen weniger viel-
faltskritisch zu bewerten sind als infrastrukturgebundene Angebote» 
(Begründung zum MStV, 2020, S. 40). Unterschreitet eine Medienplatt-
form oder Benutzeroberfläche diese Regulierungsschwellen, sei dies 
nach § 1 Abs. 2 der Satzung zur Konkretisierung der Bestimmungen 
des MStV über Medienplattformen und Benutzeroberflächen (kurz 
«MB-Satzung») ein Indiz für eine nur «geringe Bedeutung» einer Me-
dienplattform und Benutzeroberfläche für die «Angebots- und Mei-
nungsvielfalt». Das Abstellen auf die quantitativen Schwellenwerte der 
Reichweite und Nutzerzahlen verdeutlicht die zugrundeliegende An-
nahme, dass eine höhere Nutzerzahl mit einem höheren Einflusspoten-
zial auf die Meinungsbildung einhergehe. 

Medienintermediäre 

Der MStV führt neu den Dienstetyp des «Medienintermediärs» ein. Da-
runter versteht man «jedes Telemedium, das auch journalistisch-redak-
tionelle Angebote Dritter aggregiert, selektiert und allgemein zugäng-
lich präsentiert, ohne diese zu einem Gesamtangebot zusammenzufas-
sen» (§ 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV). Zu Medienintermediären zählen in der 
Regel Suchmaschinen (wie Google), soziale Netzwerke (wie Facebook), 
User-Generated-Content-Plattformen (wie YouTube), Blogging-Portale 

Schwellenwerte 
bestimmen 
Anwendungsbereich, 
z. B. Anzahl 
Nutzer:innen oder 
Wohneinheiten — Größe 
dient als Hinweis für die 
Bedeutung der 
Medienplattform oder 
Benutzeroberfläche für 
die Meinungsvielfalt 

Definition 
Medienintermediäre — 
Aggregieren, Selektieren 
und Zugänglichmachen 
von journalistisch-
redaktionellen 
Angeboten Dritter — 
kein Gesamtangebot 
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(wie Twitter), News-Aggregatoren (wie Google News) und unter Um-
ständen App-Portale (wie iTunes) (vgl. Begründung zum MStV, 2020, 
S. 13; Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 42). 
Gemäß Definition handelt es sich nur dann um einen Medieninterme-
diär, wenn auch die Vermittlung von journalistisch-redaktionellen In-
halten betroffen ist. An spezifisch journalistisch-redaktionelle Inhalte 
werden dabei keine besonders hohen Anforderungen gestellt. So sind 
beispielsweise auch Unterhaltungsangebote oder Laien-Journalismus 
umfasst (vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 6). Für das Vorliegen ei-
nes journalistisch-redaktionellen Angebots spricht, «wenn die Ange-
bote auf eine gewisse Kontinuität, Dauerhaftigkeit und Aktualität an-
gelegt sind, regelmäßig eine Inhaltsauswahl und -bearbeitung sowie 
formale Vereinheitlichung der Einzelbeiträge des Angebots erfolgt so-
wie eine gewisse publizistische Ausrichtung bzw. Anschlussfähigkeit 
an den gesellschaftlichen Diskurs gegeben ist» (die medienanstalten, 
2021a, S. 2). 

Für Anbieter von Medienintermediären sieht der MStV Transpa-
renzgebote und Diskriminierungs- und Behinderungsverbote vor (vgl. 
in §§ 91 ff.). Diese zielen darauf ab, «die Integrität des öffentlichen Mei-
nungsbildungsprozesses zu schützen und die Meinungsvielfalt zu si-
chern, indem sie die Kriterien der Auslese und Priorisierung von Nach-
richten offenlegen und ungerechtfertigte Benachteiligungen untersa-
gen» (Martini, 2021, § 2 MStV Rn. 122–124). Die Anbieter müssen daher 
insbesondere die Kriterien des Zugangs zu bzw. des Verbleibs von In-
halten beim Medienintermediär, die Funktionsweise der eingesetzten 
Algorithmen sowie die ggf. vorhandene thematische Spezialisierung 
transparent machen (vgl. § 93 MStV). Zudem gilt für Anbieter von Me-
dienintermediären, die soziale Netzwerke anbieten, eine Kennzeich-
nungspflicht für sogenannte Social Bots (vgl. § 93 Abs. 4; § 18 Abs. 3 
MStV). Außerdem müssen Anbieter von Medienintermediären einen 
inländischen Zustellungsbevollmächtigten ernennen (vgl. § 92 S. 1 
MStV), um die Rechtsverfolgung durch die Landesmedienanstalten zu 
erleichtern. 

Die erstmalige explizite Adressierung von Medienintermediären ba-
siert auf der angenommenen zentralen Bedeutung für die Meinungs-
vielfalt von Medienintermediären aufgrund ihrer «Doppelrolle» (KEK, 
2016, S. 145) für die Auffindbarkeit meinungsrelevanter Angebote. So 
können sie weitere Zugriffsmöglichkeiten zu potenziell meinungsbil-
denden Inhalten sowohl ermöglichen als auch verhindern (vgl. Bund-
Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 41–42). Be-
stimmte Intermediäre wie Suchmaschinen oder Online-Verkaufsplatt-
formen waren bereits zuvor als Telemedien (im Sinne von § 2 Abs. 1 S. 
3 RStV) und damit als Regelungsgegenstand des Rundfunkstaatsver-
trags einzuordnen (vgl. Schulz, 2018a, § 2 RStV Rn. 71). Jedoch enthiel-
ten die Bestimmungen der §§ 54 ff. RStV keine rechtlichen Vorgaben 
für Maßnahmen zur Sicherung der Meinungs- und Angebotsvielfalt für 

Transparenzgebote, 
Diskriminierungs- und 
Behinderungsverbote 
zum Schutz des 
Meinungsbildungs-
prozesses und der 
Medienvielfalt 

Erstmals explizite 
Adressierung von 
Medienintermediären 
aufgrund ihrer Relevanz 
für die Auffindbarkeit 
meinungsrelevanter 
Angebote 
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Telemedien. Maßnahmen wie beispielsweise Vorschriften zum Zugang 
und zur Belegung (vgl. §§ 52 ff. RStV) galten im Rundfunkstaatsvertrag 
lediglich für Plattformanbieter (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV) und nicht 
für Medienintermediäre wie beispielsweise Suchmaschinen und Social-
Media-Plattformen, die nicht als Plattformanbieter einzuordnen waren 
(vgl. Wagner, 2018, § 52 RStV Rn. 61–63). 

Wie bei Medienplattformen und Benutzeroberflächen gelten die 
Vorschriften nicht für alle Medienintermediäre. Folgende Medieninter-
mediäre sind von den Vorschriften ausgenommen (vgl. § 91 Abs. 2 
MStV): Medienintermediäre, die im Durchschnitt von sechs Monaten 
weniger als eine Million Nutzer:innen pro Monat in Deutschland ha-
ben, die auf Waren und Dienstleistungen spezialisiert sind und solche, 
die ausschließlich privaten oder familiären Zwecken dienen. Konkret 
sind diese Medienintermediäre von den Transparenzvorgaben ausge-
nommen (vgl. § 93 MStV) sowie vom Diskriminierungsverbot (vgl. § 94 
MStV) und der Verpflichtung, einen Zustellungsbevollmächtigten zu 
benennen (vgl. § 92 MStV). Diese Ausnahmen basieren auf der An-
nahme, dass Medienintermediären mit einer geringen Reichweite nur 
eine geringe oder keine Bedeutung für die Vielfaltssicherung zukommt 
(vgl. Zimmer & Liebermann, 2021, § 91 MStV Rn. 8). Auf diese Weise 
werden zudem Medienintermediäre ausgenommen, denen aufgrund 
ihres thematischen Fokus keine Relevanz für die Meinungsbildung zu-
geschrieben wird. § 91 Abs. 1 MStV stellt klar, dass die Regelungen für 
Medienintermediäre auch für integrierte Medienintermediäre gelten, 
die sich damit durch die Einbindung ihrer intermediären Funktion in 
das Angebot von Dritten nicht ihren Verpflichtungen entziehen können 
(vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 48). 

Für die Abgrenzung zwischen Medienintermediären und Medien-
plattformen ist das Kriterium des «Gesamtangebots» zentral: Medien-
intermediäre «aggregieren, selektieren und präsentieren […] in wesent-
lichen Teilen oder gar ausschließlich Inhalte Dritter, ohne [eigene Her-
vorhebung] diese zu einem vom Anbieter bestimmten Gesamtangebot 
zusammenfassen» (KEK, 2018a, S. 439–440), während Medienplattfor-
men sich auf das Zugänglichmachen und Zusammenfassen von Rund-
funk, rundfunkähnlichen Telemedien und Telemedien nach § 19 Abs. 
1 MStV («Online-Presse») in einem Gesamtangebot konzentrieren. Was 
genau unter einem Gesamtangebot zu verstehen ist, wird im MStV 
nicht definiert und sei laut Begründung «anhand der Umstände des 
Einzelfalls, insbesondere mit Blick auf Gestaltung, Inhalt, Empfänger-
kreis und technische Struktur zu bestimmen» (Begründung zum MStV, 
2020, S. 11). Diese Unschärfe des Begriffs des Gesamtangebots als zent-
rales Abgrenzungskriterium zwischen Medienplattform und Medien-
intermediär wird kritisiert (vgl. z. B. Hans-Bredow-Institut (HBI) 
[Dreyer & Schulz], 2019, S. 6). 

Einschränkungen beim 
Anwendungsbereich — 
z. B. Medien-
intermediäre mit 
geringer Reichweite 
ausgenommen — geringe 
Bedeutung für 
Vielfaltssicherung und 
Meinungsbildung 

Abgrenzung zwischen 
Medienintermediären 
und Medienplattformen 
— Gesamtangebot als 
zentrales, aber 
unscharfes Kriterium 
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Auch die Definitionen der neuen Regelungsadressaten sind Gegen-
stand von Kritik. Beanstandet wird unter anderem, dass die Begriffsbe-
stimmungen und die Abgrenzung zwischen den neu eingeführten Re-
gelungsadressaten des MStV nicht immer klar sei (vgl. z. B. Google, 
2019, S. 1; ProSiebenSat.1 Media SE, 2018, S. 7; Verband Deutscher Ka-
belnetzbetreiber (ANGA), 2018, S. 2). In der Praxis könne eine Zuord-
nung von Angeboten und Geräten zu den aufgeführten Dienstetypen 
nicht immer eindeutig erfolgen; bestimmte Beispiele könnten mehr als 
einem Dienstetyp zugeordnet werden. So werden beispielsweise die 
Überlappungen zwischen Medienplattformen und -intermediären (vgl. 
Hans-Bredow-Institut (HBI) [Dreyer & Schulz], 2018, S. 10) oder zwi-
schen Medienplattformen und rundfunkähnlichen Telemedien (vgl. 
Martini, 2021, § 2 MStV Rn. 108) kritisiert. Insbesondere für die Rechts-
sicherheit und die Anwendung in der Praxis seien diese unklaren Ab-
grenzungen abträglich (vgl. Martini, 2021, § 2 MStV Rn. 108). 

Nach dem Überblick über die Regelungsadressaten und Bestimmun-
gen werden nachfolgend die Regelungen im Detail ausgeführt. Zu-
nächst folgen die Bestimmungen für die Anbieter von Medienplattfor-
men und Benutzeroberflächen, danach jene für Medienintermediäre. 

1.2.2 Vielfaltsorientierte Bestimmungen für 
Anbieter von Medienplattformen 
und Benutzeroberflächen 

Für Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen kom-
men die Grundsätze der Diskriminierungsfreiheit bzw. des Diskrimi-
nierungsverbots und der Chancengleichheit in verschiedenen Bestim-
mungen zum Ausdruck: Beim Zugang zu und der Belegung von Medi-
enplattformen sowie bei der Auffindbarkeit von Inhalten auf Benutzer-
oberflächen. Diese Regelungen sowie das Transparenzgebot gelten wie 
erwähnt unter Vorbehalt der Schwellenwerte gemäß § 78 MStV (vgl. 
oben). Die Regelungen zur Signalintegrität gelten dagegen für alle Me-
dienplattformen. Für die Regeln spreche laut Befürwortern die weiter-
hin bedeutsame Rolle von Medienplattformen für die Sicherung der 
Angebots- und Anbietervielfalt (vgl. z. B. Verband privater Medien 
(VAUNET), 2019, S. 3; ZDF, 2018, S. 4). 

Zugang zu Medienplattformen 

Der Zugang zu Medienplattformen ist durch § 82 MStV geregelt, in 
dem die Grundsätze der Diskriminierungsfreiheit und Chancengleich-
heit sichtbar werden. Ziel dieser Vorschrift ist es, «jede unmittelbare 
und mittelbare sachwidrige Behinderung bzw. Beeinträchtigung von 
Inhalteanbietern aus[zu]schließen, um eine öffentliche Meinungsbil-
dung auf der Basis vielfältiger Informationen zu sichern […] und im 
Sinne einer Zugangsoffenheit die Übertragungswege offen zu halten» 
(Gummer, 2021, § 82 MStV Rn. 11). Insbesondere soll so die 

Kritik an Definitionen: 
Abgrenzungen zwischen 
Regelungsadressaten 
nicht immer eindeutig 

Zugangsregeln dienen 
Sicherung öffentlicher 
Meinungsbildung durch 
vielfältige Information 
und Offenheit der 
Übertragungswege 
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Unabhängigkeit von «kleinere[n], wirtschaftlich schwächere[n] und 
neu zum Markt hinzutretende[n]» Anbietern geschützt werden (Gum-
mer, 2021, § 82 MStV Rn. 12), die zur Meinungsvielfalt beitragen, für 
die aber ein Zugang zu Plattformen erschwert sein kann. Insofern sol-
len die Regelungen zur Belegung und zum Zugang zu Medienplattfor-
men wichtige technische und strukturelle Voraussetzungen für den 
«Meinungswettbewerb» sichern (Gummer, 2021, § 82 MStV Rn. 19). 

So muss im Sinne eines positiven Gewährleistungsgebots die von 
Medienplattformen eingesetzte Technik ein vielfältiges Angebot er-
möglichen (vgl. § 82 Abs. 1 MStV). «Zur Sicherung der Meinungsviel-
falt und Angebotsvielfalt» darf der Zugang zu Medienplattformen für 
Rundfunk, rundfunkähnliche Telemedien und Telemedien nach § 19 
Abs. 1 MStV «nicht unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert» wer-
den (Verbot unbilliger Behinderung, vgl. § 82 Abs. 2 MStV). Auch dür-
fen gleichartige Angebote nicht ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
unterschiedlich behandelt werden (Diskriminierungsverbot, vgl. § 82 
Abs. 2 Nr. 1-4 MStV). Verboten ist beispielsweise eine Diskriminierung 
durch Zugangsberechtigungssysteme, Schnittstellen für Anwendungs-
programme oder das Erheben von Entgelten und Tarifen. Ob es sich 
um ein gleichartiges Angebot handelt, ist anhand der «Art, Inhalt und 
Gestaltung des Angebots» zu ermitteln, nicht jedoch danach, wer An-
bieter des Inhalts ist (Begründung zum MStV, 2020, S. 44). Der sachlich-
gerechtfertigte Grund für eine Ungleichbehandlung eines gleichartigen 
Angebots muss im Lichte der Sicherung der Meinungsvielfalt Bestand 
haben (vgl. Amtliche Begründung zum Achten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag, 2004). 

Zudem müssen Anbieter von Medienplattformen ihre Zugangsbe-
dingungen, insbesondere Entgelte und Tarife, gegenüber der zuständi-
gen Landesmedienanstalt offenlegen (vgl. § 83 Abs. 1 MStV) und diese 
so gestalten, «dass auch lokale und regionale Angebote angemessen 
verbreitet werden können» (§ 83 Abs. 2 MStV). So soll verhindert wer-
den, dass eine der Meinungsvielfalt dienliche Angebotsvielfalt durch 
zu hohe oder unangemessene Entgelte und Tarife behindert werde 
(vgl. Gummer, 2021, § 83 MStV Rn. 6). 

Die Regeln zum Zugang zu Medienplattformen werden unter ande-
rem dafür kritisiert, dass durch die Digitalisierung der Übertragungs-
wege mittlerweile kaum noch eine Knappheit an Übertragungskapazi-
täten gegeben sei, sodass «der wesentliche Anknüpfungspunkt für die 
Zugangsregulierung» wegfalle (Bundesverband Informationswirt-
schaft, Telekommunikation und Neue Medien [Bitkom], 2019, S. 1). Zu-
dem sei unwahrscheinlich, dass bei Medienplattformen, «deren Ge-
schäftsmodell gerade in der Zusammenfassung und Vermittlung von 
Rundfunk- und/oder rundfunkähnlichen Telemedienangeboten liegt, 
ernsthafte Gefahren eines Ausschlusses oder einer Diskriminierung 
von Angeboten (beim Zugang und bei der Auffindbarkeit) bestehen» 

Diskriminierungs- und 
Behinderungsverbot bei 
Zugang zu 
Medienplattformen, 
z. B. Verbot der 
Diskriminierung durch 
Zugangsberechtigungs-
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Angeboten 
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(Mainzer Medieninstitut [Cornils & Liesem], 2018, S. 7). Außerdem ba-
sierten die Zugangsregeln im MStV auf der mittlerweile überkomme-
nen Annahme, dass Anbieter von Medienplattformen eine übermäßige 
und einseitige Markt- und Verhandlungsmacht gegenüber Inhaltean-
bietern hätten und deshalb zur Zugangsgewährung verpflichtet wer-
den müssten, doch dieses einseitige Recht von Inhalteanbietern auf ei-
nen regulierten Zugang zu Medienplattformen sei nicht mehr zeitge-
mäß (vgl. Media Broadcast, 2018, S. 6). 

Belegung von infrastrukturgebundenen Medienplattformen 

Die Anbieter von infrastrukturgebundenen Medienplattformen wer-
den zur Bereitstellung bestimmter Kapazitäten für bestimmte Pro-
gramme im öffentlichen Interesse verpflichtet (vgl. § 81 MStV). Die Re-
gelungen zur Belegung von Medienplattformen dienen unter anderem 
dazu, die Erfüllung des Grundversorgungsauftrags des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks zu ermöglichen und im privaten Rundfunk ein 
Mindestmaß «gleichgewichtiger Vielfalt» herzustellen (Wagner, 2018, 
§ 52b RStV Rn. 14). 

Hierbei wird eine Dreiteilung zwischen einem Must-Carry-, Can-
Carry- und einem freien Bereich vorgenommen (vgl. Gummer, 2021, 
§ 81 MStV). Im Must-Carry-Bereich müssen infrastrukturgebundene 
Medienplattformen die bisherigen Must-Carry-Vorgaben aus dem 
Rundfunkstaatsvertrag (vgl. § 52b RStV) einhalten (vgl. § 81 Abs. 2 Nr. 
1 MStV). Demnach müssen infrastrukturgebundene Medienplattfor-
men Angebote und Inhalte übertragen, für die «ein besonderes öffent-
liches Interesse an der Übertragung besteht und die daher vom Gesetz-
geber für besonders förderungs- oder schützenswert gehalten werden» 
(Gummer, 2021, § 81 MStV Rn. 27). Neu zählen zu diesen Angeboten 
und Inhalten auch programmbegleitende Dienste wie Teletext und 
elektronische Programmführer. Infrastrukturgebundene Medienplatt-
formen müssen folgende Programme übertragen: Die zur bundeswei-
ten Verbreitung gesetzlich bestimmten beitragsfinanzierten Pro-
gramme sowie die Dritten Programme des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, einschließlich programmbegleitender Dienste (vgl. § 81 Abs. 2 
Nr. 1 lit. a MStV), diejenigen privaten Fernsehprogramme, die nach Re-
gionalfenster enthalten (vgl. § 59 MStV), einschließlich programmbe-
gleitender Dienste (vgl. § 81 Abs. 2 Nr. 1 lit. b MStV), sowie die regio-
nalen und lokalen Fernsehprogramme sowie Offenen Kanäle im jewei-
ligen Land, in dem sie zugelassen sind (vgl. § 81 Abs. 2 Nr. 1 lit. c 
MStV). Die Can-Carry-Vorschrift erlaubt es einem Anbieter einer Me-
dienplattform, eigenständig über die Belegung zu entscheiden, «soweit 
er darin unter Einbeziehung der Interessen der angeschlossenen Teil-
nehmer eine Vielzahl von Programmveranstaltern sowie ein vielfälti-
ges Programmangebot an Vollprogrammen, nicht entgeltfinanzierten 
Programmen, Spartenprogrammen mit Schwerpunkt Nachrichten, 
sonstigen Spartenprogrammen und Fremdsprachenprogrammen 

Infrastrukturgebundene 
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Pflicht zur 
Bereitstellung von 
Kapazitäten für 
Programme im 
öffentlichen Interesse 

Dreiteilung zwischen 
Must-Carry-, Can-
Carry- und freiem 
Bereich bei Belegung von 
Medienplattformen — 
definieren Art und 
Ausmaß der 
Übertragungspflicht 



Deutschland  __________________________________________________________________________________________  25 

einbezieht sowie Teleshoppingkanäle angemessen berücksichtigt» 
(§ 81 Abs. 2 Nr. 2 MSt). Im Bereich zur freien Belegung können Anbieter 
von Medienplattformen frei von Vielfaltsvorgaben über ihre Belegung 
entscheiden (vgl. § 81 Abs. 2 Nr. 3 MStV). 

Diese beschriebene Dreiteilung der gesetzlichen Vorschriften für die 
verfügbaren Übertragungskapazitäten findet auch im Hörfunkbereich 
Anwendung (vgl. § 81 Abs. 3 MStV). Neu haben hier infrastrukturge-
bundene Medienplattformen die Pflicht, die im jeweiligen Land zuge-
lassenen privaten Hörfunkprogramme und Offenen Kanäle zu verbrei-
ten (vgl. § 81 Abs. 3 lit. b MStV), die somit einen Must-Carry-Status er-
halten. 

Der Grundsatz der Diskriminierungsfreiheit ist auch in diesen Rege-
lungen zur Belegung von infrastrukturgebundenen Medienplattfor-
men ersichtlich. Konkret wird dies in § 81 Abs. 2 Nr. 3 und § 81 Abs. 3 
Nr. 3 MStV deutlich, wonach die Diskriminierungsfreiheit für den Zu-
gang in allen drei Dritteln zur Anwendung kommt (vgl. Begründung 
zum MStV, 2020, S. 43). 

An den Belegungs- und Zugangsregeln wird kritisiert, dass ange-
sichts der heutigen technischen Voraussetzungen in Zeiten der Digita-
lisierung keine Knappheit von Übertragungskapazitäten mehr gegeben 
sei und damit ein Kernargument für die Must-Carry-Vorgaben bei der 
Plattformbelegung wegfalle (vgl. z. B. ANGA, 2018, S. 7; Monopolkom-
mission, 2018, Tz. 1162). Andererseits wird auch kritisch diskutiert, in-
wieweit «der Infrastrukturbezug heute und in Zukunft noch der ent-
scheidende Faktor einer Gatekeeper-Stellung ist bzw. sein wird» 
(Mainzer Medieninstitut [Cornils & Liesem], 2018, S. 10) und die ver-
bundene Beschränkung auf infrastrukturgebundene Medienplattfor-
men zeitgemäß sei. Die Geltung der Belegungsregeln nur für infra-
strukturgebundene Medienplattformen und somit nicht für Smart-TVs 
und OTT-Angebote könne sich insbesondere negativ auf die Reich-
weite von Regionalfensterprogrammen auswirken (vgl. z. B. RTL West, 
2018). 

Auffindbarkeit auf Benutzeroberflächen 

Das Diskriminierungs- und Behinderungsverbot gilt auch für Anbieter 
von Benutzeroberflächen (vgl. § 84 MStV). Demnach dürfen gleichar-
tige Angebote oder Inhalte bei der Auffindbarkeit und insbesondere bei 
der «Sortierung, Anordnung oder Präsentation» (§ 84 Abs. 2 S. 1 MStV) 
in Benutzeroberflächen nicht ohne sachlich gerechtfertigten Grund un-
terschiedlich behandelt und die Auffindbarkeit nicht unbillig behindert 
werden. Zudem müssen Benutzeroberflächen eine diskriminierungs-
freie Suchfunktion anbieten, einschließlich diskriminierungsfreier 
Suchvorschläge zum Beispiel auch bei Autocomplete-Funktionen (vgl. 
§ 10 Abs. 4 MB-Satzung). 
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Als wichtige Ausnahme zu diesem Diskriminierungsverbot werden 
Anbieter von Benutzeroberflächen unter gewissen Voraussetzungen 
zur positiven Diskriminierung von bestimmten Angeboten und Inhal-
ten verpflichtet (vgl. § 84 Abs. 3-5 MStV). So müssen Rundfunkange-
bote auf Benutzeroberflächen aus Perspektive eines Durchschnittnut-
zers «unmittelbar und leicht auffindbar» gemacht werden (§ 84 Abs. 3 
S. 1 MStV, in Umsetzung von Art. 7a AVMD-Richtlinie). Anbieter von 
Benutzeroberflächen müssen also eine sogenannte Basisauffindbarkeit 
für sämtliche von Medienplattformen in Benutzeroberflächen angebo-
tenen Rundfunkangebote gewährleisten. Ziel dieser «Must-be-Found»-
Regelung ist es, die Auffindbarkeit einzelner audiovisueller Inhalte zu 
sichern, die in erheblichem Umfang zur Meinungsbildung beitragen 
(vgl. Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 33). 
Hinter dieser Bevorzugung von linearen gegenüber nicht-linearen An-
geboten scheint auch die Annahme zu stehen, dass ersteren eine grö-
ßere Bedeutung für die Meinungsbildung zukommt (vgl. Holznagel et 
al., 2020, S. 13). 

Innerhalb der Rundfunkangebote gilt zudem eine vorrangige Auf-
findbarkeit für öffentlich-rechtliche Rundfunkprogramme, Programme 
mit Regionalfenstern und private Programme, «die in besonderem Maß 
einen Beitrag zur Meinungs- und Angebotsvielfalt» leisten (sog. Public-
Value-Angebote) (§ 84 Abs. 3 S. 2 MStV). Gleiches gilt für die gemein-
samen Telemedienangebote von ARD, ZDF und Deutschlandradio 
(vgl. § 84 Abs. 4 MStV). Diese Angebote werden damit gegenüber nicht 
vielfaltsfördernden Angeboten privilegiert. Welche privaten Angebote 
genau als Public-Value-Angebote einzuordnen sind, legen die Landes-
medienanstalten in einem eigenen Verfahren jeweils für die Dauer von 
drei Jahren fest, beispielsweise anhand von Kriterien wie dem Anteil 
an nachrichtlicher Berichterstattung, an regionalen und lokalen Infor-
mationen und an barrierefreien Angeboten (vgl. § 84 Abs. 5 MStV i. V. 
m. § 7 der Satzung zur Durchführung der Vorschriften gemäß § 84 Abs. 
8 Medienstaatsvertrag zur leichten Auffindbarkeit von privaten Ange-
boten, kurz «Public-Value-Satzung») (vgl. auch Begründung zum 
MStV, 2020, S. 45-46). 

Eine leichte Auffindbarkeit kann beispielsweise durch die «Voran-
stellung der Angebote, die hervorgehoben präsentierte Möglichkeit, 
die Angebote über eine Sortierung aufzurufen, oder eine vorangestellte 
oder hervorgehobene zusammenfassende Listung der jeweiligen An-
gebote» erreicht werden (Begründung zum MStV, 2020, S. 54-55). In an-
deren Worten gelten Angebote in Benutzeroberflächen in der Regel 
dann als leicht auffindbar, «wenn sie einfach und schnell zu finden 
sind, da sie beispielsweise vorangestellt oder hervorgehoben präsen-
tiert werden, beispielsweise durch einen eigenen Button» (§ 10 Abs. 5 
S. 1 MB-Satzung). 
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Des Weiteren wird die Nutzerautonomie bei Benutzeroberflächen 
gewährleistet (vgl. § 84 Abs. 6 MStV). Benutzeroberflächen müssen 
Nutzer:innen erlauben, die Sortierung oder Anordnung von Angebo-
ten oder Inhalten auf einfache Weise und dauerhaft zu individualisie-
ren, etwa durch Favoritenlisten (vgl. Begründung zum MStV, 2020, S. 
46). § 84 Abs. 3–6 MStV gelten gemäß § 121 MStV erst ab 01.09.2021. 

Die Vorschriften zur leichten Auffindbarkeit als Maßnahmen der po-
sitiven Vielfaltssicherung spiegeln insgesamt die Absicht des MStV wi-
der, der «steigenden Bedeutung der Auffindbarkeit für Inhalteange-
bote» in einer veränderten Medienumgebung gerecht zu werden (Be-
gründung zum MStV, 2020, S. 45). So ist auch eines der wesentlichen 
Ziele des MStV die Sicherung des «Zugang[s] zu Verbreitungswegen 
und eine diskriminierungsfreie Auffindbarkeit», insbesondere von 
«Qualitätsangebote[n]» (Rundfunkkommission der Länder, 2019, S. 4) 
in einer «zunehmend durch das Internet geprägten Medienwelt» (Prä-
ambel des MStV, 2020). Damit soll sichergestellt werden, dass beson-
ders meinungsrelevante Inhalte «zu den Rezipienten gelangen bezie-
hungsweise von diesen wahrgenommen werden können» (Bund-Län-
der-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 32). Die Notwendig-
keit für solche Vorschriften wird mit der wachsenden Anzahl von An-
geboten und der beschränkten Aufmerksamkeit von Nutzer:innen be-
gründet, insbesondere in Bezug auf «bestimmte […] für die öffentliche 
Meinungsbildung besonders relevante Angebote auf Benutzeroberflä-
chen» (Präambel der Public-Value-Satzung, 2021). Die Aussicht auf 
leichte Auffindbarkeit soll im Sinne einer Anreizregulierung die Pro-
duktion von für die öffentliche Meinungsbildung relevanten Inhalten 
durch private Anbieter incentivieren (vgl. Bund-Länder-Kommission 
zur Medienkonvergenz, 2015, S. 33; Präambel der Public-Value-Sat-
zung, 2021). Bei Public-Value-Angeboten überwiegt also die leichte 
Auffindbarkeit die Grundsätze der Chancengleichheit und Diskrimi-
nierungsfreiheit (vgl. Mazzoli & Tambini, 2020, S. 21). 

Die Notwendigkeit einer privilegierten Auffindbarkeit war bereits in 
der Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz umstritten (vgl. 
Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2016, S. 28) und 
wurde auch im weiteren Verlauf erheblich diskutiert: Von den Rege-
lungsadressaten wurden die Regelungen zum Beispiel als «positiv dis-
kriminierende Auffindbarkeitsregulierung zulasten Dritter» kritisiert 
(ANGA, 2019, S. 5–6). Insbesondere kleinere Anbieter würden gegen-
über ohnehin meinungsstarken Anbietern benachteiligt, was einer Mei-
nungsvielfalt entgegenwirke (vgl. eco-Verband der Internetwirtschaft 
[eco], 2019, S. 2). Insgesamt wird auch eine «unangemessene Bevor-
mundung der Nutzer» kritisiert (Bitkom, 2019, S. 55). Die Privilegie-
rung verhindere Innovationen und stelle einen unverhältnismäßigen 
Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der Anbieter von Medienplattformen 
dar (vgl. eco, 2019, S. 2; Zentralverband Elektrotechnik- und Elektro-
nikindustrie (ZVEI), 2018, S. 1). Sie sei ein ungerechtfertigter Eingriff in 

Gewährleistung der 
Nutzerautonomie 

Steigende Bedeutung 
diskriminierungsfreier 
Auffindbarkeit von 
Qualitätsangeboten für 
die öffentliche 
Meinungsbildung — 
Regel soll auch private 
Anbieter motivieren, 
solche Inhalte zu 
produzieren 

Pro und Contra 
Auffindbarkeitsregeln: 
Mittel zur positiven 
Vielfaltssicherung vs. 
Bevormundung der 
Nutzer, Eingriff in die 
Gestaltungsfreiheit von 
Anbietern und 
Benachteiligung kleiner 
Anbieter 



28  __________________________________________________________________________________________  Deutschland 

den Wettbewerb zwischen den Inhalteanbietern und speziell ein Ein-
griff in die Rundfunk- und Medienfreiheit der «verdrängten Inhaltean-
bieter» (Monopolkommission, 2018, Tz. 1199). Die Gegenseite argu-
mentiert, die Einführung einer privilegierten Auffindbarkeit sei durch 
die verfassungsrechtliche Pflicht des Gesetzgebers zur positiven Viel-
faltssicherung gerechtfertigt sowie durch die Funktion der Rundfunk-
freiheit als dienende Freiheit, deren Ziel es sei, die Voraussetzungen für 
die freie Meinungsbildung zu schaffen (vgl. Holznagel, et al., 2020, S. 
12). Der technische Zugang zum Angebot des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks allein reiche nicht aus, vielmehr sei eine privilegierte Auf-
findbarkeit seiner Inhalte nötig, damit er für die Nutzer:innen in beson-
derer Weise wahrnehmbar sei und somit seinem Funktionsauftrag 
nachkommen könne (vgl. ZDF, 2019, S. 2). 

Signalintegrität, Überlagerungen und Skalierungen bei Medien-
plattformen und Benutzeroberflächen 

Der MStV regelt auch Fragen der Signalintegrität, Überlagerungen und 
Skalierungen bei Medienplattformen und Benutzeroberflächen (vgl. 
§ 80 MStV). Zentral schützt die Bestimmung Anbieter von Rundfunk 
und rundfunkähnlichen Telemedien und deren Souveränität, über die 
Gestaltung, Qualität und Vermarktung ihrer Inhalte selbst zu entschei-
den (vgl. Gummer & Atamanczuk, 2021, § 80 MStV Rn. 2). Die Rege-
lung soll zugleich deren Interessen mit jenen der Nutzer:innen sowie 
der Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen in Aus-
gleich bringen (vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag Drs. 19/2177, 
2020, S. 6). Hierbei ersetzt § 80 MStV die bisherige Regelung des § 52a 
Abs. 3 RStV zur Signalintegrität und erweitert diese in Umsetzung von 
Artikel 7b AVMD-Richtlinie um neue Bestimmungen zum Schutz von 
Inhalten vor Überlagerungen und Skalierungen. Konkret werden Me-
dienplattformen unter anderem verpflichtet, bereitgestellte audiovisu-
elle Inhalte nicht ohne ausdrückliche Einwilligung ihrer Anbieter zu 
kommerziellen Zwecken wie Werbung zu überblenden oder inhaltlich 
bzw. technisch zu verändern (sog. Overlay-Techniken). Dies betrifft 
vor allem die Darstellung von Inhalten auf den Endgeräten von Nut-
zer:innen. Diese können aber bei der Einrichtung ihres Geräts in das 
Anzeigen von Überblendungen einwilligen. Bei Zustimmung müssen 
die Nutzer:innen entscheiden, ob die Überblendungen generell ange-
zeigt werden oder sie in jedem Einzelfall entscheiden wollen. Bei Ab-
lehnung werden nur solche Überblendungen angezeigt, denen ein In-
halteanbieter zugestimmt hat (vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Drs. 19/2177, 2020, S. 6). 

Für eine solche Regelung spreche beispielsweise das Schutzbedürf-
nis der Inhaltsanbieter gegen kommerzielle Auswertung durch Dritte 
sowie die Stärkung des Vertrauens in Medien (vgl. ZDF, 2019, S. 6). 
Kritisiert wird hingegen, dass Nutzer:innen auf diese Weise die Mög-
lichkeit erschwert werde, erwünschte Funktionen wie «Split-Screens» 
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und «Bild-in-Bild» ohne die Erlaubnis der Inhalteanbieter zu nutzen. 
Dies sei eine Bevormundung und ein tiefer Eingriff in die Nutzerauto-
nomie, der nicht den Nutzungsgewohnheiten entspräche und einen 
unangemessenen Qualitätsverlust für Nutzer:innen bedeute (vgl. z. B. 
ANGA, 2019, S. 2; ZVEI, 2019, S. 2–3). Die Regelung bevorteile laut Kri-
tik einseitig «die Bestrebungen großer Sendergruppen, den Nutzer 
durch das Verbot von Empfehlungen zu Inhalten Dritter in einem von 
ihnen allein gestalteten ‚walled garden‘ zu halten, anstatt den Nutzer 
umfänglich auf das ihm zur Verfügung stehende und von ihm bezahlte 
vielfältige Angebot zugreifen zu lassen» (eco, 2019, S. 2). 

Transparenzgebote für Anbieter von Medienplattformen und  
Benutzeroberflächen 

Für Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen gelten 
Transparenzgebote (vgl. § 85 MStV). Wenn Anbieter von Medienplatt-
formen und Benutzeroberflächen «Rundfunk, rundfunkähnlichen Te-
lemedien und Telemedien nach § 19 Abs. 1» zugänglich machen (Be-
gründung zum MStV, 2020, S. 47), müssen sie die zugrundeliegenden 
Grundsätze für deren Auswahl und Organisation transparent machen 
(vgl. § 85 Abs. 2 MStV). Auch müssen sie offenlegen, nach welchen Kri-
terien diese «Inhalte sortiert, angeordnet und präsentiert werden, wie 
die Sortierung oder Anordnung von Inhalten durch den Nutzer indivi-
dualisiert werden kann und nach welchen grundlegenden Kriterien 
Empfehlungen erfolgen» (§ 85 S. 2 MStV). Die Informationen müssen – 
angelehnt an die Anforderungen der Impressumspflicht des Telemedi-
engesetzes (vgl. § 5 Abs. 1) – für Nutzer:innen «leicht erkennbar, un-
mittelbar erreichbar und ständig verfügbar» sein. 

Ziel der Transparenzgebote für Anbieter von Medienplattformen 
und Benutzeroberflächen ist, «vielfaltsrelevante Aspekte ihrer Arbeits-
weise und der Funktionsweisen ihrer Angebote transparent zu ma-
chen» (Gummer & Atamanczuk, 2021, § 85 MStV Rn. 3). Für Nutzer:in-
nen soll ohne Schwierigkeiten erkennbar sein, nach welchen Kriterien 
die Medienplattform gestaltet ist (vgl. Bund-Länder-Kommission zur 
Medienkonvergenz, 2016, S. 26), auch um sich zurechtzufinden und 
selbst Einfluss nehmen zu können, insbesondere in einer von algorith-
mischen Anwendungen geprägten Medienumgebung. Letztlich soll so 
im Sinne einer freien Meinungsbildung die «autonome […] Auswahl-
entscheidung im Rahmen der zur Verfügung stehenden Angebotsviel-
falt gesichert werden, um so mittelbare Beeinflussungspotenziale ab-
zubauen» (Gummer & Atamanczuk, 2021, § 85 MStV Rn. 2). 

Die Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK) ist mit ihren 
Mitgliedern für die Aufsicht über Medienplattformen und Benutzer-
oberflächen zuständig (vgl. § 105 Abs. 1 Nr. 9 MStV) und dient dabei 
der jeweils zuständigen Landemedienanstalt als Organ. Die ZAK prüft 
unter anderem Anzeigen zur Inbetriebnahme durch die Anbieter von 
Medienplattformen und Benutzeroberflächen und ist zuständig für die 
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Aufsicht und Regulierung über Zugang zu und Belegung von Medien-
plattformen. Im Juni 2021 gab die ZAK beispielsweise bekannt, die Ein-
haltung der Transparenzvorgaben durch das von Google angebotene 
Nachrichtenportal «Google News Showcase» hinsichtlich seiner Zu-
gangsbedingungen überprüfen zu wollen (vgl. die medienanstalten, 
2021f). 

1.2.3 Vielfaltsorientierte Bestimmungen für 
Anbieter von Medienintermediären 

Auch Anbieter von Medienintermediären müssen vielfaltsorientierte 
Bestimmungen einhalten. Dazu gehören Transparenzgebote, auch in 
Bezug auf Social Bots, sowie ein Diskriminierungs- und Behinderungs-
verbot. 

Transparenzgebote für Anbieter von Medienintermediären 

Ebenso wie Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen 
müssen Anbieter von Medienintermediären Transparenzvorgaben ein-
halten und Informationen zur Gestaltung ihres Dienstes für Nutzer:in-
nen «leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar» 
machen (§ 93 Abs. 1 MStV; § 85 MStV). Konkret müssen sie jene Krite-
rien transparent machen, «die über den Zugang eines Inhalts zu einem 
Medienintermediär und über den Verbleib entscheiden» (§ 93 Abs. 1 
Nr. 1 MStV). Auch die «zentralen Kriterien einer Aggregation, Selek-
tion und Präsentation von Inhalten und ihre Gewichtung einschließlich 
Informationen über die Funktionsweise der eingesetzten Algorithmen 
in verständlicher Sprache» sind transparent zu machen (§ 93 Abs. 1 Nr. 
2 MStV). Dabei ist die Veröffentlichung des zugrundeliegenden Algo-
rithmus nicht vorgesehen, wohl aber die Bereitstellung von Informati-
onen über seine Funktionsweise in verständlicher Sprache (vgl. Be-
gründung zum MStV, 2020, S. 50). Ebenfalls zu veröffentlichen sind bei-
spielsweise Informationen zu den verfolgten Optimierungszielen, zum 
potenziellen Einfluss von Entgeltzahlungen oder anderen geldwerten 
Leistungen auf die Auffindbarkeit der Inhalte, zum Grad der Persona-
lisierung und zur Art der Relevanzbewertung, zum Einfluss von Nut-
zerverhalten auf die Aggregation, Selektion und Präsentation von In-
halten sowie Informationen darüber, welche Daten der Intermediär 
verwendet und inwieweit eigene Inhalte des Medienintermediärs oder 
von kooperierenden Unternehmen bevorzugt werden (vgl. § 6 Abs. 2 
Entwurf MI-Satzung). 

Durch die Transparenzvorgaben sollen «dem durchschnittlichen 
Nutzer eines Medienintermediärs die wesentlichen Grundzüge der 
technischen Vorgänge, die zu bestimmten Ergebnissen führen», erläu-
tert werden (Begründung zum MStV, 2020, S. 49). So soll für Nutzer:in-
nen zum einen deutlich werden, welche Leistung sie von dem jeweili-
gen Medienintermediär erwarten können. Zum anderen soll ihnen im 
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Sinne der Nutzerautonomie eine informierte, qualifizierte und souve-
räne Entscheidung bei der Wahl eines Medienintermediärs ermöglicht 
werden (vgl. Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, 
S. 43–44). Anbieter journalistisch-redaktioneller Inhalte sollen Informa-
tionen erhalten, die es ihnen erlauben, sich auf die Funktionsweise der 
Medienintermediäre einzustellen und potenziell das Diskriminie-
rungsverbot gemäß § 94 Abs. 3 MStV geltend machen zu können (vgl. 
Zimmer & Liebermann, 2021, § 93 MStV Rn. 4). 

Zudem zielt die Transparenzvorgabe auf eine «Selbstbindung der 
Intermediäre an die kommunizierten Kriterien» ab (Bund-Länder-
Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 41). Für den Umgang mit 
potenziellen Verstößen gegen die selbst festgelegten und veröffentlich-
ten Kriterien könne laut Bund-Länder-Kommission zur Medienkonver-
genz (2015, S. 44) die Einrichtung von selbst- und koregulativen Me-
chanismen in Betracht kommen. 

Die Transparenzvorgaben für Anbieter von Medienplattformen, Be-
nutzeroberflächen und Medienintermediären werden kritisch disku-
tiert. Beispielsweise wird hinterfragt, inwieweit bestimmte Transpa-
renzvorgaben tatsächlich notwendig seien, wenn die Funktionslogik 
des jeweiligen Dienstes ohnehin direkt erkennbar sei (vgl. Mainzer Me-
dieninstitut [Cornils & Liesem], 2018, S. 17). Des Weiteren wird in Frage 
gestellt, ob die «vorgeschlagene verständliche Beschreibung überhaupt 
leistbar ist und den Nutzerinnen und Nutzern helfen kann» (Deutsch-
landradio, 2018, S. 5). Denn selbst wenn Hinweise zur Funktionsweise 
des jeweiligen Dienstes veröffentlicht würden, sei nicht sicher, inwie-
weit Nutzer:innen diese wahrnehmen würden und welche Wirkung 
diese tatsächlich erzielen könnten (vgl. Zimmer & Liebermann, 2021, 
§ 93 MStV Rn. 3). Im Zweifel, so die Kritik, könnten nicht die Nutzer:in-
nen, sondern «die großen und finanzstarken Unternehmen, die die ent-
sprechenden Mittel für Maßnahmen zur Suchmaschinenoptimierung 
ihrer Websites bzw. Inhalte haben» (Monopolkommission, 2018, Tz. 
1176) von der Transparenz ihrer konkurrierenden Unternehmen profi-
tieren und sich zu einem stärkeren Konkurrenzverhalten veranlasst se-
hen. Dies könne zu einer Verengung des Kommunikationsprozesses 
führen und damit «den erklärten Zielen der Transparenzregelungen 
zuwiderlaufen» (Mainzer Medieninstitut [Cornils & Liesem], 2018, S. 
21). 

Pflicht zur Kennzeichnung von Social Bots für Anbieter sozialer 
Netzwerke 

Neben den beschriebenen Transparenzvorgaben und Diskriminie-
rungsverboten gibt es eine Pflicht zur Kennzeichnung von Social Bots 
für jene Anbieter von Medienintermediären, die soziale Netzwerke an-
bieten. Sie müssen «dafür Sorge tragen, dass Telemedien im Sinne von 
§ 18 Abs. 3 MStV gekennzeichnet werden» (§ 93 Abs. 4 MStV). Damit 
sind Social Bots gemeint. Die «mittels eines Computerprogramms 
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automatisiert erstellten Inhalte oder Mitteilungen» sind demnach mit 
dem Hinweis zu versehen, «dass […] diese unter Einsatz eines das Nut-
zerkonto steuernden Computerprogrammes automatisiert erstellt und 
versandt wurde[n]» (§ 18 Abs. 3 MStV). Zu den Zielen der Kennzeich-
nungspflicht zählen «der Schutz der individuellen und öffentlichen 
Meinungsbildung vor Desinformation, die Integrität und Vertrauens-
würdigkeit der zwischenmenschlichen Kommunikation sowie staatli-
che Ordnungsinteressen an der Gewährleistung einer funktionieren-
den Kommunikationsordnung» (Lent, 2021, § 18 MStV Rn. 14). 

Diese Kennzeichnungspflicht wurde beispielsweise dafür kritisiert, 
dass sie nicht zwischen verschiedenen Formen von Social Bots differen-
ziere (vgl. Hans-Bredow-Institut (HBI) [Dreyer & Schulz], 2019, S. 16) 
und insbesondere nicht danach «ob überhaupt eine Meinungsbildungs-
relevanz des Beitrags gegeben oder ggf. die Meinungsäußerungsfrei-
heit eines dahinterstehenden Nutzers betroffen ist» (Martini, 2021, § 2 
MStV Rn. 124). 

Diskriminierungs- und Behinderungsverbot für Anbieter von  
Medienintermediären 

Neben den Transparenzvorgaben gilt für Anbieter von Medieninter-
mediären auch ein Diskriminierungs- und Behinderungsverbot (vgl. 
§ 94 MStV). Dieses Verbot baut auf den oben beschriebenen Transpa-
renzvorgaben auf, die sowohl als Maßstab als auch potenzieller Gegen-
stand diskriminierenden Verhaltens fungieren (vgl. Laude, 2020, o. S.). 
Die Formulierung dieser Vorschrift ist an § 19 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) angelehnt. Konkret dürfen 
Medienintermediäre «keinen unzulässigen Einfluss» auf die Auffind-
barkeit von Angeboten ausüben und keine systematische Diskriminie-
rung vornehmen (§ 94 Abs. 2 MStV). Eine solche Diskriminierung kann 
in zwei Fällen vorliegen: Erstens, wenn Medienintermediäre ohne sach-
lich gerechtfertigten Grund systematisch zu Gunsten oder zu Lasten ei-
nes Angebots von selbst definierten und offenzulegenden Transpa-
renzkriterien abweichen. Das wäre unter anderem der Fall, «wenn be-
stimmte journalistisch-redaktionelle Angebote bspw. aufgrund ihrer 
politischen Ausrichtung oder der Organisationsform (privat oder öf-
fentlich-rechtlich) des Anbieters planmäßig gegenüber anderen redak-
tionellen Angeboten über- oder unterrepräsentiert sind» (Begründung 
zum MStV, 2020, S. 50–51). Zweitens darf durch die Kriterien selbst 
keine unbillige Behinderung eines Angebots stattfinden (§ 94 Abs. 2 
Alt. 2 MStV), also «keine unmittelbare oder mittelbare Beeinträchti-
gung des Zugangs oder der Auffindbarkeit eines journalistisch-redak-
tionellen Angebotes» (§ 9 Abs. 1 Entwurf MI-Satzung). 
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Das Diskriminierungs- und Behinderungsverbot gilt nur für jene 
Medienintermediäre, die «einen besonders hohen Einfluss» auf die 
Wahrnehmbarkeit von journalistisch-redaktionelle Angebot haben 
(§ 94 Abs. 1 MStV). Wann genau ein solcher besonders hoher Einfluss 
vorliegt, ist auslegebedürftig. Ein Indiz dafür können wettbewerbs-
rechtliche Maßstäbe wie eine marktbeherrschende Stellung oder die 
Schwellenwerte des Medienkonzentrationsrechts sein (vgl. Begrün-
dung zum MStV, 2020, S. 51). Dabei könne insbesondere auch die «Stel-
lung des Medienintermediärs in den jeweils relevanten Märkten» be-
rücksichtigt werden (§ 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 des Entwurfs für die Satzung 
zur Regulierung von Medienintermediären, kurz «Entwurf MI-Sat-
zung»). Der Satzungsentwurf deutet zudem darauf hin, dass für die Be-
urteilung eines besonders hohen Einflusses auch die Nutzerperspek-
tive ausschlaggebend sein könnte, nämlich durch die Berücksichtigung 
«eine[r] Gesamtschau der Nutzung, etwa anhand der zur Verfügung 
stehenden Nutzungsreichweiten, Nutzerzahlen, Verweildauer und 
Aktivität der Nutzer oder Anzahl der Views je Nutzer» (§ 7 Abs. 2 S. 2 
Nr. 2 Entwurf MI-Satzung). 

Mit dem Diskriminierungs- und Behinderungsverbot soll die poten-
zielle Gefahr gemindert werden, dass Medienintermediäre meinungs-
bildungsrelevante Inhalte von Dritten benachteiligen. Diese Gefahr be-
stehe insbesondere aufgrund des Interesses von Medienintermediären, 
«die Nutzerinnen und Nutzer im eigenen Angebot zu halten bzw. zu 
Angeboten von verbundenen Unternehmen oder Geschäftspartnern zu 
führen» (Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2016, S. 
32). Zudem soll das Verbot der unbilligen Behinderung «als Ausprä-
gung des Grundsatzes der kommunikativen Chancengleichheit» dazu 
beitragen, dass alle journalistisch-redaktionellen Angebote eine ver-
gleichbare Ausgangslage haben (vgl. Zimmer & Liebermann, 2021, § 94 
MStV Rn. 28). Durch die Einschränkung des Anwendungsbereichs auf 
jene Medienintermediäre, die sowohl die quantitative Schwelle des § 91 
Abs. 2 Nr. 1 MStV überschreiten als auch einen besonders hohen Ein-
fluss auf die Wahrnehmbarkeit von journalistisch-redaktionell gestal-
teten Angeboten haben, sollen nur Medienintermediäre mit potenziell 
besonderer Meinungsbildungsrelevanz und Gatekeeper-Funktion von 
dem Verbot umfasst werden (vgl. Zimmer & Liebermann, 2021, § 94 
MStV Rn. 4). 

Bestimmte sachliche Gründe können jedoch eine Diskriminierung 
oder Behinderung rechtfertigen, so zum Beispiel «gesetzliche Verbote 
oder gesetzliche Verpflichtungen; [oder] technische Gegebenheiten bei 
der Darstellung beim Nutzer; Erfordernisse zum Schutz der Integrität 
des Dienstes» (§ 8 Abs. 4 Entwurf MI-Satzung). Ob ein sachlich gerecht-
fertigter Grund vorliegt bzw. ob es sich um eine berechtigte Behinde-
rung handelt, ist letztlich nach einer Interessensabwägung zu beurtei-
len, und zwar «unter Berücksichtigung der auf die Sicherung der Mei-
nungsvielfalt gerichteten Zielsetzung des MStV» (§ 8 Abs. 5 und § 9 
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Abs. 1 Nr. 4 Entwurf MI-Satzung). Eine Anordnung der Angebote nach 
Alphabet, Genres oder Nutzungsreichweit» gilt als diskriminierungs-
frei und ist generell erlaubt (vgl. § 84 Abs. 2 S. 2 MStV). 

Eine Verletzung des Diskriminierungs- und Behinderungsverbots 
muss dabei durch die Anbieter von journalistisch-redaktionellen Inhal-
ten per Beschwerde bei der zuständigen Landesmedienanstalt geltend 
gemacht werden (vgl. § 94 Abs. 3 S. 1 MStV). In «offensichtlichen Fäl-
len» kann die Landesmedienanstalt ein Verfahren auch von Amts we-
gen einleiten (§ 93 Abs. 3 S. 2 MStV). Sowohl Beschwerden als auch 
Prüfungen von Amts wegen leitet die jeweilige Landesmedienanstalt 
an die Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK) weiter (vgl. § 10 
Abs. 2 Entwurf MI-Satzung). 

Das Diskriminierungs- und Behinderungsverbot für Medieninter-
mediäre wurde erstmal in einem Verfahren der Medienanstalt Ham-
burg/Schleswig-Holstein (MAHSH) gegen Google geltend gemacht. 
Hierbei wurde die priorisierte Darstellung des Nationalen Gesundheit-
sportals «gesund.bund.de» in der Google-Suchmaschine überprüft, die 
auf einer Kooperation von Google mit dem Bundesgesundheitsminis-
terium beruhte. Laut ZAK habe Google damit andere Anbieter journa-
listisch-redaktioneller Inhalte unbillig behindert und somit das Diskri-
minierungsverbot verletzt (vgl. die medienanstalten, 2021d). Aufgrund 
einer kartellrechtlichen Entscheidung war die Kooperation jedoch da-
vor bereits beendet worden (vgl. Landgericht München I, 2021). 

Am Diskriminierungs- und Behinderungsverbot für Medieninter-
mediäre wird kritisiert, dass die Funktion von Medienintermediären 
wie Google gerade in der Filterung von Suchergebnissen und damit 
Ungleichbehandlung von bestimmten Inhalten zu Gunsten von rele-
vanten Inhalten bestehe (vgl. Google, 2018, S. 37-38). Personalisierung 
könne dabei ein Ausdruck der Informationsfreiheit von Nutzer:innen 
sein, die sich «gerade keine neutrale Ausgabe des Medienintermediärs» 
wünschen (Hans-Bredow-Institut (HBI) [Dreyer & Schulz], 2019, S. 14). 
Zudem sei das Gefährdungspotenzial von Intermediären für die Mei-
nungsbildung nicht hinreichend empirisch untermauert (vgl. Mono-
polkommission, 2018, Tz. 1199). Die adressierten Intermediäre betonen 
in ihrer Kritik im Gegenteil ihren positiven Einfluss auf die Medienviel-
falt als Vermittler (vgl. Facebook, 2018, S. 3), die eine «möglichst große 
Vielfalt an relevanten Inhalten bereitstellen» (eco, 2018, S. 6). Sie heben 
ihren Beitrag zur Sicherung der Meinungsvielfalt und kommunikativer 
Chancengleichheit hervor sowie den nachteiligen Einfluss eines Diskri-
minierungsverbots auf die freie Meinungsbildung (vgl. Google, 2018, 
S. 5). Die Einschränkung der Regulierung auf journalistisch-redaktio-
nelle Angebote wird kritisch gesehen und eine «Benachteiligung von 
Blogs, kleinen Medien und Einzelmeinungen» befürchtet (Reporter 
ohne Grenzen, 2018, S. 8). Darüber hinaus bleibt unklar, wie der 
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besonders hohe Einfluss auf die Wahrnehmbarkeit dieser Inhalte zu de-
finieren sei (vgl. z. B. Nelson & Jaursch, 2020, o. S.). 

1.3 Zusätzliche institutionelle Aspekte 

In den obigen Kapiteln wurden mit der KEK und der ZAK bereits zwei 
Organe der Landesmedienanstalten erwähnt, die jeweils für die Medi-
enkonzentrationskontrolle und die Aufsicht über die neuen Regelungs-
adressaten zentral sind. Nachfolgend sollen darüberhinausgehende in-
stitutionelle Aspekte behandelt werden, die durch den MStV an Rele-
vanz gewinnen. Diese betreffen insbesondere das Verhältnis zwischen 
der KEK und ZAK sowie die Erweiterung der Zuständigkeiten für die 
Landesmedienanstalten. 

Durch den MStV wurde die ZAK mit der Aufsicht über die Einhal-
tung der vielfaltsorientierten Bestimmungen durch die neu eingeführ-
ten bundesweiten besonderen Telemedienanbieter beauftragt, also den 
Anbietern von Medienplattformen, Benutzeroberflächen und Medien-
intermediären. Die zuständige Landesmedienanstalt leitet Beschwer-
den über Verstöße gegen die vielfaltsorientierten Bestimmungen an die 
ZAK weiter, informiert diese über Prüfungen von Amts wegen und be-
reitet die Beschlüsse der ZAK inhaltlich vor. Die ZAK, die mit den Di-
rektor:innen der Landesmedienanstalten besetzt ist, fällt als zentrales 
Organ der Landesmedienanstalten dann verbindliche Beschlüsse, die 
von der jeweils zuständigen Landesmedienanstalten umgesetzt wer-
den müssen (vgl. die medienanstalten, 2021c). Damit soll auch eine ein-
heitliche Aufsichtspraxis sichergestellt werden (vgl. Begründung zum 
MStV, 2020, S. 57). Dies steht in Zusammenhang mit einem der Ziele 
des MStV, die Medienaufsicht insgesamt zu vereinheitlichen und die 
Verfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen (vgl. Rundfunkkom-
mission, 2019, S. 8). Dagegen hat die KEK trotz ihrer langjährigen Er-
fahrung im Bereich der Vielfaltssicherung keine neuen Zuständigkei-
ten in der Regulierung von Medienplattformen, Benutzeroberflächen 
und Medienintermediären erhalten, sondern ist weiterhin vor allem 
mit der Medienkonzentrationskontrolle betraut, die sich auf die Ver-
hinderung einer vorherrschenden Meinungsmacht konzentriert. 

Die Verteilung der Kompetenzen zwischen den verschiedenen Kom-
missionen und den Landesmedienanstalten ist immer wieder Gegen-
stand von Diskussionen. Unter anderem scheint die Frage nach der 
grundsätzlichen Daseinsberechtigung der KEK bereits seit ihrer Ein-
richtung durch den Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag wieder-
holt ein Politikum und das Verhältnis zwischen der KEK und den Lan-
desmedienanstalten von Spannungen geprägt zu sein. Jüngstes Bei-
spiel ist die Forderung von Siegfried Schneider, Präsident der BLM, zur 
Abschaffung der KEK und zur Übertragung ihrer Aufgaben an die 
ZAK als zentralem Organ der Landesmedienanstalten (vgl. Schneider 
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im Interview, 2020). Dagegen argumentiert Georgios Gounalakis, Vor-
sitzender der KEK, dass eine von Standortinteressen unabhängige KEK 
unabdingbar für eine effektive Vielfaltssicherung sei: «Die KEK ist eine 
für die Landesmedienanstalten mitunter unbequeme Kommission. Sie 
steht außerhalb der Einflusssphäre und Kontrolle der Landesmedien-
anstalten, obwohl sie als deren ‚Organ’ fungiert. Sie nimmt noch dazu 
Aufgaben wahr, die einst den Landesmedienanstalten selbst zukamen, 
diesen durch den Gesetzgeber jedoch entzogen wurden. […] Überspitzt 
formuliert ist die KEK der Stachel im Fleisch der Landesmedienanstal-
ten» (Gounalakis im Interview, 2020). In diesem Zusammenhang hatte 
die KEK eine klarere gesetzliche Ausformulierung ihres Auftrags sowie 
eine Erweiterung ihrer Befugnisse gefordert, zum Beispiel für die posi-
tive Vielfaltssicherung außerhalb des Fernsehbereichs wie für Interme-
diäre (vgl. KEK, 2019, S. 10–11). Der MStV weist diese Befugnisse nun 
jedoch der ZAK und nicht der KEK zu. 

Die Landesmedienanstalten erhalten durch den MStV verschiedene 
neue Satzungsbefugnisse, durch die sie die Bestimmungen für Medien-
plattformen, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre spezifizie-
ren können (vgl. §§ 88; 96 MStV), wie in bereits vorliegenden Satzun-
gen geschehen ist (vgl. z. B. Entwurf der Satzung zur Regulierung von 
Medienintermediären; Satzung zur Konkretisierung der Bestimmun-
gen des MStV über Medienplattformen und Benutzeroberflächen; 
Public-Value-Satzung und Satzung zur Zulassungsfreiheit). Die Lan-
desmedienanstalten können gegen Rechtsverstöße mit Maßnahmen 
der Beanstandung, Untersagung und Sperrung vorgehen (vgl. § 109 
MStV) und unter Umständen mit Geldbußen von bis zu 500.000 Euro 
ahnden (vgl. § 115 Abs. 2 MStV). Hinzu kommen beispielsweise die 
Aufsicht der Landesmedienanstalten über die «Online-Presse», also 
über Telemedien nach § 19 Abs. 1 MStV (vgl. § 19 Abs. 5 MStV), die 
Bestätigung der Zulassungsfreiheit von Rundfunkprogrammen durch 
Unbedenklichkeitsbescheinigung (vgl. § 54 Abs. 1 MStV) sowie die Mit-
wirkung in Prüfverfahren darüber, welche privaten Programme als 
Public-Value-Angebote eine leichte Auffindbarkeit auf Benutzerober-
flächen genießen sollen (vgl. § 5 Public-Value-Satzung). Diese Erweite-
rung der Zuständigkeiten der Landesmedienanstalten durch den MStV 
wirft Fragen danach auf, inwieweit die Expertise der Landesmedienan-
stalten bzw. die ihnen verfügbaren Ressourcen zur Bewältigung der 
neu aufgetragenen Aufgaben genügen (vgl. Hans-Bredow-Institut 
(HBI) [Dreyer & Schulz], 2019, S. 17). 

1.4 Zwischenfazit zum Medienstaatsvertrag 

Durch verschiedene Regelungen des MStV wird versucht, einen zeitge-
mäßen Rahmen für die vielfaltsbezogene Regulierung von Medienan-
geboten in einer konvergenten Medienumgebung zu schaffen. Das 
zeigt sich insbesondere in der ausdrücklichen Adressierung von 
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Medienintermediären, Medienplattformen und Benutzeroberflächen 
und den ihnen zugewiesenen neuen Pflichten wie Diskriminierungs- 
und Behinderungsverbote sowie Transparenzgebote. Trotz Bemühun-
gen, medienübergreifende und technologieneutrale Regelungen zu 
schaffen, führt eine teils künstliche und nicht immer praxistaugliche 
Differenzierung von verschiedenen Dienstetypen im MStV zu Unklar-
heiten und möglichen Unsicherheiten. Die Maßnahmen der Medien-
konzentrationskontrolle im MStV bleiben unverändert rundfunk-
zentriert. Die Bedeutung von Medienintermediären und -plattformen 
für die Vermittlung, Verbreitung und Auffindbarkeit von Inhalten 
wird anerkannt und adressiert, jedoch derzeit nicht durch eine Einbin-
dung in die Medienkonzentrationskontrolle. In der Protokollerklärung 
der Länder zum MStV wird diesbezüglich die Erarbeitung weiterer Re-
formvorschläge in Aussicht gestellt. Diese fokussieren unter anderem 
auf Maßnahmen zur Sicherung der regionalen und lokalen Medienviel-
falt und auf ein reformiertes Medienkonzentrationsrecht. 

2 Marktmachtkontrolle im  
Wettbewerbsrecht 

In Deutschland bildet das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) den gesetzlichen Rahmen zur Erhaltung eines freien und wirk-
samen Wettbewerbs. Am 19. Januar 2021 ist die 10. Novelle des GWB 
als «Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen für ein fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbs-
recht 4.0 und anderer wettbewerbsrechtlicher Bestimmungen» 
(«GWB-Digitalisierungsgesetz») in Kraft getreten. Gemeinsam mit 
den Neuerungen der 9. GWB-Novelle (in Kraft seit 9. Juni 2017) 
wurde das Wettbewerbsrecht an die zunehmende Digitalisierung der 
Märkte angepasst. Damit rücken insbesondere digitale Plattformen1 in 
den Fokus der Wettbewerbsbehörden — im Gegensatz zum MStV je-
doch nicht hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Meinungsbildung, son-
dern aufgrund ihrer ökonomischen Marktmacht. Dieser soll insbeson-
dere durch die Berücksichtigung der Besonderheiten mehrseitiger 
Märkte sowie durch die Schaffung frühzeitiger Eingriffsbefugnisse und 
beschleunigter Verfahren entgegengewirkt werden (vgl. Gesetzesent-
wurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 1–2). Im Zusam-
menhang mit der Digitalisierung nimmt auch die Bedeutung des inter-
medialen Wettbewerbs zu. Vor diesem Hintergrund wurden die im 
GWB enthaltenen presse- und rundfunkspezifischen 

 
1 In diesem Kapitel werden gemäß Wortlaut der Gesetzesbegründungen zu den GWB-

Novellen die Begriffe «mehrseitiger Markt» und «(digitale) Plattform» verwendet. 
Plattformen in diesem Sinne sind nicht mit den «Medienplattformen» im MStV gleich-
zusetzen. 
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Sonderbestimmungen an die veränderten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen angepasst. Dabei gewinnt erneut die Frage an Relevanz, 
inwieweit die Sicherung publizistischer Vielfalt normativen Anklang 
im Wettbewerbsrecht finden soll und darf (vgl. Draack, 2014, S. 22) und 
wie die daraus resultierenden kompetenziellen Spannungsverhältnisse 
zu lösen sind (vgl. Paal, 2018, S. 93–94). Um der zunehmenden Verzah-
nung zwischen Wettbewerbsrecht und Medienrecht Rechnung zu tra-
gen, erfolgte in diesem Zusammenhang auch eine Optimierung der 
verfahrensrechtlichen Zusammenarbeit der zuständigen Behörden. 

Im Folgenden werden die zentralen Neuerungen der 9. und 10. No-
velle des GWB erläutert sowie ein Überblick über die begleitenden Dis-
kussionen gegeben. 

2.1 Modernisierung der Marktmachtkontrolle 

Zentrales Ziel der 9. und 10. Novelle des GWB ist die Gestaltung eines 
Ordnungsrahmens für die digitale Wirtschaft sowie die Modernisie-
rung der Marktmachtkontrolle (vgl. Gesetzesentwurf zur 9. GWB-No-
velle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 1; Gesetzesentwurf zur 10. GWB-No-
velle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 1–2). Dafür stehen dem deutschen 
Wettbewerbsrecht grundsätzlich drei Instrumente zur Verfügung: 
Das Kartellverbot (vgl. §§ 1–3 GWB), die Missbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen (vgl. §§ 18–21 GWB) und die Fu-
sionskontrolle (vgl. §§ 35–43 GWB). Im Rahmen des Kartellverbots 
wurden vor dem Hintergrund der Folgen der Digitalisierung für das 
Pressewesen zusätzliche Freistellungen eingeführt, die Presseverla-
gen ermöglichen sollen, im zunehmend intermedialen Wettbewerb zu 
bestehen. Wesentliche Neuerungen lassen sich darüber hinaus im Be-
reich der Missbrauchsaufsicht finden. Besonders hervorzuheben ist 
dabei die Anerkennung von Märkten bei Unentgeltlichkeit sowie die 
Berücksichtigung von weiteren Kriterien, die kennzeichnend für 
mehrseitige Märkte sind. Die Reformen tragen auch der steigenden 
Bedeutung von Daten für digitale Märkte und der Intermediations-
macht digitaler Plattformen Rechnung. Darüber hinaus wurden erst-
mals frühzeitige Eingriffsbefugnisse gegenüber Unternehmen mit 
«überragender marktübergreifender Bedeutung für den Wettbewerb» 
(ÜMÜB) geschaffen. Im Rahmen der Fusionskontrolle kam es zur An-
erkennung des Gegenwerts als Aufgreifkriterium in Form einer 
Transaktionswertschwelle. Zudem wurden die für das deutsche 
Wettbewerbsrecht spezifischen Sonderbestimmungen für Zusam-
menschlüsse im Presse- und Rundfunkbereich gelockert. Schließlich 
führten die Novellen des GWB im Bereich der Missbrauchsaufsicht 
und der Fusionskontrolle zusätzliche Regelungen zur Verfahrensbe-
schleunigung ein, dies aufgrund von Erfahrungen mit langjährigen 
und ressourcenaufwändigen Verfahren gegen große Digitalunterneh-
men. 
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Bevor die aufgeführten Neuerungen genauer erläutert sowie die 
begleitenden Diskussionen zu den Gesetzgebungsverfahren skizziert 
werden, wird zunächst auf das Konzept der Marktmacht sowie auf 
die Frage nach der Abgrenzung und Definition des relevanten Mark-
tes in mehrseitigen Märkten eingegangen, denen im Zusammenhang 
mit den Novellen des deutschen Wettbewerbsrechts besondere Be-
deutung zukommt. 

Marktmacht 

Im Zentrum der Novellen des GWB steht die Marktmacht digitaler 
Plattformen. Als zentrales Konzept des deutschen Wettbewerbsrechts 
beschreibt die Marktmacht die besonderen Verhaltensspielräume eines 
oder mehrerer Unternehmen im Markt bzw. deren Fähigkeit, den 
Handlungsspielraum anderer Marktteilnehmer einzuschränken (vgl. 
Zohlnhöfer, 1974, S. 421). Markmacht kann den Grad an Wettbewerb in 
einem Markt und damit auch das Marktergebnis beeinträchtigen. Die-
sen potenziell negativen Auswirkungen wirtschaftlicher Macht soll das 
GWB seit seiner Einführung im Jahr 1958 entgegenwirken (vgl. Ent-
wurf eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, BT-Drs. 
2/1158, 1955, S. 21). 

Nach den Vorschriften des GWB ergibt sich die Marktmacht eines 
Unternehmens aus seiner marktbeherrschenden Stellung. Diese ist 
gemäß § 18 Abs. 1 GWB gegeben, wenn das Unternehmen auf dem 
sachlich und räumlich relevanten Markt ohne Wettbewerber ist 
(Nr. 1), keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist (Nr. 2) oder 
eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern überragende Marktstel-
lung hat (Nr. 3). Das Maß an Marktmacht eines Unternehmens auf 
dem betroffenen Markt ergibt sich aus der Gesamtbetrachtung der 
wettbewerbsrelevanten Kriterien, darunter primär die Marktanteile 
sowie weitere Eigenschaften des Unternehmens, der Marktstruktur 
und des Marktverhaltens (vgl. § 18 Abs. 3 GWB). Zur Beurteilung, ob 
eine marktbeherrschende Stellung vorliegt, werden sogenannte Kon-
zentrationsraten (CR) ermittelt. Gemäß § 18 Abs. 4 GWB wird die 
marktbeherrschende Stellung eines Unternehmens seit 2013 bei einem 
Marktanteil von 40 % vermutet (CR1), was z. B. deutlich über dem er-
forderlichen Zuschaueranteil von 30 bzw. 25 % des Medienkonzent-
rationsrechts im MStV liegt. Drei oder weniger Unternehmen gelten 
als marktbeherrschend, wenn sie zusammen einen Marktanteil von 
50 % erreichen (CR3), fünf oder weniger Unternehmen bei einem ge-
meinsamen Marktanteil von zwei Dritteln (CR5) (vgl. § 18 Abs. 6 
GWB). Das Wettbewerbsrecht setzt somit für das Tätigwerden der zu-
ständigen Wettbewerbsbehörden in der Regel eine gewisse ökonomi-
sche Größe voraus. Inwiefern diese mit einer potenziellen Meinungs-
macht korreliert, ist nicht Gegenstand des Wettbewerbsrechts. 
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Von genereller Bedeutung für die Bestimmung von Marktmacht ist 
zunächst als Ausgangspunkt die Abgrenzung und Definition des rele-
vanten Marktes. Diese gewinnt aufgrund der ökonomischen Besonder-
heiten von zwei- und mehrseitigen Märkten gemeinsam mit der Frage 
nach der Anwendbarkeit traditioneller Konzentrationsindizes im digi-
talisierten konvergenten Kommunikationssektor an Bedeutung (vgl. 
Just, 2009). Seit Längerem wird in diesem Zusammenhang auf die prak-
tischen Schwierigkeiten bei der Marktabgrenzung aufgrund der unent-
geltlichen Leistungsbeziehungen und des Fehlens von Preisen in zwei- 
und mehrseitigen Märkten hingewiesen (vgl. z. B. Just, 2000, 2018; Vo-
cke, 2021) sowie auf die geringere Aussagekraft von Marktanteilen für 
die Beurteilung von Marktmacht auf digitalen Märkten (vgl. z. B. De-
wenter et al., 2014; Evans & Noel, 2005; Evans & Schmalensee, 2007, 
2013; Hesse, 2007; Just, 2018). Solche Debatten finden sich neben der 
wissenschaftlichen Literatur auch in verschiedenen Expertengutachten 
(vgl. z. B. Kommission Wettbewerbsrecht 4.0, 2019; Monopolkommis-
sion, 2015; Schweitzer et al., 2018) sowie in einem Arbeitspapier des 
Bundeskartellamts (BKartA) (2016a) und wurden durch den Gesetzge-
ber aufgegriffen. Die Besonderheiten zwei- und mehrseitiger Märkte 
sowie ihre wettbewerblichen Auswirkungen finden durch die Anpas-
sungen der 9. und 10. GWB-Novellen somit im deutschen Wettbe-
werbsrecht erstmals stärkere Berücksichtigung. 

So erfolgte 2017 zunächst die Klarstellung, dass der Annahme eines 
Marktes nicht entgegensteht, «dass eine Leistung unentgeltlich er-
bracht wird» (§ 18 Abs. 2a GWB). Während die unentgeltliche Seite 
mehrseitiger Märkte zuvor in der wettbewerbspolitischen Praxis weit-
gehend unberücksichtigt blieb, ist in der jüngeren Anwendungspraxis 
ein Umdenken ersichtlich (vgl. z. B. BKartA, Fallbericht vom 
25.06.2015, Az. B6-39/15; BKartA, Beschluss vom 22.10.2015, Az. B6-
57/15; vgl. auch Fuchs, 2020, § 18 GWB Rn. 33, 34; Just, 2018). Laut Ge-
setzesbegründung muss das Angebot der unentgeltlichen Leistung al-
lerdings «Teil einer zumindest mittelbar oder längerfristig auf Er-
werbszwecke angelegten Strategie» sein (Gesetzesentwurf zur 9. GWB-
Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 48). 

Kritisiert wurde an dieser Neuerung, dass weiterhin unklar bleibe, 
was die konkreten Voraussetzungen für das Vorliegen eines Marktes 
bei unentgeltlicher Leistung sind, und dass Wechselwirkungen zwi-
schen den Marktseiten nicht explizit berücksichtigt werden (vgl. z. B. 
Fuchs, 2020, § 18 GWB Rn. 33, 34; Podszun & Schwalbe, 2017a, S.99; 
Vocke, 2021, S. 3). Insgesamt wurde die neue Vorschrift zur Erfassung 
unentgeltlicher Märkte dennoch befürwortet (vgl. z. B. Monopolkom-
mission, 2017, S. 14; Podszun, 2017, S. 3), insbesondere weil sie zur Stär-
kung der Rechtssicherheit beitragen könnte (vgl. Bericht des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi), BT-Drs. 19/26136, 
2021, S. 2). 
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Zusätzlich zur Anerkennung von Märkten bei Unentgeltlichkeit füh-
ren die Novellen des GWB für die Missbrauchsaufsicht und für die 
Fusionskontrolle weitere Bestimmungen ein, die auf die Charakteris-
tika mehrseitiger Märkte und den Schutz vor Wettbewerbsgefährdun-
gen durch marktmächtige digitale Plattformen abzielen. Zudem er-
folgten Anpassungen an den presse- und rundfunkspezifischen Son-
derbestimmungen im Rahmen des Kartellverbots und der Fusions-
kontrolle. Diese zentralen Neuerungen werden im Folgenden entlang 
der drei Säulen des deutschen Wettbewerbsrechts dargelegt. Dabei 
werden die jeweils geltenden Vorschriften und Zuständigkeiten auf-
geführt, einschließlich ausgewählter Neuerungen und damit einher-
gegangener Diskussionen. 

2.1.1 Kartellverbot 
Gemäß § 1 GWB sind Kartelle in Form von «Vereinbarungen zwischen 
Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und auf-
einander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Ein-
schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder be-
wirken» verboten. Abhängig vom Wirkungsbereich der Absprachen 
können Kartelle durch das BKartA oder durch eine zuständige Landes-
kartellbehörde verfolgt werden und bei Bestätigung des Verdachts auf 
Kartellverstoß unter anderem mit Geldbußen sanktioniert werden (vgl. 
BKartA, 2021a). Die Bußgeldvorschriften wurden im Rahmen der 10. 
GWB-Novelle zur Umsetzung der Vorgaben in der Richtlinie (EU) 
2019/1 überarbeitet (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-
Drs. 19/23492, 2020, S. 124 ff.). Unter gewissen Umständen können Kar-
telle generell vom Verbot befreit sein (vgl. § 2 GWB). Als Spezifikum 
des deutschen Wettbewerbsrechts kennt das GWB zusätzlich sektor-
spezifische Ausnahmen vom allgemeinen Kartellverbot für den Bereich 
der Presse, die mit der 9. GWB-Novelle ausgeweitet wurden (vgl. § 30 
GWB). Darüber hinaus wurden in den letzten Jahren Ergänzungen der 
Vorschriften des Kartellverbots um Medienvielfaltsaspekte gefordert, 
wodurch die Frage nach der Daseinsberechtigung medienspezifischer 
Sonderbestimmungen im Wettbewerbsrecht sowie der entsprechenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes erneut an Relevanz gewinnt. 
Die seit 2017 geltenden Vorschriften sowie die erfolglosen Forderungen 
werden im Folgenden aufgeführt. 

Pressespezifische Ausnahmen vom Kartellverbot 

Mit der 9. GWB-Novelle wurden Vereinbarungen zwischen Zeitungs- 
oder Zeitschriftenverlagen über eine verlagswirtschaftliche Zusam-
menarbeit vom Kartellverbot ausgenommen, «soweit die Vereinbarung 
den Beteiligten ermöglicht, ihre wirtschaftliche Basis für den interme-
dialen Wettbewerb zu stärken» (§ 30 Abs. 2b GWB). Die Vorschrift gilt 
allerdings nicht für die Zusammenarbeit im redaktionellen Bereich 
(vgl. § 30 Abs. 2b S. 2 GWB). Darüber hinaus gilt die Ausnahme nur, 
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soweit keine Voraussetzungen für die Anwendung des europäischen 
Wettbewerbsrechts erfüllt sind (vgl. § 30 Abs. 2b Nr. 1 GWB). Die Frei-
stellung ergänzt die bereits bestehenden pressespezifischen Ausnah-
men für vertikale Preisbindungen (vgl. § 30 Abs. 1 GWB) und für Bran-
chenvereinbarungen zwischen Presseverlagen und Vereinigungen von 
Presse-Grossisten (vgl. § 30 Abs. 2a GWB). Im Falle eines Missbrauchs 
kann das BKartA jedoch eine Preisbindung oder eine Vereinbarung 
ganz oder teilweise für unwirksam erklären (vgl. § 30 Abs. 3 GWB). 

Die Ausnahme vom Kartellverbot für presseverlagswirtschaftliche 
Kooperationen setzt den Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD (2013, S. 13) um und wurde hauptsächlich von den Presseverlagen 
mit Verweis auf ihre erschwerte wirtschaftliche Situation begrüßt (vgl. 
z. B. Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger et al., 2017, S. 1–2). 
Die Neuerung stieß jedoch auch auf Kritik, unter anderem mit der Ar-
gumentation, dem eigentlichen Ziel der pressespezifischen Sonderbe-
stimmungen, nämlich die Pressevielfalt zu erhalten, werde durch die 
zusätzliche Stärkung der Marktmacht großer Medienhäuser und -kon-
zerne entgegengewirkt (vgl. Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), 2017, S. 3–4). Diese Privilegierung einzelner Unternehmen (vgl. 
z. B. Podszun, 2017, S. 55) sowie die fehlende Klarstellung, welche Ko-
operationen konkret von der Vorschrift erfasst sind (vgl. Schwalbe, 
2017, S. 8–9), wurden in der Anhörung zur 9. GWB-Novelle kritisch dis-
kutiert. 

Darüber hinaus sorgte die zusätzliche Ausnahme im Pressebereich 
erneut für Grundsatzdiskussionen über die sektorspezifischen Sonder-
bestimmungen im deutschen Wettbewerbsrecht (vgl. z. B. Paal, 2018; 
Podszun & Schwalbe, 2017b). Laut Gesetzesbegründung ist die Vor-
schrift aufgrund des Umbruchs der Medienlandschaft und «mit Blick 
auf die schützenswerte Pressevielfalt wettbewerbspolitisch gerechtfer-
tigt» (Gesetzesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 
38). Damit wird Vielfaltssicherung als außerwettbewerbliches Rege-
lungsziel in Ansätzen anerkannt. Die Existenz solcher außerökonomi-
scher Regulierungsaspekte in Wettbewerbsgesetzen wurde jedoch im-
mer wieder kritisch diskutiert (vgl. z. B. Just, 2009, S. 101 ff.). Entspre-
chend befand auch das BKartA (2016b, S. 15) die Freistellung grund-
sätzlich für «systemwidrig» sowie «unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung gegenüber anderen Branchen und Unternehmen, 
die sich wirtschaftlichen Herausforderungen gegenüber sehen, nur 
schwer zu rechtfertigen» (BKartA, 2016b, S. 17). 

Der Verband privater Medien (VAUNET) fragt zudem grundsätz-
lich, ob das Wettbewerbsrecht nicht die Aufgabe hat, «den Wettbewerb 
und nicht vor dem Wettbewerb zu schützen» (VAUNET, 2016, S. 4; Her-
vorhebung im Original). Die Frage, wer oder was durch das Wettbe-
werbsrecht geschützt werden soll und was es erreichen soll, war wie-
derholt Gegenstand von Diskussionen. Nach vorherrschender Ansicht 
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soll das Wettbewerbsrecht den Wettbewerb schützen sowie Konsumen-
tenwohlfahrt und wirtschaftliche Effizienz steigern. Im Medienbereich 
werden Wettbewerbsgesetze allerdings zumindest indirekt auch zum 
Zweck des Erhalts von Meinungsvielfalt angewendet und damit Wett-
bewerber und nicht-ökonomische Ziele geschützt (vgl. Just, 2015). 

Weitere Vorschläge zu medienspezifischen Ausnahmen vom Kartell-
verbot 

Neben der erfolgten Freistellung vom Kartellverbot für presseverlags-
wirtschaftliche Kooperationen wurden im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens zur 9. GWB-Novelle und in der vorangegangenen 
Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz weitere Vorschläge 
zu medienspezifischen Sonderbestimmungen diskutiert. Diese werden 
im Folgenden kurz aufgeführt, um aufzuzeigen, dass eine stärkere Ver-
zahnung von Wettbewerbs- und Medienrecht, wenn auch kritisch dis-
kutiert, von verschiedenen Seiten als wünschenswert erachtet wird. 

In der Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz wurden 
verschiedene Maßnahmen zur stärkeren Berücksichtigung von Medi-
envielfaltsaspekten im Wettbewerbsrecht diskutiert. Ein Ansatz, sämt-
liche Kooperationen im Medienbereich vom Kartellverbot auszuneh-
men, wurde von beiden Seiten als zu weitgehend eingestuft (vgl. Bund-
Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 23). Darüber hin-
aus stand zur Diskussion, den Freistellungstatbestand des § 2 GWB um 
Medienvielfaltsaspekte zu ergänzen. Zentraler Diskussionspunkt war 
dabei die Frage nach der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Be-
reich medienpolitischer Angelegenheiten sowie nach der Vereinbarkeit 
mit der verfassungsrechtlichen Unzulässigkeit der Mischverwaltung 
(vgl. Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 23, 
25). Während der Bund die entsprechende Kompetenz für fraglich ein-
stufte, wurde sie von den Ländern als unproblematisch betrachtet, so-
fern «der Bundesgesetzgeber den Begriff der Meinungsvielfalt nicht 
selbst ausgestaltet, sondern die Wertungen des kodifizierten Länder-
rechts (RStV) als Abwägungskriterium inkorporiert oder die Wertun-
gen einer von den Ländern berufenen Stelle (zum Beispiel KEK) mit 
einbezieht und an diese gebunden ist» (Bund-Länder-Kommission zur 
Medienkonvergenz, 2015, S. 23). Der Vorschlag konnte sich in weiterer 
Folge nicht durchsetzen. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur 9. GWB-Novelle 
brachte der Bundesrat zwei weitere Vorschläge ein, die auf die wettbe-
werbsrechtliche Stärkung öffentlich-rechtlicher Rundfunkunterneh-
men abzielten. Erstens sollte die Ausnahme vom Kartellverbot des § 30 
GWB auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erweitert werden, mit 
dem Ziel, die zur Erfüllung des verfassungsrechtlichen Grundversor-
gungsauftrags nötigen Handlungsspielräume zu gewährleisten (vgl. 
Stellungnahme des Bundesrates, BT-Drs. 18/10650, 2016, S. 3–4). Zwei-
tens sollte mit der Reform klargestellt werden, dass «gesetzliche 
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Angebots- oder Nachfragepflichten mit dem Ziel der Gewährleistung 
publizistischer Vielfalt […] keine marktbeherrschende Stellung [be-
gründen]» (Stellungnahme des Bundesrates, BT-Drs. 18/10650, 2016, S. 
1). Der Vorschlag bezog sich auf eine Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs (BGH), der im Zusammenhang mit Rechtsstreitigkeiten zu 
Kabeleinspeiseentgelten argumentierte, dass die Must-Carry-Ver-
pflichtungen des § 52b RStV (neu § 81 MStV) eine marktbeherrschende 
Stellung öffentlich-rechtlicher Rundfunkunternehmen begründen (vgl. 
BGH, Urteil vom 16.06.2015, KZR 83/13). Diese nicht intendierte Kon-
sequenz, dass «vielfaltssichernde Entscheidungen des Gesetzgebers 
unmittelbar zu einem kartellrechtlich relevanten Tatbestand» führen 
(Stellungnahme des Bundesrates, BT-Drs. 18/10650, 2016, S. 2), sollte 
durch die Klarstellung beseitigt werden. Beide Vorschläge wurden in 
weiterer Folge jedoch abgelehnt, mit der Begründung, es fehle sowohl 
der Bedarf für die Ausnahmeregelung als auch eine überzeugende 
Rechtfertigung dafür (vgl. z. B. Gegenäußerung der Bundesregierung, 
BT-Drs. 18/10650, 2016, S. 6; Podszun, 2017, S. 51, 56). 

Die beschriebenen Anpassungen am Kartellverbot entstanden im 
Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung der Märkte, sehen aller-
dings keine besonderen Vorschriften für digitale Plattformen vor. Die 
Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen wurde 
hingegen grundlegend modernisiert und mit Ausrichtung auf große 
Tech-Konzerne deutlich verschärft. Diese zentralen Neuerungen wer-
den anschließend erläutert. 

2.1.2 Missbrauchsaufsicht 
Im Rahmen der Missbrauchsaufsicht wird das Verbot des Missbrauchs 
einer marktbeherrschenden Stellung kontrolliert (vgl. §§ 18–21 GWB). 
Zuständige Behörde ist primär das BKartA, sofern sich das missbräuch-
liche Verhalten über die Grenze eines Bundeslandes hinaus auswirkt. 
Mit der 9. und 10. Novelle des GWB kam es im Bereich der Miss-
brauchsaufsicht zur Anerkennung der Besonderheiten mehrseitiger 
Märkte und zu einer deutlichen Erleichterung der Eingriffsmöglichkei-
ten gegenüber bestimmten digitalen Großunternehmen. 

Feststellung von Marktmacht in mehrseitigen Märkten 

Zunächst trug die 9. Novelle des GWB dem Umstand Rechnung, dass 
für eine adäquate Feststellung von Marktmacht in der digitalen Wirt-
schaft besondere Kriterien berücksichtigt werden müssen, die für 
mehrseitige Märkte und Netzwerke kennzeichnend sind (vgl. § 18 Abs. 
3a GWB): Direkte und indirekte Netzwerkeffekte (Nr. 1), die parallele 
Nutzung mehrerer Dienste (sog. «Multi-Homing») und der Wechsel-
aufwand für die Nutzer (Nr. 2), Grössenvorteile im Zusammenhang 
mit Netzwerkeffekten (Nr. 3), der Zugang zu wettbewerbsrelevanten 
Daten (Nr. 4), sowie innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck 
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(Nr. 5). Die Kriterien sind insofern von besonderem Interesse, da sie die 
deutlichen Konzentrationstendenzen in digitalen Märkten unterstüt-
zen (vgl. Gesetzesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, 
S. 48–51). 

Die zusätzlichen Kriterien entsprechen weitgehend den Empfehlun-
gen des vom BKartA (2016a) eingesetzten «ThinkTank Internet» zur 
Marktmacht von Plattformen und Netzwerken. Die Ergänzung wurde 
in der Anhörung zur 9. GWB-Novelle allgemein begrüßt (vgl. z. B. 
BKartA, 2016b, S. 10–11; Podszun, 2017, S. 47), allerdings stießen die 
Auswahl der Kriterien (vgl. z. B. Monopolkommission, 2016, Tz. 9) so-
wie die «willkürliche und unsystematische» Reihenfolge des Kriterien-
katalogs (Podszun & Schwalbe, 2017a, S. 100) auf Kritik. 

Der neue § 18 Abs. 3a GWB spielte beispielsweise im Missbrauchs-
verfahren des BKartA gegen Facebook hinsichtlich eines Konditionen-
missbrauchs aufgrund von unangemessener Datenverarbeitung eine 
Rolle (vgl. BKartA, Fallbericht vom 15.02.2019, Az. B6-22/16) und hat 
gemäß Bericht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) (2021) die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts vereinfacht 
(vgl. Bericht des BMWi, BT-Drs. 19/26136, 2021, S. 2). Dennoch sah man 
aufgrund der Besonderheiten internetbasierter Geschäftsmodelle die 
Notwendigkeit, weitere Anpassungen an der Missbrauchsaufsicht vor-
zunehmen, die mit der 10. GWB-Novelle folgten. 

Durch die Integration des Konzepts der «Intermediationsmacht» 
(vgl. Schweitzer et al., 2018) in die Marktbeherrschungsprüfung (vgl. 
§ 18 Abs. 3b GWB) werden seit 2021 zusätzlich die spezifischen Ver-
mittlungsfunktionen von digitalen Plattformen und die damit verbun-
denen Gatekeeping-Möglichkeiten anerkannt (vgl. Gesetzesentwurf 
zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 69–70). Insbesondere 
sollen damit hybride Plattformen erfasst werden, «die im Vertrieb im 
direkten Wettbewerb zu den von ihr als Plattform abhängigen Händ-
lern stehen» (BKartA, 2018, S. 33). Aufgrund der Zielausrichtung des 
GWB, ökonomischen Wettbewerb zu schützen, wird die besondere Rolle 
von Plattformen als Informationsvermittler und somit auch ihre poten-
zielle Meinungsmacht im Gegensatz zum MStV allerdings nicht expli-
zit berücksichtigt (vgl. Landesanstalt für Medien NRW, 2021, S. 5). 

Neben der Vermittlungsfunktion können auch Daten für die Markt-
macht digitaler Plattformen von Bedeutung sein. Mit der 10. Novelle 
des GWB wird dieser steigenden Bedeutung von Daten in Märkten der 
digitalen Wirtschaft stärker Rechnung getragen. Neben der gleichblei-
benden Regelung des § 18 Abs. 3a Nr. 4 GWB gilt der Zugang zu wett-
bewerbsrelevanten Daten neu als mögliches Kriterium für Marktbe-
herrschung auf allen Märkten (vgl. § 18 Abs. 3 Nr. 3 GWB). Ferner er-
gänzt § 19 Abs. 2 Nr. 4 GWB unter Neufassung der sogenannten «es-
sential facilities doctrine» und in Anlehnung an die europäische 
Rechtsentwicklung den Tatbestand der Zugangsverweigerung zu 
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wettbewerbsrelevanten Daten als eine Form des Missbrauchs einer 
marktbeherrschenden Stellung. Darüber hinaus stellt die neue Vor-
schrift des § 20 Abs. 1a GWB klar, dass «die Nutzbarmachung von Da-
ten über die gesamte Wertschöpfungskette mitentscheidend für die 
wirtschaftliche Entwicklung und die Wettbewerbsfähigkeit eines Un-
ternehmens sein kann» (sog. «datenbedingte Abhängigkeit») (Geset-
zesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 80–82; vgl. 
auch Schweitzer et al., 2018, S. 82–83). Daher muss unter bestimmten 
Voraussetzungen ein notwendiger Datenzugang gegen angemessenes 
Entgelt gewährt werden. 

Die Neuerungen entstanden vor dem Hintergrund der Debatte über 
die adäquate Regelung des Zugangs zu wettbewerbsrelevanten Daten 
(vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 
72; siehe auch Schweitzer et al., 2018). Auch hier stellen sich Fragen 
nach dem Verhältnis von Regulierung und Wettbewerbsrecht, konkret 
im Hinblick auf Privatsphäre und Datenschutz (vgl. Just, 2018; 2021; 
siehe auch z. B. Bueren, 2019; Louven, 2019). Die fehlende Berücksich-
tigung solcher Debatten zum Verhältnis zwischen Wettbewerbsrecht 
und Datenschutzrecht sowie der unbestimmte Datenbegriff wurden in 
der Anhörung zur 10. GWB-Novelle kritisch diskutiert (vgl. z. B. Bit-
kom, 2020, S. 20–21; eco, 2020, S. 2). 

Abgesehen von der Berücksichtigung der Besonderheiten mehrseiti-
ger Märkte wurde die Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen mit der 10. Novelle des GWB im Hinblick auf die zuneh-
mende Marktmacht digitaler Plattform deutlich verschärft, wie nach-
folgend gezeigt wird. 

Verschärfung der Missbrauchsaufsicht in Märkten der digitalen 
Wirtschaft 

Durch die Neufassung des § 19 Abs. 1 GWB im Jahr 2021 ist der Miss-
brauch einer marktbeherrschenden Stellung durch ein oder mehrere 
Unternehmen verboten. Zuvor galt das Verbot einer «missbräuchlichen 
Ausnutzung» einer marktbeherrschenden Stellung. Diese Formulie-
rungsänderung soll klarstellen, dass ein Marktmachtmissbrauch keine 
sogenannte «strikte Kausalität» erfordert, d. h. Verhaltensweisen auch 
dann tatbestandlich sein können, wenn sie dem Unternehmen nicht 
ausschließlich aufgrund seiner marktbeherrschenden Stellung möglich 
waren (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 
2020, S. 70). Laut Gesetzesbegründung könnte die Klarstellung insbe-
sondere im Bereich unentgeltlicher Märkte der Digitalwirtschaft von 
Bedeutung sein (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 
19/23492, 2020, S. 71). Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte im Sommer 
2020 im bereits erwähnten Missbrauchsverfahren gegen Facebook klar-
gestellt, dass der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 
«nicht stets einen Kausalzusammenhang zwischen der Marktbeherr-
schung und dem missbilligten Verhalten (Verhaltenskausalität) 
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voraussetzt, [sondern] ein kausaler Zusammenhang zwischen der 
Marktbeherrschung und dem Marktergebnis (Ergebniskausalität)» ge-
nügen kann (BGH, Beschluss vom 23.06.2020, Az. KVR 69/1), was in die 
Neuerung miteingeflossen ist (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-No-
velle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 70–71). 

Neben dem allgemeinen Missbrauchsverbot (vgl. § 19 Abs. 1 GWB) 
legt § 19 Abs. 2 GWB verschiedene Regelbeispiele für den Missbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung fest (vgl. Fuchs, 2020, § 19 GWB), 
darunter den Behinderungs- oder Diskriminierungsmissbrauch (Nr. 1), 
den Ausbeutungsmissbrauch (Nr. 2), den Strukturmissbrauch (Preis- 
und Konditionenspaltung) (Nr. 3), den Missbrauch durch Zugangsver-
weigerung (Nr. 4) sowie den Missbrauch durch Aufforderung zur Vor-
teilsgewährung (Nr. 5). Sachlich gerechtfertigte Verhaltensweisen sind 
davon nicht betroffen. Wie bereits erwähnt, ist die Formulierung des 
Diskriminierungsverbots nach § 94 MStV an § 19 Abs. 2 GWB ange-
lehnt (siehe Kapitel 1.2.3). 

Im deutschen Wettbewerbsrecht gelten besondere Behinderungs- 
und Diskriminierungsvorschriften sowohl für Unternehmen mit 
marktbeherrschender Stellung als auch für Unternehmen, zu denen 
Abhängigkeitsverhältnisse bestehen. Diese sogenannte «relative 
Marktmacht» wird in § 20 GWB geregelt. Demgemäß wird das Behin-
derungs- und Diskriminierungsverbot auf «Unternehmen und Vereini-
gungen von Unternehmen [erstreckt], soweit von ihnen andere Unter-
nehmen als Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren 
oder gewerblichen Leistungen in der Weise abhängig sind, dass ausrei-
chende und zumutbare Möglichkeiten, auf dritte Unternehmen auszu-
weichen, nicht bestehen und ein deutliches Ungleichgewicht zur Ge-
genmacht der anderen Unternehmen besteht» (§ 20 Abs. 1 GWB). Bis 
zur 10. GWB-Novelle beschränkte sich der Schutz vor Missbrauch rela-
tiver Marktmacht auf kleine und mittlere Unternehmen. Seit 2021 wird 
hingegen anerkannt, dass auch große Unternehmen relativer oder 
überlegener Marktmacht ausgesetzt sein können und Abhängigkeiten 
ungeachtet der Unternehmensgröße bestehen (vgl. Schweitzer et al., 
2018, S. 157). Diese Ausdehnung gilt grundsätzlich für alle Wirtschafts-
bereiche, soll aber hauptsächlich in Märkten der digitalen Wirtschaft 
zusätzlichen Nutzen bringen, beispielsweise im Zusammenhang mit 
Behinderungsstrategien digitaler Plattformen mit «Torwächter»-Posi-
tion (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 
2020, S. 78–79). Das Verbot der unbilligen Behinderung oder der sach-
lich nicht gerechtfertigten Andersbehandlung gilt auch für Unterneh-
men, «die als Vermittler auf mehrseitigen Märkten tätig sind, soweit 
andere Unternehmen mit Blick auf den Zugang zu Beschaffungs- und 
Absatzmärkten von ihrer Vermittlungsleistung in der Weise abhängig 
sind, dass ausreichende und zumutbare Ausweichmöglichkeiten nicht 
bestehen» (§ 20 Abs. 1 S. 2 GWB). 
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Darüber hinaus dürfen Unternehmen mit überlegener Marktmacht 
gegenüber kleinen und mittleren Wettbewerbern diese Marktmacht 
nicht für eine (un-)mittelbare Behinderung der Wettbewerber ausnut-
zen (vgl. § 20 Abs. 3 GWB). Seit 2021 liegt eine solche unbillige Behin-
derung auch dann vor, wenn ein Unternehmen mit überlegener Markt-
macht «die eigenständige Erzielung von Netzwerkeffekten durch Wett-
bewerber behindert und hierdurch die ernstliche Gefahr begründet, 
dass der Leistungswettbewerb in nicht unerheblichem Maße einge-
schränkt wird» (§ 20 Abs. 3a GWB). Die neue Vorschrift richtet sich ins-
besondere gegen Unternehmen, die mit zielgerichteten, nicht-leis-
tungswettbewerblichen Aktivitäten den Markt in Richtung monopolis-
tischer Marktstrukturen kippen (sog. «Tipping») (vgl. Gesetzesentwurf 
zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 82–83). Damit wird 
eine zentrale Empfehlung der vom BMWi beauftragten Studie zur 
«Modernisierung der Missbrauchsaufsicht für marktmächtige Unter-
nehmen» umgesetzt (vgl. Schweitzer et al., 2018, S. 157–158). 

Bei Verdacht auf Verstoß gegen die Vorschriften zum verbotenen 
Verhalten von marktbeherrschenden Unternehmen (vgl. § 19 GWB) 
oder Unternehmen mit relativer oder überlegener Marktmacht (vgl. 
§ 20 GWB) kann die zuständige Wettbewerbsbehörde von Amts wegen 
oder auf Antrag ein Verwaltungsverfahren einleiten (vgl. §§ 54 ff. 
GWB). Liegt ein tatsächlicher Verstoß gegen das Missbrauchsverbot 
vor, kann erwirkt werden, dass die missbräuchliche Verhaltensweise 
abgestellt wird (sog. Abstellungsverfügung, vgl. § 32 GWB). Seit 2013 
können dabei neben verhaltensorientierten Abhilfemaßnahmen unter 
bestimmten Umständen auch ausdrücklich Abhilfemaßnahmen struk-
tureller Art angeordnet werden (vgl. § 32 Abs. 2 GWB), wodurch in 
Ausnahmefällen eine missbrauchsabhängige Entflechtungsmöglich-
keit bestehen könnte (vgl. Voell, 2014, S. 30–31). 

Um den Wettbewerbsbehörden insbesondere in der digitalen Wirt-
schaft schnelleres Eingreifen zu ermöglichen (vgl. Gesetzesentwurf zur 
10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 83), können in bestimmten 
Fällen einstweilige Maßnahmen angeordnet werden (vgl. § 32a GWB). 
Mit der 10. GWB-Novelle erfolgte entsprechend der Vorgaben im Koa-
litionsvertrag (vgl. CDU, CSU & SPD, 2018, S. 61) eine Erleichterung 
der Voraussetzungen für den Einsatz solcher einstweiligen Maßnah-
men. Bisher erforderte die Vorschrift entsprechend der europäischen 
Leitnorm des Artikel 8 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 «die Gefahr eines 
ernsten, nicht wieder gutzumachenden Schadens für den Wettbewerb» 
(§ 32a GWB a.F.). Neu ist es hingegen ausreichend, wenn die Maß-
nahme «zum Schutz des Wettbewerbs oder aufgrund einer unmittelbar 
drohenden, schwerwiegenden Beeinträchtigung eines anderen Unter-
nehmens geboten ist» (§ 32a Abs. 1 S. 1 GWB). Laut Gesetzesbegrün-
dung bedarf es allerdings eines drohenden qualifizierten Schadens im 
Falle einer Nicht-Durchführung der Eilmaßnahme (vgl. Gesetzesent-
wurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 85). Ein Verstoß 
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gegen das Verbot missbräuchlichen Verhaltens stellt darüber hinaus 
eine Ordnungswidrigkeit dar (vgl. § 81 Abs. 2 GWB), die im Rahmen 
eines Bußgeldverfahrens sanktioniert werden kann (vgl. §§ 81 ff. 
GWB). Des Weiteren können zivilrechtliche Rechtsfolgen mit miss-
bräuchlichen Verhaltensweisen verbunden sein (vgl. Fuchs, 2020, § 19, 
20 GWB). 

Gegen Verfügungen der zuständigen Behörde kann Beschwerde 
eingereicht werden (vgl. § 73 Abs. 1 GWB), über die das für den Sitz 
der Wettbewerbsbehörde zuständige Oberlandesgericht (OLG) ent-
scheidet (vgl. § 73 Abs. 4 GWB). Beschwerden gegen Entscheidungen 
des BKartA sind beim OLG Düsseldorf einzulegen, mit Ausnahme von 
Verfügungen des BKartA nach § 19a GWB (siehe unten). Gegen Be-
schlüsse der OLG ist die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof 
(BGH) möglich (vgl. § 77 Abs. 1 GWB). 

Im Hinblick auf die Entstehung potenziell irreversibler Wettbe-
werbsschäden in Märkten der digitalen Wirtschaft wird unter anderem 
auch über eine missbrauchsunabhängige Entflechtung marktmächtiger 
Digitalunternehmen diskutiert (vgl. z. B. Monopolkommission, 2015, 
Tz. 261 ff.; Wiggerthale & Tangens, 2020, S. 188–189). Im Jahr 2018 
wurde diese Ultima Ratio auch von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
(vgl. Antrag, BT-Drs. 19/1852, 2018) gefordert, was allerdings in weite-
rer Folge im Bundestag abgelehnt wurde (vgl. Beschlussempfehlung 
und Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Energie, BT-Drs. 
19/4777, 2018), und somit keine Berücksichtigung in der 10. Novelle des 
GWB fand. 

Die Tatsache, dass die besonderen Umstände in Märkten der digita-
len Wirtschaft dazu führen können, dass einmal vorhandene Markt-
macht nur noch schwer angreifbar ist, war auch ausschlaggebend für 
die Einführung frühzeitiger Eingriffsmöglichkeiten gegenüber Unter-
nehmen mit «überragender marktübergreifender Bedeutung für den 
Wettbewerb» (ÜMÜB) mit der 10. GWB-Novelle (vgl. Gesetzesentwurf 
zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 73). Als «Kernstück der 
deutschen Kartellrechtsreform» (Haucap & Schweitzer, 2021, S. 20) er-
laubt der neue § 19a GWB dem BKartA unter bestimmten Vorausset-
zungen das Tätigwerden, bevor es in einem Markt zu einer marktbe-
herrschenden Stellung kommt. Konkret kann das BKartA damit seit 
2021 «durch Verfügung feststellen, dass einem Unternehmen, das in er-
heblichem Umfang auf Märkten im Sinne des § 18 Absatz 3a [Anm.: 
mehrseitige Märkte und Netzwerke] tätig ist, eine überragende markt-
übergreifende Bedeutung für den Wettbewerb zukommt» (§ 19a Abs. 1 
S. 1 GWB). 
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Die Feststellung einer überragenden marktübergreifenden Bedeu-
tung für den Wettbewerb ergibt sich gemäß § 19a Abs. 1 S. 2 GWB ins-
besondere aus der marktbeherrschenden Stellung auf einem oder meh-
reren Märkten (Nr. 1), der Finanzkraft oder dem Zugang zu sonstigen 
Ressourcen (Nr. 2), der vertikalen Integration und Tätigkeit auf in sons-
tiger Weise miteinander verbundenen Märkten (Nr. 3), dem Zugang zu 
wettbewerbsrelevanten Daten (Nr. 4), der Bedeutung der Tätigkeit für 
den Zugang Dritter zu Beschaffungs- und Absatzmärkten sowie dem 
damit verbundenen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit Dritter (Nr. 5). 
Die Vorschrift zielt laut Gesetzesbegründung damit lediglich auf einen 
kleinen Kreis von Unternehmen ab (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-
Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 73). 

Nachdem das BKartA bei einem Unternehmen eine überragende 
marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb festgestellt hat, 
kann es dem Unternehmen ab diesem Zeitpunkt gewisse Verhaltens-
weisen ex ante untersagen (vgl. § 19a Abs. 2), z. B. die Selbstbevorzu-
gung, das «Aufrollen» noch nicht beherrschter Märkte mit nicht-leis-
tungswettbewerblichen Mitteln, Behinderungspraktiken durch die 
Nutzung wettbewerbsrelevanter Daten oder das Ausnutzen von Infor-
mationsasymmetrien (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-
Drs. 19/23492, 2020, S. 75–78). Somit entspricht die Neuerung der zu-
nehmenden Forderung nach Ex-ante-Regeln für digitale Plattformen, 
die sich beispielsweise auch im Entwurf des Digital Markets Act 
(DMA) der Europäischen Kommission (2020) finden lassen. Zudem 
sieht die Vorschrift eine Umkehr der Beweislast für die sachliche Recht-
fertigung der Verhaltensweisen zu Lasten der Unternehmen vor (vgl. 
§ 19a Abs. 2 GWB). 

Der Rechtsweg bei Beschwerden gegen die Durchsetzung der neuen 
Vorschrift wurde darüber hinaus außerordentlich verkürzt (vgl. § 73 
Abs. 5 GWB). Neu besteht bei sämtlichen Streitigkeiten gegen Verfü-
gungen des BKartA nach § 19a GWB (auch in Verbindung mit entspre-
chenden Abhilfemaßnahmen, einstweiligen Verfügungen und Ver-
pflichtungszusagen) die Alleinzuständigkeit des BGH und der sonst 
übliche Weg über das Oberlandesgericht Düsseldorf entfällt (vgl. 
BKartA, 2021c). Die Neuerung entstand vor dem Hintergrund langjäh-
riger und ressourcenaufwändiger Verfahren des BKartA gegen große 
Digitalunternehmen und der Erkenntnis über die Notwendigkeit von 
Verfahrensbeschleunigungen aufgrund der Dynamik digitaler 
Märkte (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 
19/23492, 2020, S. 56; vgl. auch BKartA, 2018, S. 17; Kommission Wett-
bewerbsrecht 4.0, 2019, S. 4). Beispielhaft dafür ist das bereits aufge-
führte Missbrauchsverfahren gegen Facebook. Das BKartA hatte Fa-
cebook im Jahr 2019 nach dreijähriger Prüfung weitreichende Be-
schränkungen bei der Verarbeitung von Nutzerdaten auferlegt. Da-
raufhin reichte Facebook gegen die Verfügung des BKartA Be-
schwerde beim OLG Düsseldorf ein, das zunächst eine vorläufige 
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Aussetzung der Verfügung erwirkte. Dagegen legte wiederum das 
BKartA Rechtsbeschwerde beim BGH ein, der im Eilverfahren das Ur-
teil des OLG Düsseldorf aufhob. Schließlich liegt der Fall nach jahre-
langem Hin und Her beim EuGH zur Vorabentscheidung (vgl. 
BKartA, 2021b, S. 38). 

Haucap (2020, S. 26) sieht in der neuen Vorschrift des § 19a GWB 
zunehmend regulierungsähnliche Züge der Missbrauchsaufsicht für 
Plattformen und Körber (2020, S. 78) spricht von einer «sektorspezifisch 
auf einige wenige große Unternehmen der digitalen Plattformwirt-
schaft» fokussierte Anwendung. Diese Abweichung vom klassischen 
kartellrechtlichen Instrumentarium (vgl. Bitkom, 2020, S. 4–5) sowie 
potenzielle Konflikte mit dem europäischen Recht (vgl. z. B. Bitkom, 
2020, S. 4-6; eco, 2020, S. 2) wurden in der Anhörung zur 10. GWB-No-
velle kritisch diskutiert. Insgesamt gewinnt damit die grundsätzliche 
Debatte über das Verhältnis zwischen Wettbewerbsrecht und Regulie-
rung (vgl. z. B. Gersdorf, 2018; Just, 2008, 2021) erneut an Bedeutung. 
Dabei wird die lange vorherrschende gegensätzliche Darstellung des 
Verhältnisses von Wettbewerbsrecht und Regulierung sowie der prak-
tische Wert einer strikten Trennung in Frage gestellt (vgl. Just, 2021). 

Als Rechtfertigung für die neuen Befugnisse des § 19a GWB wird in 
der Gesetzesbegründung auf die «besonderen Gefährdungspotenzi-
ale» in Märkten der digitalen Wirtschaft (Netzwerkeffekte, Datenvor-
teile, starke und schnell einsetzende Konzentrationstendenzen, Grö-
ßen- und Ressourcenvorteile etablierter Akteure sowie vielfältige Ab-
hängigkeiten) hingewiesen, denen die allgemeinen Regeln der Miss-
brauchsaufsicht nicht hinreichend Rechnung tragen (vgl. Gesetzesent-
wurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 73). Von Seiten 
der Plattformen wird diese Rechtfertigung grundsätzlich in Frage ge-
stellt, mit der Argumentation, dass konkrete empirische Nachweise für 
die Notwendigkeit der weitreichenden Änderung fehlen (vgl. z. B. Fa-
cebook, 2020, S. 7; Google, 2020, S. 5). Darüber hinaus sorgte für Kritik, 
dass aufgrund der Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe Rechtsunsi-
cherheit und langwieriger Klärungsbedarf durch die Gerichte zu er-
warten seien (vgl. z. B. ARD et al., 2020, S. 2; Bitkom, 2020, S. 8; Mono-
polkommission, 2020, S. 3). Dennoch erhielten die Neuerungen des 
§ 19a GWB im Rahmen der Anhörung zur 10. GWB-Novelle vorwie-
gend Zuspruch (vgl. z. B. BKartA, 2020, S. 1; VAUNET, 2020, S. 1; Ver-
braucherzentrale Bundesverband (vzbv), 2020, S. 3). 

Erstmals kommt diese Bestimmung in einem derzeit laufenden Miss-
brauchsverfahren gegen Facebook zur Anwendung, das im Dezember 
2020 hinsichtlich der Verknüpfung des sozialen Netzwerks mit den VR-
Brillen von Oculus eingeleitet und im Januar 2021 aufgrund der GWB-
Neuerung durch das BKartA ausgeweitet wurde (vgl. BKartA, 2021d). 
Im Mai und Juni 2021 hat das BKartA gegen Amazon, Google und 
Apple drei weitere Verfahren zur Feststellung einer überragenden 
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marktübergreifenden Bedeutung für den Wettbewerb eingeleitet (vgl. 
BKartA, 2021e; BKartA, 2021f; BKartA, 2021h). Zudem wurde bekannt-
gegeben, dass geprüft wird, ob Google mit der angekündigten Einbin-
dung von Google News Showcase in die allgemeine Suche eine Selbst-
bevorzugung bzw. eine Behinderung konkurrierender Angebote Drit-
ter vornimmt (vgl. BKartA, 2021g). 

Budzinski et al. (2020, S. 175) weisen darauf hin, dass aufgrund des 
systematischen Zusammenhangs zwischen Missbrauchsaufsicht und 
Fusionskontrolle eine entsprechende Ergänzung der Fusionskontrolle 
zur Verhinderung von ÜMÜB durch externes Unternehmenswachs-
tum erfolgen müsste. Eine solche Neuerung sah die 10. GWB-Novelle 
allerdings nicht vor. Dennoch erfolgten im Rahmen der Novellierun-
gen des GWB auch im Bereich der Fusionskontrolle Anpassungen an 
die veränderten Bedingungen der digitalen Wirtschaft. Diese werden 
im Folgenden dargelegt. 

2.1.3 Fusionskontrolle 
Im Unterschied zum Medienkonzentrationsrecht im MStV sieht das 
GWB keine Instrumente für den Umgang mit internem Wachstum vor, 
sondern erfasst ausschließlich externes Wachstum durch Übernahmen 
und Zusammenschlüsse. Im Rahmen der Fusionskontrolle (vgl. §§ 35–
43 GWB) ist das BKartA dazu verpflichtet, Zusammenschlüsse zu prü-
fen, wenn die beteiligten Unternehmen bestimmte Umsatzschwellen-
werte überschreiten. Liegt eine entsprechende wirtschaftliche Größe 
des Vorhabens vor, besteht zunächst eine Anmeldepflicht für den Zu-
sammenschluss beim BKartA (vgl. § 39 GWB). Ist nach einer ersten 
Phase der Vorprüfung eine weitere Prüfung des Zusammenschlusses 
erforderlich, wird das sogenannte Hauptprüfverfahren eingeleitet, in 
dem das BKartA durch Verfügung entscheidet, ob der Zusammen-
schluss untersagt oder freigegeben wird (vgl. § 40 Abs. 2 GWB). 

Mit der 9. und 10. Novelle des GWB wurden neue Aufgreifkriterien 
eingeführt, die eine effektive Fusionskontrolle in Märkten der digitalen 
Wirtschaft sicherstellen sollen. Zusätzlich erfolgte im Hinblick auf die 
veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eine weitere Ab-
kehr von den im GWB enthaltenen presse- und rundfunkspezifischen 
Sonderbestimmungen für die Fusionskontrolle. Darüber hinaus wurde 
erneut über die Reformbedürftigkeit der für Deutschland spezifischen 
Ministererlaubnis diskutiert. 

Sicherstellung einer effektiven Fusionskontrolle in Märkten der  
digitalen Wirtschaft 

Grundsätzlich finden die Vorschriften über die Zusammenschlusskon-
trolle Anwendung, wenn die beteiligten Unternehmen im letzten Ge-
schäftsjahr vor dem Zusammenschluss «insgesamt weltweit Umsatzer-
löse von mehr als 500 Millionen Euro erzielt haben» (§ 35 Abs. 1 Nr. 1 
GWB). Zudem gelten zwei Inlandsumsatzschwellen, die mit der 10. 
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Umsatzschwellen 



Deutschland  __________________________________________________________________________________________  53 

GWB-Novelle deutlich angehoben wurden. Seit 2021 muss «im Inland 
mindestens ein beteiligtes Unternehmen Umsatzerlöse von mehr als 
50 Millionen Euro und ein anderes beteiligtes Unternehmen Umsatzer-
löse von mehr als 17,5 Millionen Euro erzielt haben» (§ 35 Abs. 1 Nr. 2 
GWB). Gleichzeitig wurde mit der 10. Novelle des GWB auch die Ba-
gatellmarktschwelle von 15 auf 20 Millionen Euro erhöht (vgl. § 36 Abs. 
1 Nr. 2). Durch die Anhebung der Umsatzschwellen wird die Anzahl 
Anmeldungen von Zusammenschlüssen deutlich verringert und eine 
gezieltere Fokussierung der Ressourcen auf aufwändige Verfahren bei-
spielsweise gegen marktmächtige Tech-Konzerne ermöglicht (vgl. Ge-
setzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 57). 

Die 9. GWB-Novelle führte mit dem Kriterium der Gegenleistung 
eine zusätzliche Aufgreifschwelle für die Fusionskontrolle ein (vgl. § 35 
Abs. 1a GWB). Damit wird eine zentrale Empfehlung der Monopol-
kommission (2015, Tz. 459 ff.) aufgegriffen. Seit 2017 können somit 
auch solche Zusammenschlüsse erfasst werden, bei denen die zweite 
Inlandsumsatzschwelle weder vom zu erwerbenden noch von einem 
anderen beteiligten Unternehmen erreicht wird (vgl. § 35 Abs. 1a Nr. 2b 
GWB). Voraussetzung ist unter anderem, dass der Wert der Gegenleis-
tung für den Zusammenschluss mehr als 400 Millionen Euro beträgt 
(vgl. § 35 Abs. 1a Nr. 3 GWB) und das zu erwerbende Unternehmen in 
erheblichem Umfang im Inland tätig ist (vgl. § 35 Abs. 1a Nr. 4 GWB). 
Die Wahl des Schwellenwerts von 400 Millionen Euro basiert auf einer 
vorangegangenen Auswertung zahlreicher Daten zum Transaktions-
markt in Deutschland (vgl. Gesetzesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-
Drs. 18/10207, 2016, S. 73). Die Vorschriften zur Definition der Zusam-
menschlusstatbestände in § 37 Abs. 1 Nr. 1 und 2 GWB sowie zur Be-
rechnung des Werts der Gegenleistung in § 38 Absatz 4a GWB wurden 
ergänzend mit der Transaktionswertschwelle eingeführt. Die Gegen-
leistung umfasst dabei den Kaufpreis und den Wert allfälliger vom Er-
werber übernommener Verbindlichkeiten (vgl. § 38 Abs. 4a GWB). Um 
die Rechtssicherheit hinsichtlich der neuen Transaktionswertschwelle 
in der Anwendungspraxis zu stärken, veröffentlichte das BKartA 2018 
— gemeinsam mit der österreichischen Bundeswettbewerbsbehörde — 
den Leitfaden «Transaktionswert-Schwellen für die Anmeldepflicht 
von Zusammenschlussvorhaben»2. 

Mit der Transaktionswertschwelle sollen insbesondere solche Fälle 
erfasst werden, bei denen ein umsatzschwächeres Unternehmen zu ei-
nem verhältnismäßig hohen Kaufpreis erworben wird, was für dessen 
hohes wettbewerbliches Marktpotenzial sprechen könnte (vgl. Geset-
zesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 71). In die-
sem Zusammenhang wird häufig von sogenannten Killerakquisitionen 
gesprochen (vgl. Cunningham et al., 2021). Damit wird ein Phänomen 
beschrieben, das ursprünglich in der Pharmaindustrie beobachtet 

 
2 Das österreichische Kartellgesetz enthält seit 2017 auch eine Transaktions-

wertschwelle für die Fusionskontrolle (vgl. Kapitel zu Österreich). 
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wurde und zunehmend als Bezeichnung für die strategische Über-
nahme potenzieller Wettbewerber im Bereich der Plattformmärkte dis-
kutiert wird (vgl. z. B. OECD, 2020). Exemplarisch für die Notwendig-
keit der neuen Aufgreifschwelle nennt die Gesetzesbegründung die 
Übernahme des Messengerdienstes WhatsApp durch Facebook im Jahr 
2014, welche in Deutschland aufgrund der geringen Umsätze von 
WhatsApp nicht erfasst werden konnte und nur aufgrund der Anmel-
depflicht in Spanien, Zypern und Großbritannien sowie der anschlie-
ßenden Verweisung an die Europäische Kommission geprüft wurde 
(vgl. Gesetzesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 
71–72). Laut Bericht des BMWi über die Erfahrungen mit der Vorschrift 
fällt die bisherige Anwendung der Transaktionswertschwelle im digi-
talen Sektor allerdings weniger bedeutend aus als erwartet. Auch eine 
Killerakquisition konnte dadurch bis anhin nicht identifiziert oder ver-
hindert werden (vgl. Bericht des BMWi, BT-Drs. 19/26136, 2021, S. 3–5). 
Aktuell prüft das BKartA, ob die Transaktionswertschwelle bei der ge-
planten Übernahme des Start-ups Kustomer durch Facebook greift 
(vgl. BKartA, 2021i). 

Durch die 10. Novelle des GWB wurde ein weiteres Aufgreifkrite-
rium für die Fusionskontrolle geschaffen (vgl. § 39a GWB). Neu kann 
das BKartA in bestimmten Fällen auch unterhalb der geltenden Um-
satzschwellen «ein Unternehmen durch Verfügung verpflichten, jeden 
Zusammenschluss des Unternehmens mit anderen Unternehmen in ei-
nem oder mehreren bestimmten Wirtschaftszweigen anzumelden» 
(§ 39a Abs. 1 GWB). Neben «objektiv nachvollziehbare[n] Anhalts-
punkte[n] […], dass durch künftige Zusammenschlüsse der wirksame 
Wettbewerb im Inland in den genannten Wirtschaftszweigen erheblich 
behindert werden könnte» (§ 39a Abs. 1 Nr. 2 GWB) ist die Vorschrift 
weiterhin an Vorgaben hinsichtlich der Umsatzerlöse sowie an eine vo-
rangegangene Sektoruntersuchung durch das BKartA geknüpft. 

Presse- und rundfunkspezifische Fusionskontrolle 

Zusätzlich zu den Vorschriften der allgemeinen Fusionskontrolle kennt 
das deutsche GWB Sonderbestimmungen für Zusammenschlüsse im 
Presse- und Rundfunkbereich. Hierbei gelten für die Berechnung der 
Umsatzerlöse von Presse- und Rundfunkunternehmen Multipli-
katorfaktoren (sog. «Presse- und Rundfunkrechenklausel», vgl. § 38 
Abs. 3 GWB), wodurch faktisch eine Absenkung der Aufgreifschwellen 
erfolgt (vgl. Neuhaus, 2020, § 38 GWB Rn. 18–23). Die Einführung der 
Sonderregelungen wurde durch die in den 1960er-Jahren einsetzenden 
Konzentrationstendenzen im Pressewesen und damit einhergehenden 
Debatten über die negativen Auswirkungen auf die Pressevielfalt ver-
anlasst (vgl. Draack, 2014, S. 137; Monopolkommission, 2004, Tz. 4–5). 
Zunächst galten die mit der 3. Novelle des GWB (1976) eingeführten 
Multiplikatorfaktoren ausschließlich für das Pressewesen, in dem es 
laut Gesetzesbegründung «in besonderem Maße auf die Vielfalt des 
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Angebotes auch im regionalen und lokalen Bereich ankommt und das 
überwiegend von mittleren und kleinen Unternehmen getragen wird, 
[sodass] eine auf Großzusammenschlüsse begrenzte Fusionskontrolle 
nicht aus[reicht]» (Gesetzesentwurf zur 3. GWB-Novelle, BT-Drs. 
7/2954, 1974, S. 5). Gemäß Rechtsprechung des BVerfG ist die presse-
spezifische Fusionskontrolle insofern zulässig, da sie «keine Sonderkri-
terien spezifisch publizistischen Wettbewerbs eingeführt, sondern bei 
völliger Identität der materiellen Eingriffskriterien mit denen der allge-
meinen Fusionskontrolle lediglich spezifische Anpassungen an Son-
derstrukturen der Pressemärkte gebracht [hat]» (BVerfG, NJW 1986, S. 
1743). Mit der 6. Novelle des GWB (1999) wurde die Vorschrift in wei-
terer Folge auf den Rundfunkbereich erstreckt (vgl. Gesetzesentwurf 
zur 6. GWB-Novelle, BT-Drs. 13/9720, 1998). 

Im Zuge der durch die Digitalisierung veränderten wirtschaftli-
chen Bedingungen im Mediensektor erfolgte in den letzten Jahren 
eine allmähliche Lockerung der medienspezifischen Sonderbestim-
mungen für die Fusionskontrolle. Gemeinsam mit den bereits beschrie-
benen Ausnahmen vom Kartellverbot für presseverlagswirtschaftliche 
Kooperationen soll dadurch die Wettbewerbsfähigkeit von Presse- und 
Rundfunkunternehmen gegen die neue digitale Konkurrenz gestärkt 
werden (vgl. Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, BT-Drs. 19/23492, 
2020, S. 93). Anstelle der ursprünglichen Verzwanzigfachung der Um-
satzerlöse ist seit 2021 deshalb nunmehr «für den Verlag, die Herstel-
lung und den Vertrieb von Zeitungen, Zeitschriften und deren Bestand-
teilen […] das Vierfache der Umsatzerlöse» und seit 2013 «für die Her-
stellung, den Vertrieb und die Veranstaltung von Rundfunkprogram-
men und den Absatz von Rundfunkwerbezeiten […] das Achtfache der 
Umsatzerlöse in Ansatz zu bringen» (§ 38 Abs. 3 GWB). Die Absenkung 
soll laut Gesetzesbegründung ausschließlich Zusammenschlüsse be-
treffen, «die mittlerweile unter dem Gesichtspunkt der Medienvielfalt 
keine Bedeutung mehr haben» (Gesetzesentwurf zur 10. GWB-Novelle, 
BT-Drs. 19/23492, 2020, S. 93). 

Zwar wurden die presse- und rundfunkspezifischen Bestimmungen 
bei ihrer Einführung als Übergangslösung angesehen (vgl. Just, 2017, S. 
6), dennoch wurde die Annäherung an die allgemeinen Vorschriften 
der Fusionskontrolle hinsichtlich der potenziell nachteiligen Auswir-
kungen auf die publizistische Vielfalt kritisiert (vgl. z. B. BKartA, 2012, 
S. 8–9; Podszun, 2020, S. 29–30). Der Verband privater Medien (VAU-
NET) forderte in der Anhörung zur 10. Novelle des GWB zudem eine 
Gleichsetzung der Presse- und der Rundfunkrechenklausel, da insbe-
sondere die Bedingungen für lokale und regionale Radiosender ebenso 
erschwert seien wie für die Presse. Die aktuell geltende Unterschei-
dung zwischen den Mediengattungen sei somit «mit Blick auf die 
schützenswerte Medienvielfalt korrekturbedürftig» (VAUNET, 2020, S. 
2). Von Seiten der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage wurde die 
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Anpassung hingegen begrüßt (vgl. z. B. Bundesverband Deutscher Zei-
tungsverleger & Verband Deutscher Zeitschriftenverleger, 2019). 

Eine weitere Sonderbestimmung gilt seit 2013 für sogenannte Sanie-
rungsfusionen im Zeitungs- und Zeitschriftenbereich. Grundsätzlich 
sind Zusammenschlüsse, die den wirksamen Wettbewerb erheblich be-
hindern würden, insbesondere wenn zu erwarten ist, dass ein Zusam-
menschluss eine marktbeherrschende Stellung begründet oder ver-
stärkt, durch das BKartA zu untersagen (vgl. § 36 Abs. 1 S. 1 GWB). 
Allerdings kann ein Zusammenschluss freigegeben werden, wenn die 
marktbeherrschende Stellung eines Zeitungs- oder Zeitschriftenverlags 
zwar verstärkt wird, dieser aber einen kleinen oder mittleren Zeitungs- 
oder Zeitschriftenverlag übernimmt, der ohne den Zusammenschluss 
in seiner Existenz gefährdet wäre (vgl. § 36 Abs. 1 Nr. 3 GWB). 

Darüber hinaus kann das BKartA unter bestimmten Voraussetzun-
gen weitere Zusammenschlüsse von Untersagungen ausnehmen (sog. 
«Abwägungsklausel»), z. B. wenn nachweislich überwiegende Wettbe-
werbsverbesserungen zu erwarten sind (vgl. § 36 Abs. 1 GWB). Hierbei 
sieht das deutsche Wettbewerbsrecht aber keine Berücksichtigung von 
Kriterien des publizistischen Wettbewerbs vor (vgl. z. B BGH, Beschluss 
vom 08.02.1994, Az. KVR 8/93, WuW/E BGH 2899, 2903; siehe auch 
Thomas, 2020, § 36 GWB Rn. 617), wodurch «der außerökonomische 
Zweck der Sicherung von Medienvielfalt […] somit — wenn überhaupt 
— nur mittelbar einbezogen werden» kann (Paal, 2018, S. 97). Im Rah-
men der Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz wurde von 
Seiten der Länder eine explizite Ergänzung der Abwägungsklausel um 
medienpolitische Abwägungskriterien gefordert. Erneut stand dabei 
die Frage der Gesetzgebungskompetenz im Zentrum der Diskussion 
(vgl. Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz, 2015, S. 23) 
und erneut konnte sich der Vorschlag letztlich nicht durchsetzen. 

Die für Deutschland einzigartige Ministererlaubnis stellt eine Mög-
lichkeit dar, außerwettbewerbliche Erwägungen in der Fusionskon-
trolle geltend zu machen. Die entsprechenden Vorschriften sowie die 
Diskussionen zur Ministererlaubnis im Rahmen der 9. und 10. GWB-
Novellen werden anschließend erläutert. 

Ministererlaubnis 

Seit der 2. Novelle des GWB (1973) kann die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Wirtschaft und Energie im Einzelfall einen vom 
BKartA untersagten Zusammenschluss gestatten (vgl. § 42 GWB), 
wenn «die Wettbewerbsbeschränkung von gesamtwirtschaftlichen 
Vorteilen des Zusammenschlusses aufgewogen wird oder der Zusam-
menschluss durch ein überragendes Interesse der Allgemeinheit ge-
rechtfertigt ist» (§ 42 Abs. 1 S. 1 GWB). Die Ministererlaubnis soll unter 
anderem dazu dienen, mögliche Zielkonflikte zwischen dem Schutz 
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des Wettbewerbs und anderen wichtigen wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Anliegen aufzulösen (vgl. Fries, 2020, S. 27). 

Zunächst sah der Gesetzesentwurf zur 9. GWB-Novelle keine Ände-
rungen der Ministererlaubnis vor. Im Verlauf des Gesetzgebungsver-
fahrens folgten allerdings mehrere Anträge, die dessen Reformbedürf-
tigkeit thematisierten. So forderte beispielsweise die Fraktion DIE 
LINKE, die Ministererlaubnis durch eine Parlamentserlaubnis zu erset-
zen und den Begriff des «Allgemeininteresses» gesetzlich zu definieren 
(vgl. Antrag Fraktion DIE LINKE, BT-Drs. 18/10240, 2016). Dies wurde 
von der Mehrheit des Bundestages jedoch deutlich abgelehnt (vgl. Be-
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie, BT-Drs. 18/11446, 2017, S. 24–25). Es folgte ein Änderungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der die Intransparenz und 
die Missbrauchsanfälligkeit des «Fremdkörper[s] in der wettbewerbs-
rechtlichen Konzeption des GWB» kritisierte (Änderungsantrag Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drs. 18/11455, 2017, S. 2) und ein Stel-
lungnahmerecht durch den Deutschen Bundestag vorschlug. Schließ-
lich forderte die CDU/CSU-Fraktion in einem Positionspapier zur Stär-
kung der Ministererlaubnis unter anderem mehr Effizienz und Trans-
parenz (vgl. CDU/CSU-Fraktion, 2016). Letztlich konnte man sich auf 
eine Straffung des Verfahrens durch klare Fristen einigen, was mit der 
9. Novelle des GWB umgesetzt wurde. Zudem verlangt das GWB seit 
2017, dass das BMWi Leitlinien über die Durchführung des Verfahrens 
erlässt (vgl. § 42 Abs. 6 GWB). Entsprechende Leitlinien wurden im No-
vember 2017 erstmals veröffentlicht und sollen eine effizientere Verfah-
rensführung ermöglichen. 

Eine weitgehendere Reform der Ministererlaubnis in Form einer 
Verschärfung der materiellen Voraussetzungen war dann im Referen-
tenentwurf des BMWi zur 10. Novelle des GWB vorgesehen. Konkret 
sollten künftig sowohl die gesamtwirtschaftlichen Vorteile als auch das 
überragende Interesse der Allgemeinheit gleichzeitig erfüllt sein. Zu-
dem war geplant, eine gerichtliche Bestätigung der Einschätzung des 
BKartA als Voraussetzung für die Ministererlaubnis einzuführen (vgl. 
Referentenentwurf des BMWi zur 10. GWB-Novelle, 2020, § 42 1a 
GWB). Damit hätte verhindert werden sollen, dass Unternehmen über 
das Ministererlaubnisverfahren den sonst vorgesehenen Beschwerde-
weg umgehen können (vgl. Budzinski et al., 2020, S. 161). Die geplanten 
Änderungen konnten sich jedoch nicht durchsetzen und die Minister-
erlaubnis gilt somit seit 2017 unverändert. 

Für den Medienbereich stellt sich die Frage, inwiefern die unbe-
stimmten Tatbestandsmerkmale «gesamtwirtschaftliche Vorteile» 
ebenso wie «überragendes Interesse der Allgemeinheit» den Rekurs auf 
Vielfaltssicherung im Ministererlaubnisverfahren erlauben (vgl. z. B. 
Paal, 2010, S. 247 ff.). Bisher wurde die Sicherung der Meinungs- und 
Pressevielfalt als Gemeinwohlgrund einzig in den zwei in weiterer 
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Folge zurückgezogenen Verfahren Burda/Springer (1981–1983) und 
Holtzbrinck/Berliner Verlag (2003) vorgebracht (vgl. Thomas, 2020, § 42 
GWB Rn. 84–86). In beiden Fällen wurde der Zusammenschluss letzt-
lich untersagt. Im Fall Burda/Springer hielt die Monopolkommission 
(1982), deren Stellungnahme vor einer Entscheidung einzuholen ist, die 
vorgebrachten Ziele nicht für berücksichtigungsfähig, da die Minister-
erlaubnis kein geeignetes Mittel sei, um die Wettbewerbsfähigkeit der 
beteiligten Unternehmen zu stärken und sie vor ausländischen Über-
nahmen zu schützen (vgl. Monopolkommission, 1982; vgl. auch Kon-
rad, 2019). Im Verfahren Holtzbrinck/Berliner Verlag führte die Monopol-
kommission (2003) weiter aus, eine Ministererlaubnis könnte mit Be-
gründung der Vielfaltssicherung zwar legitimiert sein, wenn im Einzel-
fall nachgewiesen würde, dass die Pressevielfalt ohne den Zusammen-
schluss stärker gefährdet sei. Dennoch käme «eine generelle Rechtfer-
tigung von Ministererlaubnissen im Interesse der Pressevielfalt […] ei-
ner Gruppenfreistellung von Pressefusionen nahe und ist mit dem 
Wortlaut des § 42 Abs. 1 Satz 1 GWB nicht zu vereinbaren» (Monopol-
kommission, 2003, Tz. 115). In derselben Stellungnahme schlägt die 
Monopolkommission für künftige Verfahren drei Prüfungsschritte vor: 
«(1) die Eignung des Zusammenschlusses zur Bewahrung der Presse-
vielfalt, (2) die Erforderlichkeit des Zusammenschlusses für die Erhal-
tung der Pressevielfalt, (3) für den Fall, dass Eignung und Erforderlich-
keit des Zusammenschlusses bejaht werden, die Abwägung zwischen 
der Marktbeherrschung, die sich aus ihm ergibt, und der Erhaltung der 
Pressevielfalt, die der Minister sich von ihm verspricht» (Monopolkom-
mission, 2003, Tz. 121). 

Das Spezifikum der deutschen Ministererlaubnis zeigt deutlich, dass 
bei der Durchsetzung der wettbewerbsrechtlichen Vorschriften ökono-
mische und publizistische Ziele nebeneinander bestehen können. Um 
diese Ziele besser vereinbaren zu können, wurde die verfahrensrecht-
liche Zusammenarbeit der Wettbewerbsbehörde mit der KEK und den 
Landesmedienanstalten durch die 9. Novelle des GWB optimiert, wie 
die nachfolgenden Erläuterungen zeigen. 

2.2 Optimierung der verfahrensrechtlichen 
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden 

Seit 2017 müssen die Wettbewerbsbehörden mit den Landesmedienan-
stalten und der KEK gegenseitig jene Informationen austauschen, die 
für die Erfüllung der jeweiligen Tätigkeiten erforderlich sind (vgl. § 50f 
Abs. 2 S. 2 GWB). Die Neuerung trägt dem Umstand Rechnung, dass 
«unternehmerische Maßnahmen im Medienbereich Auswirkungen so-
wohl auf den Wettbewerb wie auch auf die Verbreitung von Meinun-
gen und damit die Meinungsvielfalt haben können» (Hauptgutachten 
Monopolkommission, 2016, Tz. 37). Durch eine neue Bestimmung wird 
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auch die Kooperation zwischen Wettbewerbs- und Datenschutzbehör-
den erleichtert (vgl. § 50c Abs. 1 GWB). 

Zu einer weiteren Verzahnung der Tätigkeitsbereiche kommt es 
durch die sogenannte Benehmensherstellung (vgl. § 40 Abs. 4 S. 3 
GWB), wonach seit 2017 «vor einer Untersagung in Verfahren, die den 
Bereich der bundesweiten Verbreitung von Fernsehprogrammen durch 
private Veranstalter betreffen, […] das Benehmen mit der Kommission 
zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich herzustellen 
[ist]». Laut Gesetzesbegründung muss das BKartA im Falle einer Un-
tersagung eines Zusammenschlussvorhabens in seiner Entscheidungs-
begründung zudem darauf eingehen, wenn «aus Sicht der KEK aus 
Meinungsvielfaltsgründen keine Bedenken bestehen» (Gesetzesent-
wurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 79). Bisher ist noch 
keine entsprechende Benehmensherstellung zwischen KEK und 
BKartA erfolgt. 

Darüber hinaus wurde das Stellungnahmerecht der KEK im bereits 
beschriebenen Ministererlaubnisverfahren durch die 9. GWB-Novelle 
gestärkt. Demnach ist im Fall eines Antrags auf Erlaubnis eines unter-
sagten Zusammenschlusses im Bereich der bundesweiten Verbreitung 
von Fernsehprogrammen durch private Veranstalter zusätzlich eine 
Stellungnahme der KEK einzuholen (vgl. § 42 Abs. 5 Satz. 2 GWB). Hin-
tergrund der Neuerungen war die Forderung der Arbeitsgruppe Kar-
tellrecht/Vielfaltssicherung der Bund-Länder-Kommission zur Medi-
enkonvergenz nach einer Optimierung der verfahrensrechtlichen Zu-
sammenarbeit der zuständigen Behörden im Jahr 2015 (vgl. Geset-
zesentwurf zur 9. GWB-Novelle, BT-Drs. 18/10207, 2016, S. 82). 

Auch im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von digitalen 
Plattformen für das Wettbewerbsrecht und für das Medienrecht kön-
nen sich Überschneidungen der Tätigkeitsbereiche der zuständigen Be-
hörden ergeben. Vor diesem Hintergrund wurde im Juni 2021 bekannt, 
dass das BKartA und die Landesmedienanstalten regelmäßige Aus-
tauschtreffen zu diesen Themen planen (vgl. die medienanstalten, 
2021g). 

2.3 Zwischenfazit zu Neuerungen im GWB 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in den letzten Jahren der 
Schutz des Wettbewerbs in der Digitalwirtschaft und insbesondere digi-
tale Plattformen deutlich in den Fokus des deutschen Wettbewerbs-
rechts gerückt sind. Im Gegensatz zu den Neuerungen im MStV zielen 
die Reformen des GWB auf die ökonomische Marktmacht großer Tech-
konzerne ab. Dieser Marktmacht soll mit Anpassungen der klassischen 
wettbewerbsrechtlichen Instrumente der Missbrauchsaufsicht und der 
Fusionskontrolle sowie mit gezielten Ausnahmen vom Kartellverbot 
begegnet werden. Die im Medienrecht zentralen Ziele der 
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Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht und der Gewährleis-
tung kommunikativer Chancengleichheit lassen sich hingegen auf-
grund der ökonomischen Zielausrichtung des Wettbewerbsrechts 
höchstens mittelbar berücksichtigen. Dennoch kommt es aufgrund der 
Wechselwirkungen zwischen ökonomischem und publizistischem 
Wettbewerb zu Verzahnungen der beiden Bereiche. Vor diesem Hin-
tergrund wurde im Rahmen der GWB-Novellen erneut über die Be-
rechtigung wesensfremder Vielfaltsaspekte im Wettbewerbsrecht dis-
kutiert. Dabei gewinnt auch die Frage nach der «kompetenziellen Zu-
ordnung im Spannungsfeld von Bund- und Länderzuständigkeiten» an 
Relevanz (Paal, 2018, S. 93). Trotz zahlreicher Vorstöße konnten sich 
letztlich aber keine grundlegenden vielfaltssichernden Maßnahmen im 
GWB durchsetzen. Vielmehr kam es im Rahmen der im deutschen 
Wettbewerbsrecht enthaltenen Sonderbestimmungen für Presse und 
Rundfunk zu Erleichterungen für Zusammenschlüsse und Kooperatio-
nen, wodurch das Geschäftsmodell traditioneller Medien (vgl. 
Budzinski & Stöhr, 2018, S. 23) und damit vorwiegend Wettbewerber 
(vgl. Just, 2015) vor den Folgen der Digitalisierung geschützt werden. 

3 Fazit 

Sowohl das Medien- als auch das Wettbewerbsrecht stehen im Zuge 
der Digitalisierung und Konvergenz vor neuen Herausforderungen. In 
Deutschland sind daher in beiden Rechtsgebieten in den vergangenen 
Jahren verstärkt Intermediäre und Plattformen in den Fokus gerückt. 
Während im Medienstaatsvertrag die Meinungsmacht von Medieninter-
mediären und Medienplattformen im Mittelpunkt steht, nehmen die 9. 
und 10. GWB-Novelle die ökonomische Marktmacht von digitalen Platt-
formen in den Blick. Diese begrifflichen Unterschiede weisen bereits 
auf die spezifischen Perspektiven und Ziele hin, mit denen das Medien- 
und Wettbewerbsrecht jeweils die potenziellen Risiken der Markt- und 
Meinungsmacht von Intermediären und Plattformen zu fassen versu-
chen. 

Die vielfach als dringend erachtete grundlegende Reform der seit 
1997 geltenden fernsehzentrierten Medienkonzentrationskontrolle mit Fo-
kus auf das Zuschaueranteilsmodell bleibt aus. In der Protokollerklärung 
der Länder zum MStV wird in diesem Zusammenhang eine Erarbei-
tung weiterer Reformvorschläge für das Medienkonzentrationsrecht in 
Aussicht gestellt. Darüber hinaus sollen Maßnahmen zur Sicherung der 
regionalen und lokalen Medienvielfalt erarbeitet werden. 
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Die Analyse zu den Neuerungen des MStV zeigt, dass in der Medi-
enkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung in Deutschland tra-
ditionelle Begriffe zentral bleiben, z. B. Meinungsvielfalt und deren 
mögliche Gefährdung durch vorherrschende Meinungsmacht, und der 
Gesetzgeber einen Auftrag hat, diese zu garantieren bzw. zu verhin-
dern. Das bestätigen auch die Auseinandersetzungen zum Zuschauer-
anteilsmodell und dem zwischenzeitlich als Alternative dazu diskutier-
ten Gesamtmeinungsmarktmodell. Ebenso hat das deutsche Bundesver-
fassungsgericht im jüngsten Rundfunkurteil 2018 an diesem Geset-
zesauftrag festgehalten. Der bereits zuvor existierende Grundsatz der 
kommunikativen Chancengleichheit wird neu akzentuiert und findet als 
übergreifendes Regelungsziel vielfaltsorientierter Bestimmungen im 
Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von Medienintermediären 
verstärkt Berücksichtigung. Gleichzeitig rücken im Kontext der Digita-
lisierung auch neue Begriffe und Konzepte in den Fokus der Diskussi-
onen. An Relevanz gewinnt dabei das besondere Gefährdungspotenzial, 
das neuen Regelungsadressaten, wie z. B. Medienintermediären und 
Medienplattformen, als Gatekeeper für die Aufmerksamkeitssteuerung und 
für die Wahrnehmbarkeit von Inhalten zugeschrieben wird. Diskriminie-
rungs- und Behinderungsverbote, Transparenzgebote sowie die Auffindbar-
keit von Public-Value-Inhalten werden als wesentliche Bestandteile der 
Vielfaltssicherung gesetzlich verankert, um potenziell neuartigen Aus-
prägungen von Meinungsmacht durch Internet-Plattformen entgegen-
zuwirken. Damit legt Deutschland einen genuinen neuen Ansatz der 
Einbindung von Internet-Plattformen in das System der Vielfaltssiche-
rung vor. Darüber hinaus wächst die Bedeutung einer nutzerorientierten 
Perspektive als Ansatzpunkt für die Beurteilung potenzieller Meinungs-
macht. Dabei stellt Größe weiterhin einen zentralen Anhaltspunkt dar, 
beispielsweise in Form von nutzerbasierten Schwellenwerten und po-
tenzieller Erreichbarkeit von Nutzer:innen. Dies zeigt sich u. a. in der 
Ausnahme von der generellen Zulassungspflicht für privaten Rund-
funk, sofern nur eine geringe Bedeutung für die individuelle und öf-
fentliche Meinungsbildung existiert, beispielsweise wenn damit we-
nige Nutzer:innen gleichzeitig erreicht werden. 

Das in Deutschland seit 1997 unverändert geltende Zuschaueranteils-
modell erlaubt einem Unternehmen grundsätzlich die Veranstaltung ei-
ner unbegrenzten Anzahl an Programmen und Beteiligungen, sofern es 
dadurch keine vorherrschende Meinungsmacht erreicht. Diese wird ab 
einem Zuschaueranteil von 30 % vermutet bzw. ab 25 %, letzteres ab-
hängig von der Stellung des Unternehmens auf medienrelevanten ver-
wandten Märkten und anderen zurechenbaren Aktivitäten. Für die Ein-
beziehung der medienrelevanten Märkte (z. B. Tageszeitungen, Inter-
net) hat die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medien-
bereich (KEK), die für die Kontrolle der Vorschriften verantwortlich ist, 
ein für Deutschland spezifisches, aber auch kritisch diskutiertes Modell 
zum Meinungsbildungseinfluss in Form von 
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Zuschaueranteilsäquivalenten entwickelt (KEK-Gewichtungsfaktor). 
Darüber hinaus existieren in den einzelnen Landesmediengesetzen 
verschiedene andere Modelle, die z. B. auf Marktanteile oder Beteili-
gungen abstellen oder auf Cross-Ownership zwischen Presse- und 
Rundfunk fokussieren. 

Das Kernstück des MStV sind die für Deutschland neuen und genu-
inen Vorschriften zur Vielfaltsicherung für Internet-Plattformen. Diese 
betreffen insbesondere jene Anbieter und Dienste, die im MStV als Me-
dienplattformen, Benutzeroberflächen und Medienintermediäre adressiert 
werden. Die Definitionen der einzelnen Anbieter und Dienste sind 
nicht immer trennscharf und werden daher auch kritisch diskutiert. So 
z. B. die Abgrenzung zwischen Medienintermediären und Video-Sha-
ring-Diensten – letztere ebenfalls eine neue Kategorie im MStV. Grob 
definiert fassen infrastrukturgebundene bzw. nicht-infrastrukturge-
bundene Medienplattformen bestimmte Angebote (u. a. Mediatheken, 
Streamingdienste, Online-Presse) zu einem Gesamtangebot zusam-
men. Benutzeroberflächen dienen der Übersicht über Angebote und so-
mit der Orientierung und Ansteuerung von Inhalten. Medienintermedi-
äre aggregieren und selektieren journalistisch-redaktionelle Angebote 
Dritter und machen diese zugänglich, jedoch fassen sie diese nicht zu 
einem Gesamtangebot zusammen. 

Diese drei neuen Regulierungsadressaten müssen nun u. a. vielfalts-
orientierte Bestimmungen zum Erhalt der kommunikativen Chancen-
gleichheit und damit des Medien- und Meinungspluralismus einhal-
ten. Konkret handelt es sich um Diskriminierungs- und Behinderungs-
verbote sowie Transparenzgebote, die sich für die einzelnen Kategorien 
aber etwas unterscheiden und teilweise auch Schwellenwerten unter-
liegen (z. B. hinsichtlich Anzahl Nutzer:innen). 

So müssen Medienplattformen Pflichten bei Zugang und Belegung be-
achten. Die Zugangsregeln dienen u. a. der Sicherung der öffentlichen 
Meinungsbildung durch vielfältige Information und der Offenheit der 
Übertragungswege. Darüber hinaus gilt ein Verbot der Diskriminierung 
und Behinderung durch Zugangsberechtigungssysteme oder Entgelte 
bei gleichartigen Angeboten sowie eine Pflicht zur Offenlegung der Zu-
gangsbedingungen. Hinsichtlich Belegung gibt es für infrastrukturge-
bunde Medienplattformen u. a. die Pflicht zur Bereitstellung von Ka-
pazitäten für Programme im öffentlichen Interesse. Dies erfolgt unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der Diskriminierungsfreiheit und ist 
als dreiteiliges Must-Carry-Modell organisiert. 

Für Benutzeroberflächen gelten Auffindbarkeitsvorschriften, d. h. es darf 
beispielsweise keine unterschiedliche Behandlung gleichartiger Ange-
bote und Inhalte bei deren Sortierung, Anordnung oder Präsentation 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund geben. Eine Ausnahme existiert 
für Rundfunkangebote mit erheblichem Beitrag zur Meinungsbildung, 
für die ein Must-be-Found gilt. Ebenso muss es eine privilegierte 
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Auffindbarkeit für öffentlich-rechtliche Angebote und private Public-Va-
lue-Angebote geben. 

Die Vorschrift der Signalintegrität für Medienplattformen und Benut-
zeroberflächen garantiert die Souveränität der Anbieter über die Gestal-
tung, Qualität und Vermarktung ihrer Inhalte. Schließlich gelten für 
Anbieter von Medienplattformen und Benutzeroberflächen auch Trans-
parenzpflichten, u. a. bei der Auswahl, Sortierung und Empfehlung von 
Inhalten sowie die Pflicht, vielfaltsrelevante Aspekte der Arbeits- und Funk-
tionsweise ihrer Dienste, insbesondere der Auswahlentscheidungen, 
transparent zu machen. 

Für Anbieter von Medienintermediären gelten ebenfalls Transparenz-
pflichten. Diese betreffen u. a. Informationen über Kriterien der Aggrega-
tion, Selektion und Präsentation von Inhalten, einschließlich der Funkti-
onsweise von Algorithmen. Das Wissen über technische Vorgänge dient 
hierbei als Basis für Nutzerautonomie bei der Wahl der Dienste und 
zur Feststellung von Diskriminierung durch Dritte. Sofern Medienin-
termediäre Social Bots anbieten, müssen sie diese kennzeichnen. Dies 
soll dem Schutz der Meinungsbildung dienen. Schließlich gelten auch 
für Medienintermediäre Diskriminierungs- und Behinderungsverbote, so-
fern sie über einen besonders hohen Einfluss auf die Wahrnehmbarkeit 
journalistisch-redaktioneller Angebote verfügen. Auch hier gilt u. a. 
das Ausmaß der Nutzung als Ansatzpunkt für die Beurteilung des Ein-
flusses. Eine Möglichkeit gegen das Diskriminierungs- und Behinde-
rungsverbot zu verstoßen, ist die Abweichung von den von Medienin-
termediären selbsterstellten Transparenzkriterien bzw. durch die Kri-
terien selbst. Insgesamt soll eine Benachteiligung von meinungsbildenden 
Inhalten Dritter im Sinne der kommunikativen Chancengleichheit verhin-
dert werden. Sachlich gerechtfertigte Gründe können eine Diskriminie-
rung rechtfertigen, dies wird unter Berücksichtigung der Medienviel-
falt beurteilt. 

Die Aufsicht über die Einhaltung der vielfaltssichernden Vorschrif-
ten für Medienplattformen, Benutzeroberflächen und Medieninterme-
diäre liegt – anders als im Rundfunk, wo die KEK zuständig ist – bei 
der Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), obwohl die KEK auf-
grund ihrer Erfahrungen in der Konzentrationskontrolle und Vielfalts-
sicherung während des Reformprozesses zum MStV eine Ausweitung 
ihrer Kompetenzen auf Intermediäre gefordert hatte. 

Eine weitere Neuerung, die aber vorwiegend auf die Bekämpfung 
von Desinformation abzielt, ist die Verpflichtung zur Einhaltung jour-
nalistischer Sorgfaltspflichten für die sogenannte Online-Presse und die 
Einrichtung eines Systems der Selbstregulierung, das von den Landesme-
dienanstalten beaufsichtigt wird. Unter Online-Presse fallen Angebote, 
in denen regelmäßig journalistisch-redaktionelle Nachrichten und po-
litische Informationen angeboten werden und die damit als Multiplika-
tor publizistische Relevanz haben. 
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Im Wettbewerbsrecht wird durch die 9. und 10. GWB-Novelle den 
Spezifika mehrseitiger Märkte und der steigenden Bedeutung von Daten in 
der digitalen Wirtschaft Rechnung getragen. Zudem ermöglichen neue 
Eingriffsbefugnisse den Wettbewerbsbehörden ein frühzeitiges Tätig-
werden gegenüber marktmächtigen Unternehmen in digitalen Märk-
ten mit hoher Dynamik. Gleichzeitig soll die intermediale Wettbe-
werbsfähigkeit der nationalen Presse- und Rundfunkunternehmen 
durch Anpassungen der sektorspezifischen Regelungen gestärkt wer-
den. Vor diesem Hintergrund findet sich auch im Wettbewerbsrecht 
ein Zusammenspiel traditioneller Begriffe und neuer Konzepte. 

Zentral bleibt das Konzept der Marktmacht, das sich in der marktbe-
herrschenden Stellung manifestiert. Marktbeherrschung wird weiterhin 
traditionell mittels Konzentrationsraten ermittelt. Allerdings liegen den 
Reformen des deutschen Wettbewerbsrechts auch neue Konzepte und 
Kriterien zugrunde. So zeichnet sich Marktmacht in Märkten der digi-
talen Wirtschaft nicht nur durch herkömmliche Indikatoren wie Markt-
anteile aus, sondern muss im Zusammenhang mit den besonderen Eigen-
schaften mehrseitiger Märkte (z. B. direkte und indirekte Netzwerkef-
fekte, Ressourcen- und Größenvorteile, innovationsgetriebener Wett-
bewerbsdruck, Zugang zu Daten) neu ausgelotet werden. 

Dabei gewinnen insbesondere die Anerkennung der Existenz von 
Märkten bei Unentgeltlichkeit sowie die Rolle von Daten(-abhängigkeiten) 
in Märkten der digitalen Wirtschaft an Bedeutung. Der Fokus auf Da-
ten rückt auch das Verhältnis zwischen Wettbewerbsrecht und Daten-
schutzrecht ins Zentrum von Diskussionen. Darüber hinaus ist das 
neue Kriterium des Transaktionswerts bei Zusammenschlüssen von be-
sonderer Relevanz. Dieses fokussiert auf den Wert der Gegenleistung 
des Zusammenschlusses (anstelle des Umsatzes der beteiligten Unter-
nehmen) und soll u. a. bei Fällen greifen, die potenzielle Wettbewerber 
eliminieren (Killerakquisitionen). Darüber hinaus verschärft das GWB 
generell die Missbrauchsaufsicht und fokussiert dabei auf neue Kon-
zepte wie die Intermediationsmacht digitaler Plattformen und die überra-
gende marktübergreifende Bedeutung dieser Plattformen für den Wettbewerb 
(ÜMÜB). 

Mittels Intermediationsmacht erfolgt die Anerkennung spezifischer 
Vermittlungsfunktionen und Gatekeeping-Möglichkeiten digitaler Plattfor-
men, aufgrund der Ziele des GWB jedoch nur hinsichtlich des ökono-
mischen Wettbewerbs und nicht im Hinblick auf potenzielle Meinungs-
macht. Aufgrund der ÜMÜB-Vorschrift kann das Bundeskartellamt 
(BKartA) unter bestimmten Voraussetzungen tätig werden, bevor es in 
einem Markt zu einer marktbeherrschenden Stellung kommt. Hierbei 
kann es per Verfügung feststellen, dass einem Unternehmen eine über-
ragende marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb zu-
kommt und ab diesem Zeitpunkt gewisse Verhaltensweisen ex ante un-
tersagen. Die Vorschriften sollen auch durch Verkürzung des 
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Rechtswegs zu einer Verfahrensbeschleunigung führen, da bei ÜMÜB-Be-
schwerden nur noch der Bundesgerichtshof (BGH) zuständig ist. 

Das deutsche Wettbewerbsrecht kennt bereits seit 1976 Sonderbestim-
mungen für den Pressebereich, die später auf den Rundfunk erweitert 
wurden. Diese Bestimmungen werden vielfach als außerwettbewerbli-
che Regulierungsziele bezeichnet. Daher wird deren Existenz in einem 
Gesetz, das nach aktuellem Verständnis eigentlich den Wettbewerb 
und nicht Wettbewerber schützen soll, auch kritisch diskutiert. Konkret 
existieren im Rahmen der Fusionskontrolle Multiplikatorfaktoren für die 
Berechnung der Umsatzerlöse von Presse- und Rundfunkunterneh-
men, wodurch eine Absenkung der generell geltenden Aufgreifschwel-
len erfolgt. Seit 2021 wird im Pressebereich das Vierfache der Umsatz-
erlöse und im Rundfunkbereich seit 2013 das Achtfache der Umsatzer-
löse berücksichtigt. Über die Jahre erfolgte hier eine allmähliche Locke-
rung dieser sektorspezifischen Aufgreifschwellen, wodurch die Wett-
bewerbsfähigkeit von Presse- und Rundfunkunternehmen gegenüber 
digitalen Konkurrenten sichergestellt werden soll. Mit Blick auf diese 
Wettbewerbsfähigkeit erlaubt das GWB seit 2013 auch Sanierungsfusio-
nen im Zeitungs- und Zeitschriftenbereich und sieht seit 2017 eine Aus-
nahme vom Kartellverbot für presseverlagswirtschaftliche Kooperationen vor. 
Ausnahmen vom Kartellverbot wurden im Zuge der letzten zwei No-
vellen auch für sämtliche Kooperationen im Medienbereich und für 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk diskutiert, aber nicht umgesetzt. 

Insgesamt unterscheiden sich die Perspektiven auf Medienplattfor-
men und Medienintermediäre im MStV und auf digitale Plattformen 
und mehrseitige Märkte im GWB aufgrund der Zielausrichtung der je-
weiligen Rechtsgebiete grundsätzlich. Jedoch wird die Verzahnung 
von Medien- und Wettbewerbsrecht an verschiedenen Stellen deutlich, 
insbesondere in der verstärkten Annäherung zwischen den zuständigen In-
stitutionen des Wettbewerbs- und Medienrechts. Das GWB sieht dabei Op-
timierungen bei der Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen relevan-
ten Institutionen vor, u. a. den gegenseitigen Austausch relevanter In-
formationen oder ein gestärktes Stellungnahmerecht der KEK, sofern 
die Genehmigung eines untersagten Zusammenschlusses im Fernseh-
bereich über die Ministererlaubnis angestrebt wird. 
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Österreich 
In Österreich finden sich die Vorschriften zur Medienkonzentrations-
kontrolle und Vielfaltssicherung im Audiovisuelle Mediendienste-Ge-
setz (AMD-G) und im Privatradiogesetz (PrR-G) sowie im Bundesge-
setz gegen Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (KartG). 
Die auf Eigentumsverhältnisse und Meinungsvielfalt abzielende Regu-
lierung im Rundfunkbereich wurde in den vergangenen Jahren nicht 
reformiert. Dasselbe gilt für die Sonderbestimmungen für Medienzu-
sammenschlüsse im KartG, die die Schutzwürdigkeit von Medienviel-
falt im Sinne einer Vielfalt von selbständigen Medienunternehmen ex-
plizit anerkennen. Das Medien- und Wettbewerbsrecht sehen sich im 
Hinblick auf die Digitalisierung mit neuen Herausforderungen kon-
frontiert. Während das Medienrecht vor diesem Hintergrund insbeson-
dere inhaltliche Vorgaben für Video-Sharing-Plattformen zum Schutz 
der Nutzer:innen vor schädlichen Inhalten einführt, ergänzt das KartG 
in Anlehnung an die Reformen des deutschen Wettbewerbsrechts neue 
Kriterien zur Erfassung von Marktmacht in digitalen, mehrseitigen 
Märkten sowie erleichterte Eingriffsmöglichkeiten gegenüber markt-
mächtigen digitalen Plattformen. Im Folgenden werden die für die ös-
terreichische Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung 
relevanten Begriffe und Bestimmungen erläutert. 

1 Konzentrationskontrolle und  
Vielfaltssicherung im Medienrecht 

Medienrechtliche Konzentrationsregeln finden sich im AMD-G und im 
PrR-G. Die aktuell geltenden Gesetzesfassungen traten am 1. Januar 
2021 in Kraft. Das AMD-G (ehemals Privatfernsehgesetz, PrTV-G) re-
gelt in Umsetzung der europäischen AVMD-Richtlinie die Veranstal-
tung von audiovisuellen Mediendiensten. Die Veranstaltung von Hör-
funkprogrammen wird im PrR-G geregelt. Beide Gesetze enthalten 
struktursichernde Maßnahmen in Form von Beteiligungsbeschränkun-
gen, die eng an das jeweilige Zulassungsregime gebunden sind. Zent-
raler Anknüpfungspunkt der Konzentrationsregeln sind primär die 
von einer Zulassung umfassten Versorgungsgebiete sowie im Falle des 
AMD-G zusätzlich das Erreichen bestimmter Reichweiten oder Versor-
gungsgrenzen in anderen Medienmärkten. Dieses Modell der Beteili-
gungsbeschränkung löste 2001 ein strikteres System von Cross-Ow-
nership-Bestimmungen aus den Vorgängergesetzen1 ab (vgl. 

 
1 Vgl. § 10 Regionalradiogesetz; § 6 Kabel- und Satellitenrundfunkgesetz. 

AMD-G und PrR-G in 
Kürze 



88  ____________________________________________________________________________________________  Österreich 

Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17; Erläuterun-
gen zur Novelle BGBl. I Nr. 84/2001, 2001, S. 42). Eine ausgeprägte Dis-
kussion zur Reform der medienrechtlichen Konzentrationskontrolle 
und Vielfaltssicherung sowie die Einbeziehung von Intermediären und 
Plattformen in eine Medienkonzentrationskontrolle ist in Österreich 
nicht ersichtlich. In Umsetzung der novellierten AVMD-Richtlinie wer-
den allerdings Video-Sharing-Plattformen an inhaltliche Vorgaben ge-
bunden, die primär dem Schutz vor schädlichen Inhalten dienen. 

Bevor die im PrR-G und AMD-G enthaltenen Konzentrationsregeln 
im Detail erläutert werden, folgt zunächst eine kurze Auseinanderset-
zung mit dem verfassungsrechtlichen Hintergrund der Medienkon-
zentrationskontrolle und Vielfaltssicherung im Rundfunkbereich, da 
durch diesen dem Bund ein positiver Gestaltungsauftrag zur Sicherung 
der Meinungsvielfalt erteilt wird. Zudem folgt ein kurzer Überblick 
über die Eigenheiten des österreichischen Zulassungssystems, die den 
Rahmen der struktursichernden Massnahmen bilden. 

1.1 Landesspezifische Grundlagen der Medien-
konzentrationskontrolle 

Das Bundesverfassungsgesetz zur Sicherung der Unabhängigkeit des 
Rundfunks von 1974 (B-VG Rundfunk) erklärt den Rundfunk zur öf-
fentlichen Aufgabe (vgl. Art. I Abs. 3 B-VG Rundfunk) und formuliert 
einen positiven Gestaltungsauftrag des Bundes (vgl. Art. I Abs. 2 und 
Art. II B-VG Rundfunk). Dieser muss Bestimmungen zur Gewährleis-
tung der Objektivität und Unparteilichkeit der Berichterstattung bun-
desgesetzlich erlassen, ebenso wie zur Berücksichtigung der Mei-
nungsvielfalt, der Ausgewogenheit der Programme und der Unabhän-
gigkeit der mit den Aufgaben betrauten Personen und Organe (vgl. 
Art. I Abs. 2 B-VG Rundfunk). Während die Grundsätze beim öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk hauptsächlich in einem binnenpluralisti-
schen Modell (z. B. in Form des im ORF-G geregelten Programmauf-
trags) umgesetzt werden, verfolgt der Gesetzgeber im Bereich des pri-
vaten Rundfunks vor allem ein außenpluralistisches Modell (vgl. Ho-
loubek et al., 2010, S. 80). Die Sicherung einer außenpluralistischen An-
gebots- und Eigentumsstruktur wird über Beteiligungsbeschränkun-
gen angestrebt, die primär im Rahmen des Zulassungssystems greifen. 

Eine Besonderheit des österreichischen Zulassungssystems besteht 
darin, dass nicht nur Programmveranstalter eine Zulassung benötigen, 
sondern auch Betreiber der technischen Infrastruktur zur digital-ter-
restrischen Übertragung von Rundfunkprogrammen (sog. «Multiplex-
Plattformen»). Damit unterliegen auch Multiplex-Betreiber im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens bestimmten vielfaltssichernden Massnah-
men. Für die digitale terrestrische Verbreitung von Rundfunk sind 
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sowohl ein Vertrag mit einem Multiplex als auch eine Zulassung der 
österreichischen Kommunikationsbehörde (KommAustria) nötig. 

Für Zulassungsverfahren nach dem PrR-G und dem AMD-G sowie 
für die Rechtsaufsicht über private Rundfunkveranstalter ist die Kom-
mAustria zuständig, deren Aufgaben und Ziele im KommAustria-Ge-
setz (KOG) festgehalten sind. Im Jahr 2010 wurde die KommAustria 
zu einer unabhängigen und weisungsfreien Medienbehörde nach euro-
päischem Standard und nach dem Modell einer Kollegialbehörde aus-
gebaut (vgl. Art. 20 Abs. 5a B-VG; siehe auch Erläuterungen zur No-
velle BGBl. I Nr. 50/2010, 2010, S. 4). Als Geschäftsapparat der Kom-
mAustria fungiert die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR). Unterstützt wird die KommAustria zudem durch die Arbeits-
gemeinschaft «Digitale Plattform Austria», insbesondere bei der Ein-
führung, beim Ausbau und der Weiterentwicklung der digitalen Rund-
funkverbreitung (vgl. § 21 AMD-G). 

Die Veranstaltung zulassungspflichtiger Fernseh- und Hörfunkpro-
gramme ist in Österreich an eine Reihe von struktursichernden Maß-
nahmen geknüpft. Das PrR-G und das AMD-G verfügen im Wesentli-
chen über vier Regelwerke zur Medienkonzentrationskontrolle: (1) Re-
geln zum grundsätzlichen Ausschluss von der Rundfunkveranstal-
tung; (2) Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen für Medieninhaber; (3) 
Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen für Medienverbünde sowie (4) 
Regeln zur Offenlegung von Eigentumsverhältnissen und zur Anzeige 
diesbezüglicher Änderungen. Das AMD-G enthält zusätzlich (5) Re-
geln zur crossmedialen Beteiligungsbeschränkung. Schließlich kommt 
der Sicherung von Meinungsvielfalt auch in den Auswahlverfahren für 
die Zulassung zur Programmveranstaltung und zum Betrieb von Mul-
tiplex-Plattformen Bedeutung zu. 

Die nachfolgenden Ausführungen gehen zunächst auf die zentralen 
Vorschriften im PrR-G ein, gefolgt von den Regelungen des AMD-G. 
Anschließend werden kurz die 2021 eingeführten Bestimmungen für 
Video-Sharing-Plattformen erwähnt, um aufzuzeigen, dass der öster-
reichische Gesetzgeber im Unterschied zum deutschen im Hinblick auf 
Intermediäre und Plattformen keinen ersichtlichen Fokus auf Vielfalts-
sicherung legt, sondern hauptsächlich inhaltliche Vorgaben im Ein-
klang mit europäischen Richtlinien umsetzt.  

1.2 Privatradio-Gesetz  

Die Veranstaltung von terrestrischem Hörfunk (analog oder digital) 
und von Satellitenhörfunk ist nach dem PrR-G zulassungspflichtig (vgl. 
§ 3 Abs. 1 PrR-G), wodurch der Marktzugang für Hörfunkveranstalter 
geregelt wird. Kabelhörfunkveranstaltungen sind der KommAustria 
hingegen nur anzuzeigen (vgl. § 6a PrR-G). Das Angebot von Web-Ra-
dios oder Audio-Abrufdiensten bedarf keiner Zulassung oder Anzeige 
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(vgl. KommAustria, 2021d). Für die Veranstaltung zulassungs- bzw. 
anzeigepflichtiger Hörfunkprogramme müssen bestimmte Vorausset-
zungen erfüllt werden, die unter anderem auf die Eigentumsstruktur 
der Hörfunkveranstalter abzielen. Im Sinne des PrR-G gilt als Hörfunk-
veranstalter, wer Hörfunkprogramme unter eigener redaktioneller 
Verantwortlichkeit schafft oder zusammenstellt sowie verbreitet oder 
durch Dritte verbreiten lässt (vgl. § 2 Z 2 PrR-G). Davon ausgenommen 
sind Hörfunkprogramme des Österreichischen Rundfunks (ORF), die 
im ORF-Gesetz geregelt sind.  

Regeln zum Ausschluss von der Veranstaltung von Hörfunk 

Hörfunkveranstalter (oder ihre Mitglieder) müssen grundsätzlich ös-
terreichische Staatsbürger oder Personen(-gesellschaften) des Handels-
rechts mit Sitz im Inland sein (vgl. § 7 Abs. 1 PrR-G). Ist der Hörfunk-
veranstalter in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, Personenge-
sellschaft oder Genossenschaft organisiert, muss er zusätzlich Bestim-
mungen zu Einflussmöglichkeiten von Nicht-EWR-Bürgern bzw. Un-
ternehmen mit Sitz außerhalb des EWR (sogenannte «Fremde») einhal-
ten (vgl. Kogler et al., 2018, S. 692). Konkret dürfen höchstens 49 % der 
Anteile im Eigentum Fremder stehen (vgl. § 7 Abs. 2 PrR-G). Darüber 
hinaus sind unter anderem juristische Personen des öffentlichen Rechts 
(mit Ausnahme von gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsge-
sellschaften) und Parteien von der Veranstaltung von Hörfunk ausge-
schlossen (vgl. § 8 PrR-G). 

Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen für Medieninhaber 

Als Zulassungsvoraussetzung enthält das PrR-G bestimmte Beteili-
gungsgrenzen für sogenannte «Medieninhaber», die darauf abzielen, 
Medienkonzentration innerhalb von Versorgungsgebieten zu be-
schränken. Als Medieninhaber werden sämtliche in- oder ausländi-
schen Inhaber einer Tages- oder Wochenzeitung bezeichnet, ebenso 
wie in- oder ausländische Fernseh- oder Hörfunkveranstalter (vgl. § 2 
Z 2 PrR-G). Die Beteiligungsgrenzen richten sich auch an Personen und 
Personengesellschaften, die erst durch die Erteilung einer Zulassung zu 
einem Hörfunkveranstalter und somit zu einem Medieninhaber wer-
den (vgl. Kogler et al., 2018, S. 698; siehe auch Erläuterungen zur No-
velle BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). Primärer Anknüpfungspunkt für 
die Beteiligungsgrenzen ist das jeweilige Versorgungsgebiet, definiert 
als «der in der Zulassung durch Angabe der Übertragungskapazität so-
wie der zu versorgenden Gemeindegebiete umschriebene geografische 
Raum» (§ 2 Z 3 PrR-G). Darüber hinaus wird zwischen dem analogen 
und dem digitalen Verbreitungsweg unterschieden. 

Anforderungen an 
Hörfunkveranstalter 
bspw. keine Personen 
bzw. Unternehmen 
außerhalb des EWR  

Definition 
Medieninhaber — 
Inhaber einer Tages- 
oder Wochenzeitung 
bzw. Fernseh- oder 
Hörfunkveranstalter 

 

 

Beteiligungsgrenzen 
knüpfen an Versorgungs-
gebiet und Verbreitungs-
weg an 
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Grundsätzlich dürfen Medieninhaber mehrere Zulassungen für ana-
logen oder digitalen terrestrischen Hörfunk halten (vgl. § 9 Abs. 1 PrR-
G). Allerdings schreibt das PrR-G vor, dass sich die von den Zulassun-
gen umfassten Versorgungsgebiete beim analogen Hörfunk nicht über-
schneiden dürfen (vgl. § 9 Abs. 1 S. 1 PrR-G). Von einer Überschnei-
dung der Versorgungsgebiete ist auszugehen, wenn die betreffenden 
Hörfunkprogramme am selben Ort mit einer bestimmten Mindestem-
pfangsqualität empfangen werden können (vgl. Erläuterungen zur No-
velle BGBI. I Nr. 20/2001, 2001, S. 14). Konkret bedeutet dies, dass ein 
Medieninhaber ein spezifisches Gebiet nur mit einem analogen Hör-
funkprogramm versorgen darf. Damit wird beispielsweise ausge-
schlossen, dass ein Medieninhaber gleichzeitig bundesweites Radio so-
wie regionales oder lokales Radio betreibt (vgl. Erläuterungen zur No-
velle BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). Im Unterschied dazu dürfen bis 
zu zwei digitale terrestrische Hörfunkprogramme in sich überschnei-
denden Versorgungsgebieten angeboten werden (vgl. § 9 Abs. 1 S. 3 
PrR-G). 

Gleichzeitig darf sich ein Unternehmen nur dann an mehreren Ver-
anstaltern von analogem Hörfunk beteiligen (zu ≥ 25 %) oder auf 
diese bestimmte direkte Einflussmöglichkeiten haben, wenn sich die 
Versorgungsgebiete dieser Hörfunkveranstalter nicht überschneiden 
(vgl. § 9 Abs. 1 S. 2 PrR-G; vgl. auch Erläuterungen zur Novelle BGBI. 
I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). Im Bereich des digitalen Hörfunks sind Be-
teiligungen an Hörfunkveranstaltern erlaubt, bei denen sich zwei 
Versorgungsgebiete überschneiden (vgl. § 9 Abs. 1 S. 4 PrR-G). 

Im Ergebnis bedeuten die Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen, 
dass ein Medieninhaber grundsätzlich durch das Innehaben mehrerer 
Zulassungen oder durch die Beteiligung an mehreren Hörfunkveran-
staltern theoretisch das gesamte Bundesgebiet mit Hörfunkprogram-
men versorgen könnte, vorausgesetzt die Versorgungsgebiete über-
schneiden sich nicht oder nur begrenzt (vgl. Erläuterungen zur Novelle 
BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). Für den Fall, dass ein Medieninhaber 
8 Millionen Einwohner:innen mit Hörfunkprogrammen versorgt (Ab-
deckung des Bundesgebiets), wird ihm jede weitere Zulassung oder di-
rekte Beteiligungs- bzw. Einflussmöglichkeit auf einen Hörfunkveran-
stalter verwehrt (vgl. § 9 Abs. 2 PrR-G; vgl. auch Erläuterungen zur No-
velle BGBI. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). 

In der Praxis sind Medienunternehmen häufig mit weiteren Unter-
nehmen verbunden. Ist dies der Fall, greifen die im PrR-G enthaltenen 
Sonderbestimmungen für sogenannte «Medienverbünde». 

  

Zulassungsbegrenzung 
bei sich 
überschneidenden 
Versorgungsgebieten; 
mit Unterschied bei 
analogem oder 
digitalem 
Verbreitungsweg 

Beteiligung an mehreren 
Hörfunkveranstaltern 
möglich; abhängig von 
Versorgungsgebieten und 
Verbreitungsweg 

Deckt ein 
Medieninhaber das 
Bundesgebiet mit 
mehreren Zulassungen 
oder Beteiligungen ab, 
wird ihm jede weitere 
Zulassung oder 
Beteiligung verwehrt 
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Medienverbundsregeln 

Ein Medienverbund liegt vor, wenn mindestens zwei Personen(-gesell-
schaften), darunter mindestens ein Medieninhaber, nach bestimmten 
Grundsätzen miteinander verbunden sind, beispielsweise bei einer Be-
teiligung von mehr als 25 % oder einer sogenannten handelsrechtlichen 
Beherrschung (vgl. § 9 Abs. 4 PrR-G). Für solche Medienverbünde gel-
ten bestimmte Beschränkungen in Abhängigkeit der Anzahl der ver-
sorgten Einwohner:innen und der Anzahl der empfangbaren Pro-
gramme in einem Versorgungsgebiet. 

Konkret dürfen die einem Medienverbund zuzurechnenden analo-
gen Versorgungsgebiete maximal 12 Millionen Einwohner:innen um-
fassen. Versorgt ein Medieninhaber, der Teil eines Medienverbunds ist, 
bereits das gesamte Bundesgebiet (Grenze von 8 Millionen Einwoh-
ner:innen; siehe oben) mit analogen Hörfunkprogrammen, dürfen die 
mit dem Medieninhaber verbundenen Personen(-gesellschaften) somit 
gleichzeitig eine oder mehrere Zulassungen halten, mit denen insge-
samt 4 Millionen Einwohner:innen versorgt werden (vgl. § 9 Abs. 2 
PrR-G; vgl. auch Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, 
S. 17). 

Darüber hinaus dürfen Personen(-gesellschaften) desselben Medien-
verbundes denselben Ort des Bundesgebietes mit maximal zwei analo-
gen oder digitalen terrestrischen Hörfunkprogrammen versorgen bzw. 
mit nicht mehr als einem terrestrischen Hörfunkprogramm und gleich-
zeitig mehr als einem Drittel der dort empfangbaren terrestrischen 
Fernsehprogramme (vgl. § 9 Abs. 3 PrR-G). Davon ausgenommen sind 
technisch unvermeidbare Überschneidungen (sog. «spill over»). 

Abschaffung der Cross-Ownership-Bestimmungen 

Das beschriebene Modell der Zulassungs- und Beteiligungsbeschrän-
kung ersetzte mit Inkrafttreten des PrR-G im Jahr 2001 das zuvor im 
Regionalradiogesetz (RRG) enthaltene striktere System der Cross-Ow-
nership-Bestimmungen. Demnach konnten sich Zeitungsinhaber in ei-
nem Bundesland nur zu 26 % an einem Hörfunkveranstalter und zu je-
weils 10 % in zwei weiteren Bundesländern beteiligen (vgl. § 10 Abs. 2 
RRG). Diese Vorschriften wurden «im Hinblick auf eine positive Ent-
wicklung des privaten Hörfunkmarktes» als zu restriktiv angesehen 
(vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 20/2001, 2001, S. 17). Infol-
gedessen haben in fast allen österreichischen Bundesländern Zeitungs-
verlage regionale und lokale Hörfunkkanäle erworben. In Österreich 
ist deshalb ein beachtlicher Grad an Cross-Ownership-Konzentration 
vorzufinden, insbesondere im Radio- und Zeitungssektor (vgl. Seetha-
ler & Beaufort, 2019, S. 121). Unter anderem deshalb wird das im PrR-
G enthaltene Modell der Beteiligungsbeschränkung im Hinblick auf 
eine Gewährleistung von Eigentümervielfalt kritisch evaluiert (vgl. 
z. B. Holoubek, 2010, S. 117; Oberndorfer, 2001). 

Definition 
Medienverbund — min. 
zwei miteinander 
verbundene 
Unternehmen, darunter 
min. ein Medieninhaber  

Medienverbund darf 
insgesamt 12 Mio. 
Einwohner:innen mit 
analogen 
Hörfunkprogrammen 
versorgen 

Medienverbund darf 
denselben Ort mit max. 
zwei Hörfunk-
programmen versorgen 
bzw. mit max. einem 
Hörfunkprogramm und 
mehr als einem Drittel 
der dort empfangbaren 
Fernsehprogramme  

Abschaffung der Cross-
Ownership-
Bestimmungen im Jahr 
2001 führte zu Cross-
Ownership-
Konzentration im 
Radio- und 
Zeitungssektor 
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Neben den struktursichernden Zulassungsvoraussetzungen enthält 
das PrR-G zusätzlich Regeln zur Offenlegung der Eigentumsverhält-
nisse und zur Anzeige diesbezüglicher Änderungen, die nachfolgend 
erläutert werden.  

Regeln zur Offenlegung und Bewilligung der Eigentumsverhältnisse  

Um der KommAustria die Prüfung der Vorschriften zur Eigentumsbe-
schränkung zu ermöglichen, kann sie vom Zulassungsantragsteller 
eine Offenlegung der Eigentumsverhältnisse sowie der Rechtsbezie-
hungen zu Gebietskörperschaften, Hörfunkveranstaltern und Unter-
nehmen im Medienbereich verlangen (vgl. § 5 Abs. 4 PrR-G; siehe auch 
Kogler et al., 2018, S. 659). Zusätzlich muss der Antragsteller die zum 
Zeitpunkt des Zulassungsantrags bestehenden Eigentums- oder Mit-
gliederverhältnisse sowie alle diesbezüglichen Änderungen unverzüg-
lich, spätestens aber 14 Tage ab Rechtswirksamkeit der Änderung der 
KommAustria mitteilen (vgl. § 5 Abs. 5 PrR-G). Die Anzeigepflicht bei 
Änderungen der Eigentumsverhältnisse wurde bereits 1994 mit In-
krafttreten des RRG eingeführt. Begründet wurde die Vorschrift zur 
Transparenz hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse mit der «besonde-
ren politischen und kulturellen Bedeutung des Rundfunks und der 
qualifizierten verfassungsrechtlichen Anforderungen aus öffentlichem 
Interesse» (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. Nr. 506/1993, 1993, S. 
12).  

Darüber hinaus gelten auch nach Erteilung einer Zulassung gewisse 
Meldepflichten, die vergleichbar mit der im MStV enthaltenen Anmel-
depflicht bei Veränderung von Beteiligungsverhältnissen sind. Alle 
Änderungen der direkten oder indirekten Eigentums- oder Mitglieder-
verhältnisse, die die Beurteilung der Übereinstimmung mit den Zulas-
sungsvoraussetzungen verändern könnten (sog. «wesentliche Ände-
rungen»), müssen durch den Hörfunkveranstalter innerhalb von vier 
Wochen ab Rechtswirksamkeit der Änderung der KommAustria ge-
meldet werden. Alle anderen Änderungen sind jährlich per 31. Dezem-
ber zu aktualisieren (vgl. § 22 Abs. 4 PrR-G). Bis 2020 waren noch sämt-
liche Änderungen der Eigentums- und Mitgliederverhältnisse unver-
züglich zu melden. Die Beschränkung auf wesentliche Änderungen soll 
den Verwaltungsaufwand der KommAustria verringern (vgl. Erläute-
rungen zur Novelle BGBl. I Nr. 150/2020, 2020, S. 30). Erfüllt ein Hör-
funkveranstalter die aufgeführten Voraussetzungen zur Eigen-
tumsstruktur nicht mehr, kann die KommAustria von Amts wegen das 
Verfahren zum Entzug der Zulassung einleiten (vgl. § 28 Abs. 1 PrR-
G).  

Pflicht zur Offenlegung 
der Eigentums-
verhältnisse und 
Anzeigepflicht bei 
Änderungen  

Hörfunkveranstalter 
müssen wesentliche 
Änderungen der 
Eigentumsverhältnisse 
der KommAustria 
melden und Angaben 
jährlich aktualisieren; 
Verfahren zum Entzug 
der Zulassung, wenn 
Zulassungsvoraus-
setzungen nicht erfüllt 
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Zudem müssen Hörfunkveranstalter mehrheitliche Eigentümer-
wechsel (vgl. § 22 Abs. 5 PrR-G) sowie wesentliche Änderungen des 
Programmcharakters (vgl. § 28 Abs. 2 PrR-G) vorab von der Komm-
Austria bewilligen lassen. Die KommAustria prüft dann, ob die Ände-
rungen mit den Zulassungsvoraussetzungen vereinbar sind. Eine Ge-
nehmigung setzt unter anderem voraus, dass durch die beabsichtigte 
Änderung «keine schwerwiegenden nachteiligen Auswirkungen auf 
die Wettbewerbssituation, die Wirtschaftlichkeit bestehender Hörfunk-
veranstalter im Versorgungsgebiet sowie die Angebotsvielfalt für die 
Hörer zu erwarten sind» (§ 28a Abs. 3 Z 2 PrR-G). Werden die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, kann die KommAustria ein 
Verfahren zum Entzug der Zulassung einleiten. 

Wie anfangs erwähnt, ist in Österreich auch der Betrieb einer Multi-
plex-Plattform (Inhaberin der digitalen terrestrischen Infrastruktur) zu-
lassungspflichtig. Entsprechend gelten auch für Multiplex-Betreiber 
gewisse Zulassungsvoraussetzungen, darunter auch die Pflicht zur Of-
fenlegung der Mitglieder- und Eigentumsverhältnisse (vgl. § 15 Abs. 3 
Z 2 PrR-G) sowie die Bewilligungspflicht bei mehrheitlichem Eigentü-
merwechsel (vgl. § 15b Abs. 6 PrR-G). 

Während die struktursichernden Maßnahmen im PrR-G primär auf 
die Anbietervielfalt abzielt, findet die inhaltliche Meinungsvielfalt ins-
besondere im Rahmen der Auswahlverfahren für die Erteilung von Zu-
lassungen für analoge Programmveranstalter und für Betreiber von 
Multiplex-Plattformen zur Verbreitung digitaler Hörfunkprogramme 
Berücksichtigung, wie nachfolgend aufgezeigt wird.  

Berücksichtigung von Meinungsvielfalt im Auswahlverfahren  

Bewerben sich mehrere Antragssteller um eine Zulassung für analogen 
terrestrischen Hörfunk, muss die KommAustria den Antragsteller be-
vorzugen, der einen größeren Beitrag zur Meinungsvielfalt gewährleis-
tet (vgl. § 6 Abs. 1 PrR-G). Bis Inkrafttreten des PrR-G 2001 erfolgte die 
Beurteilung der größeren Meinungsvielfalt anhand binnenpluralisti-
scher Kriterien, die ein in sich meinungsvielfältiges Programm verlang-
ten. Mittlerweile erfolgt eine Gesamtbetrachtung der bereits ausge-
strahlten Programme und somit auch die Berücksichtigung außenplu-
ralistischer Erwägungen (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 
20/2001, 2001, S. 16; siehe auch Kogler et al., 2018, S. 665). Bei der Beur-
teilung des Auswahlkriteriums der größeren Meinungsvielfalt werden 
gemäß der Rechtsprechung des österreichischen Verwaltungsgerichts-
hofs (VwGH) unter anderem auch crossmediale Beteiligungen berück-
sichtigt (vgl. Kogler et al., 2018, S. 671–673; z. B. VwGH, Beschluss vom 
30.06.2004, 2002/04/0150; VwGH, Beschluss vom 15.09.2004, 
2002/04/0142; VwGH, Beschluss vom 26.04.2011, 2011/03/0051). 

Mehrheitliche 
Eigentümerwechsel und 
wesentliche 
Programmänderungen 
müssen von der 
KommAustria bewilligt 
werden; dabei werden 
u. a. Auswirkungen auf 
Wettbewerbssituation 
und Angebotsvielfalt 
berücksichtigt 

Auch Multiplex-
Betreiber haben Pflicht 
zur Offenlegung der 
Eigentumsverhältnisse 
und Bewilligungspflicht 
bei mehrheitlichem 
Eigentümerwechsel  

Bei Zulassungen des 
analogen terrestrischen 
Hörfunks: Antragssteller 
mit größerem Beitrag 
zur Meinungsvielfalt 
wird bevorzugt; dabei 
werden auch 
(crossmediale) 
Beteiligungen 
berücksichtigt 
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Auch bei Auswahlverfahren für Multiplex-Zulassungen für digita-
len terrestrischen Hörfunk sind jene Antragssteller zu bevorzugen, die 
ein meinungsvielfältiges Angebot an digitalen Hörfunkprogrammen 
gewährleisten (vgl. § 15a Abs. 1 Z 6 PrR-G). Zusätzlich hat die Kom-
mAustria bei der Erteilung einer Multiplex-Zulassung durch entspre-
chende Auflagen sicherzustellen, dass ein meinungsvielfältiges Ange-
bot an digitalen Programmen verbreitet wird (vgl. § 15b Abs. 2 Z 9 PrR-
G). 

Darüber hinaus müssen digitale Programme unter fairen, ausgewo-
genen und nichtdiskriminierenden Bedingungen verbreitet werden 
und im Falle der Zusammenfassung durch einen elektronischen Pro-
grammführer unter fairen, gleichberechtigten und nicht-diskriminie-
renden Bedingungen für Konsument:innen auffindbar sein (vgl. § 15b 
Abs. 2 Z 1 und Z 6 PrR-G). Damit gelten in Österreich für Multiplex-
Betreiber Grundsätze der Nichtdiskriminierung und Auffindbarkeit, 
die in Ansätzen an die vielfaltsorientierten Bestimmungen für Benut-
zeroberflächen und Intermediäre im deutschen MStV erinnern.  

Die medienkonzentrationsrechtlichen Bestimmungen des AMD-G 
folgen grundsätzlich dem Muster der Vorschriften des PrR-G, wenn 
auch in leicht abgeänderter Ausgestaltung, wie anschließend erläutert 
wird.  

1.3 Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz 

Der Anwendungsbereich des AMD-G umfasst sämtliche «audiovisuel-
len Mediendienste». Entsprechend der AVMD-Richtlinie werden audi-
ovisuelle Mediendienste als entgeltliche Dienstleistungen definiert, bei 
denen «der Hauptzweck oder ein trennbarer Teil […] darin besteht, un-
ter der redaktionellen Verantwortung eines Mediendiensteanbieters 
der Allgemeinheit Sendungen zur Information, Unterhaltung oder Bil-
dung über elektronische Kommunikationsnetze […] bereitzustellen» 
(§ 2 Z 3 AMD-G). Zu den audiovisuellen Mediendiensten gehören ne-
ben sämtlichen Fernsehdiensten (Terrestrik, Kabel, Satellit) auch alle 
anderen linearen Mediendienste wie z. B. Web-TV oder Live-Streaming 
in Mobilfunknetzen sowie audiovisuelle Mediendienste auf Abruf (sog. 
«Abrufdienste») (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 50/2010, 
2010, S. 66–67). Letztere sind dadurch gekennzeichnet, dass Nutzer:in-
nen Inhalte aktiv und nicht-linear abrufen können, was z. B bei Video-
on-Demand-Angeboten in Mediatheken, aber auch bei Video-Kanälen 
auf Social-Media-Plattformen der Fall ist (vgl. KommAustria, 2021a; 
WKO, 2017). Die genutzte Technologie ist zur Abgrenzung von audio-
visuellen Mediendiensten und Abrufdiensten hingegen irrelevant (vgl. 
Kogler et al., 2018, S. 431).  

Bei Multiplex-
Zulassungen: 
Bevorzugung von 
Antragsstellern, die 
meinungsvielfältiges 
Angebot gewährleisten  

Multiplex-Betreiber 
müssen u. a. Grundsätze 
der Nicht-
diskriminierung und 
Auffindbarkeit einhalten 

Definition audiovisuelle 
Mediendienste — 
Bereitstellung von 
Sendungen über 
elektronische 
Kommunikationsnetze 
unter redaktioneller 
Verantwortung eines 
Mediendiensteanbieters; 
u. a. sämtliche 
Fernsehdienste und 
Web-TV-Angebote 
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Als Mediendiensteanbieter wird bezeichnet, wer «die redaktionelle 
Verantwortung für die Auswahl der audiovisuellen Inhalte des audio-
visuellen Mediendienstes trägt und bestimmt, wie diese gestaltet wer-
den». Redaktionelle Verantwortung liegt dann vor, wenn wirksame 
Kontrolle ausgeübt wird, «sowohl hinsichtlich der Zusammenstellung 
der Sendungen als auch hinsichtlich ihrer Bereitstellung entweder an-
hand eines chronologischen Sendeplans eines Fernsehprogrammes 
oder mittels eines Katalogs» (§ 2 Z 28b AMD-G). 

Ebenso wie im PrR-G gelten für Mediendiensteanbieter bestimmte 
struktursichernde Maßnahmen. Ausgangspunkt ist dabei die Zulas-
sungs- bzw. Anzeigepflicht bestimmter audiovisueller Mediendienste. 
Konkret bedarf nach dem AMD-G die Veranstaltung von digitalem ter-
restrischem Fernsehen und Satellitenfernsehen einer Zulassung der 
KommAustria (vgl. § 4 AMD-G). Zulassungen für analoges Fernsehen 
werden hingegen nicht mehr vergeben. Fernsehveranstaltung über Ka-
belnetze oder sonstige elektronische Kommunikationsnetze, beispiels-
weise über das Internet, sind der KommAustria lediglich anzuzeigen 
(vgl. § 9 AMD-G). 

Regeln zum Ausschluss vom Anbieten von Mediendiensten 

Für Mediendiensteanbieter gilt, dass nicht mehr als 49 % der Anteile im 
Eigentum Fremder stehen dürfen (vgl. § 10 Abs. 4 AMD-G). Zudem 
sind alle Personen oder Unternehmen ausserhalb des EWR grundsätz-
lich vom Anbieten von Mediendiensten ausgeschlossen sind, ebenso 
wie z. B. juristische Personen des öffentlichen Rechts oder Parteien (vgl. 
§ 10 Abs. 1 und 2 AMD-G). Allerdings gibt es im Unterschied zum PrR-
G mehrere Ausnahmen von den Veranstaltungsverboten, beispiels-
weise für die Verbreitung von Kabelfernsehprogrammen zur aus-
schließlichen Wiedergabe von Wetterkameras (vgl. § 10 Abs. 3 Z 2 
AMD-G).  

Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen für Medieninhaber 

Das AMD-G enthält ebenfalls struktursichernde Zulassungs- und Be-
teiligungsgrenzen für Medieninhaber, die an die jeweiligen Versor-
gungsgebiete anknüpfen. Konkret darf ein Unternehmen grundsätzlich 
mehrere Zulassungen für digitales terrestrisches Fernsehen halten, so-
lange sich nicht mehr als drei von den Zulassungen umfassten Versor-
gungsgebiete überschneiden (vgl. § 11 Abs. 1 AMD-G). Nicht als Über-
schneidung gelten dabei technisch unvermeidbare Überlappungen 
oder die Empfangbarkeit in minderer Qualität (vgl. Erläuterungen zur 
Novelle BGBl. Nr. 84/2001, 2001, S. 42). Das zuvor analog zum PrR-G 
geltende grundsätzliche Verbot der Überschneidung der Versorgungs-
gebiete einer Zulassung wurde 2012 aufgehoben (vgl. Novelle BGBl. I 
Nr. 16/2012). Dies mit der Argumentation, dass diese Bestimmungen 
früher aufgrund von Frequenzknappheit und zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt gerechtfertigt waren, im Zeitalter der digitalen Terrestrik 
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die redaktionelle 
Verantwortung für 
Auswahl und 
Gestaltung der Inhalte  

Zulassungspflicht für 
die Veranstaltung von 
digitalem terrestrischem 
Fernsehen und 
Satellitenfernsehen; 
Anzeigepflicht von 
Kabelfernsehen und 
Fernsehen über 
elektronische 
Kommunikationsnetze 

Personen bzw. 
Unternehmen außerhalb 
des EWR sind vom 
Anbieten von 
Mediendiensten 
ausgeschlossen  

Mehrere Zulassungen für 
digitales terrestrisches 
Fernsehen möglich, 
solange sich max. drei 
der Versorgungsgebiete 
überschneiden 



Österreich  ____________________________________________________________________________________________  97 

aber die Fortentwicklung des dualen Systems beeinträchtigen würden 
(vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 16/2012, 2012, S. 1). 

Im Unterschied zum PrR-G enthält das AMD-G zusätzlich spezifi-
sche crossmediale Schwellenwerte, die einen Medieninhaber vom An-
bieten von Fernsehprogrammen ausschließen. 

Crossmediale Beteiligungsgrenzen für Medieninhaber 

Medieninhaber dürfen grundsätzlich keine Fernsehprogramme anbie-
ten, wenn sie bundesweit in Märkten des terrestrischen Hörfunks, der 
Tagespresse oder der Wochenpresse mehr als 30 % Reichweite errei-
chen oder im Kabelnetz-Markt mehr als 30 % des Versorgungsgrads 
der Bevölkerung im Bundesgebiet überschreiten (vgl. § 11 Abs. 2 AMD-
G). Der Ausschluss von der Veranstaltung von nicht-bundesweitem 
terrestrischen Fernsehen erfolgt erst, wenn in mehr als einem der auf-
geführten Märkte der Reichweiten- oder Versorgungsgradschwellen-
wert von 30 % im jeweiligen Verbreitungsgebiet erreicht wird (vgl. § 11 
Abs. 3 AMD-G). Die für die Vollziehung der Bestimmungen erforderli-
che Erhebung von Reichweiten und Versorgungsgraden erfolgt durch 
die RTR-GmbH auf Basis einer laufenden Beobachtung (vgl. § 65 Abs. 
1 AMD-G). Die Erhebungsergebnisse werden jährlich in Form eines Be-
richts veröffentlicht (vgl. KommAustria, 2021b). 

Das zuvor im Kabel- und Satellitenrundfunkgesetz enthaltene rest-
riktiveres System, wonach ein Zeitungsinhaber maximal 26 % an Ka-
bel- oder Satelliten-Rundfunkveranstaltern halten durfte, wurde 2001 
abgeschafft (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 84/2001, 2001, 
S. 42).  

Die crossmedialen Beteiligungsgrenzen sollen der Aufrechterhal-
tung der Meinungs- und Angebotsvielfalt dienen und verhindern, dass 
Medieninhaber mit starker Marktposition in einem der Medienmärkte 
zusätzlich auch im Fernsehmarkt tätig werden (vgl. Erläuterungen zur 
Novelle BGBl. I Nr. 84/2001, 2001, S. 42). Der Wert von 30 % wurde in 
Anlehnung an damals auch in anderen europäischen Ländern existie-
rende Schwellen gewählt, beispielsweise im British Broadcasting Act 
(vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 84/2001, 2001, S. 42). Gemäß 
Kogler et al. (2018, S. 497) sind die Beteiligungsgrenzen allerdings ins-
gesamt wenig geeignet, um Konzentration im Sinne des Cross-Ow-
nerships zu verhindern, da die Bestimmungen ausschließlich für Medi-
eninhaber selbst gelten, nicht aber für mit einem Medieninhaber ver-
bundene Personen(-gesellschaften). Diese werden erst durch die Medi-
enverbundsregeln adressiert.  
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Medienverbundsregeln 

Die im AMD-G enthaltenen Medienverbundsregeln wurden 2012 neu-
gefasst, ebenfalls mit der Argumentation, dass zuvor geltende Bestim-
mungen im Hinblick auf die modernen technischen Gegebenheiten 
nicht länger gerechtfertigt seien (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. 
I Nr. 16/2012, 2012, S. 1). Anstelle der generellen Beschränkung eines 
Medienverbundes auf eine vorgeschriebene Anzahl Fernsehpro-
gramme, stellt die geltende Bestimmung auf «die an einem Ort emp-
fangbare ‚Palette’ an Fernsehprogrammen» ab (Erläuterungen zur No-
velle BGBl. I Nr. 16/2012, 2012, S. 1). Konkret darf ein Medienverbund 
denselben Ort des Bundesgebietes gleichzeitig mit nur einem nach dem 
PrR-G zugelassenen Programm und höchstens einem Drittel der an die-
sem Ort empfangbaren terrestrischen Fernsehprogramme versorgen. 
Davon ausgenommen sind technisch unvermeidbare Überschneidun-
gen (vgl. § 11 Abs. 4 AMD-G).  

Regeln zur Offenlegung und Bewilligung der Eigentumsverhältnisse  

Zur Überprüfung der struktursichernden Zulassungsvoraussetzungen 
unterliegen Mediendiensteanbieter ebenso wie Hörfunkveranstalter ei-
ner Pflicht zur Offenlegung der Eigentumsverhältnisse (vgl. § 4 Abs. 4 
Z 2 AMD-G) sowie einer Anzeigepflicht bei wesentlichen Änderungen 
der Eigentums- oder Mitgliederverhältnisse (vgl. § 10 Abs. 7 AMD-G) 
bzw. jedenfalls, wenn mehr als 50 % der Anteile an Dritte übertragen 
werden (vgl. § 10 Abs. 8 AMD-G). Erfüllt der Mediendiensteanbieter 
die aufgeführten Voraussetzungen nicht mehr, muss die KommAustria 
von Amts wegen das Verfahren zum Entzug der Zulassung bzw. im 
Falle eines anzeigepflichtigen Mediendienstes das Verfahren zur Un-
tersagung des audiovisuellen Mediendienstes einleiten (vgl. § 63 Abs. 
1 AMD-G).  

Berücksichtigung von Meinungsvielfalt im Auswahlverfahren  

Schließlich kommt der Sicherung der Meinungsvielfalt auch im AMD-
G insbesondere im Rahmen des Auswahlverfahrens zur Erteilung einer 
Zulassung Bedeutung zu. Im Unterschied zum analogen terrestrischen 
Hörfunk finden allerdings keine Auswahlverfahren für analoges ter-
restrisches Fernsehen statt, da keine Neuvergabe entsprechender Zu-
lassungen mehr vorgesehen ist (vgl. Erläuterungen zur Novelle BGBl. 
I Nr. 50/2010, 2010, S. 143). So wird die Frage der Auswahlentscheidung 
zwischen Bewerbern im AMD-G in das Multiplex-Zulassungsverfah-
ren verlagert (vgl. Kogler et al., 2018, S. 472–473). Es gelten die gleichen 
Vorschriften zum Multiplex-Zulassungsverfahren wie im PrR-G (siehe 
oben).  

Die Wirksamkeit der medienrechtlichen Konzentrationsregelungen 
wurde zwar immer wieder punktuell diskutiert (vgl. z. B. Seethaler & 
Beaufort, 2019), aber es lassen sich in Österreich — im Unterschied zu 
Deutschland — keine Hinweise auf eine derzeit verstärkte Diskussion 
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um eine Reform der Medienkonzentrationskontrolle finden. Auch sind 
im Hinblick auf die Digitalisierung des Kommunikationssektors in den 
letzten Jahren keine Bestrebungen zur Miteinbeziehung von Interme-
diären und Plattformen in das System der Medienkonzentrationskon-
trolle erkennbar. Neuere Ansätze zur Regulierung von Intermediären 
und Plattformen fokussieren in Österreich ausschließlich auf den 
Schutz vor schädlichen Inhalten, wie nachfolgend kurz aufgezeigt 
wird. 

Neue inhaltliche Vorgaben für Video-Sharing-Plattformen 

Im Rahmen der neusten Novelle der Rundfunkgesetzgebung werden 
neu insbesondere auch soziale Netzwerke adressiert, die «mit der Ver-
breitung audiovisueller Inhalte zunehmend in Konkurrenz zu ‚klassi-
schen’ elektronischen Medien wie TV und TV On Demand im Kampf 
um Zuschaueranteile und vor allem um Werbeumsätze treten» (vgl. Er-
läuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 150/2020, 2020, S. 1). Konkret 
wurde der Anwendungsbereich des AMD-G in Umsetzung der novel-
lierten AVMD-Richtlinie auf sogenannte «Video-Sharing-Plattformen», 
darunter z. B. YouTube, ausgeweitet. Dabei werden im Unterschied zu 
Deutschland nicht spezifisch vielfaltsorientierte Regelungsziele akzen-
tuiert, sondern primär inhaltliche Vorgaben zum Schutz vor schädli-
chen Inhalten eingeführt. In diesem Zusammenhang trat am 1. Januar 
2021 auch das Bundesgesetz über Maßnahmen zum Schutz der Nutzer 
auf Kommunikationsplattformen (KoPl-G) als zentraler Teil des Maß-
nahmenpakets «Hass im Netz» in Kraft. 

2 Marktmachtkontrolle im  
Wettbewerbsrecht 

Im Hinblick auf die Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssiche-
rung kommt in Österreich auch dem Wettbewerbsrecht eine besondere 
Bedeutung zu. Das Bundesgesetz gegen Kartelle und andere Wettbe-
werbsbeschränkungen (KartG) enthält Sonderbestimmungen, die die 
Besonderheiten von Medienmärkten und den Schutz der Medienviel-
falt explizit anerkennen. 2021 trat das neuste Kartell- und Wettbe-
werbsrechts-Änderungsgesetz (KaWeRÄG 2021) in Kraft. Gemeinsam 
mit den Änderungen von 2017 (KaWeRÄG 2017, in Kraft seit 1. Januar 
2018) wurde das österreichische Wettbewerbsrecht insbesondere im 
Hinblick auf die Anforderungen der digitalen Wirtschaft und die 
Marktmacht digitaler Plattformen punktuell reformiert. Ebenso wie im 
deutschen Wettbewerbsrecht werden neu Kriterien explizit berücksich-
tigt, die charakteristisch für mehrseitige, digitale Märkte sind. Ebenso 
wird die Notwendigkeit frühzeitiger Eingriffsmöglichkeiten und Ver-
fahrensbeschleunigung aufgrund der Dynamik digitaler Märkte 
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anerkannt. Im Hinblick auf die zunehmende Konkurrenz im digitalen 
Mediensektor wurde darüber hinaus eine Ausnahme vom Kartellver-
bot für presseverlagswirtschaftliche Kooperationen eingeführt.  

Das KartG beruht auf den drei Säulen Kartellverbot (vgl. §§ 1–3 
KartG), Missbrauchsaufsicht (vgl. §§ 4–6 KartG) und Fusionskontrolle 
(vgl. §§ 7–19 KartG). Im Folgenden werden ausgewählte Vorschriften 
und zentrale Neuerungen im KartG entlang dieser drei Säulen erläu-
tert.  

2.1 Kartellverbot 

Das österreichische KartG enthält ein grundsätzliches Verbot von Kar-
tellen, beispielsweise in Form von Preisabsprachen oder Marktauftei-
lungen zwischen Wettbewerbern (vgl. § 1 KartG). Unter gewissen Um-
ständen können Kartelle aber vom Verbot befreit sein (vgl. § 2 Abs. 1 
KartG; § 3 Abs. 1 KartG). So sieht das KartG — analog zum deutschen 
Wettbewerbsrecht — eine Ausnahme für den Bereich der Presse vor. 
Seit 2018 sind Branchenvereinbarungen zwischen Presseverlagen und 
Vereinigungen von Presse-Grossisten vom Kartellverbot ausgenom-
men, «soweit diese Vereinbarungen für den flächendeckenden und dis-
kriminierungsfreien Vertrieb von Zeitungs- und Zeitschriftensortimen-
ten im stationären Einzelhandel erforderlich sind» (§ 2 Abs. 2 Z 2 
KartG). Die Freistellung ergänzte die bereits bestehende Ausnahme für 
Preisbindungen im Handel mit Büchern, Kunstdrucken, Musikalien, 
Zeitschriften und Zeitungen (vgl. § 2 Abs. 2 Z 2 KartG) und wurde in 
Anlehnung an die entsprechende Vorschrift im deutschen Wettbe-
werbsrecht und in Anerkennung der wirtschaftlichen Herausforderun-
gen für Presseverlage vor dem Hintergrund der voranschreitenden Di-
gitalisierung der Medienlandschaft eingeführt (vgl. Erläuterungen 
zum KaWeRÄG 2017, 2017, S. 3). 

Kartelle können durch die österreichische Bundeswettbewerbsbe-
hörde (BWB) verfolgt werden. Diese ist gemäß Wettbewerbsgesetz 
(WettbG) mit Antrags- und Ermittlungskompetenzen zur Untersu-
chung und Bekämpfung vermuteter oder drohender Wettbewerbsver-
zerrungen oder -beschränkungen ausgestattet (vgl. § 2 WettbG). Als 
Entscheidungsinstanz fungiert das Oberlandesgericht Wien als Kartell-
gericht (KG), das unter anderem bestätigte Kartellverstöße mit Geldbu-
ßen sanktionieren kann (vgl. §§ 29 ff. KartG).  

Im Rahmen des Kartellverbots erfolgten keine weiteren Anpassun-
gen im Hinblick auf die Digitalisierung der Märkte. Wesentliche Neu-
erungen lassen sich dagegen im Bereich der Missbrauchsaufsicht fin-
den, wie anschließend gezeigt wird.  
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2.2 Missbrauchsaufsicht  

Im Rahmen der Missbrauchsaufsicht wird das Verbot des Missbrauchs 
einer marktbeherrschenden Stellung kontrolliert (vgl. §§ 4–6 KartG). 
Die KartG-Novelle von 2021 trägt in Anlehnung an das deutsche Wett-
bewerbsrecht den Charakteristika digitaler Märkte explizit Rechnung 
und ergänzt die Missbrauchsaufsicht um erleichterte Eingriffsmöglich-
keiten gegenüber marktmächtigen digitalen Plattformen.  

Das österreichische KG unterscheidet zwischen Einzelmarktbeherr-
schung (vgl. § 4 Abs. 1 KartG) und kollektiver Marktbeherrschung (vgl. 
§ 4 Abs. 1a KartG). Die Marktmacht eines Unternehmers ergibt sich aus 
seiner marktbeherrschenden Stellung. Marktbeherrschend im Sinne 
des österreichischen KartG ist ein Unternehmer, der keinem oder nur 
unwesentlichem Wettbewerb ausgesetzt ist oder eine im Verhältnis zu 
den anderen Wettbewerbern überragende Marktstellung hat (vgl. § 4 
Abs. 1 KartG). Zwei oder mehr Unternehmer gelten als marktbeherr-
schend, wenn zwischen ihnen kein wesentlicher Wettbewerb besteht 
und sie in ihrer Gesamtheit die Definition der Einzelmarktbeherr-
schung erfüllen (vgl. § 4 Abs. 1a KartG). Die überragende Marktstel-
lung wird mittels Gesamtbetrachtung wettbewerbsrelevanter Kriterien 
festgestellt, darunter die Finanzkraft, Beziehungen zu anderen Unter-
nehmern sowie Zugangsmöglichkeiten zu den Beschaffungs- und Ab-
satzmärkten (vgl. § 4 Abs. 1 Z 2 KartG). Seit 2021 werden darüber hin-
aus explizit auch die Intermediationsmacht, der Zugang zu wettbe-
werblich relevanten Daten, sowie der aus Netzwerkeffekten gezogene 
Nutzen als besondere Umstände der Plattformökonomie anerkannt 
(vgl. § 4 Abs. 1 Z 2 KartG). Laut Gesetzeserläuterung entsprechen diese 
Ergänzungen den Empfehlungen aus Expert:innenkreisen (vgl. Erläu-
terungen zum KaWeRÄG 2021, 2021, S. 9), darunter auch jene des Be-
richts der deutschen Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 (2019), die ins 
deutsche Wettbewerbsrecht eingeflossen sind.  

Wenn ein Unternehmer als Anbieter oder Nachfrager am relevanten 
Markt einen Anteil von mindestens 30 % hat, muss er selbst nachwei-
sen, dass er keine marktbeherrschende Stellung einnimmt. Dasselbe 
gilt, wenn ein Unternehmer einen Anteil von mehr als 5 % hat und dem 
Wettbewerb von höchstens zwei Unternehmern ausgesetzt ist oder zu 
den vier größten Unternehmern auf diesem Markt gehört, die zusam-
men einen Anteil von mindestens 80 % haben (vgl. § 4 Abs. 2 KartG). 
Diese Beweislastumkehr soll die Feststellung der «qualitativ schwierig 
nachzuweisenden Marktmacht» erleichtern (WKO, 2020, o. S.) und ist 
auch im Rahmen der kollektiven Marktbeherrschung vorgesehen. So-
weit drei oder weniger Unternehmer gemeinsam am relevanten Markt 
einen Anteil von mindestens 50 % haben bzw. fünf oder weniger Un-
ternehmer einen Marktanteil von mindestens zwei Dritteln haben, liegt 

Feststellung 
überragender Markt-
stellung: Gesamt-
betrachtung der 
wettbewerbsrelevanten 
Kriterien, u. a. neu auch 
Intermediationsmacht, 
Zugang zu Daten und 
Netzwerkeffekte 

Beweislastumkehr ab 
30 % Marktanteil bzw. 
u. U. bereits ab 5 % 
Marktanteil eines 
Unternehmers; bei 
kollektiver 
Marktbeherrschung ab 
einem gemeinsamen 
Marktanteil von 50 % 
bzw. von zwei Dritteln 



102  ___________________________________________________________________________________________  Österreich 

die Beweislast bei den beteiligten Unternehmern (vgl. § 4 Abs. 2a 
KartG).  

Das KartG enthält darüber hinaus, ebenso wie das deutsche Wettbe-
werbsrecht, das Konzept der relativen Marktmacht. Mit der Novelle 
von 2021 wurden die Vorschriften zur relativen Marktbeherrschung in 
einen eigenen Paragrafen überführt (vgl. § 4a KartG), wodurch klarge-
stellt wird, dass relative Marktmacht keine absolute Marktbeherr-
schung voraussetzt, sondern einen eigenen Tatbestand darstellt (vgl. 
Erläuterungen zum KaWeRÄG 2021, 2021, S. 9). Neu soll zudem insbe-
sondere in mehrseitigen digitalen Märkten nicht erst die Angewiesen-
heit auf die Aufrechterhaltung von Geschäftsbeziehungen den Tatbe-
stand relativer Marktbeherrschung erfüllen, sondern auch die Ange-
wiesenheit auf die Begründung von Geschäftsbeziehungen zur Ver-
meidung schwerwiegender betriebswirtschaftlicher Nachteile (vgl. 
§ 4a KartG). Damit sollen sich explizit auch Unternehmen auf die Vor-
schriften zur relativen Marktmacht berufen können, denen der notwen-
dige Zugang zur Intermediationsleistung einer digitalen Plattform dis-
kriminierend verweigert wird (vgl. Erläuterungen zum KaWeRÄG 
2021, 2021, S. 10). Während im deutschen Wettbewerbsrecht aus-
schließlich ein Behinderungs- und Diskriminierungsverbot bei relati-
ver Marktmacht gilt, können im KartG alle Missbrauchstatbestände 
(vgl. § 5 KartG) bei relativer Marktmacht Anwendung finden (vgl. Für-
linger et al., 2020, S. 210).  

Das KartG definiert nicht abschließend, wann ein Missbrauch einer 
marktbeherrschenden Stellung vorliegt, nennt aber Regelbeispiele 
missbräuchlichen Verhaltens, darunter verschiedene Formen des Be-
hinderungs- sowie des Ausbeutungsmissbrauchs (vgl. § 5 Abs. 1 
KartG). Im Falle eines Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stel-
lung kann das KG eine Abstellung der Zuwiderhandlung (vgl. § 26 
KartG) oder Verpflichtungszusagen (vgl. § 27 KartG) erwirken. Dar-
über hinaus kann es Geldbußen verhängen (vgl. §§ 29 ff. KartG).  

Seit 2021 kann das KG— soweit ein berechtigtes Interesse daran be-
steht – darüber hinaus ein Verfahren zur Feststellung einer marktbe-
herrschenden Stellung auf einem mehrseitigen digitalen Markt einlei-
ten (vgl. § 28a KartG). Ein berechtigtes Interesse liegt insbesondere 
dann vor, wenn die antragsberechtigten Parteien — BWB, Bundeskar-
tellanwalt und Regulatoren (darunter auch die KommAustria) — An-
lass für ein Tätigwerden sehen (vgl. § 36 Abs. 2a KartG; siehe auch Er-
läuterungen zum KaWeRÄG 2021, 2021, S. 12).  
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Das Feststellungsverfahren soll in besonders missbrauchsanfälligen 
Märkten der Plattformökonomie eingesetzt werden und hauptsächlich 
eine Warn- und Signalfunktion haben (vgl. Erläuterungen zum Ka-
WeRÄG 2021, 2021, S. 12). An die Feststellung der marktbeherrschen-
den Stellung sind im Unterschied zum deutschen Wettbewerbsrecht 
(vgl. Vorschriften zu ÜMÜB in Kapitel zu Deutschland) keine spezifi-
schen Missbrauchstatbestände oder Sanktionen geknüpft, sodass die 
allgemeinen Missbrauchstatbestände und die vorgesehenen Rechtsfol-
gen auch in Märkten der Digitalwirtschaft Anwendung finden. Den-
noch soll das Feststellungsverfahren insofern eine Verfahrensbeschleu-
nigung bringen, als dass ein anschließendes Missbrauchsverfahren 
schneller und gezielter erfolgen kann (vgl. Erläuterungen zum Ka-
WeRÄG 2021, 2021, S. 12). 

Diese Schaffung der Feststellungsbefugnis wurde im Rahmen des 
Begutachtungsverfahrens einerseits begrüßt (vgl. z. B. KommAustria, 
2021c, S. 1-2), andererseits wurde der tatsächliche Nutzen der neuen 
Vorschrift auch kritisch diskutiert, unter anderem da in Verfahren ge-
gen Unternehmen auf mehrseitigen, digitalen Märkten häufig weniger 
die Frage der Marktbeherrschung an sich ein Problem darstelle, son-
dern die Feststellung des Marktmachtmissbrauchs (vgl. BWB, 2021, S. 
55). Darüber hinaus wurde angemerkt, dass sich Widersprüche mit 
dem anstehenden europäischen Digital Markets Act ergeben könnten 
und deshalb die Einführung österreichischer Regulierungsmaßnahmen 
im Bereich der Plattformwirtschaft abzuwarten sei (vgl. z. B. Stadler 
Völkel Rechtsanwälte, 2021, S. 5; Studienvereinigung Kartellrecht, 
2021, S. 14–16). 

Für den Medienbereich enthält das KartG im Rahmen der Miss-
brauchsaufsicht keine Sonderbestimmungen mehr. Die zuvor beste-
hende Möglichkeit zur Entflechtung von Medienunternehmen wurde 
mit der KartG-Novelle von 2005 abgeschafft. Danach konnte das KG 
Maßnahmen zur Beseitigung einer marktbeherrschenden Stellung im 
Medienbereich verordnen, wenn ein Unternehmer seine marktbeherr-
schende Stellung wiederholt missbrauchte, sofern die Missbräuche 
dazu geeignet waren, die Medienvielfalt zu beeinträchtigen und zu er-
warten war, dass es ohne entsprechende Maßnahmen zu weiteren 
Missbräuchen gekommen wäre (vgl. § 35 Abs. 2 KartG idF BGBl. I Nr. 
693/1993). Die für die Fusionskontrolle geltenden Sonderbestimmun-
gen für Medienzusammenschlüsse bleiben hingegen weiterhin erhal-
ten und werden anschließend gemeinsam mit den allgemeinen Vor-
schriften und den Anpassungen der letzten Jahre an die Digitalisie-
rung der Märkte erläutert. 
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2.3 Fusionskontrolle 

Grundsätzlich unterliegen Zusammenschlüsse einer Anmeldepflicht 
bei der BWB, sofern die beteiligten Unternehmen im letzten Geschäfts-
jahr weltweit insgesamt mehr als 300 Millionen Euro, im Inland insge-
samt mehr als 30 Millionen Euro und mindestens zwei Unternehmen 
weltweit jeweils mehr als 5 Millionen Euro erzielten (vgl. § 9 Abs. 1 
KartG). Ausgenommen davon sind Zusammenschlüsse, bei denen nur 
eines der beteiligten Unternehmen im Inland mehr als 5 Millionen Euro 
und die übrigen beteiligten Unternehmen weltweit insgesamt nicht 
mehr als 30 Millionen Euro erzielten (vgl. § 9 Abs. 2 KartG). Die Um-
satzschwellenwerte bestehen seit Inkrafttreten der Kart-G-Novelle von 
2005 unverändert, was im Begutachtungsverfahren zur Novelle 2021, 
insbesondere im Hinblick auf die erfolgten Anpassungen der Schwel-
lenwerte in anderen Ländern, als «ausufernde Reichweite der österrei-
chischen Zusammenschlusskontrolle» kritisiert wurde (Studienvereini-
gung Kartellrecht, 2021, S. 10).  

Unter Bezugnahme auf das deutsche Wettbewerbsrecht wurde 2017 
eine Transaktionswertschwelle als zusätzliche Aufgreifschwelle für die 
Fusionskontrolle eingeführt, dies mit der Begründung, dass der Wert 
digitaler Unternehmen häufig nicht an deren Umsatz zu messen sei 
(vgl. Erläuterungen zum KaWeRÄG 2017, 2017, S. 3). Konkret sind so-
mit auch jene Zusammenschlüsse bei der BWB anzumelden, bei denen 
die beteiligten Unternehmen die Inlandsumsatzschwelle zwar nicht er-
reichen, der Wert der Gegenleistung für den Zusammenschluss aber 
mehr als 200 Millionen Euro beträgt und das zu erwerbende Unterneh-
men in erheblichem Umfang im Inland tätig ist (vgl. § 9 Abs. 4 KartG). 
Der im Vergleich zur deutschen Transaktionswertschwelle tiefere Wert 
der Gegenleistung von 200 Millionen Euro entspricht der Größe der ös-
terreichischen Volkswirtschaft und umfasst den Kaufpreis sowie sämt-
liche Vermögensgegenstände und übernommenen Verbindlichkeiten 
(vgl. Erläuterungen zum KaWeRÄG 2017, 2017, S. 3). Die BWB hat bei-
spielsweise im Juni 2021 gegen Facebook eine Geldbuße von 9.6 Milli-
onen Euro verhängt, da die im Mai 2020 erfolgte Übernahme von 
GIPHY nicht angemeldet wurde, obwohl sie über der Transaktions-
wertschwelle lag (vgl. BWB, 2021b). 

Zusammenschlüsse, durch die eine marktbeherrschende Stellung 
entsteht oder verstärkt wird, sind auf Antrag der BWB oder des Bun-
dekartellanwalts durch das KG zu untersagen (vgl. § 12 Abs. 1 Z 2 
KartG). 2021 wurde in Österreich zudem in Annäherung an den euro-
päischen Standard der sogenannte «SIEC-Test» (Significant Impediment 
to Effective Competition) eingeführt. Damit sind neu auch jene Zusam-
menschlüsse zu untersagen, die den wirksamen Wettbewerb im ge-
meinsamen Markt erheblich behindern würden (vgl. § 12 Abs. 1 Z 1 
KartG). Anders als in der europäischen Fusionskontrollverordnug 
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(FKVO) und im deutschen Wettbewerbsrecht ist die Marktbeherr-
schung allerdings nicht ein Regelbeispiel der erheblichen Behinderung 
wirksamen Wettbewerbs, sondern ein eigener Tatbestand (vgl. Erläu-
terungen zum KaWeRÄG, 2021, 2021, S. 10).  

Das KG kann unter bestimmten Voraussetzungen Zusammen-
schlüsse von Untersagungen ausnehmen, beispielweise wenn Wettbe-
werbsverbesserungen überwiegen oder der Zusammenschluss für die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen not-
wendig ist (vgl. § 12 Abs. 2 KartG).  

Neben den allgemeinen Vorschriften enthält das KartG seit 1993 
Sonderbestimmungen für Medienzusammenschlüsse, die für die öster-
reichische Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung von 
besonderer Bedeutung sind. Ein Medienzusammenschluss liegt dann 
vor (vgl. § 8 KartG), wenn mindestens zwei der beteiligten Unterneh-
men zu einer der folgenden Gruppen gehören: Medienunternehmen 
oder Mediendienste, Medienhilfsunternehmen oder Unternehmen, die 
mindestens 25 % der Anteile an einem der vorgenannten Unternehmen 
halten. Wie auch das deutsche Wettbewerbsrecht enthält das KartG für 
die Berechnung von Umsatzerlösen im Medienbereich Multipli-
katorfaktoren. Konkret sind die Umsatzerlöse von Medienunterneh-
men und Mediendiensten mit 200 und die Umsatzerlöse von Medien-
hilfsunternehmen mit 20 zu multiplizieren (vgl. § 9 Abs. 3 KartG). Im 
Unterschied zu Deutschland bestehen die Multiplikatorfaktoren des 
KartG seit 1993 unverändert.  

Darüber hinaus müssen bei anmeldepflichtigen Medienzusammen-
schlüssen genaue und erschöpfende Angaben zu einer möglichen Be-
einträchtigung der Medienvielfalt gemacht werden (vgl. § 10 Abs. 1 Z 
2 KartG). Solche Zusammenschlüsse sind im Übrigen auch dann zu un-
tersagen, «wenn zu erwarten ist, dass durch den Zusammenschluss die 
Medienvielfalt beeinträchtigt wird» (§ 13 Abs. 1 KartG).  

Den Erläuterungen zur ursprünglichen Fassung der medienspezifi-
schen Sonderbestimmung von 1993 ist zu entnehmen, dass Medienviel-
falt nicht Selbstzweck sein soll, sondern das Ziel verfolgt «die Mei-
nungsvielfalt in einer demokratischen Gesellschaft zu fördern» (Erläu-
terungen zur KartG-Novelle 1993, 1993, S. 20). Medienvielfalt sei somit 
als «Vielfalt von selbständigen Medien» zu verstehen (Erläuterungen 
zur KartG-Novelle 1993, 1993, S. 21). Ob dies durch die Selbständigkeit 
der Redaktion oder nur durch eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
gewährleistet werden kann, sei im Einzelfall zu beurteilen (vgl. Erläu-
terungen zur KartG-Novelle 1993, 1993, S. 21). Im Jahr 2001 stellte das 
KG dann im prominenten Formil-Fall klar, dass redaktionelle Selbstän-
digkeit ohne wirtschaftliche Unabhängigkeit nicht ausreiche (vgl. KG, 
Beschluss vom 26.01.2001, 26 Kt 342, 369, 380 – 383/00). Der Fall gab 
auch Anlass zur Ergänzung einer Legaldefinition der Medienvielfalt 
durch die KartG-Novelle von 2002. Seither ist unter Medienvielfalt 
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«eine Vielfalt von selbständigen Medienunternehmen zu verstehen, 
[…] durch die eine Berichterstattung unter Berücksichtigung unter-
schiedlicher Meinungen gewährleistet wird» (§ 13 Abs. 2 KartG). Ge-
mäß Gesetzeserläuterung soll damit klargestellt werden, dass «unter 
dem Begriff ‚Medienvielfalt‘ im Sinne der Meinungsvielfalt nicht nur 
eine Vielfalt von ‚Titeln‘, ohne Rücksicht darauf, ob diese voneinander 
in ihrer Berichterstattung unabhängig sind, zu verstehen ist», sondern 
«dass dies auch durch eine entsprechende Eigentümerstruktur sicher-
gestellt wird» (Erläuterungen zur KartG-Novelle 2002, 2002, S. 26).  

Die BWB sah die Medienvielfalt beispielsweise im Zusammen-
schlussvorhaben Styria/Moser Holding im Jahr 2009 gefährdet und 
stellte einen entsprechenden Prüfungsantrag beim KG, woraufhin der 
Zusammenschlussantrag zurückgezogen wurde (vgl. BWB, 2010, S. 24–
25). In anderen Fällen wurden Zusammenschlüsse zur Gewährleistung 
der Meinungs- und Medienvielfalt mit spezifischen Verpflichtungszu-
sagen genehmigt (z. B. ProSieben-Gruppe/ATV; vgl. BWB, 2018, S. 32–
33). Dass in Österreich nicht mehr viele größere Medienzusammen-
schlüsse stattfinden, ist gemäß Trappel (2019, S. 221–222) allerdings 
nicht zwingend nur auf die medienspezifische Fusionskontrolle zu-
rückzuführen, sondern auch darauf, dass in der stark konzentrierten 
österreichischen Medienlandschaft kaum noch Medienunternehmen 
existieren, die sich zusammenschliessen könnten. 

Die Ausführungen zum KartG zeigen, dass im Bereich der Medien-
konzentrationskontrolle in Österreich eine im Vergleich zu Deutsch-
land noch stärkere Verzahnung des Wettbewerbsrechts mit dem Medi-
enrecht besteht. Vor diesem Hintergrund ist die behördliche Zusam-
menarbeit der BWB mit der KommAustria von besonderer Bedeutung, 
wie anschließend aufgezeigt wird. 

2.4 Behördliche Zusammenarbeit 

Eine Verzahnung zwischen Medien- und Wettbewerbsrecht ist in Ös-
terreich auch durch Vorgaben bei der behördlichen Zusammenarbeit 
ersichtlich. So besteht ein Antragsrecht sämtlicher Regulatoren, darun-
ter auch der KommAustria, für kartellgerichtliche Verfahren (mit Aus-
nahme des Antrags auf Prüfung eines Zusammenschlusses) (vgl. § 36 
Abs. 4 Z 2 KartG). Wie bereits erwähnt, hat die KommAustria zudem 
ein Antragsrecht zur Feststellung, ob ein Unternehmer auf einem mehr-
seitigen digitalen Markt marktbeherrschend ist (vgl. § 36a KartG). Dar-
über hinaus kann das KG die KommAustria auffordern, eine Stellung-
nahme zu Verfahrensfragen des Medienbereichs abzugeben, auch 
wenn diese nicht Antragssteller war. Grundsätzlich sind Regulatoren 
auch ohne Aufforderung durch das KG stellungnahmeberechtigt (vgl. 
§ 46 KartG).  
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Die BWB weist schließlich in ihrem Thesenpapier «Digitalisierung 
und Wettbewerbsrecht» von 2020 darauf hin, dass auch den gesamt-
wirtschaftlichen Herausforderungen im Hinblick auf die digitale Wirt-
schaft insbesondere durch eine Stärkung der behördlichen Zusammen-
arbeit und des Informationsaustausches begegnet werden soll (vgl. 
BWB, 2020, S. 16). 2019 beschlossen die BWB und der Fachbereich Te-
lekommunikation und Post der RTR (RTR.Telekom.Post) eine solche 
vertiefte Zusammenarbeit hinsichtlich Themen der Digitalisierung und 
gründeten eine gemeinsame Taskforce (vgl. RTR, 2019). In diesem Zu-
sammenhang führte die RTR.Telekom.Post 2020 zur Verbesserung des 
Ordnungsrahmen für digitale Märkte auch erstmals ein System zum 
Monitoring von digitalen Kommunikationsplattformen und Gatekee-
pern ein (vgl. RTR, 2020).  

3 Fazit 

Auch in Österreich fokussieren die Reformvorhaben der vergangenen 
Jahre im Medien- und Wettbewerbsrecht auf Herausforderungen, die 
sich durch die Plattformisierung des Kommunikationssektors und die 
Digitalisierung der Wirtschaft ergeben. Die Analyse zeigt, dass Fragen 
der Marktmachtkontrolle primär im Hinblick auf die ökonomische 
Marktmacht von Internet-Plattformen und somit im Wettbewerbsrecht 
adressiert werden. Dagegen befassen sich Neuerungen im Medienrecht 
primär mit dem Schutz der Nutzer:innen vor schädlichen Inhalten. Eine Re-
form der Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssicherung ist 
nicht geplant. 

Das österreichische Modell der Medienkonzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung setzt primär an der außenpluralistischen Angebots- und 
Eigentumsstruktur an und zielt somit auf eine Vielzahl von unabhängi-
gen Medienunternehmen (Medienvielfalt als Anbietervielfalt) ab, durch 
die eine Berichterstattung unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Meinungen gewährleistet werden soll (Meinungsvielfalt). Charakteris-
tisch für Österreich ist, dass sich struktursichernde Massnahmen für 
den Medienbereich sowohl im Medienrecht als auch im Wettbewerbs-
recht finden.  

Die medienrechtlichen Konzentrationsregeln des Privatradiogeset-
zes (PrR-G) und des Audiovisuellen Mediendienste-Gesetzes (AMD-G) 
enthalten Zulassungs- und Beteiligungsgrenzen bei überschneidenden 
Versorgungsgebieten für Medieninhaber sowie spezifische Eigentums-
beschränkungen für Medienverbünde. Diese sind abhängig von der 
Anzahl der versorgten Einwohner:innen und empfangbaren Pro-
gramme in einem Versorgungsgebiet. Für die Veranstaltung von 
Fernsehprogrammen gelten zudem crossmediale Beteiligungsgrenzen 
bei Erreichen bestimmter Reichweiten oder Versorgungsgrenzen. 
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Darüber hinaus existieren für Hörfunkveranstalter und für Medien-
diensteanbieter Transparenzregeln hinsichtlich ihrer Eigentums- oder 
Mitgliederverhältnisse sowie Melde- und Bewilligungspflichten bei 
diesbezüglichen Änderungen.  

Während die struktursichernden Maßnahmen primär auf die Anbie-
tervielfalt abzielen, findet die inhaltliche Meinungsvielfalt insbeson-
dere im Rahmen der Auswahlverfahren für die Erteilung von Zulas-
sungen für analogen Hörfunk Berücksichtigung, ebenso wie bei den in 
Österreich erforderlichen Zulassungen für den Betrieb der technischen 
Infrastruktur zur digital-terrestrischen Übertragung von Rundfunk-
programmen (sog. Multiplex-Betreiber). Für Multiplex-Betreiber gelten 
zusätzlich Grundsätze der Nichtdiskriminierung und Auffindbarkeit, 
die in Ansätzen an die vielfaltsorientierten Bestimmungen für Benut-
zeroberflächen und Intermediäre im deutschen MStV erinnern. 

Als Spezifikum der österreichischen Medienkonzentrationskontrolle 
kommen den wettbewerbsrechtlichen Vorschriften besondere Bedeu-
tung zu, da sie explizit die Medien- und Meinungsvielfalt als Rege-
lungsziel anerkennen und seit 1993 Sonderbestimmungen für Medienzu-
sammenschlüsse enthalten. Wie das deutsche GWB enthält das österrei-
chische Kartellgesetz (KartG) Multiplikatorfaktoren für die Berech-
nung von Umsatzerlösen im Medienbereich, die im Unterschied zu 
Deutschland seit 1993 unverändert bestehen und zu einem schnelleren 
Aufgreifen von Medienzusammenschlüssen führen. Darüber hinaus 
müssen bei anmeldepflichtigen Medienzusammenschlüssen genaue 
Angaben zu einer möglichen Beeinträchtigung der Medienvielfalt ge-
macht werden. Zusammenschlüsse, von denen zu erwarten ist, dass sie 
die Medienvielfalt beeinträchtigen, sind zu untersagen. 

Gleichzeitig enthält das KartG Ausnahmen vom Kartellverbot für 
Presseunternehmen, die 2017 – in Anlehnung an Vorschriften des deut-
schen GWB – auf Vereinigungen von Presseverlagen und Presse-Gros-
sisten ausgeweitet wurden. Dies mit dem Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber digitalen Wettbewerbern zu stärken. Damit anerkennt auch der 
österreichische Gesetzgeber die wirtschaftlichen Herausforderungen 
für traditionelle Medienunternehmen durch Internet-Plattformen.  

Die ausgeprägte Verzahnung des Wettbewerbsrechts mit dem Medien-
recht begründet auch die stärkere behördliche Zusammenarbeit zwi-
schen der österreichischen Kommunikationsbehörde (KommAustria) 
und der Bundeswettbewerbsbehörde (BWB). Im Hinblick auf die Digi-
talisierung der Märkte vertieft die BWB zudem die Zusammenarbeit 
mit dem Fachbereich Telekommunikation und Post der RTR (RTR.Te-
lekom.Post), die in diesem Zusammenhang im Jahr 2020 ein System 
zum Monitoring von digitalen Kommunikationsplattformen und Ga-
tekeepern einführte. 
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Die Anfang der 2000er-Jahre in einigen europäischen Ländern ein-
setzende Abkehr von sektorspezifischen Bestimmungen ist auch in Öster-
reich zu erkennen. So wurden 2001 striktere Cross-Ownership-Bestim-
mungen in den Rundfunkgesetzen sowie 2005 die Möglichkeit zur Ent-
flechtung von Medienunternehmen im KartG abgeschafft. Weitere Lo-
ckerungen folgten 2012 im Hinblick auf die Digitalisierung des Medi-
ensektors. Seither sind die Vorschriften der traditionellen Medienkon-
zentrationskontrolle im Medien- und Wettbewerbsrecht unverändert. 
Auch zeigt sich derzeit keine ausgeprägte Diskussion um eine Reform 
der Konzentrationsregelungen. 

Dagegen fokussieren die Reformbestrebungen der vergangenen 
Jahre sowohl im Medien- als auch im Wettbewerbsrecht primär auf An-
passungen an die Besonderheiten von Internet-Plattformen. Im Unter-
schied zu Deutschland verfolgt die jüngste Novelle des AMD-G von 
2021 allerdings nicht das Ziel, digitale Intermediäre und Internet-Platt-
formen in die Vielfaltssicherung miteinzubeziehen, sondern führt in 
Umsetzung der europäischen AVMD-Richtlinie neue inhaltliche Vor-
gaben für Video-Sharing-Plattformen zum Schutz der Nutzer:innen vor 
schädlichen Inhalten ein. In diesem Zusammenhang trat im Januar 2021 
auch das Kommunikationsplattformen-Gesetz (KoPl-G) als Teil eines 
breiteren Maßnahmenpakets gegen Hass im Netz in Kraft.  

Die Vorschriften des KartG wurden durch Novellen in den Jahren 
2017 und 2021 in Anlehnung an das deutsche Wettbewerbsrecht punk-
tuell an die Digitalwirtschaft und die besondere Marktmacht digitaler 
Plattformen angepasst. Seit 2021 werden z. B. die Besonderheiten mehr-
seitiger digitaler Märkte (z. B. Intermediationsmacht, Datenvorteile und 
Netzwerkeffekte) ausdrücklich anerkannt. Ebenso wird die Notwen-
digkeit frühzeitiger Eingriffsmöglichketen und Verfahrensbeschleunigung 
aufgrund der Dynamik digitaler Märkte berücksichtigt. So kann das 
Kartellgericht (KG) neu ein Verfahren zur Feststellung einer marktbeherr-
schenden Stellung auf einem mehrseitigen digitalen Markt einleiten, u. a. 
auf Antrag der KommAustria. Im Gegensatz zur ÜMÜB-Vorschrift in 
Deutschland sind an die Feststellung jedoch keine spezifischen Miss-
brauchstatbestände geknüpft, was auch kritisiert wurde. Darüber hin-
aus wurde das Konzept der relativen Marktmacht gestärkt, das nun auch 
die Zugangsverweigerung zur Intermediationsleistung durch digitale 
Plattformen umfasst. Mit der Novelle von 2017 wurde zudem in der 
Fusionskontrolle eine Transaktionsschwelle wie in Deutschland einge-
führt, um strategische Übernahmen in Plattformmärkten erfassen zu 
können. 
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Schweiz 
Für die Medienkonzentrationskontrolle in der Schweiz sind sowohl das 
Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) als auch das schwei-
zerische Kartellgesetz (KG) von Relevanz. Weder im Medien- noch im 
Wettbewerbsrecht werden bislang — anders als im deutschen Rechts-
rahmen — Intermediäre und Plattformen explizit adressiert. Stattdes-
sen liegt der strategische Fokus im Umgang mit Intermediären, Platt-
formen und der veränderten Medienlandschaft auf der Förderung von 
einheimischen Medienanbietern und des Medienstandorts Schweiz. 
Die im RTVG verankerte Medienkonzentrationskontrolle war in den 
vergangenen Jahren durch eine Tendenz zur Aufhebung von medien-
spezifischen Eigentumsbeschränkungen geprägt. In den Maßnahmen 
gegen die Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt im RTVG, 
die jedoch von geringer praktischer Relevanz sind, zeigt sich eine 
starke Verzahnung des Medien- und Wettbewerbsrechts. So verweisen 
die Bestimmungen explizit auf wettbewerbsrechtliche Grundsätze aus 
dem KG und die schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO). 
Das KG enthält seit seiner Revision von 2003 keine medienspezifischen 
Bestimmungen mehr; davor existierten wie in Deutschland und Öster-
reich medienspezifische Aufgreifkriterien. Die Vielfaltssicherung fin-
det im Besonderen über Fördermaßnahmen für die nationale Medien-
landschaft statt, wie auch das neu verabschiedete Maßnahmenpaket 
zugunsten der Medien verdeutlicht, das unter anderem ein neues Bun-
desgesetz zur Förderung von Online-Medien vorsieht. 

1 Konzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung im Medienrecht 

Für die Medienkonzentrationskontrolle bei Radio und Fernsehen sind 
insbesondere die Vorschriften des RTVG relevant. Das ursprüngliche 
RTVG stammte von 1991. Nach der Totalrevision von 2006 trat am 1. 
April 2007 das neue und seitdem geltende RTVG, zusammen mit der 
Radio- und Fernsehverordnung (RTVV), in Kraft. Damals wurde das 
RTVG erstmals um spezifische Instrumente zur Verhinderung von Ei-
gentumskonzentration erweitert. Das RTVG hat seitdem, insbesondere 
durch die Teilrevision 2015 (in Kraft seit 1. Juli 2016), weitere Änderun-
gen erfahren. Beispielsweise wurden bestimmte vielfaltsrelevante Best-
immungen abgeschafft. Der Versuch, das RTVG im Jahr 2018 durch ein 
Bundesgesetz über elektronische Medien (BGeM) zu ersetzen, schei-
terte. Das im Juni 2021 vom Schweizer Parlament beschlossene Maß-
nahmenpaket zugunsten der Medien sieht neue Änderungen am RTVG 
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vor, darunter auch die Aufhebung einer weiteren vielfaltsrelevanten 
Bestimmung. Das RTVG enthält in seiner aktuellen Form Regeln für 
Radio und Fernsehanbieter, konkret für den öffentlichen Rundfunk 
(SRG), konzessionierte private Rundfunkveranstalter mit Leistungs-
auftrag und nicht-konzessionierte private Rundfunkveranstalter. Vom 
Geltungsbereich des RTVG sind Angebote von «geringer publizisti-
scher Tragweite» ausgenommen (Art. 1 Abs. 2 RTVG), d. h. Angebote, 
die von weniger als 1.000 Geräten gleichzeitig empfangen werden kön-
nen oder nur redaktionell unbearbeitete Daten wiedergeben (vgl. Art. 1 
der Radio und Fernsehverordnung, RTVV).  

Die folgenden Ausführungen gehen zunächst auf einige landesspe-
zifische Grundlagen der Medienkonzentrationskontrolle ein. Dazu 
zählen die hinsichtlich Kompetenzfragen diskutierte Verankerung des 
Vielfaltsgebots in der schweizerischen Bundesverfassung sowie die 
Spezifika der Schweiz als Land der besonderen Vielfalt. Anschließend 
folgen Ausführungen zum schweizerischen Konzessionssystem, in 
dem unter anderem neben dem öffentlichen Rundfunk auch private 
Rundfunkveranstalter einen Anteil der Gebühren erhalten können, 
wenn sie im Gegenzug einen Leistungsauftrag erfüllen. Darauf basie-
rend werden die für die Regulierung der Marktstruktur im Rahmen der 
Medienkonzentrationskontrolle besonders relevanten Regelungen er-
läutert, wie die sogenannte «Zwei plus zwei»-Regel zur zahlenmäßigen 
Beschränkung des Konzessionserwerbs (vgl. Art. 44 Abs. 3 RTVG), die 
mögliche Einbeziehung der Meinungs- und Angebotsvielfalt als Krite-
rium bei gleichwertigen Bewerbungen in einem Konzessionierungsver-
fahren (vgl. Art. 45 Abs. 3 RTVG) und das allgemeine Vielfaltsgebot für 
konzessionierte Programme (vgl. Art. 4 RTVG). Dabei wird auch auf 
die Aufhebung einer früheren Bestimmung eingegangen, wonach 
Nicht-Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt eine Konzessi-
onsvoraussetzung darstellte (vgl. ehemaliger Art. 44 Abs. 1 lit. g 
RTVG). Anschließend folgen Erläuterungen zu den für die Medienkon-
zentrationskontrolle relevanten verhaltensbezogenen Bestimmungen 
außerhalb von Konzessionierungsverfahren, nämlich den «Massnah-
men gegen die Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt» (vgl. 
Art. 74 und 75 RTVG), die eine starke Verzahnung zwischen Medien- 
und Wettbewerbsrecht aufweisen. Darüber hinaus werden in diesem 
Kapitel weitere Fördermaßnahmen zur positiven Vielfaltssicherung 
vergleichsweise stärker akzentuiert, da die Analyse zeigt, dass darauf 
derzeit ein strategischer Fokus der Medienkonzentrationsregulierung 
in der Schweiz liegt. Dies äußert sich in dem gescheiterten BGeM sowie 
dem kürzlich beschlossenen Maßnahmenpaket zugunsten der Medien. 
Wie die dazugehörigen Ausführungen zeigen, stehen angesichts der 
wachsenden Bedeutung von Intermediären und Plattformen insbeson-
dere die Förderung von nationalen Medienanbietern, die Tragfähigkeit 
ihrer Geschäftsmodelle und somit die Stärkung des Medienstandorts 
Schweiz im Fokus. 
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1.1 Landesspezifische Grundlagen der Medien-
konzentrationskontrolle 

Die Medienkonzentrationskontrolle im Rundfunk stützt sich verfas-
sungsrechtlich auf Art. 93 der schweizerischen Bundesverfassung (BV), 
den sogenannten Radio- und Fernsehartikel. Radio und Fernsehen tra-
gen unter anderem zur freien Meinungsbildung bei, berücksichtigen 
die Besonderheiten des Landes und Bedürfnisse der Kantone, «stellen 
die Ereignisse sachgerecht dar und bringen die Vielfalt der Ansichten 
angemessen zum Ausdruck» (Art. 93 Abs. 2 BV). Der Leistungsauftrag 
des Rundfunks enthält also zugleich ein Vielfaltsgebot (vgl. Hager, 
2018, S. 72). Daher ist die Gewährleistung eines «möglichst intensive[n] 
Wettbewerb[s] zwischen einer Vielzahl von Medien mit einer Vielfalt 
von Inhalten […] eine hauptsächliche Zielsetzung staatlicher Medien-
politik», wie der Bundesrat bei Einführung des Radio- und Fernsehar-
tikels betonte (Bundesrat, 1981, S. 946). Die «vielfältige, offene und un-
gehinderte Information» (Bundesrat, 1981, S. 933) und «angemessene 
Darstellung der Vielfalt der Ereignisse und Ansichten» durch die Me-
dien sei Voraussetzung für die freie Meinungsbildung und eine «plu-
ralistisch, auf Demokratie und Freiheit gründende Gesellschaft» (Bun-
desrat, 1981, S. 945). Für den Rundfunk ist das Vielfaltsgebot daher so-
wohl als Verbot von einseitigen Tendenzen in der Meinungsbildung zu 
verstehen als auch als positive Verpflichtung, «einem breiten Spektrum 
von Meinungsträgern die Möglichkeit der Darstellung ihres Verständ-
nisses zu bieten» (Weber, 2010, S. 121). 

In Bezug auf den genannten Verfassungsartikel stellt sich die Frage, 
wie weit die Kompetenz des Bundes für die Regulierung des Medien-
bereichs reicht. So kann er neben dem Radio und Fernsehen auch «an-
dere Formen der öffentlichen fernmeldetechnischen Verbreitung von 
Darbietungen und Informationen» regeln (vgl. Art. 93 Abs. 1 BV). Ei-
nerseits sei davon laut Bundesrat und rechtswissenschaftlicher Lehre 
auch der Online-Bereich umfasst, für den der Bund die Gesetzgebungs-
kompetenz habe (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4531). Andererseits gibt es 
Gegenstimmen, die für eine Regelung des Online-Bereichs durch den 
Bund Verfassungsänderungen für notwendig erachten (Saxer, 2020). 
Konsens besteht darüber, dass der Bund im Bereich der Presse keine 
Regelungszuständigkeit hat und daher auch keine direkte Presseförde-
rung vornehmen darf. Entsprechende Verfassungsänderungen wurden 
zwar ebenfalls wiederholt diskutiert, aber bislang stets verworfen (vgl. 
Bundesrat, 2020, S. 4532). 

Im europäischen Vergleich kann die Schweiz «als Land der besonde-
ren Vielfalt» gesehen werden (Weber, 2010, S. 123), das unter anderem 
durch Vielsprachigkeit sowie gesellschaftliche und kulturelle Pluralität 
geprägt ist (vgl. Blum, 2003, S. 366). Insbesondere Radio und Fernsehen 
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seien dazu fähig, dieser Vielfalt «ihre Stimme zu leihen», so der Bun-
desrat in seiner Begründung zum Radio- und Fernsehartikel (Bundes-
rat, 1981, S. 948). Dieses Verständnis spiegelt sich beispielsweise im 
Leistungsauftrag des öffentlichen Rundfunks wider, der Schweizeri-
schen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) (vgl. Art. 24 RTVG). Mit 
der im Vergleich zum privaten Rundfunk starken Marktposition der 
SRG konkurrieren vor allem Medienanbieter der «großen Nachbarstaa-
ten» (Bundesrat, 2002, S. 1595) Deutschland, Frankreich und Italien 
(vgl. Künzler, 2013, S. 30–35). Die «starke Auslandsabhängigkeit» in 
der Mediennutzung resultiert auch in der Existenz gemeinsamer Medi-
enmärkte der schweizerischen Sprachregionen mit dem jeweils gleich-
sprachigen Ausland (Blum, 2003, S. 368). Angesichts dieser Konkurrenz 
durch ausländische Medienangebote zeigen sich in der schweizeri-
schen Medienpolitik Bestrebungen, die SRG als nationales «Rückgrat 
des Service public im Rundfunkbereich» zu stärken (vgl. Bundesrat, 
2002, S. 1601). Zudem können aufgrund der Vielsprachigkeit und «fö-
deralistische[n] Kleinräumigkeit» (Blum, 2003, S. 368) relevante Märkte 
in der Schweiz teilweise sehr klein sein (vgl. Blum & Prinzig, 2020, S. 
1136). 

1.2 Medienkonzentrationskontrolle und Vielfalts- 
sicherung im Rahmen des Konzessionssystems 

Wer in der Schweiz ein Programm veranstalten will, muss dies vorab 
beim Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) melden oder über eine 
Konzession verfügen (vgl. Art. 3 RTVG). Damit herrscht eine allge-
meine Meldepflicht für Radio- und Fernsehprogramme und auch für 
Online-Livestreaming-Angebote, die ein Programm darstellen, also 
eine «Folge von Sendungen, die kontinuierlich angeboten, zeitlich an-
gesetzt und fernmeldetechnisch übertragen werden sowie für die All-
gemeinheit bestimmt sind» (Art. 2 lit. a RTVG). Die Konzessionspflicht 
gilt dagegen seit der Totalrevision von 2006 nur noch für jene privaten 
Rundfunkveranstalter, die einen garantierten Zugang zur drahtlos-ter-
restrischen Verbreitung (vgl. Art. 43 RTVG) und/oder einen Anteil an 
der Abgabe für Radio und Fernsehen beanspruchen (vgl. Art. 38 
RTVG). In der Schweiz existiert ein sog. «Gebührensplitting», wonach 
bestimmte private Veranstalter lokal-regionaler Programme neben ei-
ner Privilegierung beim Verbreitungsweg auch einen Anteil der Radio- 
und Fernsehgebühren erhalten können (sog. «Abgabenanteil»), wenn 
sie im Gegenzug einen Leistungsauftrag erfüllen. Unterschieden wird 
dementsprechend zwischen konzessionierten Veranstaltern mit Leis-
tungsauftrag und Abgabenanteil (vgl. Art. 38 ff. RTVG) sowie konzes-
sionierten Veranstaltern mit Leistungsauftrag und ohne Abgabenanteil 
(vgl. Art. 43 ff. RTVG). Letztere erhalten nur einen privilegierten Zu-
gang zu Verbreitungswegen. Die Konzessionen werden vom Eidgenös-
sischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
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Kommunikation (UVEK) im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens 
erteilt (vgl. Art. 45 RTVG); ihre Erfüllung überprüft das dem UVEK zu-
gehörige BAKOM (vgl. Art. 47 RTVG). Pro Versorgungsgebiet wird 
nur eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt (vgl. Art. 38 Abs. 3 
RTVG). Beide Typen von konzessionierten Veranstaltern müssen im 
Rahmen ihrer Leistungsaufträge unter anderem «die lokalen oder regi-
onalen Eigenheiten durch umfassende Information insbesondere über 
politische, wirtschaftliche und soziale Zusammenhänge» berücksichti-
gen und einen Beitrag «zur Entfaltung des kulturellen Lebens im Ver-
sorgungsgebiet» leisten (Art. 38 Abs. 1 lit. a RTVG; Art. 43 Abs. 1 lit a 
RTVG). Zudem müssen private Veranstalter eine Abgabe für ihre Kon-
zession entrichten, die bei höchstens einem Prozent ihrer Bruttoeinnah-
men aus Werbung und Sponsoring liegt (vgl. Art. 22 RTVG). 

Aktuell plant der Bundesrat die Neugestaltung der Versorgungsge-
biete für Lokalradios und Regionalfernsehen durch eine Teilrevision 
des RTVV (vgl. Bundesrat, 2021b). So soll es künftig nur noch zwei Ver-
anstalterkategorien geben: Nicht-konzessionierte Veranstalter, die nur 
eine Meldepflicht haben, sowie konzessionierte Veranstalter mit Leis-
tungsauftrag und Abgabenanteil (vgl. Bundesrat, 2021b, S. 3–4). Dies 
betrifft insbesondere den Bereich der kommerziellen Lokalradios, in 
dem es bislang auch konzessionierte Veranstalter mit Leistungsauftrag 
ohne Abgabenanteil gab. In Zukunft soll in jedem Radio-Versorgungs-
gebiet nur noch eine Konzession mit Leistungsauftrag und Abgaben-
anteil vergeben werden. Als Gründe für die geplanten Anpassungen 
werden neben den veränderten technischen Rahmenbedingungen un-
ter anderem auch die rückläufigen Werbeeinnahmen genannt, die es 
kommerziellen Lokalradios erschweren, ein «umfassendes und rele-
vantes Regionalinformationsangebot» bereitzustellen und ihren Leis-
tungsauftrag zu erfüllen (vgl. Bundesrat, 2021b, S. 4). 

Wenn im Konzessionierungsverfahren mehrere Bewerbungen für 
dieselbe Konzession eingehen, die hinsichtlich der Erfüllung des Leis-
tungsauftrags gleichwertig sind, wird jener Bewerber bevorzugt, der 
die Meinungs- und Angebotsvielfalt am meisten bereichert (vgl. Art. 45 
Abs. 3 S. 2 RTVG). Die Bereicherung der Meinungs- und Angebotsviel-
falt ist somit als «Präferenzkriterium» zu sehen (Hager, 2016, § 3 Rn. 
161). Der Fähigkeit, den Leistungsauftrag zu erfüllen, ist demnach ein 
höheres Gewicht beizumessen als der Frage nach der Medienkonzent-
ration (vgl. Bundesrat, 2013, S. 5028). Laut Bundesrat soll damit «den 
kleinräumigen Gegebenheiten in der Schweiz und der Tatsache Rech-
nung getragen werden, dass in einzelnen Gebieten aus ökonomischen 
Gründen nur ein Medienhaus, das gleichzeitig mehrere Medien her-
ausgibt bzw. betreibt, bestehen kann» (Bundesrat, 2013, S. 5028). 
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Mit dieser Regel kann also das Kriterium der Meinungs- und Ange-
botsvielfalt in das Konzessionierungsverfahren miteinbezogen wer-
den. Bis zur Teilrevision des RTVG im 2016 war die Nicht-Gefährdung 
der Meinungs- und Angebotsvielfalt sogar Voraussetzung für die Er-
teilung einer Rundfunkkonzession (vgl. Art. 44 Abs. 1 lit. g RTVG). 
Nun wird im Konzessionierungsverfahren nicht mehr grundsätzlich 
im Voraus geprüft, ob die Meinungs- und Angebotsvielfalt gefährdet 
wird. Die alte Vorschrift sollte als zentrales Instrument zur Bekämp-
fung der Medienkonzentration dienen (vgl. Nobel & Weber, 2021, § 8 
Rn. 68), war aber bis zu ihrer Abschaffung bei keiner Entscheidung 
über die Konzessionserteilung tatsächlich ausschlaggebend gewesen 
(vgl. Hager, 2016, § 4 Rn. 296). Sie wurde unter anderem mit der Be-
gründung abgeschafft, dass die Prüfung dieser Konzessionsvorausset-
zung als «sehr zeit- und kostenaufwendig» angesehen wurde (Bundes-
rat, 2013, S. 5029). Mögliche Verzögerungen des Konzessionierungsver-
fahrens resultierten unter anderem aus der notwendigen Konsultation 
der WEKO zur Beurteilung der markbeherrschenden Stellung nach 
Art. 74 Abs. 2 RTVG (vgl. Bundesrat, 2013, S: 5029; Heinemann, 2018, 
S. 47–48, siehe auch weiter unten). Die Abschaffung dieser Vorschrift 
entspreche eher dem «vom Gesetzgeber favorisierten Grundsatz, wo-
nach die Priorität bei der Auswahl von Konzessionären auf der Erfül-
lung des Leistungsauftrages liegen und erst in zweiter Linie die Frage 
der Medienkonzentration ausschlaggebend sein soll» (Bundesrat, 2013, 
S. 4993; vgl. auch Art. 45 Abs. 3 RTVG). Hager (2016) zufolge resultierte 
die Aufhebung dieser Bestimmung jedoch in einer «Entschärfung des 
Rundfunkkonzentrationsrechts» (§ 3 Rn. 159). 

Für die Medienkonzentrationskontrolle ist darüber hinaus die soge-
nannte «Zwei plus zwei»-Regel zentral, die den Erwerb von Rundfunk-
konzessionen einschränkt. Demnach darf ein Veranstalter von Radio- 
und Fernsehprogrammen bzw. das Unternehmen, dem er gehört, ma-
ximal je zwei Fernsehkonzessionen und zwei Radiokonzessionen er-
werben (vgl. Art. 44 Abs. 3 RTVG). Die Regel wurde bei der Totalrevi-
sion des RTVG 2007 mit dem Ziel eingeführt, «der Medienkonzentra-
tion auch quantitativ beizukommen» und horizontale Konzentration 
zu verhindern (Bundesrat, 2013, S. 5029). Angesichts zunehmender di-
gitaler Verbreitungstechnologien wurde diese Vorschrift bereits in der 
Teilrevision des RTVG von 2016 abgeschwächt, sodass der Bundesrat 
ausnahmeweise die Erteilung einer Konzession erlauben kann, wenn 
diese die Einführung neuer Verbreitungstechnologien fördert (vgl. 
Art. 44 Abs. 3 S. 2 RTVG). Laut Parlamentsbeschluss vom Juni 2021 soll 
die «Zwei plus zwei»-Regel nun aber vollständig aufgehoben werden, 
vorbehaltlich eines Referendums. In den vergangenen Jahren war die 
«Zwei plus zwei»-Regel bereits wiederholt Gegenstand von Diskussio-
nen (vgl. Gerber et al., 2021). Beispielsweise wurde kritisiert, dass sie in 
Zeiten der Digitalisierung nicht mehr zeitgemäß sei und teils sinnvolle 
Kooperationsformen verhindern würde (Leuthard, 2017). Daher sah 
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bereits das gescheiterte BGeM von 2018 eine Streichung der Regel vor. 
Mit dem im Juni 2021 vom Parlament beschlossenen «Massnahmenpa-
ket zugunsten der Medien» soll die «Zwei plus zwei»-Regel aufgeho-
ben werden, um eine möglichst effiziente Nutzung von organisatori-
schen, personellen und finanziellen Ressourcen zu ermöglichen (vgl. 
BAKOM, 2017, S. 3). Zudem existiere mit der Berücksichtigung der 
Meinungs- und Angebotsvielfalt als nachrangiges Kriterium bei gleich-
wertigen Bewerbungen im Konzessionierungsverfahren bereits «ein 
griffiges Instrument, um dennoch eine Konzentration von Konzessio-
nen zu verhindern» (Bundesrat, 2020, S. 4519). Die geplante Aufhebung 
kann im Kontext der graduellen Entfernung von Besitzbeschränkungen 
in der Medienkonzentrationsregulierung verschiedener Länder im 
Zuge der Konvergenz gesehen werden (vgl. Just, 2009). 

Neben den dargelegten Vorschriften zur Konzessionierung enthal-
ten auch die Bestimmungen zur Programmqualität von konzessionier-
ten Programmen vielfaltsrelevante Aspekte. So müssen dem Vielfalts-
gebot zufolge konzessionierte Programme in der Gesamtheit ihrer re-
daktionellen Sendungen die «Vielfalt der Ereignisse und Ansichten an-
gemessen zum Ausdruck bringen» (Art. 4 Abs. 4 S. 2 RTVG). Dies um-
fasst sowohl die Verpflichtung, einseitige Meinungstendenzen zu ver-
hindern, als auch den Auftrag, eine Vielfalt an Meinungen und An-
schauungen der Gesellschaft zu präsentieren (vgl. Hager, 2018, S. 87). 
Konzessionierte Programmveranstalter können vom Vielfaltsgebot 
entbunden werden, wenn ein Versorgungsgebiet durch eine hinrei-
chende Anzahl von Programmen abgedeckt ist (vgl. Art. 4 Abs. 4 S. 2 
RTVG). Zugleich kann das UVEK in Konzessionen für konzessionierte 
Programmveranstalter mit Abgabenanteil weitere Pflichten festlegen, 
die der «Wahrung der Meinungs- und Angebotsvielfalt» dienen 
(Art. 41 Abs. 2 RTVV). 

Insgesamt können durch das Konzessionssystem in der Schweiz und 
die damit verbundenen vielfaltsrelevanten Bestimmungen bestimmte 
Inhalte über Leistungsaufträge anhand gesetzlich festgelegter Kriterien 
gefördert werden. Diese Form der Förderung weist gewisse Ähnlich-
keiten mit den neuen Regelungen für Public-Value-Inhalte im MStV 
auf, worauf auch in der medienpolitischen Debatte in Deutschland zum 
MStV verwiesen wurde (vgl. die medienanstalten, 2020, S. 80). 
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1.3 Maßnahmen gegen Gefährdung der Meinungs-  
und Angebotsvielfalt 

Neben diesen für die Medienkonzentrationskontrolle relevanten Rege-
lungen, die sich auf das Konzessionssystem und damit auf die Markt-
struktur beziehen, enthält das RTVG auch explizit «Massnahmen ge-
gen die Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt», die am 
Marktverhalten anknüpfen (vgl. Art. 74 und 75 RTVG). Die Bestim-
mungen traten im Rahmen der Totalrevision des RTVG 2007 in Kraft 
und sind Ausdruck des verfassungsrechtlichen Vielfaltsgebot des 
Rundfunks. Ihre jedoch geringe praktische Bedeutung wird unter an-
derem darin gesehen, dass sie nur den Missbrauch einer marktbeherr-
schenden Stellung betreffen, nicht aber Unternehmenszusammen-
schlüsse oder unzulässige Wettbewerbsabreden (vgl. Nobel & Weber, 
2021, § 8 Rn. 84). Nach der Aufhebung der verpflichtenden Überprü-
fung der Nicht-Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt im 
Konzessionierungsverfahren (vgl. Art. 44 Abs. 1 lit. g RTVG), die eine 
Anwendung von Art. 74 RTVG im Konzessionierungsverfahren vor-
sah, wird dieser nun «nur noch zu Anwendung gelangen, wenn außer-
halb des Konzessionierungsverfahrens Anzeichen für eine Gefährdung 
der Meinungs- und Angebotsvielfalt bestehen» (Hager, 2016, § 3 Rn. 
171). Wann genau das BAKOM hier eingreifen würde, ist allerdings 
mangels klarer Aufgreifkriterien und fehlender Rechtspraxis unklar, 
sodass die Möglichkeit besteht, dass die «Massnahmen gegen die Ge-
fährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt» zu «rein symbolischen 
Bestimmungen verkommen, die in der Praxis nicht angewendet wer-
den» (Hager, 2016, § 3 Rn. 171). 

Auch wenn Art. 74 und 75 RTVG ausdrücklich als «Massnahmen ge-
gen die Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt» betitelt sind, 
sind die Begriffe der Meinungs- und Angebotsvielfalt nicht explizit de-
finiert. Die Botschaft des Bundesrats hält hier beispielsweise lediglich 
fest, dass der «Pluralismus der Medien […] ein möglichst großes Spekt-
rum der verschiedenen gesellschaftlichen, politischen, kulturellen und 
weltanschaulichen Strömungen zum Ausdruck bringen soll» (Bundes-
rat, 2002, S. 1645). Jedenfalls soll eine Gefährdung der Meinungs- und 
Angebotsvielfalt vorliegen, «wenn ein Programmveranstalter im rele-
vanten Markt seine beherrschende Stellung missbraucht» (Art. 74 Abs. 
1 lit. a RTVG) oder «ein Programmveranstalter oder eine andere im Ra-
dio- und Fernsehmarkt tätige Unternehmung ihre beherrschende Stel-
lung in einem oder mehreren medienrelevanten Märkten missbraucht» 
(Art. 74 Abs. 1 lit. b RTVG). Damit sind für eine Gefährdung der Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt die marktbeherrschende Stellung eines 
Unternehmens sowie deren Missbrauch innerhalb des eigenen oder ei-
nes anderen relevanten Marktes zentral. Durch diese gesetzlich beab-
sichtigte «multimediale Betrachtungsweise» (Bundesrat, 2002, S. 1647) 
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kann also auch eine Gefährdung angenommen werden, wenn ein im 
Radio- und Fernsehmarkt tätiges Unternehmen eine marktbeherr-
schende Stellung im Zeitungsmarkt oder einem vor- und nachgelager-
ten Markt, wie dem Rechte- und Verbreitungsmarkt, hat und diese 
missbraucht (vgl. Hager, 2018, S. 73). Sowohl horizontale als auch dia-
gonale und vertikale Konzentration sollen so erfasst werden können 
(vgl. Bundesrat, 2002, S. 1730). Insgesamt werden hier also medienrele-
vante Märkte in die Betrachtung miteinbezogen, aber nicht wie in 
Deutschland in Relation zum Fernsehen gesetzt, sondern anhand von 
kartellrechtlichen Maßstäben betrachtet. Allerdings darf der Bund «ne-
gative Auswirkungen eines multimedialen Monopols, das sich auf 
Rundfunk und Presse bezieht, nur durch Interventionen auf der Rund-
funkseite» korrigieren (Bundesrat, 2002, S. 1647). Dies sei laut Nobel 
und Weber (2021, § 8 Rn. 66) ein möglicher Grund, warum diesen Best-
immungen in der Praxis nur eine geringe Bedeutung zukomme. 

Der Begriff der marktbeherrschenden Stellung im RTVG entspricht 
demjenigen des KG (vgl. Art. 74 Abs. 2 RTVG). Ein Unternehmen ist 
demnach marktbeherrschend, «wenn es auf einem Markt als Anbieter 
oder Nachfrager in der Lage […] [ist], sich von andern Marktteilneh-
mern (Mitbewerbern, Anbietern oder Nachfragern) in wesentlichem 
Umfang unabhängig zu verhalten» (Art. 4 Abs. 2 KG) (siehe Kapitel 2.2 
zur Ermittlung der marktbeherrschenden Stellung im Wettbewerbs-
recht). Für die Beurteilung einer marktbeherrschenden Stellung ist zu-
nächst der relevante Markt und anschließend die Stellung auf diesem 
Markt zu ermitteln. Dazu konsultiert das UVEK die WEKO, die für ihre 
Beurteilung «kartellrechtliche Grundsätze» anwendet (Art. 74 Abs. 2 
RTVG), wie das RTVG seit seiner Teilrevision 2016 ausdrücklich klar-
stellt. In der Absicht, die Tätigkeiten von WEKO und UVEK begrifflich 
voneinander abzugrenzen, wurde 2016 der Titel des Gliederungsab-
schnitts ausdrücklich umbenannt und zwar von «Massnahmen gegen 
die Medienkonzentration» zu «Massnahmen gegen die Gefährdung 
der Meinungs- und Angebotsvielfalt» (vgl. Bundesrat, 2013, S. 5033). 
Für die Beurteilung der marktbeherrschenden Stellung im Medienbe-
reich zog die WEKO bislang insbesondere Marktanteile heran, die an-
hand der Reichweiten von Medien ermittelt wurden (vgl. Hager, 2018, 
S. 76). Das RTVG verzichtet bewusst auf gesetzlich verankerte Markt-
anteilsgrenzen (vgl. Bundesrat, 2002, S. 1647). 

Für die Ermittlung des relevanten Marktes bzw. die Abgrenzung der 
relevanten Medienmärkte ist seit der Teilrevision des RTVG 2016 expli-
zit die WEKO zuständig (vgl. Bundesrat, 2013, S. 5033). In der Vergan-
genheit hatte noch das UVEK bzw. das BAKOM die Marktabgrenzung 
vorgenommen und dabei folgende acht Medienmärkte bestimmt, von 
denen jeweils vier Nutzungsmärkte und vier Werbemärkte darstellten:  
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Den Lesermarkt für lokal-regionale Informationen, den Hörermarkt für 
lokal-regionale Informationen, den Zuschauermarkt für lokal-regio-
nale Informationen, den Markt für Nutzer:innen von Informations-
plattformen im Internet, den Markt für Printwerbung, den Markt für 
Radiowerbung, den Markt für Fernsehwerbung und den Markt für On-
line-Werbung (vgl. UVEK, 2013, S. 23–25; WEKO, 2011, S. 456). Eine 
solche Marktabgrenzung sei nach Einschätzung von Hager (2018, S. 75) 
eher ökonomischen Kriterien gefolgt; es sei daher zu vermuten, dass 
die Marktabgrenzung der nun dafür zuständigen WEKO ähnlich aus-
fallen würde. Bisher hat die WEKO noch keine Marktabgrenzung nach 
Art. 74 RTVG vorgenommen. Im Rahmen ihrer bisherigen wettbe-
werbsrechtlichen Zusammenschlusskontrolle im Medienbereich hatte 
die WEKO «jeweils [...] zahlreiche medienspezifische Teilmärkte unter-
schieden und sich so gegen eine weite Marktabgrenzung i. S. eines In-
formations- und Meinungsmarkts ausgesprochen» (vgl. Hager, 2018, S. 
75). Im Vergleich zur Bestimmung der medienrelevanten verwandten 
Märkte durch die KEK in Deutschland wurde bei der Medienmarktab-
grenzung in der Schweiz also bislang pro Mediengattung zwischen 
dem jeweiligen Rezipienten- und Werbemarkt differenziert. Diese Dif-
ferenzierung in Teilmärkte wurde in der rechtswissenschaftlichen Lite-
ratur teils kritisch diskutiert (vgl. Hager, 2018, S. 75; Kellermüller, 2007, 
S. 63; Weber, 2008, Art. 74 Rn. 20). In diesem Zusammenhang wurde 
auch über die mögliche Konzeptualisierung eines «Informationsmark-
tes» diskutiert, der Zeitungen, Radio, Fernsehen und Internet umfassen 
sollte – eine Idee, die sich jedoch nicht durchsetzen konnte (vgl. Nobel 
& Weber, 2021, § 8 Rn. 17). Das Prinzip eines solchen Informations-
marktes hätte gewisse Ähnlichkeiten zum zwischenzeitlich in Deutsch-
land diskutierten Gesamtmeinungsmarkt aufgewiesen. 

Sofern eine marktbeherrschende Stellung vorliegt, muss das UVEK 
prüfen, ob diese «tatsächlich die Vielfalt gefährdet» (Bundesrat, 2002, 
S. 1731). Der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung im Sinne 
von Art. 7 KG (siehe Kapitel 2.2) ist zwar ein Indiz für die Verletzung 
des medienrechtlichen Vielfaltsgebots (vgl. Heinemann, 2018, S. 46), je-
doch ist letztlich nicht der kartellrechtliche, sondern ein vom UVEK 
entwickelter publizistischer Missbrauchsbegriff ausschlaggebend, der 
in der Rechtsprechung bestätigt worden ist (vgl. z. B. Bundesverwal-
tungsgericht, 2012, S. 16–18). Für den publizistischen Missbrauchsbe-
griff ist die Frage zentral, ob ein Medienunternehmen die freie und um-
fassende Meinungs- und Willensbildung der Mediennutzer systema-
tisch einschränkt. Dies sei der Fall, «wenn den verschiedenen Meinun-
gen und Interessen kein chancengleicher publizistischer Zugang ge-
währt werde, relevante Themen einseitig dargestellt oder ignoriert 
werden, oder wenn mittels einer einseitigen Auswahl von Meinungen 
und Akteuren versucht werde, demokratische Entscheidungsprozesse 
zu beeinflussen, ohne dass diese Absicht transparent gemacht werde» 
oder die allgemeinen Grundsätze journalistischen Handelns verletzt 
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würden (Bundesverwaltungsgericht, 2012, S. 16). Anders als in 
Deutschland, wo das Erreichen einer vorherrschenden Meinungsmacht 
an sich bereits Eingriffe begründen kann, ist in der Schweiz für Ein-
griffe somit explizit ein Missbrauch einer marktbeherrschenden Stel-
lung Voraussetzung. Bisher wurde noch in keinem Fall eine Gefähr-
dung der Meinungs- und Angebotsvielfalt durch einen solchen Miss-
brauch festgestellt (vgl. Hager, 2018, S. 77).  

Wenn eine Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt vor-
liegt, kann das UVEK dem entsprechenden Programmveranstalter ge-
genüber folgende Maßnahmen ergreifen (vgl. Art. 75 Abs. 2 RTVG): 
Vielfaltssichernde Maßnahmen «wie die Einräumung von Sendezeit 
für Dritte oder die Zusammenarbeit mit anderen Marktteilnehmern 
[…], Massnahmen gegen Konzernjournalismus […], wie den Erlass ei-
nes Redaktionsstatuts zur Absicherung der redaktionellen Freiheit» 
oder «bei offensichtlichem Ungenügen solcher Massnahmen» die An-
passung der «unternehmerischen und organisatorischen Strukturen». 
Als Maßnahme «der höchsten Eingriffsintensität» kann ein Unterneh-
men also dazu verpflichtet werden, die wirtschaftliche Kontrolle über 
bestimmte Bereiche oder Beteiligungen des Unternehmens abzugeben 
und diese aus dem Unternehmen herauszulösen (vgl. Bundesrat, 2002, 
S. 1732). Ähnlich wie im MStV gibt es also einen Katalog an vielfaltssi-
chernden Maßnahmen mit unterschiedlicher Eingriffsintensität. 

Das UVEK muss aber nicht zwingend Maßnahmen ergreifen, wenn 
es eine Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt feststellt. Bei 
der Entscheidung darüber, ob und welche Massnahmen erlassen wer-
den, sind im Sinne eines «Modell[s] qualitativer Medienkonzentrati-
onsregulierung […] kumulativ verschiedene Kriterien zu berücksichti-
gen» (Kellermüller, 2007, S. 121). Die Maßnahmen müssen verhältnis-
mäßig und zumutbar sein. Dabei sei insbesondere zu berücksichtigen, 
«dass in der kleinräumig strukturierten Medienlandschaft der Schweiz 
aus ökonomischen Gründen gewisse Konzentrationstendenzen oft un-
umgänglich sind» (Bundesrat, 2002, S. 1731) und in gewissen Situatio-
nen «die konkrete Marktsituation keinen wirkungsvollen Wettbewerb 
erlaubt (z. B. Aktivitäten von Verlegern in Randregionen)» (Bundesrat, 
2002, S. 1647). 

Die insbesondere in Art. 74 RTVG verankerte «direkte Verknüp-
fung» (Heinemann, 2018, S. 46) und «Überlagerung» (Kellermüller, 
2007, S. 127) von Medien- und Wettbewerbsrecht mit ihren jeweils un-
terschiedlichen Zielsetzungen wird kritisch und als konzeptionell frag-
würdiger Versuch gesehen, «mithilfe eines kartellrechtlichen Instru-
ments (Missbrauch von Marktmacht) ein medienpolitisches Anliegen 
(Sicherung von publizistischer Vielfalt) zu erreichen» (Hager, 2018, S. 
78). So wird kritisiert, dass es neben dem Verweis auf das Wettbewerbs-
recht «keinerlei Anhaltspunkte [gebe], nach welchen weiteren (publi-
zistischen) Kriterien letztlich über die zu ergreifenden Massnahmen zu 
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entscheiden ist» (Kellermüller, 2007, S. 140). Die WEKO hat vor diesem 
Hintergrund wiederholt eine grundsätzliche Trennung von Wettbe-
werbs- und Medienrecht gefordert. Wettbewerbsrechtliche Kriterien 
wie die Marktbeherrschung seien demnach für die Beurteilung, ob eine 
Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt vorliege, wenig ge-
eignet (vgl. WEKO, 2012, S. 2). Laut WEKO führe ihre Einbeziehung in 
die medienkonzentrationsrechtliche Prüfung zudem wegen des hohen 
Aufwands für die Beurteilung der Marktstellung eines Unternehmens 
auf Medienmärkten zu Verfahrensverzögerungen. Sie hatte daher be-
reits 2012 empfohlen, «aus Gründen der Verfahrensökonomie […] das 
RTVG dahingehend anzupassen, dass eine Konsultation der WEKO 
zur Frage der Marktbeherrschung nicht mehr a priori vor der Prüfung 
eines Missbrauchs erfolgen muss» (WEKO, 2012, S. 3). Dies insbeson-
dere auch vor dem Hintergrund, dass «in der Vergangenheit ein publi-
zistischer Missbrauch stets verneint wurde und dadurch die Abgren-
zung der relevanten Medienmärkte sowie die Prüfung der Marktstel-
lung hätte entfallen können» (Hager, 2018, S. 79). 

Darüber hinaus werden auch die grundsätzlichen Annahmen hinter 
den Art. 74 und 75 RTVG kritisiert. Konkret ließen diese außer Acht, 
dass eine marktbeherrschende Stellung eines Unternehmens aus medi-
enpolitischer Sicht nicht zwangsweise problematisch sein müsse, da 
auch marktbeherrschende Unternehmen Interesse haben könnten, ein 
vielfältiges Angebot anzubieten (vgl. Hager, 2018, S. 78). Gleichzeitig 
müsse Anbietervielfalt nicht unbedingt zu Angebotsvielfalt führen, 
beispielsweise wenn verschiedene Unternehmen zur Erreichung der 
gleichen Zielgruppe homogene Angebote zur Verfügung stellen (vgl. 
WEKO, 2012, S. 2). Solche Fälle würden aber bei fehlender marktbe-
herrschender Stellung der jeweiligen Unternehmen nicht von Art. 74 
RTVG erfasst. Darüber hinaus wird aufgrund des Fehlens von klaren 
Aufgreif- und Eingreifschwellen für die Anwendung des Art. 74 RTVG 
und durch das Fehlen einer Definition von Meinungs- und Angebots-
vielfalt Rechtsunsicherheit moniert (vgl. Hager, 2018, S. 78–88 für de-
taillierte Kritik; Nobel & Weber, 2021, § 8 Rn. 79).  

Um den zuständigen Behörden ein rechtzeitiges Erkennen von Kon-
zentrationstendenzen zu ermöglichen (vgl. Bundesrat, 2002, S. 1647), 
sieht das RTVG Melde-, Auskunfts- und Berichterstattungspflichten 
vor. So müssen Veranstalter schweizerischer Programme dem BAKOM 
unter anderem sämtliche Änderungen des Kapitals und der Stimm-
rechtsverhältnisse sowie namhafte Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen melden (vgl. Art. 16 RTVG). Dies ist vergleichbar mit der ge-
nerellen Anmeldepflicht für Veränderungen von Beteiligungsverhält-
nissen von Medienunternehmen in Deutschland oder in Österreich, die 
für mehr Transparenz sorgen soll. 
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Zu den Maßnahmen zur Schaffung von Transparenz über Beteili-
gungsverhältnisse im Medienbereich zählt auch die seit 2017 im Auf-
trag des BAKOM jährlich durchgeführte Studie «Medienmonitor 
Schweiz». Sie soll den «medialen Beitrag zur Meinungsbildung» mes-
sen und Aufschluss «zur Meinungsmacht der Medienkonzerne» geben 
(Medienmonitor Schweiz, 2021, o. S.). Der Medienmonitor «untersucht 
die Leistungen der Medien für die Meinungsbildung in der Schweiz 
und dokumentiert Kräfteverhältnisse und unternehmerische Verflech-
tungen im Medienmarkt» (BAKOM, 2020, o. S.). Unter anderem doku-
mentiert er in einer Beteiligungsdatenbank die Verflechtungen und Ei-
gentumsverhältnisse von schweizerischen Medienunternehmen (vgl. 
Medienmonitor Schweiz, 2021, o. S.) — vergleichbar mit der Medien-
datenbank der deutschen KEK. Vor allem bietet der Medienmonitor 
eine Konzeptualisierung von Meinungsmacht: Diese wird im Wesent-
lichen durch «qualitative Markenleistung» und «quantitative Markt-
macht» von Medienunternehmen gefasst. Dabei wird die qualitative 
Markenleistung durch Befragungen zur Bedeutung von schweizeri-
schen Medienmarken für die individuelle Meinungsbildung ermittelt; 
die quantitative Marktmacht auf Basis von Reichweitenstudien zu Kon-
taktleistungen der Medienmarken (vgl. Medienmonitor Schweiz, 2021, 
o. S.). Ähnlich wie im Medienvielfaltsmonitor der Landesmedienan-
stalten in Deutschland sollen also auch hier subjektive Bedeutungszu-
schreibungen der Nutzer:innen berücksichtigt werden. Weitere kon-
zeptionelle Ähnlichkeiten mit dem deutschen Medienvielfaltsmonitor 
waren laut erster Ausschreibung des BAKOM (2016) ausdrücklich 
möglich. 

1.4 Medienförderung im Kontext der  
Plattformisierung 

Die Rolle von Intermediären und Plattformen wird in der schweizeri-
schen Medienpolitik verstärkt beobachtet und evaluiert, wie eine Reihe 
von Studien zeigt, die das BAKOM in Auftrag gegeben hat. Dazu zäh-
len unter anderem ein Bericht zur «zivilrechtlichen Verantwortung von 
Providern» 2015 und zur «Standortbestimmung zur rechtlichen Basis 
für Social Media» 2017. Im Jahr 2020 folgten Studien zu den Themen 
«Künstliche Intelligenz, Intermediäre und Öffentlichkeit», zur «Wir-
kung von Tech-Informations-Intermediären auf die (Schweizer) Öffent-
lichkeit – Chancen und Risiken», zur «Governance von Informations-
Intermediären» und zur «Beurteilung der bestehenden Regulierungs-
normen und Regulierungsoptionen für Intermediäre in der Schweiz» 
(vgl. BAKOM, 2021). 
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Allerdings hat die schweizerische Medienpolitik angesichts der kon-
vergenten und veränderten Medienlandschaft, der wachsenden Bedeu-
tung von Intermediären und Plattformen und dem damit verbundenen 
sinkenden Werbeeinnahmen der einheimischen Medien bislang nicht 
mit einer expliziten Adressierung von Intermediären und Plattformen 
im RTVG reagiert. Dies steht auch im Einklang mit der generellen Ten-
denz der Schweiz zur Zurückhaltung in der Regulierung des Online-
Bereichs oder im Medien- und Telekommunikationsbereich (vgl. Blum 
& Prinzig, 2020, S. 1335; Heinemann, 2015, S. 210; Just & Puppis, 2019, 
S. 5846). Zudem ist die Schweiz, anders als die EU-Mitgliedsstaaten, 
nicht zur Umsetzung der AVMD-Richtlinie verpflichtet und plant of-
fenbar auch keinen autonomen Nachvollzug; weder das RTVG noch 
das neu geplante Bundesgesetz über die Förderung von Online-Medien 
(BFOM) enthalten spezifische Regelungen für Video-on-Demand-
Dienste oder Videoplattformdienste (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4515). 
Stattdessen liegt der Fokus verstärkt auf dem Schutz und der technolo-
gieneutralen Förderung einheimischer Medien im Sinne einer Stärkung 
des Medienstandorts Schweiz, unter anderem durch eine Förderung 
tragfähiger Geschäftsmodelle und von Service-public-Angeboten so-
wie deren Auffindbarkeit. Zwei in diesem Kontext entstandene Geset-
zesvorhaben werden im Folgenden erläutert, zum einen das geschei-
terte BGeM und zum anderen das kürzlich beschlossene Maßnahmen-
paket zugunsten der Medien. 

Gescheitertes Bundesgesetz über elektronische Medien 

Im Juni 2018 stellte der Bundesrat einen Vorentwurf für ein neues Bun-
desgesetz über elektronische Medien (BGeM) vor, welches das RTVG 
ablösen und auch für den Online-Bereich gelten sollte. Das BGeM 
wurde kontrovers diskutiert und letztlich nicht umgesetzt (vgl. Heidel-
berger, 2021). An seine Stelle trat das kürzlich beschlossene «Massnah-
menpaket zugunsten der Medien» (siehe unten). Das BGeM sollte laut 
Entwurf «zur Vielfalt an schweizerischen Medien beitragen, die Quali-
tät von elektronischen Medien fördern und dadurch einen Beitrag an 
die demokratische, soziale und kulturelle Entwicklung der Schweiz 
leisten» (Art. 1 Abs. 1 BGeM-E). Zu den Zielen des BGeM zählte konk-
ret, «ein inhaltlich breites, vielfältiges und umfassendes schweizeri-
sches Medienangebot» in einer digitalen Medienordnung sicherzustel-
len, sowohl hinsichtlich Themen als auch Meinungen (UVEK, 2018, S. 
12). Zudem sollten die «Vielfalt an schweizerischen Medienanbieterin-
nen und Medienangeboten» und «demokratie- und gesellschaftspoli-
tisch relevante Inhalte» auf nationaler und regionaler Ebene gestärkt 
werden (UVEK, 2018, S. 12). 
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Im Zentrum des BGeM standen Maßnahmen der direkten und indi-
rekten Medienförderung. Diese sollten sich nicht mehr nur an Radio- 
und Fernsehanbieter richten, sondern an sämtliche elektronische Me-
dien, also an «Medienangebote, die fernmeldetechnisch übertragen 
werden und für die Allgemeinheit bestimmt» sind (Art. 1 Abs. 2 BGeM-
E). Den größten Anteil der Förderung sollte weiterhin die SRG erhalten 
(vgl. UVEK, 2018, S. 14). Vor allem aber sollten neu sämtliche elektro-
nische Medienangebote eine Förderung erhalten können, also auch On-
line-Medien, und zwar geknüpft an Leistungsvereinbarungen. Voraus-
setzung dafür sollte sein, dass die Medienangebote «im Wesentlichen 
mit Audio- und audiovisuellen Medienbeiträgen erbracht» werden, 
sich «publizistisch auf den lokalen, regionalen oder sprachregionalen 
Raum beziehen» und im Rahmen einer Leistungsvereinbarung «einen 
besonderen Beitrag zur demokratischen Meinungs- und Willensbil-
dung, zur kulturellen Teilhabe und zur gesellschaftlichen Integration 
leisten» (vgl. Art. 46 Abs. 1 BGeM-E). Diese Medienanbieter mit einer 
Leistungsvereinbarung und die SRG sollten allgemein dazu verpflich-
tet werden, «die Vielfalt der Ereignisse und Ansichten in der Gesamt-
heit ihrer Medienbeiträge angemessen zum Ausdruck [zu] bringen» 
(Art. 20 Abs. 1 BGeM-E). In anderen Worten sollten im Sinne eines «gat-
tungsübergreifenden Service public» (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4506) för-
derungswürdige Service-public-Angebote sowohl über den Rundfunk 
als auch online erbracht werden können. Damit beabsichtigt war ein 
«technologieneutrale[r] Ansatz», in dem Radio, Fernsehen und Online 
als «gleichwertige Verbreitungskanäle» anerkannt werden (Puppis & 
Bürdel, 2019, S. 42). Die Medienförderung sollte über die Abgabe für 
elektronische Medien finanziert werden, wie die Abgabe für Radio und 
Fernsehen neu heißen sollte (vgl. UVEK, 2018, S. 18). Vom Geltungsbe-
reich sollten Anbieter ohne Leistungsvereinbarung ausgenommen wer-
den. Auch sollte die Meldepflicht für nicht geförderte Radio- und Fern-
sehveranstalter abgeschafft werden (vgl. UVEK, 2018, S. 17). 

Die Leistungsvereinbarungen sollten konkret mit Anbietern von Me-
dienangeboten mit regionalen Informationsleistungen, mit Medienan-
geboten für bestimmte Bevölkerungsgruppen sowie mit partizipativen 
Medienangeboten geschlossen werden können (vgl. Art. 46 Abs. 4 
BGeM-E). Für die Erteilung und Aufsicht der Leistungsaufträge sah das 
Gesetz die Schaffung einer unabhängigen Regulierungs- und Auf-
sichtsbehörde für die elektronischen Medien vor (Kommission für 
elektronische Medien, KOMEM). Bei Gleichwertigkeit von Angeboten 
sollte die KOMEM anhand der «Bereicherung der Anbieter sowie Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt» über die Erteilung des Leistungsauftrags 
entscheiden (Art. 52 Abs. 3 BGeM-E). Diese Form der Berücksichtigung 
der Meinungs- und Angebotsvielfalt sollte anstelle der bisherigen Me-
dienkonzentrationskontrolle im RTVG treten, die sich laut Erläuterun-
gen zum Vorentwurf als «nicht griffig und effektiv herausgestellt» habe 
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(UVEK, 2018, S. 18). Auch war die Abschaffung der «Zwei plus zwei»-
Regel bereits durch das BGeM vorgesehen. 

Im Rahmen der indirekten Medienförderung sollten «auch Mass-
nahmen finanziell unterstützt werden, die die Qualität und die Auf-
findbarkeit der Medien fördern und dadurch die elektronischen Me-
dien insgesamt stärken» (UVEK, 2018, S. 15). In diesem Zusammen-
hang sollte die Entwicklung von innovativen IT-Lösungen gefördert 
werden, die die Beschaffung, Herstellung oder Verbreitung von jour-
nalistischen Inhalten ermöglichen oder optimieren oder die Auffind-
barkeit der Inhalte erleichtern, technisch offen sind und zur publizisti-
schen Vielfalt beitragen (vgl. Art. 74 Abs. 2 BGeM-E). Die Notwendig-
keit dafür ergäbe sich angesichts der starken Stellung und Prominenz 
von Intermediären (vgl. UVEK, 2018, S. 54). Über diese Erwähnung hin-
aus werden Intermediäre und Plattformen in der Erläuterung zum Ent-
wurf jedoch nicht direkt adressiert.  

Maßnahmenpaket zugunsten der Medien 

Nach dem Scheitern des BGeM entstand das bereits erwähnte «Mass-
nahmenpaket zugunsten der Medien», das im Juni 2021 vom Parlament 
beschlossen wurde. Gegen das Maßnahmenpaket wurde bereits ein Re-
ferendum gestartet, sodass noch unklar ist, wann es in Kraft treten wird 
(vgl. Burkhardt, 2021). In seiner grundlegenden Zielsetzung ähnelt es 
dem BGeM. Das Maßnahmenpaket zielt darauf ab, angesichts der 
«wichtige[n] staats- und demokratiepolitische[n] Funktion» von viel-
fältigen Medien die Rahmenbedingungen für die einheimischen Me-
dien zu verbessern (Bundesrat, 2020, S. 4486) und «zu einem vielfälti-
gen, gleichwertigen Medienangebot in allen Regionen und Landesspra-
chen in Radio, Fernsehen, Tages- und Wochenzeitungen sowie Online» 
beizutragen (Bundesrat, 2020, S. 4487). Insgesamt sollen die Maßnah-
men «der Qualität, der Sichtbarkeit und der Auffindbarkeit der schwei-
zerischen Medien» dienen (Bundesrat, 2020, S. 4486). Wie bereits er-
wähnt, sieht das Maßnahmenpaket gleichzeitig die Streichung der für 
das Medienkonzentrationsrecht zentralen «Zwei plus zwei»-Regel 
(Art. 44 Abs. 3 RTVG) vor. 

Das Maßnahmenpaket umfasst drei Säulen. Erstens soll die indirekte 
Presseförderung für die Regional- und Lokalpresse unter anderem 
durch Änderungen im Postgesetz ausgebaut werden. Zweitens soll ein 
Ausbau allgemeiner Maßnahmen zur Medienförderung im RTVG er-
folgen sowie drittens die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über 
die Förderung von Online-Medien. Auf die beiden letzten Bestandteile 
des Maßnahmenpakets wird im Folgenden näher eingegangen, da ins-
besondere diese unter dem Aspekt der Vielfaltssicherung diskutiert 
werden. 
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Vom Ausbau allgemeiner Maßnahmen der Medienförderung sollen 
alle elektronischen Medien profitieren, also auch Online-Medien (vgl. 
Bundesrat, 2020, S. 4487). So soll die bereits im BGeM-E als IT-Projekt-
förderung geplante Förderung von digitalen Infrastrukturen einge-
führt werden (vgl. Art. 76c Entwurf des RTVG im Maßnahmenpaket). 
Wie bereits im BGeM-Entwurf vorgesehen, soll dabei berücksichtigt 
werden, ob die Infrastruktur zur publizistischen Vielfalt beiträgt (vgl. 
Art. 76c Abs. 2 Entwurf des RTVG im Maßnahmenpaket). So könnte 
beispielsweise die Entwicklung einer gemeinsamen technischen Platt-
form von Medienanbietern gefördert werden, «um den Medienplatz 
Schweiz zu stärken, die Vielfalt der Angebote zu erhalten und deren 
Auffindbarkeit zu erleichtern» (Bundesrat, 2020, S. 4522). Auf diese 
Weise sollen laut Botschaft einheimische Medien angesichts der starken 
Konkurrenzstellung von internationalen Intermediären und Plattfor-
men wie Google und Facebook auf dem Werbemarkt gestärkt werden 
(vgl. Bundesrat, 2020, S. 4496). Diese Intermediäre und Plattformen 
seien «mächtige internationale Konzerne im Mediengeschäft […], die 
durch die Verwendung von Algorithmen das Medienangebot wie die 
Mediennutzung wesentlich prägen» und «klassische Medienanbiete-
rinnen unter Druck [setzen], in besonderem Masse die Presse» (Bun-
desrat, 2020, S. 4522). 

Darüber hinaus sieht das Maßnahmenpaket die Schaffung eines 
neuen Bundesgesetzes über die Förderung von Online-Medien (BFOM) 
vor. Das BFOM soll zur Bereicherung der publizistischen Vielfalt bei-
tragen (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4517) und konkret dazu, dass in allen 
Sprachregionen «vielfältige, für die Meinungsbildung relevante On-
line-Angebote» verfügbar sind (Bundesrat, 2020, S. 4523). Online-Me-
dienangebote werden als Medienangebote definiert, «die auf Abruf 
elektronisch verfügbar sind» (Art. 1 Abs. 1 BFOM-E). Konkret richtet 
sich die Förderung des BFOM an Medienanbieter, die eine Reihe «ob-
jektiver, inhaltlich neutraler Kriterien» erfüllen (vgl. Bundesrat, 2020, S. 
4534). Zu den Förderkriterien zählt beispielsweise, dass Medienange-
bote Publikumseinnahmen erzielen und eine Themenvielfalt aufweisen 
(vgl. Art. 1 Abs. 2 BFOM-E). Auf diese Weise sollen einheimische Me-
dienanbieter letztlich gegenüber Intermediären wie Google und Face-
book gestärkt werden, mit denen sie sich die Aufmerksamkeit des Pub-
likums teilen müssen (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4522–4523). Insbesondere 
sollen «nachhaltige Geschäftsmodelle angeschoben» und die Produk-
tion von journalistischen Inhalten incentiviert werden, für die eine Zah-
lungsbereitschaft besteht (vgl. Bundesrat, 2020, S. 4487). Die Beschrän-
kung auf bezahlte Online-Medienangebote war jedoch hoch umstritten, 
da so zentrale Online-Medien ohne Bezahlmodelle von der Förderung 
ausgeschlossen würden (vgl. Gerber & Gsteiger, 2021, o. S.). Zugleich 
beschränkt sich das BFOM anders als noch das BGeM nicht auf Online-
Medien mit Audio- und audiovisuellen Beiträgen. Dies löste im Zusam-
menhang mit den eingangs erwähnten verfassungsrechtlichen Fragen 
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in Bezug auf den Radio- und Fernsehartikel erneut Diskussionen über 
die Frage der Kompetenz des Bundesrats für die Regulierung des On-
line-Bereichs und insbesondere der Online-Presse aus (vgl. Gerber et 
al., 2021). 

2 Marktmachtkontrolle im  
Wettbewerbsrecht 

Wie in Deutschland erfolgt die Darstellung zum schweizerischen KG 
anhand der drei Säulen des Wettbewerbsrechts. Das KG beinhaltet Re-
geln gegen unzulässige Wettbewerbsabreden (vgl. Art. 5 und 6 KG), 
gegen missbräuchliches Verhalten marktbeherrschender Unternehmen 
(vgl. Art. 7 KG) und gegen Unternehmenszusammenschlüsse, die den 
Wettbewerb beschränken (vgl. Art. 9 und 10 KG). Vorläufer des heute 
geltenden Kartellgesetzes von 1995 (in Kraft seit 1. Februar 1996) waren 
die Kartellgesetze von 1962 und 1985. Änderungen erfuhr das Kartell-
gesetz von 1995 unter anderem durch eine Revision im Jahr 2003 (in 
Kraft seit 1. April 2004), die medienspezifischen Aufgreifkriterien im 
schweizerischen KG aufhob. Eine 2012 geplante Revision des KG schei-
terte. Aktuell ist eine Revision in Planung, mit der unter anderem die 
Zusammenschlusskontrolle modernisiert werden soll. Das KG enthält 
keine medienspezifischen Sonderbestimmungen; auch Intermediäre 
und Plattformen werden nicht explizit adressiert. Die 2021 beschlos-
sene Einführung des Konzepts der relativen Marktmacht und der ge-
plante SIEC-Test könnten ggf. hinsichtlich der Regulierung von Inter-
mediären und Plattformen Wirkung entfalten. 

Ziel des KG ist es, «volkswirtschaftlich oder sozial schädliche Aus-
wirkungen von Kartellen und anderen Wettbewerbsbeschränkungen 
zu verhindern und damit den Wettbewerb im Interesse einer freiheitli-
chen marktwirtschaftlichen Ordnung zu fördern» (Art. 1 KG). Das KG 
soll somit zentral der Sicherung oder Wiederherstellung wirksamen 
Wettbewerbs dienen und nicht der Gewährleistung außerwettbewerb-
licher Ziele wie der Meinungs- und Medienvielfalt (vgl. Heinemann, 
2018, S. 48). Entsprechend sieht das KG wie das deutsche GWB grund-
sätzlich nur die Anwendung ökonomischer Kriterien vor. Eine Berück-
sichtigung von anderen öffentlichen Interessen ist ausnahmsweise dem 
Bundesrat vorbehalten (vgl. Art. 8 und 11 KG, siehe untenstehende 
Ausführungen). 

Die zuständigen Wettbewerbsbehörden in der Schweiz sind die 
WEKO und ihr Sekretariat. Die WEKO ist eine unabhängige Bundesbe-
hörde, die administrativ dem Eidgenössischen Departement für Wirt-
schaft, Bildung und Forschung zugeordnet ist (vgl. 19 Abs. 2 KG). Das 
selbstständige Sekretariat der WEKO erfüllt als eigenständige Behörde 
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wichtige wettbewerbsbehördliche Aufgaben (vgl. Art. 23 KG). Im Un-
terschied zum deutschen GWB sieht das KG grundsätzlich keine Betei-
ligung anderer Behörden an Verfahren der WEKO vor. Die WEKO 
wird zwar vom UVEK konsultiert, tut dies aber nicht andersherum.  

2.1 Kartellverbot 

Das KG verbietet wettbewerbsbeschränkende Abreden. Unzulässig 
sind «Abreden, die den Wettbewerb auf einem Markt für bestimmte 
Waren oder Leistungen erheblich beeinträchtigen und sich nicht durch 
Gründe der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen lassen, sowie Abre-
den, die zur Beseitigung wirksamen Wettbewerbs führen» (Art. 5 Abs. 
1 KG). Abreden sind definiert als «rechtlich erzwingbare oder nicht er-
zwingbare Vereinbarungen sowie aufeinander abgestimmte Verhal-
tensweisen von Unternehmen gleicher oder verschiedener Marktstu-
fen, die eine Wettbewerbsbeschränkung bezwecken oder bewirken» 
(Art. 4 Abs. 1 KG). Damit sind ausdrücklich sowohl horizontale als 
auch vertikale Abreden vom Verbot unzulässiger Wettbewerbsabreden 
umfasst (vgl. Heinemann & Kellerhals, 2018, S. 26). 

Im Unterschied zum deutschen GWB sieht das KG keine Ausnahme 
vom Kartellverbot für Medienunternehmen vor. Auch stellt Medien-
vielfalt keinen Grund der «wirtschaftlichen Effizienz» dar, der nach 
Art. 5 Abs. 2 KG Wettbewerbsabreden rechtfertigen könnte (vgl. Hei-
nemann, 2020, S. 10). Eine Berücksichtigung von nicht-ökonomischen 
Gründen kann nur im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung durch 
den Bundesrat oder einer Spezialregel durch den Gesetzgeber erfolgen 
(vgl. Heinemann, 2020, S. 11). Daneben gibt es bislang auch keine kar-
tellrechtlichen Bestimmungen, die spezifisch auf Intermediäre oder auf 
die Digitalisierung der Märkte abzielen. 

Im Gegensatz dazu war im schweizerischen KG von 1985 noch der 
ehemalige Art. 25 KG enthalten, der auf Basis der sogenannten Saldo-
Methode eine ausdrückliche Einbeziehung von außerwettbewerbli-
chen Aspekten erlaubte. Demnach konnten Kartelle zulässig sein, wenn 
«nützliche Auswirkungen» (Art. 29 Abs. 2 KG von 1985) die negativen 
Auswirkungen überwogen. Ein Kartell war also nur als schädlich an-
zusehen, wenn die Abwägung aller positiven und negativen Folgen, 
inklusive außerwettbewerblicher Aspekte, einen negativen Saldo ergab 
(vgl. Heinemann & Kellerhals, 2018, S. 4). Im Wesentlichen erlaubte 
diese Methode eine Abwägung mit öffentlichen Interessen, die nicht 
ökonomisch sein mussten (vgl. Kellerhals, 2011, S. 295). Diese Methode 
wurde mit der Totalrevision des KG von 1995 zwar abgeschafft, doch 
dauern die Diskussionen über die Rolle weiterer öffentlicher Interessen 
im Wettbewerbsrecht weiterhin an (vgl. Heinemann, 2020). 
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Anders als bei der Ministererlaubnis in Deutschland, die sich auf die 
Zusammenschlusskontrolle beschränkt, kann in der Schweiz der Bun-
desrat sowohl Wettbewerbsabreden, Verhaltensweisen marktbeherr-
schender Unternehmen als auch Zusammenschlüsse ausnahmsweise 
genehmigen. So kann der Bundesrat ausnahmsweise Wettbewerbsab-
reden und Verhaltensweisen von marktbeherrschenden Unternehmen, 
die von der WEKO für unzulässig erklärt wurden, auf Antrag der be-
teiligten Unternehmen zulassen, «wenn sie in Ausnahmefällen notwen-
dig sind, um überwiegende öffentliche Interessen zu verwirklichen» 
(Art. 8 KG). Laut Botschaft des Bundesrats kommen dabei grundsätz-
lich auch kulturpolitische Erwägungen infrage, wie z. B. im Fall der 
Buchpreisbindung (vgl. Bundesrat, 1994, S. 577). Im Jahr 2007 lehnte 
der Bundesrat allerdings eine Ausnahmegenehmigung für die Buch-
preisbindung vom Kartellverbot ab, mit der Begründung, dass die 
Buchpreisbindung für die Erfüllung kulturpolitischer Aspekte wie der 
Titelvielfalt nicht notwendig sei (vgl. Bundesrat, 2007). Auch sonst hat 
der Bundesrat noch keine Ausnahmegenehmigungen erteilt (vgl. Hei-
nemann & Kellerhals, 2018, S. 60). 

2.2 Missbrauchsaufsicht 

Das KG sieht im Rahmen der Missbrauchskontrolle besondere Verhal-
tensanforderungen für Unternehmen mit marktbeherrschender Stel-
lung vor. Zentral ist hierfür Art. 7 KG. Dieser verbietet nicht eine 
marktbeherrschende Stellung an sich, sondern ihren Missbrauch. Der 
Begriff des Missbrauchs wird im schweizerischen Kartellgesetz nicht 
definiert. Die Formulierung von Art. 7 KG ist aber eng an das europäi-
sche Missbrauchsverbot (Art. 102 AEUV) angelehnt, insofern kann 
auch hier die Auslegung des EuGH als Orientierung dienen (vgl. Hei-
nemann & Kellerhals, 2018, S. 71). Anders als im deutschen GWB fin-
den die Besonderheiten mehrseitiger oder digitaler Märkte in der 
schweizerischen Missbrauchskontrolle keine explizite Berücksichti-
gung, insbesondere auch nicht in den Missbrauchstatbeständen (vgl. 
Art. 7 Abs. 2 KG). 

Zur Ermittlung der marktbeherrschenden Stellung muss der rele-
vante Markt abgegrenzt werden. In Bezug auf Medienmärkte tendierte 
die bisherige wettbewerbsrechtliche Marktabgrenzung durch die 
WEKO «zu einer feinen Fragmentierung und zu einer Vielzahl relevan-
ter Märkte, die durch das Sprachenkriterium in räumlicher Hinsicht 
noch einmal multipliziert werden» (Heinemann, 2018, S. 52). Zwar 
werde laut Heinemann (2018, S. 53) im Rahmen der Marktabgrenzung 
durch die WEKO die Medienkonvergenz nicht explizit berücksichtigt, 
doch werde bei der anschließenden Bestimmung der Marktbeherr-
schung der «Wettbewerbsdruck, der von benachbarten Medienmärk-
ten ausgeht», miteinbezogen. 
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Wie bereits erwähnt, ist ein Unternehmen marktbeherrschend, wenn 
es sich auf dem relevanten Markt gegenüber anderen Marktteilneh-
mern in wesentlichem Umfang unabhängig verhalten kann (vgl. Art. 4 
Abs. 2 KG). Marktbeherrschung wird dabei als «qualifizierte Form» der 
Marktmacht verstanden (Bundesrat, 1994, S. 548), die aber nicht im KG 
definiert ist. Laut WEKO übt Marktmacht aus, «wer über massgebli-
chen Markteinfluss verfügt», also wenn ein Unternehmen einen Markt 
«mehr als normal beeinflusst, aber noch nicht im Sinne von Art. 4 Abs. 
2 KG beherrscht» (WEKO, 2001, S. 90). 

Die Kriterien für die Ermittlung der marktbeherrschenden Stellung 
sind anders als im deutschen GWB nicht explizit im Gesetzeswortlaut 
festgehalten. Das KG enthält etwa keine Regeln, ab welchem Marktan-
teil eine Marktbeherrschung anzunehmen ist. Die Rechtsprechung des 
EuGH, wonach eine marktbeherrschende Stellung ab einem Marktan-
teil von 50 % anzunehmen ist, könnte aber als Orientierung dienen (vgl. 
Heinemann & Kellerhals, 2018, S. 66), ebenso wie die bisherige Ent-
scheidungspraxis der WEKO, die bei Marktanteilen von bis zu 50 % 
Marktbeherrschung regelmäßig verneint hat (vgl. Stäuble & Schraner, 
2018, S. 305). Damit liegt in der Schweiz die Schwelle generell höher als 
in Deutschland, wo 30 % gelten. Neben den absoluten und relativen 
Marktanteilen können in einer Gesamtwürdigung beispielsweise auch 
der potenzielle Wettbewerb, Marktzutrittsschranken, die Stellung der 
Marktgegenseite, die Unternehmensstruktur sowie das Marktverhalten 
berücksichtigt werden (vgl. Hager, 2018, S. 75; Heinemann & Keller-
hals, 2018, S. 66–67). 

Im März 2021 wurde die Einführung des im deutschen GWB bereits 
bestehenden Konzepts der «relativen Marktmacht» vom Schweizer 
Parlament beschlossen. Die Definition der relativen Marktmacht im KG 
orientiert sich wörtlich an § 20 des deutschen GWB. Ein relativ markt-
mächtiges Unternehmen ist demnach «ein Unternehmen, von dem an-
dere Unternehmen beim Angebot oder der Nachfrage einer Ware oder 
Leistung in einer Weise abhängig sind, dass keine ausreichenden und 
zumutbaren Möglichkeiten bestehen, auf andere Unternehmen auszu-
weichen» (Art. 4 Abs. 2bis KG). Neu gelten die besonderen Vorschrif-
ten des Art. 7 KG also nicht nur für marktbeherrschende Unternehmen, 
sondern auch für solche Unternehmen, von denen andere Unterneh-
men abhängig sind; der Anwendungsbereich des Missbrauchsverbots 
wird also erheblich erweitert (vgl. Stäuber & Burger, 2021). Trotz der 
Wortähnlichkeit zur Vorschrift des deutschen GWB wurde das Instru-
ment der relativen Marktmacht in das KG mit einer anderen Zielset-
zung eingeführt, nämlich im Kontext der kartellrechtlichen Absiche-
rung der Beschaffung von Waren im Ausland zu dortigen Preisen (vgl. 
Stäuber & Burger, 2021, S. 244–245). Für die Einbeziehung von Interme-
diären in die Gesetzgebung könnte die relative Marktmacht insofern 
relevant werden, als dass eine «internationale Online-Plattform […] da-
mit allenfalls als relativ marktmächtig gegenüber schweizerischen 
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Unternehmen eingestuft» werden könnte, beispielsweise hinsichtlich 
des Zugangs zu Daten (Bundesrat, 2021a, o. S.). 

2.3 Fusionskontrolle 

Das KG sieht in der Zusammenschlusskontrolle keine spezifischen Re-
gelungen für Medienunternehmen vor. Mit der Revision des KG von 
2003 wurden die medienspezifischen Aufgreifkriterien im schweizeri-
schen KG vollständig aufgehoben — anders als in Deutschland und Ös-
terreich, wo medienspezifische Aufgreifkriterien weiterhin existieren. 
Konkret waren bei der Beurteilung der Meldepflicht von Medienzu-
sammenschlüssen die Umsätze von Medienunternehmen mit dem Fak-
tor 20 zu multiplizieren (vgl. Art. 9 Abs. 2 KG a. F.). Für Zusammen-
schlüsse im Medienbereich galt also faktisch eine verschärfte Melde-
pflicht. Die WEKO hatte bereits vergleichsweise kleine Zusammen-
schlüsse von Medienunternehmen zu prüfen. Dahinter standen «medi-
enpolitische […] Überlegungen im Zusammenhang mit der fortschrei-
tenden Pressekonzentration» (Kellermüller, 2007, S. 118). Der Versuch, 
die Zusammenschlusskontrolle «zur Sicherung von Diversität im Me-
dienbereich» einzusetzen, führte dazu, dass die WEKO auch sehr 
kleine Zusammenschlüsse prüfen musste, was sich nicht bewährte (vgl. 
Heinemann, 2018, S. 58). Die WEKO befürwortete daher auch die mit 
der Revision von 2003 erfolgte Aufhebung der medienspezifischen 
Aufgreifschwellen, denn diese habe «in der Praxis zu einer Erwar-
tungshaltung im Hinblick auf eine Strukturerhaltung in einem Wirt-
schaftszweig» geführt, deren Erfüllung die WEKO aber nach eigenen 
Angaben nicht als ihre Aufgabe ansehe, da ihre Entscheidungen auf 
«wirtschaftliche[n] Effizienzgründe[n]» basieren müssten (WEKO, 
2001, S. 195). 

Heute gelten die allgemeinen Umsatzschwellen auch für die Melde-
pflicht von Medienunternehmen. Ein Zusammenschluss muss der 
WEKO gemeldet werden, wenn er bestimmte Umsatzschwellen er-
reicht (vgl. Art. 9 Abs. 1 KG), nämlich bei einem Umsatz der am Zu-
sammenschluss beteiligten Unternehmen von insgesamt zwei Milliar-
den CHF weltweit oder 500 Millionen CHF schweizweit oder bei zwei 
beteiligten Unternehmen bei einem Umsatz von jeweils 100 Millionen 
CHF schweizweit. Die Schwellen sind laut Heinemann (2018, S. 58) als 
vergleichsweise hoch einzuordnen; nur fünf Medienunternehmen in 
der Schweiz hätten 2015 die Umsatzschwelle von 100 Millionen CHF 
erreicht (vgl. Hager, 2016, § 3 Rn. 96). Nach Eingang der Meldung bei 
der WEKO prüft diese, ob durch den Zusammenschluss eine marktbe-
herrschende Stellung vorliegt, begründet oder verstärkt wird, durch 
die der wirksame Wettbewerb beseitigt werden kann (vgl. Art. 10 Abs. 
2 lit. a KG), also ob eine sogenannte «qualifizierte Marktbeherrschung» 
vorliegt. Im Falle einer solchen qualifizierten Marktbeherrschung kann 
die WEKO über eine Untersagung verfügen oder die Erfüllung von 
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Auflagen oder weiteren Bedingungen verlangen. Gleiches gilt, wenn 
der Zusammenschluss im Sinne einer Gesamtmarktbetrachtung «keine 
Verbesserung der Wettbewerbsverhältnisse in einem anderen Markt 
bewirkt, welche die Nachteile der marktbeherrschenden Stellung über-
wiegt» (vgl. Art. 10 Abs. 2 lit. b KG). Zur Ermittlung der qualifizierten 
Marktbeherrschung können die bereits oben genannten Kriterien zur 
Ermittlung der Marktbeherrschung herangezogen werden. Damit die 
WEKO in das Zusammenschlussvorhaben eingreifen kann, muss die 
Gefahr bestehen, dass die Marktbeherrschung eine Beseitigung des 
wirksamen Wettbewerbs bewirkt; ein Begründen oder Verstärken einer 
marktbeherrschenden Stellung genügt dabei nicht (vgl. Heinemann & 
Kellerhals, 2018, S. 101). Darüber hinaus muss die WEKO auch die 
«Marktentwicklung sowie die Stellung der Unternehmen im internati-
onalen Wettbewerb» (Art. 10 Abs. 4 KG) berücksichtigen.  

Darüber hinaus existiert in der Schweiz eine umsatzunabhängige 
Meldepflicht für Zusammenschlüsse, wenn ein Unternehmen am Zu-
sammenschluss beteiligt ist, bei dem in einem kartellrechtlichen Ver-
fahren bereits einmal eine marktbeherrschende Stellung festgestellt 
wurde und der Zusammenschluss diesen oder einen vor- oder nachge-
lagerten bzw. benachbarten Markt betrifft (vgl. Art. 9 Abs. 4 KG). Die-
ses umsatzunabhängige Kriterium stellt eine umstrittene Besonderheit 
des schweizerischen Wettbewerbsrechts dar (vgl. Jaag, Rutz & Jacober, 
2017, S. 65). Die Bestimmung soll es ermöglichen, «regionalen und 
hochkonzentrierten Märkten entgegenzutreten, selbst wenn die betref-
fenden Unternehmen nach und nach ihre kleineren Konkurrenten auf-
kaufen» (Hager, 2016, § 3 Rn. 94). Eine vergleichbare Vorschrift im 
deutschen GWB, wonach das BKartA ein Unternehmen zur Anmel-
dung künftiger Zusammenschlüsse verpflichten kann, wenn es zuvor 
eine Sektoruntersuchung im betroffenen Wirtschaftszweig durchge-
führt hat (vgl. Art. 39a GWB), basiert dagegen auf Umsatzschwellen. 

Im Rahmen der aktuell geplanten Teilrevision des KG soll der «SIEC-
Test» (Significant Impediment to Effective Competition) eingeführt werden, 
der in Deutschland und anderen europäischen Ländern bereits Stan-
dard ist (vgl. Jaag, Rutz & Jacober, 2017, S. 30–32) und im Vergleich 
zum bislang geltenden Eingriffskriterium der qualifizierten Marktbe-
herrschung weniger streng ist. Für die Einführung des SIEC-Tests, der 
bereits im Rahmen der gescheiterten Revision des Kartellgesetzes 2014 
diskutiert worden war, will der Bundesrat noch im Verlauf des Jahres 
2021 eine Vernehmlassungsvorlage vorlegen (vgl. Bochud, 2021, S. 3). 
Mithilfe des SIEC-Tests könnte die WEKO bereits eingreifen, wenn ein 
Zusammenschluss zu einer erheblichen Behinderung des Wettbewerbs 
führt und nicht erst, wenn eine vollständige Beseitigung des wirksa-
men Wettbewerbs vorliegt (vgl. Jaag, Rutz & Jacober, 2017, S. 63). Dies 
sei laut Bundesrat unter anderem auch vorteilhaft, «um in Zukunft all-
fällige Effizienzverbesserungen bei Zusammenschlüssen von Plattfor-
men angemessen berücksichtigen zu können» (Bundesrat, 2017, S. 171). 
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Auch wäre laut Heinemann (2018, S. 61) angesichts der «komplexen 
ökonomischen Eigenschaften digitaler Märkte […] die mit dem SIEC-
Test verbundene Aufwertung der Effizienzanalyse […] von Vorteil». 
Darüber hinaus sei laut Expert:innen die Einführung des SIEC-Tests im 
Sinne einer stärkeren Harmonisierung des schweizerischen Kartell-
rechts mit der europäischen Wettbewerbspraxis (vgl. Vaterlaus et al., 
2020. S. 26).  

Das ebenfalls aus dem europäischen Wettbewerbsrecht stammende 
Konzept der «Failing Company Defence» wandte die WEKO erstmals 
bei einer Prüfung eines Zusammenschlussvorhabens im Medienbe-
reich an, nämlich im Fall von Le Temps (vgl. WEKO, 1998, S. 55ff.). Des 
Weiteren hat die WEKO auch den eigentlich wettbewerbsbeschränken-
den Zusammenschluss zwischen den Presse- und Medienunternehmen 
Tamedia/PPSR in Anwendung des Prinzips der «Failing Division De-
fence» als Ausprägung der «Failing Company Defence» genehmigt 
(vgl. WEKO, 2009, S. 299). Demnach kann ausnahmsweise und unter 
restriktiven Bedingungen ein wettbewerbsbeschränkender Zusam-
menschluss genehmigt werden, wenn die Ablehnung zu einem wirt-
schaftlich bedingten Verschwinden eines Unternehmens bzw. eines sei-
ner Teile führen würde. 

Wie bei der Missbrauchskontrolle ist auch in der Zusammenschluss-
kontrolle eine Berücksichtigung von außerwettbewerblichen Aspekten 
unter Umständen möglich. Ähnlich wie bei der Ministererlaubnis in 
Deutschland kann der Bundesrat auf Antrag Zusammenschlüsse ge-
nehmigen, die von der WEKO untersagt wurden, «wenn sie in Ausnah-
mefällen notwendig sind, um überwiegende öffentliche Interessen zu 
verwirklichen» (Art. 11 KG). Als öffentliche Interessen kommen grund-
sätzlich auch medienpolitische Gründe in Frage (vgl. Heinemann, 2018, 
S. 45; Nobel & Weber, 2021, § 8 Rn. 51). In der Praxis kam es jedoch 
bislang zu keiner ausnahmsweisen Zulassung eines Zusammenschlus-
ses durch den Bundesrat (vgl. Heinemann & Kellerhals, 2018, S. 107). 

Für die wettbewerbsrechtliche Praxis in der Schweiz haben die Über-
prüfung von und die Beratungen zu Zusammenschlussvorhaben im 
Medienbereich durch die WEKO laut Nobel und Weber (2021, § 8 Rn. 
52) eine wichtige Rolle gespielt. In den vergangenen Jahren wurde 
mehrfach kritisiert, die WEKO berücksichtige bei ihrer Prüfung die Me-
dienvielfalt nicht ausreichend, beispielsweise anlässlich der Zusam-
menschlussverfahren von AZ Medien/NZZ, Tamedia/Goldbach und Ta-
media/Basler Zeitung (vgl. z. B. Bühler, 2018; Heinemann, 2020, S. 2). Die 
WEKO selbst betonte wiederholt, sie betreibe keine Medienpolitik und 
dürfe medienpolitische Aspekte wie Medienvielfalt nicht berücksichti-
gen (vgl. WEKO, 2019, S. 5). Das Wettbewerbsrecht solle «nicht mit 
Überlegungen überfrachtet werden […], die den Rahmen der wettbe-
werbsorientierten Analyse sprengen» (Heinemann, 2018, S. 47) und 
müsse vor einer «funktionswidrigen Vereinnahmung» (Heinemann, 
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2018, S. 48) geschützt werden. Das komme auch in der Abschaffung der 
früheren Saldo-Methode im KG zum Ausdruck, die eine Abwägung 
von wettbewerblichen mit außerwettbewerblichen Zielen vorgesehen 
hatte (vgl. WEKO, 2012, S. 2; siehe Kapitel 2.2). Dennoch scheint auch 
in der Schweiz erneut die Frage an Bedeutung zu gewinnen, ob das 
Wettbewerbsrecht Verhaltensweisen von Unternehmen auch dann ver-
bieten oder erlauben soll, wenn außerwettbewerbliche Ziele wie die 
Medienvielfalt davon betroffen sind (vgl. Heinemann, 2020, S. 4). 

Wie bereits erwähnt, basiert die Zusammenschlusskontrolle im 
schweizerischen KG auf Umsatzschwellen als Aufgreifkriterien. Ein 
Transaktionsschwellenwert, wie er in den vergangenen Jahren in 
Deutschland und Österreich eingeführt wurde, sieht das KG nicht vor. 
In einem Bericht von 2017 hielt der Bundesrat fest, prüfen zu wollen, 
«ob eine Anpassung der Aufgreifkriterien bei Unternehmenszusam-
menschlüssen sinnvoll wäre, damit wettbewerbspolitisch relevante Fu-
sionen bzw. Akquisitionen von noch ‚jungen‘ Internet-Plattformen von 
den Behörden geprüft werden könnten» (Bundesrat, 2017, S. 171). Ein 
vom Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) in Auftrag gegebenes Gut-
achten kam daraufhin 2017 zu dem Ergebnis, dass «bei Fusionen in der 
digitalen Ökonomie eine theoretische ‚Kontrolllücke‘ bestehe, aber «für 
eine kleine Volkswirtschaft wie die Schweiz […] kein dringlicher Hand-
lungsbedarf erkennbar» sei (Jaag et al., 2017, S. 3). 

2.4 Diskutierte Anpassungen des Wettbewerbsrechts  
an digitale Plattformmärkte 

Der Bundesrat und die WEKO haben in den vergangenen Jahren wie-
derholt zum Ausdruck gebracht, dass sie die hohe Bedeutung anerken-
nen, die der digitalen Wirtschaft und mehrseitigen Märken zukomme, 
ebenso wie die Notwendigkeit, deren Besonderheiten in der wettbe-
werbsrechtlichen Analyse zu berücksichtigen (vgl. Bundesrat, 2017; 
WEKO, 2017, S. 28). So hat das Sekretariat der WEKO 2014 eine interne 
Arbeitsgruppe «Digitalisierung» eingerichtet; 2017 erklärte die WEKO 
die Digitalisierung zu ihrem Schwerpunktthema (vgl. Jahresbericht 
WEKO, 2020, S. 30). In diesem Zusammenhang beobachtet die WEKO 
eine «Tendenz zu einer verstärkten Konzentration von Plattformmärk-
ten» mit den darin bestehenden indirekten Netzwerkeffekten (WEKO, 
2017, S. 27). Diese machen ihrer Einschätzung nach neben einer Be-
trachtung von Preishöhen auch eine Betrachtung von Preisstrukturen 
erforderlich (vgl. WEKO, 2017, S. 29). In seinem Bericht über die Rah-
menbedingungen für die digitale Wirtschaft von 2017 erwähnt der 
Bundesrat neue Herausforderungen für die Marktabgrenzung und 
Überprüfung von möglichen Missbräuchen einer marktbeherrschen-
den Stellung im Kontext von digitalen Plattformen und den für ihre 
Geschäftsmodelle charakteristischen «unentgeltliche[n] Angebote[n], 
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Netzwerkeffekte[n], Konzentrationstendenzen» (Bundesrat, 2017, S. 
159).  

Zugleich überwiegt in der schweizerischen Wettbewerbs- und Me-
dienpolitik offenbar die Einschätzung, der bestehende wettbewerbs-
rechtliche Rahmen sei auch im Kontext der digitalisierten Wirtschaft 
und Plattformmärkten weiterhin angemessen (vgl. z. B. Heinemann, 
2018, S. 62). Die «vorsichtige Herangehensweise» der WEKO (2017, S. 
27) bei kartellrechtlichen Prüfungen betreffend neu entstehender 
Märkte zeigte sich auch im Bereich der digitalen Medien, konkret bei 
der Genehmigung des Zusammenschlusses zur Werbeallianz «Ad-
meira» zwischen Swisscom, SRG und Ringier im Jahr 2015. So argu-
mentierte die WEKO damals, dass die «Wettbewerbsverhältnisse in 
den sich digitalisierenden und konvergierenden Medien- bzw. Werbe-
vermarktungs- und -vermittlungsmärkten […] sehr dynamisch» seien, 
weshalb jedenfalls zum damaligen Zeitpunkt «Zurückhaltung bei mög-
lichen Eingriffen» nötig gewesen sei (WEKO, 2015, S. 336). Seitdem ist 
die WEKO in einer Reihe von wettbewerbsrechtlichen Verfahren in di-
gitalen Märkten tätig geworden, z. B. in Bezug auf Apple Pay, Online-
Buchungsplattformen für Hotels und schweizerische App-Preise bei 
Apple. Gerade diese Tätigkeiten der WEKO würden aufzeigen, so der 
Bundesrat in einer Stellungnahme 2021, dass der bestehende wettbe-
werbsrechtliche Rahmen ausreichend sei, um in digitale Märkte einzu-
greifen (vgl. Bundesrat, 2021a, o. S.).  

3 Fazit 

Anders als in den anderen untersuchten Ländern zeigt sich die schwei-
zerische Medien- und Wettbewerbspolitik im Hinblick auf Anpassun-
gen des Rechtsrahmens an die Besonderheiten digitaler Plattformen 
und Intermediäre eher zurückhaltend. Der strategische Fokus der 
Schweiz im Umgang mit der wachsenden Rolle von Intermediären und 
Plattformen liegt nicht wie in Deutschland auf deren expliziter Adres-
sierung im Medien- und Wettbewerbsrecht, sondern auf der Förderung 
von einheimischen Medien und Service-public-Angeboten zur Stärkung des 
Medienstandorts Schweiz. 

Wie auch die nachfolgenden Darstellungen zeigen, sind in der 
Schweiz die Begriffe der Meinungs- und Angebotsvielfalt zentral, die je-
doch nicht gesetzlich definiert sind. In der schweizerischen Bundesver-
fassung (BV) ist die Vielfalt der Ansichten verankert. Auch wenn der 
Bundesrat bei der Einführung dieser Bestimmung in die BV argumen-
tierte, dass eine Gewährleistung eines intensiven Wettbewerbs zwi-
schen einer Vielzahl von Medien mit einer Vielfalt von Inhalten zentral 
sei, so tritt die Anbietervielzahl in der Praxis in den Hintergrund. Dies 
aufgrund der landesspezifischen Besonderheiten, wie potenziell kleine 
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relevante Märkte (u. a. wegen Vielsprachigkeit) und aufgrund des 
Drucks, dem nationale Medienunternehmen durch das gleichsprachige 
Medienangebot der großen Nachbarstaaten ausgesetzt sind. 

Die im Bundesgesetz für Radio und Fernsehen (RTVG) verankerte 
Medienkonzentrationskontrolle war in den vergangenen Jahren durch 
eine Aufhebung von rundfunkspezifischen Konzentrationsregeln geprägt. 
Insbesondere die 2016 in Kraft getretene letzte Teilrevision des RTVG 
führte zu einer Abschwächung der medienkonzentrationsrechtlichen 
Bestimmungen. Seitdem stellt z. B. die Nicht-Gefährdung der Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt keine Voraussetzung mehr für die Ertei-
lung einer Rundfunkkonzession dar. Auch die «Zwei plus zwei»-Regel 
soll im Rahmen des neuen Maßnahmenpakets zugunsten der Medien 
vom Juni 2021 aufgehoben werden. Diese Regel sah bislang eine Be-
schränkung des Konzessionserwerbs eines Veranstalters auf maximal je 
zwei Fernsehkonzessionen und zwei Radiokonzessionen vor. 

Somit wird nur noch eine struktursichernde Vorschrift im RTVG ver-
bleiben. Diese sieht vor, dass bei gleichwertigen Bewerbungen im Kon-
zessionierungsverfahren die Bereicherung der Meinungs- und Angebots-
vielfalt ein Präferenzkriterium für die Erteilung der Konzession sein 
kann. Außerdem können – wie im UK – mittels Konzessionen auch pri-
vate Veranstalter mit der Erfüllung eines Leistungsauftrags betraut 
werden und so zur Vielfaltssicherung beitragen. 

Darüber hinaus existieren im RTVG verhaltensbezogene Vorschrif-
ten, die ausdrücklich die Handhabung von «Gefährdung der Meinungs- 
und Angebotsvielfalt» in den Blick nehmen. In der Praxis hat die darin 
maßgebliche Bestimmung nur eine geringe Bedeutung, u. a. weil sie 
nur auf Missbrauch bei Marktbeherrschung fokussiert und Korrektu-
ren ausschließlich auf der Rundfunkseite vorgenommen werden dür-
fen, z. B. wenn ein Rundfunkunternehmen seine marktbeherrschende 
Stellung im Zeitungsmarkt missbraucht.  

In dieser Maßnahme kommt eine starke Verzahnung von Medien- und 
Wettbewerbsrecht zum Ausdruck, die für die Regulierung der Medien-
konzentration in der Schweiz prägend ist. So soll die Prüfung der Ge-
fährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt explizit anhand kartell-
rechtlicher Grundsätze erfolgen. Der Begriff der marktbeherrschenden 
Stellung entspricht z. B. jenem des Kartellgesetzes (KG) und die 
schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO) ist für dessen Fest-
stellung und die Definition des relevanten Marktes verantwortlich. 
Dem Konzept der Marktbeherrschung aus dem Wettbewerbsrecht 
kommt daher eine besondere Rolle für die Bestimmung der Gefähr-
dung der Meinungs- und Angebotsvielfalt in der Schweiz zu. Anders 
als beim Konzept der vorherrschenden Meinungsmacht in Deutsch-
land ist nicht das Erreichen eines bestimmen Schwellenwerts für die 
Gefährdung der Meinungs- und Angebotsvielfalt ausschlaggebend, 
sondern explizit der Missbrauch einer Marktbeherrschung im 
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wettbewerbsrechtlichen Sinn. Die Verzahnung von Wettbewerbs- und 
Medienrecht zeigt sich auch hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwi-
schen der WEKO und dem Departement für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (UVEK), die unter anderem mit der Teilrevision 
des RTVG von 2015 eine Klarstellung erfahren hat. So soll nun aus-
drücklich die WEKO die Marktabgrenzung bei Verfahren der «Gefähr-
dung der Meinungs- und Angebotsvielfalt» vornehmen, während dem 
UVEK die Prüfung des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung 
aus einer publizistischen Perspektive zukommt. 

Bereits 2003 wurde im KG die verschärfte Meldepflicht für Zusam-
menschlüsse von Medienunternehmen durch medienspezifische Aufgreif-
kriterien in der Zusammenschlusskontrolle abgeschafft — anders als in 
Deutschland oder Österreich, wo trotz teilweiser Anpassungen solche 
Vorschriften nach wie vor existieren. Das KG enthält somit keine medi-
enspezifischen Sonderbestimmungen mehr. Eine Berücksichtigung von me-
dienpolitischen Erwägungen wie der Meinungsvielfalt käme lediglich 
im Rahmen der bislang nicht erfolgten Ausnahmegenehmigungen 
durch den Bundesrat in der Missbrauchsaufsicht und Fusionskontrolle 
in Betracht. Insgesamt wird in der schweizerischen Wettbewerbspolitik 
dennoch die Frage diskutiert, inwieweit außerwettbewerbliche Ziele 
wie die Meinungs- und Medienvielfalt im Wettbewerbsrecht Berück-
sichtigung finden sollen. Die WEKO ist in diesem Zusammenhang be-
strebt, weiterhin Wettbewerb und nicht Wettbewerber zu schützen und 
die Einführung wesensfremder Elemente im Wettbewerbsrecht zu verhin-
dern. 

Anders als in Deutschland befasst sich das schweizerische Wettbe-
werbsrechts nicht explizit mit digitalen Intermediären und Plattfor-
men. Insgesamt zeigt sich die Wettbewerbspolitik in der Schweiz im 
Hinblick auf mögliche Anpassungen des Wettbewerbsrechts an die Be-
sonderheiten digitaler Märkte und die Einbeziehung von Online-Platt-
formen und -Intermediären eher zurückhaltend. Das neu im KG ent-
haltene Konzept der relativen Marktmacht sowie der geplante SIEC-Test, 
die beide bereits im deutschen GWB existieren, könnten ggf. hinsicht-
lich der Regulierung von Intermediären und Plattformen Wirkung ent-
falten, auch wenn sie dezidiert nicht mit dieser Absicht eingeführt wur-
den und andere Aspekte adressieren. 

Wie in Deutschland gab es in der Schweiz in den vergangenen Jahren 
verstärkt Diskussionen über die Notwendigkeit von Veränderungen in 
der Mediengesetzgebung angesichts einer konvergenten Medienord-
nung. Vielfaltsthemen waren in den diskutierten Reformen zentral. An-
stelle der Schaffung spezifischer Bestimmungen für digitale Intermedi-
äre und Plattformen im Wettbewerbs- oder Medienrecht wurden je-
doch verstärkt Bemühungen diskutiert, die Konkurrenzfähigkeit von 
nationalen Medienanbietern gegenüber digitalen Plattformen zu stär-
ken. Zwar scheiterte der Versuch, das auf lineares Radio- und 
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Fernsehen fokussierte RTVG durch ein Bundesgesetz über elektroni-
sche Medien vollständig zu ersetzen. Das 2021 beschlossene neue Maß-
nahmenpaket zugunsten der Medien sieht jedoch Neuerungen im 
RTVG und die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes für die Förde-
rung von Online-Medien vor. Im Unterschied zum deutschen MStV 
werden Intermediäre oder Plattformen darin nicht explizit adressiert. 
Stattdessen liegt der Schwerpunkt auf wirtschaftlichen Fördermaßnahmen 
für einheimische Online-Medienangebote, insbesondere solchen mit einem 
regionalen und lokalen Fokus, um am Medienstandort Schweiz ein Gegen-
gewicht zu internationalen Intermediären und Plattformen zu schaffen. 
Zugleich wird die Rolle von Intermediären und Plattformen auch in der 
schweizerischen Medienpolitik verstärkt beobachtet und evaluiert, wie 
eine Reihe von Studien zeigt, die das BAKOM in Auftrag gegeben hat. 
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AVMD-Richtlinie Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
BAKOM Bundesamt für Kommunikation 
BFOM Bundesgesetz über die Förderung von Online-

Medien 
BGeM Bundesgesetz über elektronische Medien 
BKartA Bundeskartellamt 
BV Bundesverfassung 
EuGH Europäischer Gerichtshof 
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
KEK Kommission zur Ermittlung der Konzentration 

im Medienbereich 
KG Kartellgesetz 
KOMEM Kommission für elektronische Medien 
MStV Medienstaatsvertrag 
RTTV Radio- und Fernsehverordnung 
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kehr, Energie und Kommunikation  
WEKO Wettbewerbskommission 



Vereinigtes Königreich
Für die Medienkonzentrationskontrolle im Vereinigten Königreich 
(UK) ist seit dem Communications Act 2003 (CA 2003) vor allem das 
Wettbewerbsrecht von Bedeutung. Es erlaubt durch den «Media Public 
Interest Test», der im Enterprise Act 2002 (EA 2002) integriert ist, die 
Berücksichtigung von medienpolitischen Erwägungen, darunter die Si-
cherung der Anbieter-, Angebots- und Meinungsvielfalt, bei der Kon-
trolle von Medienzusammenschlüssen. Daneben gibt es im CA 2003 
medienkonzentrationsrechtliche Regelungen, die auf Eigentumsbe-
schränkungen für bestimmte nationale crossmediale Verflechtungen, 
Lizenzbedingungen und persönliche Zulassungsbeschränkungen fo-
kussieren. Bei der Anwendung des Wettbewerbsrechts im Kommuni-
kations- und Medienbereich verfügen die allgemeine Wettbewerbsbe-
hörde CMA (Competition and Markets Authority) und die sektorspe-
zifische Medienaufsichts- und Wettbewerbsbehörde Ofcom (Office of 
Communications) über konkurrierende Zuständigkeiten. Sowohl hin-
sichtlich des Medien- als auch des Wettbewerbsrechts wird im UK ver-
stärkt die Notwendigkeit für Anpassungen an die Besonderheiten von 
Internet-Plattformen gesehen. Im Wettbewerbsrecht sind derzeit um-
fassende Reformen geplant, die unter anderem auf digitale Märkte und 
Plattformen fokussieren. Im Medienrecht wird in einer Phase der Kon-
sultation über mögliche Anpassungen von vielfaltsrelevanten Bestim-
mungen diskutiert. 

1 Konzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung im Medienrecht 

Die Regulierung des Rundfunks basiert im UK vor allem auf dem Com-
munications Act von 2003 (CA 2003), der eine Reihe von Bestimmun-
gen der ansonsten weiterhin gültigen Broadcasting Acts von 1990 und 
1996 veränderte bzw. aufhob. Seit Inkrafttreten erfuhr der CA einige 
Änderungen durch Verfügungen (Order) und Gesetze, unter anderem 
durch den Digital Economy Act 2010 und 2017 sowie die Media Ow-
nership (Radio and Cross-media) Order 2011. Aktuell wird im UK im 
Rahmen eines Konsultationsverfahrens des Ofcom über die Zukunft 
der Medienvielfalt und des Medienkonzentrationsrechts im UK disku-
tiert, unter anderem mit einem Fokus auf die Rolle von Plattformen 
und Intermediären in der Nachrichtennutzung. Im Folgenden soll zu-
nächst auf landesspezifische Grundlagen der Medienkonzentrations-
kontrolle und den zentralen Begriff der «media plurality» eingegangen 
werden. Darauf folgen Darstellungen zu den mit dem CA 2003 
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verbleibenden Lizenzbedingungen, zentralen Eigentumsbeschränkun-
gen für nationale crossmediale Verflechtungen sowie Zulassungsbe-
schränkungen für den Rundfunk. Schließlich wird auf die besondere 
Rolle des Ofcom eingegangen und deren aktuelle Konsultation zur Zu-
kunft der Medienvielfalt. Auch aktuelle Vorhaben in der medienrecht-
lichen Plattform- und Intermediärsregulierung werden erwähnt. 

1.1 Landesspezifische Grundlagen der 
Medienkonzentrationskontrolle  

Im UK gibt es keine einheitlich kodifizierte Verfassung, jedoch finden 
die Medien- und Meinungsfreiheit als Grundrechte des Art. 10 EMRK 
Berücksichtigung (vgl. z. B. Woods, 2020, S. 67). Zwar ergibt sich dar-
aus — anders als im deutschen Verfassungsrecht — wohl kein aus-
drücklicher Auftrag des Gesetzgebers zur Vielfaltssicherung (vgl. Bret-
schneider, 2010, S. 154), doch wird die Bedeutung der Medienvielfalt 
für eine funktionierende demokratische Gesellschaft auch im UK wie-
derholt bekräftigt (vgl. z. B. Ofcom, 2015, Rn. 1.1). In der Medienkon-
zentrationskontrolle im UK ist der Begriff der «media plurality» beson-
ders prominent (vgl. z. B. Tambini & Labo, 2016, S. 36). «Plurality» wird 
hierbei zweiteilig definiert, einerseits als Gewährleistung von verfüg-
baren und wahrgenommenen Meinungen innerhalb von Medien und 
medienübergreifend, andererseits als Verhindern eines zu großen Ein-
flusses eines einzelnen Medieninhabers bzw. einer einzelnen Stimme 
über die öffentliche Meinung und politische Agenda (Ofcom, 2015, Rn. 
1.2). Obwohl in dieser Definition sowohl inhaltliche Vielfalt als auch 
Anbietervielzahl Berücksichtigung finden, scheint im UK der Begriff 
der «plurality» an sich besonders mit Anbietervielfalt assoziiert zu wer-
den, in Abgrenzung zu «diversity» als inhaltlicher Vielfalt (vgl. Leve-
son, 2012b, S. 1281). 

Das duale Rundfunksystem im UK ist das älteste Europas (vgl. Ha-
ger, 2016, § 6 Rn. 435) und war wegweisend für vergleichbare Systeme 
in anderen europäischen Ländern (vgl. Kellermüller, 2007, S. 85). Die 
British Broadcasting Corporation (BBC) diente als Vorbild für zahlrei-
che öffentlich-rechtliche Rundfunkanbieter in Europa und weist im UK 
sowohl im Radio- als auch Fernsehsektor den höchsten Marktanteil auf 
(vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 441, 442). Neben der beitragsfinanzierten BBC 
gibt es auch weitere Public-Service-Fernsehprogramme, die einen öf-
fentlichen Auftrag haben. So existiert mit Channel 4 ein zweiter öffent-
lich-rechtlicher, jedoch werbefinanzierter Fernsehanbieter, der das An-
gebot der BBC um innovative, vielfältige, kulturelle und minderheiten-
attraktive Programme ergänzen soll (vgl. Section 265(3) CA 2003). 
Auch die privaten Channel 3- (ITV) und Channel 5-Fernsehsender sind 
an einen öffentlichen Auftrag gebunden, der ebenfalls ein inhaltlich 
vielfältiges Programm verlangt, aber weniger weit reicht als jener der 
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Auftrag des öffentlich-rechtlichen Channel 4 (vgl. Sommerhoff, 2013, S. 
143). 

1.2 Eigentums- und Zulassungsbeschränkungen sowie 
Lizenzbedingungen für Rundfunk 

Die Einführung des CA 2003, der verschiedene Bestimmungen der 
Broadcasting Acts von 1990 und 1996 abänderte bzw. aufhob, führte zu 
einer Deregulierung der Medienkonzentrationskontrolle (vgl. Vick & 
Doyle, 2004, S. 42). Vor dem Hintergrund der Konvergenz sollte die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der britischen Medienindustrie 
durch ein «integrierte[s] Regulierungssystem[s]» gestärkt werden 
(Vick & Doyle, 2004, S. 38). Konkret hob der CA 2003 eine Reihe medi-
enspezifischer Konzentrationsregeln auf, darunter die Zuschaueran-
teilsgrenze von 15 % für horizontale Zusammenschlüsse im privaten 
Fernsehen, das Verbot des gleichzeitigen Besitzes der beiden Londoner 
ITV-Lizenzen und Beschränkungen von Konzessionen von ausländi-
schen Medienunternehmen (vgl. z. B. Kellermüller, 2007, S. 86–87). Der 
CA 2003 führte auch den «Media Public Interest Test» in die Zusam-
menschlusskontrolle des EA 2002 ein. Insgesamt verkörperte der CA 
2003 eine Abkehr von medien- bzw. generell sektorspezifischen Best-
immungen (vgl. Just, 2009) zugunsten einer verstärkten Bedeutung des 
Wettbewerbsrechts für die Medienkonzentrationskontrolle (vgl. z. B. 
Humphreys, 2009, S. 206). Mit dem CA 2003 wurde auch die Medien-
aufsichtsbehörde Ofcom geschaffen, der eine bedeutende Rolle für die 
Konzentrationskontrolle zukommt. 

Aktuell geltende Regelungen fokussieren auf die Sicherung der An-
bietervielfalt und darauf, ungebührenden Meinungseinfluss zu redu-
zieren. Von besonderer Relevanz sind die crossmediale Eigentumsbe-
schränkung, die als «20/20-Rule» bekannt ist, die «Channel 3 Ap-
pointed News Provider-Rule» sowie die Kontrolle der Eigentü-
merstruktur bei Public-Service-Fernsehprogrammen Darüber hinaus 
wird auch über Zulassungen der Marktzutritt kontrolliert, beispiels-
weise über die «disqualified persons restrictions». Das Ofcom hat bei 
Zulassungen eine besondere Rolle, ebenso wie beim «Media Public In-
terest Test»; gleichzeitig hat es auch bestimmte wettbewerbsrechtliche 
Kompetenzen. 

«20/20-Rule» 

Die zentrale Eigentumsbeschränkung im britischen Medienrecht ist die 
«20/20-Rule», die bei der Lizenzvergabe bei crossmedialen Verflechtun-
gen zwischen Eigentümern von Printzeitungsunternehmen und Chan-
nel 3-Lizenzen zu Anwendung kommt (vgl. Schedule 14 Part 1 CA 
2003). Dieser Cross-Ownership-Regel zufolge darf ein Inhaber einer 
oder mehrerer nationalen Zeitung(en) mit 20 % Marktanteil oder mehr 
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keine Channel 3-Lizenz erhalten und sich nicht mit mehr als 20 % an 
einem Unternehmen beteiligen, das eine Channel 3-Lizenz besitzt. Um-
gekehrt darf sich ein Unternehmen, das eine Channel 3-Lizenz besitzt, 
nicht mit mehr als 20 % an einem Zeitungsunternehmen beteiligen, das 
mehr als 20 % Marktanteil auf dem nationalen Zeitungsmarkt hat. Der 
Secretary of State kann von diesen Regeln abweichen, sie ändern oder 
aufheben (vgl. Schedule 14 Part 1 Section 6 CA 2003). Die «20/20-Rule» 
wurde mit dem Ziel geschaffen, eine gewisse Vielfalt im Nachrichten-
markt neben der BBC zu schaffen und zu verhindern, dass ein Nach-
richtenunternehmen einen unangemessenen Einfluss auf den Nach-
richtenmarkt im Allgemeinen und Channel 3 als damals wichtigste 
kommerzielle Alternative zur BBC ausüben könnte (vgl. Ofcom, 2015, 
S. 23). Der Fokus auf crossmediale Eigentumsverhältnisse weist teils 
Ähnlichkeiten zu Cross-Ownership-Regeln in deutschen Landesmedi-
engesetzen auf. Anders als in Deutschland gibt es im UK aber keine 
Höchstgrenze mehr für die horizontale Konzentration im Fernsehen. 

In seiner Grundlage für die Konsultation zu «The Future of Media 
Plurality in the UK» (Ofcom, 2021b) kritisiert das Ofcom an der «20/20-
Rule» unter anderem den Fokus auf konventionelle Printzeitungsun-
ternehmen, der keine Erfassung von Online-Nachrichtenanbietern er-
laube, deren potenzieller Besitz von Channel 3-Lizenzen aber Vielfalts-
fragen aufwerfen könnten (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.21). Sobald ein gro-
ßes Zeitungsunternehmen seine Print-Tätigkeiten einstellen würde, 
könnte es von der aktuellen Regel ebenfalls nicht mehr erfasst werden. 
Der Schwellenwert von 20 % Marktanteil verhindere auch die Berück-
sichtigung von qualitativen Faktoren, die für eine Übernahme relevant 
sein könnten. 

«Channel 3 Appointed News Provider-Rule» 

Als zentrale vielfaltssichernde Regel gilt auch die sog. «Channel 3 Ap-
pointed News Provider-Rule», wonach die Inhaber einer Channel 3-Li-
zenz einen Nachrichtenanbieter unter ihnen ernennen müssen (vgl. 
Section 280 CA 2003). Diese Vorschrift zielt darauf ab, eine wettbe-
werbsfähige und qualitative hochwertige Alternative zur BBC, Sky und 
großen Zeitungsunternehmen auf dem Nachrichtenmarkt zu sichern 
(vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.26, 4.29). 

Eigentümervielfalt bei Public-Service-Programmen 

Darüber hinaus dürfen die öffentlich-rechtlichen Anbieter BBC, Chan-
nel 4 und S4C keine Channel 3- oder Channel 5-Lizenzen erhalten (vgl. 
Schedule 2, Part 2 Broadcasting Act 1990). Dies soll eine Eigentümer-
vielfalt im Bereich der Public-Service-Programme gewährleisten (vgl. 
Ofcom, 2021b, Tz. 4.55). 
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Lizenzen und Zulassungen 

Im UK sind zur Veranstaltung von Fernseh- und Rundfunkprogram Li-
zenzen erforderlich. Diese sind an sachliche und persönliche Zulas-
sungsvoraussetzungen geknüpft und werden durch das Ofcom unab-
hängig vom Übertragungsweg vergeben (vgl. Sommerhoff, 2013, S. 
147–155; 204). 

Durch Channel 3- und Channel 5-Lizenzen können auch private 
Fernsehanbieter mit der Erfüllung eines öffentlichen Auftrags beauf-
tragt werden. Dieser schreibt wie erwähnt in unterschiedlichem Maß 
das Anbieten eines inhaltlich vielfältigen Programms vor (vgl. z. B. Sec-
tion 265(3) CA 2003). Im Gegenzug erhalten Channel 3- und Channel 5-
Sender wie auch die anderen Public-Service-Programme privilegierten 
Zugang zu Verbreitungswegen sowie Vorteile bei der Positionierung 
in EPGs (vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 438). Zugleich unterliegen Public-
Service-Programme einer Must-Offer-Verpflichtung, d. h. sie müssen 
den Eigentümern von Multiplex-Lizenzen ihre Dienste für die Aus-
strahlung über digitales terrestrisches Fernsehen bereitstellen (vgl. Sec-
tion 272–276 CA 2003). Inwieweit die Must-Carry- und Must-Offer-
Verpflichtungen auf den On-Demand-Bereich ausgeweitet werden sol-
len, ist Gegenstand von Diskussionen (vgl. Ofcom, 2019, Tz. 6.14). 

Bei der Lizenzvergabe für Lokalradios muss berücksichtigt werden, 
ob das Unternehmen schon im Eigentum einer regionalen Zeitung oder 
Channel 3-Lizenz ist und wie groß das potenzielle Publikum ist (vgl. 
Schedule 14 Part 3 Communications Act 2003). Mehr als zwei lokale 
Radiolizenzen können nur dann gleichzeitig vergeben werden, wenn 
im relevanten Versorgungsgebiet das Konzentrationslimit nicht über-
schritten ist, was anhand eines Punktesystems ermittelt (vgl. Article 8 
Media Ownership Order 2003). Zudem kann bei der Lizenzvergabe für 
regionale und lokale analog-terrestrische kommerzielle Radios, Com-
munity Radios und digital-terrestrische lokale Fernsehsender das Viel-
faltskriterium innerhalb einer Gesamtbewertung berücksichtigt wer-
den (vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 457). 

Der Communications Act enthält darüber hinaus sogenannte dis-
qualified persons restrictions, die die Zulassung an persönliche Vo-
raussetzungen knüpfen und für bestimmte Körperschaften und Perso-
nen sogar gänzlich ausschließen. So sind beispielsweise politische Par-
teien, lokale Behörden und Werbeagenturen vom Besitz einer Radio- 
oder Fernsehlizenz ausgeschlossen, religiöse Körperschaften dürfen 
keine Channel 3- und Channel 5-Lizenzen halten und Körperschaften, 
die mehrheitlich aus öffentlichen Geldern finanziert werden, dürfen 
keine Radiolizenzen halten (vgl. Schedule 2 Broadcasting Act 1990). 
Unternehmen aus Nicht-EU-Ländern dürfen dagegen Konzessionen 
halten (vgl. Vick & Doyle, 2004, S. 43). Hintergrund der Regeln war die 
Annahme, dass diese Körperschaften mit einer einseitigen Sichtweise 
auf öffentliche Sachverhalte einen unangemessenen Einfluss auf die 
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Programminhalte insbesondere im Zeitalter der Frequenzknappheit 
nehmen könnten (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.55). Mittlerweile sei das An-
gebot von Rundfunkprogrammen erheblich gewachsen und der recht-
liche Rahmen biete ausreichend Schutz, sodass laut Ofcom einzelne Be-
schränkungsregeln gelockert bzw. abgeschafft werden sollten, unter 
anderem für die Inhaberschaft durch Werbeagenturen und öffentlich 
finanzierte Einrichtungen sowie teils für die Inhaberschaft religiöser 
Körperschaften, (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.74, 4.76, 4.64).  

Auch ausgeschlossen vom Erhalt von Radio- und Fernsehlizenzen 
sind Lizenznehmer, die den sogenannten «Fit and Proper Person»-Test 
des Ofcom nicht erfüllen, bei dem geprüft wird, ob Lizenznehmer über 
die «entsprechende Zuverlässigkeit und Eignung» verfügen (Sec-
tions 3(3) Broadcasting Act 1990 und 1996). Dabei geht es jedoch nicht 
um medienkonzentrationsrechtliche Erwägungen (vgl. Woods, 2020, S. 
59). 

1.3 Besondere Rolle des Ofcom 

Durch den CA 2003 wurde die Medienaufsichtsbehörde Ofcom ge-
schaffen, das die Aufgaben von vormals fünf verschiedenen Behörden 
übernahm (Independent Television Commission, Radio Authority, 
Office of Telecommunications, Broadcasting Standards Commission 
und Radiocommunications Agency). Heute ist das Ofcom für die Re-
gulierung und Aufsicht in den Bereichen elektronische Kommunika-
tion, Rundfunk und Video-on-Demand-Dienste sowie Postwesen zu-
ständig (vgl. Ofcom, 2021c). Das Ofcom hat einerseits den Auftrag, die 
Interessen von Bürger:innen in Kommunikationsbelangen zu fördern 
und andererseits die Interessen von Konsument:innen auf den betref-
fenden Märkten zu schützen, gegebenenfalls durch die Förderung des 
Wettbewerbs (vgl. Section 3(1)(b) CA 2003). In diesen Zielvorgaben 
kommt auch die Annahme zum Ausdruck, dass die Interessen von Me-
diennutzer:innen und ein wirksamer Wettbewerb eng zusammenhän-
gen (vgl. Sommerhoff, 2013, S. 181).  

Das Ofcom hat daher auch die Funktion einer Wettbewerbsbehörde 
für den Kommunikationssektor (vgl. Bretschneider, 2010, S. 123). So 
verfügt das Ofcom sowohl über Ex-ante-Kompetenzen zur Regulie-
rung von Wettbewerbsfragen im Rundfunksektor (vgl. Sections 316–
318 CA 2003) als auch über allgemeine wettbewerbsrechtliche Kompe-
tenzen aus dem Competition Act 1998 und dem Enterprise Act 2002, 
die sich mit jenen der allgemeinen Wettbewerbsbehörde CMA über-
schneiden und auf die im Weiteren noch eingegangen wird (siehe Ka-
pitel 2). Sofern das Ofcom von diesen Ex-ante-Kompetenzen für Wett-
bewerbszwecke im Rundfunkbereich anstelle seiner allgemeinen wett-
bewerbsrechtlichen Ex-post-Kompetenzen aus dem Competition Act 
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1998 Gebrauch macht, muss es dies ausdrücklich begründen (vgl. Sec-
tion 317(2) CA 2003).  

In Bezug auf den Rundfunk muss das Ofcom sicherstellen, dass ein 
breites Spektrum von qualitativ hochwertigen Fernseh- und Hörfunk-
diensten im gesamten UK verfügbar ist, die eine Vielzahl von Ge-
schmäckern und Interessen ansprechen, und dass eine ausreichende 
Vielfalt von Anbietern verschiedener Fernseh- und Radiodienste vor-
handen ist (vgl. Section 3(2) CA 2003). Dahinter steht die Annahme, 
dass Meinungsvielfalt insbesondere durch Anbietervielfalt gewährleis-
tet werden soll (vgl. Sommerhoff, 2013, S. 181). Bei seiner Zielverfol-
gung muss das Ofcom unter anderem die als erwünscht angesehene 
Wettbewerbsförderung auf den relevanten Märkten berücksichtigen 
(vgl. Section 3(4) CA 2003). 

Zur Erfüllung dieser Pflichten darf das Ofcom bei der Vergabe von 
Lizenzen, die für die Rundfunkveranstaltung im UK verpflichtend 
sind, bestimmte Bedingungen auferlegen, um fairen und wirksamen 
Wettbewerb bei der Bereitstellung dieser Dienste zu erreichen (vgl. Sec-
tion 316 CA 2003). Bei Verstoß eines Lizenzinhabers gegen diese Aufla-
gen kann das Ofcom z. B. eine Geldstrafe bis 250.000 GBP oder 5 % der 
qualifizierenden Einnahmen verhängen (vgl. Woods, 2020, S. 69). Ein 
Beispiel für solche Lizenzbedingungen, die das Ofcom aufgrund seiner 
Ex-ante-Kompetenzen in Wettbewerbsfragen erlassen darf, sind die Be-
dingungen für elektronische Programmführer im sog. «EPG Code». 
Dieser schreibt unter anderem Regeln zur vorrangigen Auffindbarkeit 
bzw. prominenten Programmplatzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks vor und verpflichtet EPG-Veranstalter dazu, Rundfunkver-
anstaltern einen fairen, angemessenen und nicht diskriminierenden 
Zugang zu gewährleisten (vgl. Ofcom, 2020c, S. 1). Im Jahr 2019 hat das 
Ofcom der britischen Regierung empfohlen, neue Bestimmungen zur 
Auffindbarkeit von Inhalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auch 
in der Online-Umgebung zu schaffen, beispielsweise auf Video-on-De-
mand-Diensten, Smart TVs, Set-Top-Boxen und Streaming-Sticks oder 
in Bezug auf die Online-Player und Apps des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks (vgl. Ofcom, 2019). Die Notwendigkeit für solche Bestim-
mungen bekräftigte das Ofcom 2021 erneut in seinen «Recommenda-
tions to Government on the future of Public Service Media» (Ofcom, 
2021a, S. 32–39). 

Eine bedeutsame Rolle in der Medienkonzentrationskontrolle 
kommt dem Ofcom zudem im Rahmen des «Media Public Interest 
Test» in der wettbewerbsrechtlichen Zusammenschlusskontrolle zu, in 
der es zur Prüfung der Medienvielfalt bzw. -konzentration aufgefor-
dert werden kann (siehe dazu Kapitel 2.3 zur Zusammenschlusskon-
trolle). Außerhalb der Medienvielfaltsprüfung im «Media Public Inte-
rest Test» hat das Ofcom aber keine Kompetenz zur regelmäßigen 
Marktüberprüfung hinsichtlich der Medienvielfalt (siehe auch 
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Diskussion über Möglichkeit eines regelmäßigen «media plurality re-
views» durch das Ofcom in Kapitel 2.3). 

1.4 Konsultation zur Zukunft der Medien- 
konzentrationskontrolle 

Das Ofcom ist verpflichtet, alle drei Jahre die medienkonzentrations-
rechtlichen Bestimmungen im UK zu überprüfen, über wichtige Ent-
wicklungen der Eigentumsstrukturen im Medienbereich zu berichten 
und dem Staatssekretär Empfehlungen für potenzielle Regelungsände-
rungen vorzulegen (vgl. Section 391 CA 2003). Den jüngsten Bericht hat 
das Ofcom im Juni 2021 veröffentlicht und dabei zugleich eine öffentli-
che Konsultation zu «The Future of Media Plurality in the UK» durch-
geführt (Ofcom, 2021b). Das Ofcom verweist in der Konsultations-
grundlage unter anderem auf internationale Entwicklungen — z B. den 
MStV in Deutschland — die Anlass bieten, auch im UK über Anpas-
sungen der Regeln für die Medienvielfalt zu diskutieren. Neben Stel-
lungnahmen zu den oben erwähnten Änderungsvorschlägen rief das 
Ofcom in einem «Call for Evidence» bis August 2021 zu Stellungnah-
men darüber auf, welche Rolle Online-Intermediäre und Algorithmen 
für die Nachrichtennutzung, -landschaft und Medienvielfalt im UK 
spielen (vgl. Ofcom, 2021b, S. 14–15). Das Ofcom selbst geht von einer 
ambivalenten Rolle von Online-Intermediären als potenziell fördernd 
und gefährdend für die Medienvielfalt aus (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 3.4). 
Zu Online-Intermediären zählt das Ofcom Suchmaschinen, soziale Me-
dien und News-Aggregatoren-Apps sowie Webseiten, die zwischen 
Konsument:innen und «news content creators» vermitteln (vgl. Ofcom, 
2021b, Tz. 3.5). Zur Debatte steht ebenso die bereits erwähnte Frage, 
inwieweit das Ofcom zukünftig auch außerhalb von Zusammen-
schlussvorhaben die Medienkonzentration bzw. -vielfalt untersuchen 
können soll, beispielsweise in Fällen von Marktaustritten, organischem 
internem Wachstum des Marktanteils, Veränderungen in der Techno-
logie oder bei Verbraucher:innen (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 3.8; siehe auch 
Diskussion über Möglichkeit eines regelmäßigen «media plurality re-
views» durch das Ofcom in Kapitel 2.3). 

1.5 Ansätze zur Regulierung von Plattformen und  
Intermediären 

Seit November 2020 müssen im UK niedergelassene Video-Sharing-
Plattformen (VSPs) neue Vorschriften zum Schutz der Nutzer:innen 
vor schädlichen Inhalten einhalten — eine Umsetzung der AVMD-
Richtlinie (vgl. Ofcom, 2020b). Diese Regulierung von VSPs wird in nä-
herer Zukunft voraussichtlich ergänzt bzw. abgelöst durch das von der 
britischen Regierung vorgeschlagene neue Gesetz zur Online-
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Sicherheit, der «Online Safety Bill» (DCMS, 2021a). Diese sieht eine um-
fangreiche Regulierung von schädlichen Online-Inhalte durch die Ein-
führung einer «duty of care» für bestimmte Online-Intermediäre und -
Plattformen vor sowie eine Ausweitung der Kompetenzen des Ofcom 
als zuständige Regulierungsbehörde. Der Fokus liegt hierbei jedoch 
nicht auf Fragen der Medienkonzentration oder Meinungsmacht. 

Darüber hinaus hat die britische Regierung angekündigt, im Herbst 
2021 ein White Paper zur Zukunft des Rundfunks zu veröffentlichen, 
in dem es auch um die Auffindbarkeit von Public-Service-Inhalten und 
eine potenzielle Privatisierung von Channel 4 gehen soll (vgl. Dowden, 
2021). Vorbereitend dazu führt die britische Regierung derzeit ein Kon-
sultationsverfahren durch, das mögliche Anpassung der Regeln für Vi-
deo-on-Demand-Dienste wie Netflix, Amazon Prime Video und Apple 
TV+ an die Programmstandards des linearen Fernsehens zur Diskus-
sion stellt. Diese sollen strengeren Bestimmungen bezüglich schädli-
cher Inhalte unterliegen. Darüber hinaus sollen bislang nicht im UK re-
gulierte Video-on-Demand-Dienste der Aufsicht des Ofcom unterstellt 
werden können. Ebenso wird zur möglichen Einführung eines Lizen-
zierungssystems für Video-on-Demand-Services konsultiert. Insge-
samt sollen die Regelungen nach Wunsch der Regierung als Folge des 
Austritts aus der EU über das Schutzniveau der AVMD-Richtlinie hin-
ausgehen können (vgl. DCMS, 2021b). 

2 Marktmachtkontrolle im  
Wettbewerbsrecht 

Die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften im UK finden sich primär in 
zwei Gesetzen. Während der Competition Act von 1998 (CA 1998) wett-
bewerbsbeschränkende Abreden und den Missbrauch marktbeherr-
schender Stellung regelt, sind im Enterprise Act von 2002 (EA 2002) 
insbesondere die Regeln zur Zusammenschlusskontrolle enthalten. Im 
Folgenden wird zunächst auf die geteilten Zuständigkeiten zwischen 
Ofcom und CMA (Competition and Markets Authority) eingegangen. 
Darauf folgt eine Darstellung des Kartellverbots, der Missbrauchsauf-
sicht und der Zusammenschlusskontrolle. Bei letzterer liegt der 
Schwerpunkt der Darstellung insbesondere auf dem durch den CA 
2003 eingeführten und für die Medienkonzentrationskontrolle zentra-
len «Media Public Interest Test». Außerdem wird das für das britische 
Wettbewerbsrecht besondere Instrumentarium der Marktstudien und -
untersuchungen erläutert. Ebenso wird auf die aktuellen Vorschläge 
der britischen Regierung zur Reform des Wettbewerbsrechts eingegan-
gen, in denen sich verstärkte Bestrebungen zeigen, das Wettbewerbs-
recht an die Besonderheiten digitaler Märkte und Plattformen anzupas-
sen. 
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Geteilte Zuständigkeiten von CMA und Ofcom 

Die allgemeine Wettbewerbsbehörde im UK ist die Competition and 
Markets Authority (CMA), die im Zuge des Enterprise and Regulatory 
Reform Act (2013) seit 2014 die Aufgaben der früheren Wettbewerbs-
behörden «Office of Fair Trading» (OFT) und «Competition Commis-
sion» (CC) übernimmt. Innerhalb des für das UK spezifischen «system 
of concurrency» teilt sich die CMA ihre Kompetenzen mit neun sektor-
spezifischen Regulierungsbehörden (vgl. Dunne, 2021, S. 256), darunter 
das Ofcom mit seinen Zuständigkeiten für die elektronische Kommu-
nikation, den Rundfunk und das Postwesen. In diesen Sektoren kann 
das Ofcom wettbewerbsrechtliche Bestimmungen durchsetzen und 
beispielsweise das Kartellverbot und den Missbrauch einer marktbe-
herrschenden Stellung kontrollieren sowie Marktstudien und -untersu-
chungen durchführen (vgl. Section 369–372 CA 2003). In der Zusam-
menschlusskontrolle kann das Ofcom zwar nicht selbstständig aktiv 
werden, aber von dem Secretary of State im Rahmen des Public Interest 
Tests — neben der CMA — in die Prüfung eines Zusammenschlussvor-
habens eingebunden werden (siehe Kapitel 2.3). Zudem kann das 
Ofcom von der CMA insbesondere bei lokalen Medienzusammen-
schlüssen unter Beteiligung von Zeitungen und/oder kommerziellem 
Rundfunk um seine Einschätzung gebeten werden (vgl. CMA, 2020a, 
Tz. 9.23). Anders als bei den in Deutschland jeweils vom BKartA und 
der KEK separat durchgeführten unterschiedlichen Prüfungen wird im 
UK «nur dasjenige Regelwerk und infolgedessen nur diejenige Auf-
sichtsinstanz zum Zuge kommen, die nach dem Prinzip des 'best-
placed acts' die größere Sachnähe zu der zu regelnden Materie auf-
weist» (Bretschneider, 2010, S. 123). Einzelheiten zur Zusammenarbeit 
zwischen CMA und Ofcom sind in den «Concurrency Regulations», 
dem Reglement der CMA für die konkurrierende Anwendung von 
Wettbewerbsbefugnissen (vgl. CMA, 2014) sowie in einem «Memoran-
dum of Understanding» (vgl. Ofcom, 2016) festgehalten. Anders als das 
deutsche BKartA ist die CMA auch als Verbraucherschutzbehörde ge-
schaffen worden und verfügt über entsprechende Kompetenzen. 

2.1 Kartellverbot 

Auch im UK sind Kartelle und wettbewerbsbeschränkende Abspra-
chen verboten. Dabei wird zwischen «civil cartels» und «criminal car-
tels» unterschieden. Die in der Praxis relevanteren «civil cartels» wer-
den in Chapter I des Competition Acts von 1998 geregelt und betreffen 
das zivilrechtliche Vergehen von Unternehmen, während «criminal 
cartels» das strafrechtliche Vergehen von Individuen betreffen und im 
Enterprise Act geregelt sind (vgl. Section 188 EA 2002). Das Verbot von 
«civil cartels» («Chapter I-Prohibition») ist angelehnt an Art. 101 AEUV 
und umfasst Abreden, die den Handel innerhalb des UK beeinträchti-
gen können und eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung 
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des Wettbewerbs innerhalb des UK bezwecken oder bewirken (Sec-
tion 2 CA 1998). 

In Anlehnung an Art. 101 Abs. 3 AEUV sind jene Abreden erlaubt, 
die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher am entstehenden 
Gewinn zu einer Verbesserung der Warenerzeugung oder -verteilung 
oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts 
beitragen (vgl. Section 9 CA 1998). Anders als in Deutschland gibt es 
keine allgemeine Ausnahme vom Kartellverbot für Presseunterneh-
men. Ausgenommen sind aber Vernetzungsvereinbarungen zwischen 
Channel 3-Lizenzinhabern oder die Abreden zwischen Channel 3-Li-
zenzinhabern zur oben beschriebenen gesetzlich geforderten Nennung 
eines Nachrichtenanbieters («Channel 3 Appointed News Provider-
Rule») (vgl. Schedule 2 Part 3 CA 1998). Zudem darf der Secretary of 
State beispielsweise aus außergewöhnlichen und zwingenden Grün-
den der öffentlichen Ordnung Ausnahmen vom Kartellverbot vorse-
hen (Paragraph 7, Schedule 3 CA 1998). Publizistische Erwägungs-
gründe spielen hierbei aber keine Rolle (vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 468). 

2.2 Missbrauchsaufsicht 

Die Missbrauchskontrolle ist in Chapter II CA 1998 geregelt («Chapter 
II-Prohibition») und entspricht dem europäischen Missbrauchsverbot 
(Art. 102 AEUV). Verboten sind der Missbrauch einer marktbeherr-
schenden Stellung durch ein oder mehrere Unternehmen, wenn 
dadurch der Handel im UK beeinträchtigt wird, d. h. bei einer Erzwin-
gung unangemessener Preise oder Geschäftsbedingungen, Einschrän-
kung der Produktion, des Vertriebs oder der technischen Entwicklung, 
Diskriminierung von Handelspartnern sowie bei Koppelung und Bün-
delung zum Zwecke der Ausbeutung (vgl. Section 18 CA 1998). Der CA 
1998 enthält keine Marktanteilsgrenzen, ab dem eine Marktbeherr-
schung anzunehmen ist. Laut Leitlinien der Wettbewerbsbehörde ist 
für das Vorliegen einer marktbeherrschenden Stellung («dominant 
market position») das Vorliegen einer «substantial market power» Vo-
raussetzung (vgl. OFT, 2004, Tz. 2.9). Dies ist danach zu beurteilen, ob 
und inwieweit ein Unternehmen Wettbewerbsdruck ausgesetzt ist, bei-
spielsweise durch bestehende oder potenzielle Wettbewerber oder eine 
starke Nachfragemacht von Kunden (vgl. OFT, 2004, Tz. 2.10). Zudem 
orientiert sich die Ermittlung der marktbeherrschenden Stellung an der 
europäischen Rechtsprechung und deren Vermutung einer markbe-
herrschenden Stellung ab einem Marktanteil von 50 % (vgl. Rodger & 
MacCulloch, 2015, S. 129). Gemäß den Leitlinien der vormaligen briti-
schen Wettbewerbsbehörde liegt bei einem Marktanteil von unter 40 % 
in der Regel keine marktbeherrschende Stellung vor (vgl. OFT, 2004, 
Tz. 4.18). 
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Die britische Regierung schlägt im Rahmen ihrer aktuellen Reform-
vorhaben für ein neues Wettbewerbsregime für digitale Märkte (siehe 
Kapitel 2.5) die Einführung besonderer Regeln für Unternehmen mit 
einem «Strategic Market Status» (SMS) vor, um die mächtigsten digita-
len Unternehmen regulieren zu können (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 
168), und ein «world-leading pro-competition regime for digital mar-
kets» zu schaffen (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 4). Als SMS-Unterneh-
men sollen jene Unternehmen gelten, die aufgrund einer substanziellen 
und etablierten Marktmacht hinsichtlich mindestens einer bestimmten 
digitalen Tätigkeit über eine strategische Position verfügen und daher 
ein besonderes «risk of harm» darstellen würden (DCMS & BEIS, 2021, 
Tz. 6). Von einer substanziellen Marktmacht («substantial market 
power») ist hier auszugehen, wenn es Nutzer:innen an guten Alterna-
tiven zu einem Produkt bzw. einer Dienstleistung mangelt und die 
Möglichkeit des Markteintritts oder der Expansion anderer Anbieter 
begrenzt ist (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 61). Eine für den SMS-Status 
auch erforderliche etablierte Marktmacht («entrenched market power») 
liegt vor, wenn zu erwarten ist, dass die Marktmacht eines Unterneh-
mens über einen längeren Zeitraum bestehen bleibt und es unwahr-
scheinlich ist, dass sie kurz- oder mittelfristig durch Wettbewerb besei-
tigt wird (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 63). Zudem soll das Unterneh-
men, um als SMS zu gelten, laut Regierungsvorschlag eine «strategic 
position» innehaben müssen, also eine Position, in der die Auswirkun-
gen seiner Marktmacht wahrscheinlich besonders weit verbreitet oder 
signifikant sind (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 66). 

SMS-Unternehmen sollen bezüglich der ihren SMS-Status begrün-
denden Tätigkeiten einem verpflichtenden und durchsetzbaren Ver-
haltenskodex unterliegen. Dieser soll rechtlich verbindliche, überge-
ordnete Prinzipien statuieren («Fair Trading, Open Choices and Trust 
and Transparency») und helfen, wettbewerbsschädliches Verhalten be-
reits im Vorfeld zu verhindern (DCMS & BEIS, 2021, Tz. 7). Konkret soll 
dieser unter anderem Selbstbevorzugung verbieten, Interoperabilität 
vorschreiben (vgl. DCMS & BEIS, 2021, S. 31) sowie bestimmte Plattfor-
men dazu verpflichten können, Nutzer:innen Informationen über die 
Extraktion und Verarbeitung ihrer Daten zur Verfügung zu stellen (vgl. 
DCMS & BEIS, 2021, Tz. 83). Noch tiefgreifendere Ex-ante-Maßnahmen 
sollen gegenüber SMS-Unternehmen proaktiv und durch sog. «pro-
competitive interventions» (PCIs) durchgesetzt werden können (vgl. 
DCMS & BEIS, 2021, Tz. 104), die unter anderem auch Anordnungen 
zur Entflechtung von Unternehmen umfassen können sollen (vgl. 
DCMS & BEIS, 2021, Tz. 106). Darüber hinaus sollen für Unternehmen 
mit SMS-Status neue Regeln in der Fusionskontrolle gelten (siehe dazu 
auch Kapitel 2.3). Für die Konkretisierung der übergeordneten Prinzi-
pien und Durchsetzung der Regeln für SMS-Unternehmen soll die be-
reits neu geschaffene, spezialisierte «Digital Markets Unit» (DMU) in-
nerhalb der CMA zuständig sein. 
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Zudem soll der Verhaltenskodex auch das Verhältnis zwischen On-
line-Plattformen und Inhalteanbietern wie Presseverlagen adressieren 
(vgl. DCMS & BEIS, 2021, S. 32–33). Dies entspricht einer zentralen For-
derung des von der britischen Regierung in Auftrag gegebenen Cairn-
cross-Berichts (2019) zur nachhaltigen Zukunft des Journalismus. Eine 
Neuregelung dieses Verhältnisses wird darin unter anderem neben ei-
ner stärkeren Förderung von «public-interest news» als notwendig er-
achtet, um die Produktion von qualitativ hochwertigem Journalismus 
und den öffentlichen Zugang zu einer Vielfalt von Perspektiven und 
Meinungen sicherzustellen (vgl. Cairncross, 2019).  

Insgesamt weisen die Regelungsvorhaben für SMS-Unternehmen 
Ähnlichkeiten zu den in Deutschland durch die 10. GWB-Novelle neu 
geschaffenen frühzeitigen Eingriffsbefugnisse gegenüber Unterneh-
men mit «überragender marktübergreifender Bedeutung für den Wett-
bewerb» (ÜMÜB) auf. Wie auch in Deutschland kommt hier eine ver-
stärkte Tendenz zur Ex-ante-Regulierung für digitale Plattformen zum 
Ausdruck. Darüber hinaus zeigt sich in den aktuellen Regelungsvorha-
ben für SMS-Unternehmen laut Ofcom-Chief Economist Tania Van den 
Brande (2021) eine stärkere Orientierung an einer «principles-based re-
gulation» im Vergleich zu eher «rules-based»-Regulierungsansätzen 
auf EU-Ebene wie dem Digital Markets Act. 

Vor dem Hintergrund des EU-Austritts des UK plant die CMA zu-
dem, verstärkt gegen den Missbrauch von marktbeherrschenden Stel-
lungen von Unternehmen in digitalen Märkten vorzugehen. Aktuell 
untersucht die CMA im Rahmen der Missbrauchskontrolle beispiels-
weise Googles «Privacy Sandbox» (vgl. CMA, 2021c) sowie die App-
Entwickler-Bedingungen von Apples App Store (vgl. CMA, 2021d). Zu-
dem prüft die CMA derzeit, ob Facebook bei der Nutzung von Werbe-
daten eine marktbeherrschende Stellung im Markt der sozialen Medien 
oder der digitalen Werbung missbraucht (vgl. CMA, 2021f). 

2.3 Fusionskontrolle 

Die im Enterprise Act 2002 (EA 2002) geregelte Zusammenschlusskon-
trolle ist für die Medienkonzentrationskontrolle im UK von besonderer 
Bedeutung. Anders als in Deutschland besteht im UK keine Melde-
pflicht für Zusammenschlussvorhaben. Stattdessen herrscht ein «sys-
tem of voluntary notification», wobei Unternehmen in der Praxis häu-
fig freiwillig die CMA von ihrem Zusammenschlussvorhaben in 
Kenntnis setzen (vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 460), sofern eine «relevant 
merger situation» vorliegt. Im Fall von Medienzusammenschlüssen in-
formieren sie auch das Department for Digital, Culture, Media and 
Sport (DCMS, Ministerium für digitale Angelegenheiten, Kultur, Me-
dien und Sport) (vgl. Woods, 2020, S. 70). Unabhängig davon kann die 
CMA auch eigenständig tätig werden, wenn sie auf anderen Wegen 
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von einem geplanten oder erfolgten Zusammenschluss erfährt. Dies bis 
zu vier Monate nach erfolgtem Zusammenschluss bzw. ihrer Kenntnis-
nahme davon (vgl. Section 24(1) EA 2002).  

Eine «relevant merger situation» liegt vor, wenn zwei oder mehr Un-
ternehmen durch den Zusammenschluss nicht mehr weiter bestehen, 
das übernommene Unternehmen einen Umsatz von 70 Millionen GBP 
im UK überschreitet («turnover test») und/oder der Zusammenschluss 
dazu führt, dass die sich zusammenschließenden Unternehmen im UK 
oder einem wesentlichen Teil UKs einen Marktanteil von 25 % oder 
mehr beim Angebot von Dienstleistungen oder Waren erreichen 
(«share of supply test») (vgl. Section 23 EA 2002). Bei der Prüfung des 
«share of supply test» verfügt die CMA über einen weiten Ermessens-
spielraum (vgl. Rose & Ferguson, 2015, Rn. 4.10) und geht bei der Ab-
grenzung von Medienmärkten in der Regel flexibel vor (vgl. Bret-
schneider, 2010, S. 113–114).  

Die Zusammenschlusskontrolle erfolgt grundsätzlich in zwei Pha-
sen: In der ersten Phase stellt die CMA fest, ob eine wesentliche Verrin-
gerung des Wettbewerbs realistisch zu erwarten ist («Substantial lesse-
ning of competition», bekannt als SLC-Test) (vgl. CMA, 2021a, Tz. 3.12). 
Trifft dies zu, leitet die CMA die zweite Phase der Prüfung ein; es sei 
denn, die beteiligten Unternehmen erfüllen bestimmte Ersatzverpflich-
tungen («undertakings in lieu»). In der zweiten Phase prüft die CMA, 
ob eine SLC wahrscheinlicher als nicht vorliegt (vgl. CMA, 2021a, Tz. 
2.36). Bei der Beurteilung der SLC stellt die CMA sog. «theories of 
harm» auf, d. h. Hypothesen über den potenziellen Schaden eines Zu-
sammenschlusses für den Wettbewerb (vgl. CMA, 2021a, Tz. 2.11).  

Die britische Regierung schlägt derzeit eine Erhöhung der Aufgreif-
schwelle von 70 Millionen auf 100 Millionen GBP zum Ausgleich der 
Inflation vor sowie «safe harbour»-Regelungen für Zusammenschlüsse 
zwischen kleinen Unternehmen, deren weltweiter Umsatz jeweils we-
niger als 10 Millionen GBP beträgt, um deren Wachstum und Innova-
tion zu fördern (vgl. BEIS, 2021, Tz. 1.98). Dagegen soll die CMA im 
Rahmen des «share of supply test» Zusammenschlüsse bereits prüfen 
können, wenn die Unternehmen zwar noch nicht auf einem Markt ope-
rieren, aber eines der beteiligten (und in der Regel das aufkaufende) 
Unternehmen sowohl mindestens einen Marktanteil von 25 % beim 
Angebot von Dienstleistungen oder Waren als auch einen Umsatz von 
mindestens 100 Millionen GBP im UK erreicht (vgl. BEIS, 2021, Tz. 
1.105). Auf diese Weise sollen der CMA Prüfungen von vertikalen Zu-
sammenschlüssen und Killerakquisitionen ermöglicht werden (vgl. 
BEIS, 2021, Tz. 1.103).  
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Darüber hinaus plant die Regierung, die Regeln für die Zusammen-
schlusskontrolle speziell für die oben erwähnten Unternehmen mit 
strategischem Marktstatus (SMS) anzupassen (vgl. DCMS & BEIS, 2021, 
S. 50). Beispielsweise wird unter ausdrücklicher Erwähnung der deut-
schen Transaktionswertschwelle diskutiert, sämtliche Zusammen-
schlüsse mit Beteiligung von SMS-Unternehmen meldepflichtig zu ma-
chen und für die größten Fusionen mit SMS-Unternehmen verpflich-
tend Prüfungen der CMA vorzusehen. Diesbezüglich wird über die 
Einführung einer Transaktionswertschwelle von 100 oder 200 Millio-
nen GBP für Zusammenschlüsse mit SMS-Unternehmen nachgedacht 
(vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 181). Erreicht ein Zusammenschlussvor-
haben unter Beteiligung eines SMS-Unternehmens die Transaktions-
wertschwelle und weist eine hinreichende Verbindung zum UK auf 
(«UK nexus test»), soll die CMA tätig werden können (vgl. DCMS & 
BEIS, 2021, Tz. 180). Insgesamt sollen so für die UK relevante Zusam-
menschlussvorhaben unter Beteiligung von SMS-Unternehmen proak-
tiver überwacht werden können (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 10). 

Mit dem SLC-Test wird wie erwähnt geprüft, ob ein Zusammen-
schluss zu einer erheblichen Verminderung des Wettbewerbs führt. Ab 
wann eine solche erhebliche Wettbewerbsverminderung vorliegt, ist 
gesetzlich nicht definiert. In ihren aktualisierten Leitlinien von 2021 für 
die Prüfung von Zusammenschlüssen (Merger Assessment Guidelines) 
erwähnt die CMA ausdrücklich, dass bei der Beurteilung einer erhebli-
chen Verminderung des Wettbewerbs (SLC) auch Nicht-Preis-Faktoren 
einfließen können, wie beispielsweise Aufmerksamkeit, Daten, Quali-
tät und Privatsphäre (vgl. CMA, 2021a, S. 6–7), die für Plattformmärkte 
von besonderer Bedeutung sind (vgl. Just, 2018). Die Leitlinien enthal-
ten zudem neu Hinweise für die Prüfung von Zusammenschlüssen bei 
zwei- und mehrseitigen Plattformen durch die CMA (vgl. CMA, 2021a, 
S. 32–34) und nennen als Beispiele explizit auch «media publishers or 
social media platforms» (CMA, 2021a, Tz. 2.21). Rein quantitative 
Schwellenwerte wie Marktanteile oder die Anzahl von Konkurrent:in-
nen sollen bei der Beurteilung, ob ein SLC vorliegt, nicht zur Anwen-
dung kommen (vgl. CMA, 2021a, Tz. 2.8). 

Der von der britischen Regierung beauftragte Expertenbericht «Un-
locking digital competition» zur Reform des wettbewerblichen Rege-
lungsrahmens im UK (Furman-Report, 2019) hatte für die Anwendung 
des SLC-Tests in der zweiten Phase der Zusammenschlusskontrolle die 
Einführung eines «balance of harms»-Tests vorgeschlagen, wonach die 
CMA nicht nur die Wahrscheinlichkeit, sondern auch das Ausmaß von 
Schäden eines Zusammenschlusses für Wettbewerb und Innovation be-
rücksichtigen können soll (vgl. Digital Competition Expert Panel, 2019, 
Tz. 3.94). Beim Kauf von Instagram durch Facebook hätte es beispiels-
weise ein «balance of harms»-Ansatz ermöglicht, den Verlust der Wett-
bewerbsvorteile zu berücksichtigen, die ein wettbewerbsfähiger Kon-
kurrent von Facebook mit sich hätte bringen können, z. B. höhere 
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Qualität und Verfügbarkeit innovativer neuer Dienste, niedrigere Kos-
ten für digitale Werbung, die an die Verbraucher weitergegeben wer-
den sowie einen besseren Schutz der Privatsphäre (vgl. Digital Compe-
tition Expert Panel, 2019, Tz. 3.89). Die CMA hat sich aber gegen einen 
«balance of harms»-Ansatz ausgesprochen (vgl. CMA, 2019); auch der 
aktuelle Regierungsvorschlag sieht grundsätzlich eine Beibehaltung 
des SLC-Tests vor (vgl. DCMS & BEIS, 2021, Tz. 189). 

Nach den allgemeinen Ausführungen zur Zusammenschlusskon-
trolle mit Fokus auf digitale Plattformen wird im Folgenden der für das 
UK spezifische «Media Public Interest Test» vorgestellt, der durch den 
CA 2003 eingeführt wurde und ein zentrales Instrument der Medien-
konzentrationskontrolle im UK ist. 

Media Public Interest Test 

Der Media Public Interest Test ermöglicht es, auf Initiative der Secre-
tary of State of Digital, Culture, Media and Sport sogenannte «Media 
Public Interest Considerations», also medienpolitische Erwägungen als 
Gründe des öffentlichen Interesses, in die Zusammenschlusskontrolle 
einzubeziehen. Zwar ähnelt diese Eingriffsmöglichkeit durch den 
Public Interest Test im Prinzip der deutschen Ministererlaubnis, doch 
anders als in Deutschland stellen medienpolitische Erwägungen und 
insbesondere die Sicherung von Medienvielfalt gesetzlich definierte öf-
fentliche Interessen dar, aufgrund derer der Secretary of State einen Zu-
sammenschluss untersagen darf. Konkret kann der Secretary of State in 
einen Zusammenschluss eingreifen, wenn ein «public interest case» 
oder ein «special public interest case» vorliegt. Von einem «public inte-
rest case» ist auszugehen, wenn an einer «relevant merger situation» 
ein öffentliches Interesse besteht. Neben den «Media Public Interest 
Considerations» zählen zu den gesetzlich definierten öffentlichen Inte-
ressen auch die nationale Sicherheit, die Aufrechterhaltung der Stabili-
tät des britischen Finanzsystems und die Fähigkeit zur Bekämpfung 
von öffentlichen Gesundheitsnotständen dazu (vgl. Section 58 EA 
2002). Der Secretary of State kann darüber hinaus unter Bestätigung des 
Parlaments auch neue öffentliche Interessen festlegen (vgl. 58(3) EA 
2002). So hatte das House of Lords Select Committee on Communica-
tions (2019, Tz. 149) beispielsweise der Regierung empfohlen, über die 
Einführung eines Public Interest Tests für «data-driven mergers and ac-
quisitions» nachzudenken. Konkret unterscheiden sich die «Media 
Public Interest Considerations» je nachdem, ob es um Zusammen-
schlüsse von Presse- oder Rundfunkunternehmen geht. Die 2004 vom 
damaligen Department for Trade and Industry (DTI, Ministerium für 
Handel und Industrie) veröffentlichten Leitlinien für die Prüfung des 
öffentlichen Interesses dienen der Auslegung dieser «considerations», 
zusammen mit der Entscheidungspraxis der Wettbewerbsbehörde(n) 
und des Ofcom sowie dessen «Measurement Framework for Media 
Plurality» (vgl. Fingleton, 2018, S. 5). Die Bestimmung des früheren Fair 
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Trading Act 1973, wonach Pressefusionen grundsätzlich nur mit Zu-
stimmung des Secretary of State erlaubt waren, wurden durch den CA 
2003 aufgehoben. 

Bei Zusammenschlüssen von Presseunternehmen (nur Print) 
(«newspaper test») muss überprüft werden, inwieweit eine sachlich 
korrekte Darstellung der Nachrichten in Zeitungen (vgl. Sec-
tion 58(2A)(a) EA 2002) und freie Meinungsäußerung in Zeitungen 
(vgl. Section 58(2A)(b) EA 2002) sowie eine ausreichende Meinungs-
vielfalt in Zeitungen im britischen Zeitungsmarkt (vgl. Section 58(2B) 
EA 2002) gewährleistet bleiben. Damit ist eine interne Vielfalt gemeint, 
die die Bandbreite an Informationen und Meinungen umfasst, die in-
nerhalb einzelner Nachrichtenorganisationen angeboten wird (vgl. 
Ofcom, 2021b, S. 4.50). Der Secretary of State wäre darüber hinaus be-
fugt, Begriffe des Rundfunks und der Zeitung neu zu definieren (vgl. 
Section 44(11) EA 2002). 

Das Konzept der ausreichenden Meinungsvielfalt («sufficient plura-
lity of views») ist unter Berücksichtigung der Angemessenheit und 
Praktikabilität zu beurteilen (vgl. Section 58(2B) EA 2002) und soll eine 
individuelle Gewichtung für jeden Einzelfall erlauben (vgl. Bretschnei-
der, 2010, S. 136). Allerdings ist bis heute unklar, wann genau tatsäch-
lich von einer ausreichenden Vielfalt auszugehen ist (vgl. z. B. CMA, 
2018, Tz. 31). Eine vom Ofcom bereits 2012 vorgeschlagene Klarstellung 
bezüglich der quantitativen und qualitativen Kriterien für die Bestim-
mung der «sufficiency» (vgl. Ofcom, 2012b, S. 26) ist bislang nicht um-
gesetzt worden. Ansatzpunkte sind die Berücksichtigung einer «diver-
sity of viewpoints» im betreffenden Bereich der Presse sowie die struk-
turellen Auswirkungen auf das gesamte Meinungsspektrum und die 
Meinungsverteilung innerhalb des relevanten Marktes (vgl. DTI, 2004, 
Tz. 5.11). Dabei sollen über die reine Anzahl der Meinungen hinaus 
auch deren Vielfalt («variety in those views») berücksichtigbar sein so-
wie die Vielfalt von Kanälen und Veröffentlichungen, in denen sie zum 
Ausdruck gebracht werden. Zudem sollen auch der Veröffentlichungs-
kontext und die Art der Medien berücksichtigt werden. 

Bei Zusammenschlüssen zwischen Rundfunkunternehmen oder 
zwischen Rundfunk- und Presseunternehmen («broadcasting and 
cross media test») kann geprüft werden, inwiefern weiterhin eine hin-
reichende Vielfalt von Personen gegeben ist, die die Kontrolle über Me-
dienunternehmen in einem Markt innehaben (vgl., Section 58(2C)(a) 
EA 2002) oder eine Vielzahl an qualitativ hochwertigen Rundfunkpro-
grammen gegeben ist, die eine Vielzahl von Interessen abdecken (vgl. 
Section 58(2C)(b) EA 2002). Ebenso kann die Auswirkung des Zusam-
menschlusses auf die notwendige Verpflichtung von Inhabern von 
Rundfunkunternehmen zu den Programmkodizes des Ofcom geprüft 
werden (vgl. Section 58(2C)(c) EA 2002). Hervorzuheben ist, dass ein 
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crossmedialer Zusammenschluss nur dann einem Public Interest Test 
unterzogen werden kann, wenn ein Rundfunkunternehmen beteiligt 
ist. Die crossmediale Konzentrationskontrolle kann somit als rund-
funkzentriert bezeichnet werden (vgl. Bretschneider, 2010, S. 139). Dies 
kommt auch in der Definition des Begriffs des Medienunternehmens 
(«media enterprise») zum Ausdruck, wonach ein Unternehmen ein Me-
dienunternehmen ist, «if it consists in or involves broadcasting» (Sec-
tion 58A(1) EA 2002). 

Das Kriterium der ausreichenden Vielzahl von Personen, die die 
Kontrolle über Medienunternehmen in einem Markt innehaben soll 
verhindern, dass die Medien im UK in den Händen von einigen weni-
gen Personen(gruppen) oder Unternehmen liegen, da es bedenklich sei, 
wenn eine einzelne Person einen zu großen Teil der Medien kontrollie-
ren würde. Dies aufgrund der potenziellen Fähigkeit, Meinungen zu 
beeinflussen und «to […] control the agenda» (vgl. DTI, 2004, S. 32–33). 
Für die Prüfung dieses Kriteriums gibt es aber, wie bei der ausreichen-
den Meinungsvielfalt im «newspaper test», keine fixierten Grenzwerte 
(vgl. Bretschneider, 2010, S. 137). Bei der Prüfung des Kriteriums der 
Vielzahl an qualitativ hochwertigen Rundfunkprogrammen, die eine 
Vielzahl von Interessen abdecken, sollen unter anderem die strategi-
schen Pläne des Medieneigentümers, aber auch frühere Verstöße gegen 
Programmstandards berücksichtigt werden (vgl. DTI, 2004, Tz. 7.19–
7.20). 

Besteht ein begründeter Verdacht des Secretary of State, dass eine 
«relevant merger situation» vorliegt oder entsteht und eine der «Media 
Public Interest Considerations» betroffen ist, kann sie eine «public inte-
rest intervention notice» (PIIN) erlassen (vgl. Section 43(1)(b) EA 2002) 
und damit gleichzeitig die CMA zu ihrer regulären Phase 1-Prüfung 
anhand rein wettbewerbsrechtlicher Maßstäbe und das Ofcom zur 
Überprüfung der Auswirkungen des Zusammenschlusses auf die er-
wähnten «Media Public Interest Considerations» auffordern (vgl. Sec-
tion 44 und 44A EA 2002, siehe unten für ausführliche Darstellung des 
Vorgehens des Ofcom). Auf Basis der Ofcom-Empfehlungen, die unter 
anderem Stellungnahmen der beteiligten Unternehmen berücksichti-
gen (vgl. z. B. Ofcom, 2020a, S. 2), entscheidet der Secretary of State, ob 
ein Zusammenschlussvorhaben an die CMA für eine vertiefte Prüfung 
überwiesen werden soll oder der Zusammenschluss zu genehmigen ist. 
Dies kann auch ggf. erfolgen unter Annahme von Verpflichtungen der 
beteiligten Unternehmen, welche die befürchteten negativen Auswir-
kungen des Zusammenschlusses auf das öffentliche Interesse beheben, 
verhindern oder abmildern (vgl. Schedule 7, para 3 EA 2002). Im Falle 
einer vertieften Prüfung in Phase 2 muss die CMA wirtschaftliche und 
öffentliche Interessen miteinander abwiegen (vgl. Hager, 2016, § 6 Rn. 
464). Kommt der Secretary of State nach der vertieften CMA-Prüfung 
zum Ergebnis, dass «public interest considerations» vorliegen, kann er 
die endgültige Entscheidung über das Zusammenschlussvorhaben 

Ausreichendende 
Vielzahl von Personen: 
keine gesetzlich fixierten 
Grenzwerte 

Verfahrensablauf bei 
Media Public Interest 
Test:  

Secretary of State 
erlässt «public interest 
intervention notice»; 
CMA prüft zunächst 
anhand wettbewerbs-
rechtlicher Maßstäbe; 
Ofcom prüft Media 
Public Interest 
Considerations; 
Secretary of State 
entscheidet, ob CMA 
vertieft prüfen soll; 

finale Entscheidung über 
Zusammenschluss durch 
Secretary of State, wenn 
public interest 
considerations 
vorliegen, ansonsten 
durch CMA 



UK  ________________________________________________________________________________________________  169 

treffen, andernfalls obliegt diese Entscheidung allein der CMA. Der Se-
cretary of State ist im gesamten Prozess nur an die wettbewerbsrechtli-
chen Einschätzungen der CMA gebunden (vgl. Section 54(7) EA 2002), 
nicht aber an jene bezüglich der Vielfalt und auch nicht an jene des 
Ofcom. Grundsätzlich könnte der Secretary of State jeden Medienzu-
sammenschluss prüfen lassen, bei dem das öffentliche Interesse poten-
ziell gefährdet ist. Nach den DTI-Leitlinien ist ein Eingriff jedoch nur 
für Zusammenschlüsse vorgesehen, die vor dem Communications Act 
2003 verboten gewesen wären (vgl. DTI, 2004, Tz. 8.2). Entscheidungen 
des Secretary of State können vor dem Competition Appeal Tribunal 
(CAT) angefochten werden; dessen Entscheidungen können wiederum 
unter Umständen beim Court of Appeal in England oder beim Court of 
Session in Schottland angefochten werden (vgl. Craufurd Smith & 
Tambini, 2012, S. 42). 

Neben dem «public interest case» kann der Secretary of State auch in 
einem «special public interest case» eingreifen, d. h. wenn die formellen 
Aufgreifschwellen einer «relevant merger situation» zwar nicht er-
reicht werden, aber einer der genannten Gründe des öffentlichen Inte-
resses vorliegt. Bei Medienzusammenschlüssen ist dafür erforderlich, 
dass eines der beteiligten Unternehmen im Presse- oder Rundfunksek-
tor im UK (oder einem wesentlichen Teil des UK) einen Marktanteil 
von 25 % oder mehr aufweist (vgl. Section 59(3C) und 59(3D) EA 2002). 
Dies kann beispielsweise anhand der Auflage, des Zuschauer- oder Hö-
reranteils, des Werts, der Kosten oder der Werbeeinnahmen festgelegt 
werden (vgl. DTI, 2004, Tz. 3.10). Anders als in einem normalen «public 
interest case» wird in einem «special public interest case» im Anschluss 
keine zusätzliche ökonomische Prüfung in Form des SLC-Tests durch-
geführt, sondern ausschließlich der Public Interest Test (vgl. Section 61 
EA 2002). Durch den «special public interest case» können gewisse Zu-
sammenschlüsse, die die eigentlichen Schwellenwerte für die wettbe-
werbsrechtliche Zusammenschlusskontrolle nicht erreichen, dennoch 
geprüft werden und zwar hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf öffent-
liche Interessen, insbesondere auf medienpolitische Erwägungen. 

Prüfung der Medienkonzentration bzw. -vielfalt durch Ofcom 

Bei seiner Prüfung der Medienkonzentration bzw. -vielfalt im Rahmen 
des Media Public Interest Tests stützt sich das Ofcom auf sein «Measu-
rement Framework for Media Plurality» von 2015. Das Ofcom berück-
sichtigt für die Messung der Medienkonzentration bzw. -vielfalt so-
wohl Print, Radio, Fernsehen als auch Online-Medien, beschränkt sich 
dabei aber auf den relevanten Markt der Nachrichten und des Zeitge-
schehens («news and current affairs») als besonders meinungsbil-
dungsrelevante Inhalte (vgl. Ofcom, 2012a, Tz. 3.14). Im Gegensatz zu 
Deutschland werden andere Genres wie Unterhaltung als nicht hinrei-
chend meinungsbildungsrelevant angesehen und von der Betrachtung 
ausgeschlossen (vgl. Ofcom, 2012a, Tz. 3.15). Im Measurement 
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Framework von 2015 hält das Ofcom zudem ausdrücklich eine Abkehr 
vom HHI-Index (Herfindahl-Hirschman-Index) als Berechnungsme-
thode fest (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 3.31–3.33). Konkret orientiert sich das 
Ofcom bei seiner Messung von Medienpluralismus sowohl an den drei 
quantitativen Kriterien «availability» (Verfügbarkeit), «consumption» 
(Nutzung) und «impact» (Einfluss) als auch an qualitativen Kriterien 
(sog. «Kontextfaktoren»). Letztere umfassen die interne Vielfalt, interne 
Unternehmensgovernance und -prozesse, Finanzierungsmodelle, re-
daktionelle Leitlinien, den potenziellen Einfluss von Eigentümern auf 
redaktionelle Inhalte, aber auch Markttrends und -entwicklungen so-
wie Regulierung (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 3.15). 

Das Kriterium «availability» (Verfügbarkeit) erfasst die Anzahl der 
verfügbaren Nachrichtenanbieter als Indiz für die potenzielle Mei-
nungsvielfalt (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 3.8). Dabei unterscheidet das 
Ofcom zwischen «wholesale news providers», die eigene Inhalte pro-
duzieren, «retail news providers», die von Dritten produzierte Inhalte 
anbieten (Ofcom, 2015, Tz. 3.21) sowie Intermediären, die als Vermittler 
für den Nachrichtenkonsum dienen, wie Aggregatoren, Suchmaschi-
nen oder soziale Netzwerke (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 1.23). 

Die Messung der «consumption» (Nutzung) umfasst insbesondere 
die Anzahl der Menschen, die Nachrichtenquellen nutzen («reach»), 
die Häufigkeit, mit der diese Quellen genutzt werden, und die Zeit, die 
mit ihnen verbracht wird. Die Nutzung wird sowohl anhand gattungs-
spezifischer Kennzahlen gemessen als auch auf crossmedialer Grund-
lage, wobei der sog. «share of reference» zum Einsatz kommt, eine auf 
einer Nutzerbefragung basierende Kennzahl zur Messung des Anteils 
von einzelnen Nachrichtenquellen, die über alle Medien und Plattfor-
men hinweg genutzt werden (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 3.11). Auch Inter-
mediäre fließen als eine separate Kategorie in die Messung (vgl. Ofcom, 
2015, Rn. 3.39). Zudem wird berücksichtigt, inwieweit Nutzer:innen 
mehrere Quellen nutzen und ihre Nachrichten von verschiedenen An-
bietern beziehen («multi-sourcing») (vgl. Ofcom, 2015, S.15). 

Die Kriterien «availability» und «consumption» werden mit einem 
dritten quantitativen Faktor gewichtet, nämlich «impact» (Einfluss). 
Dieser misst die wahrgenommene Unparteilichkeit und Verlässlichkeit 
sowie die persönliche Bedeutung, die Nutzer:innen bestimmten Nach-
richtenquellen beimessen. Darüber hinaus auch das Vertrauen, das sie 
in diese haben, und inwieweit eine Quelle ihnen hilft, sich eine Mei-
nung über die Nachrichten zu bilden (vgl. Ofcom, 2015, Tz. 3.14). Wie 
im deutschen Medienvielfaltsmonitor steht hierbei die Perspektive der 
Nutzer:innen und deren subjektive Bedeutungszuschreibung im Fo-
kus. Auch der Ansatz zur Bewertung der Meinungsbildungsrelevanz 
individueller Medien, die vor allem auf der Reichweite basiert, ähnelt 
dem deutschen Medienvielfaltsmonitor (vgl. Sommerhoff, 2013, S. 216). 
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Die Anzahl an Public-Interest-Test-Verfahren hat über die Jahre zu-
genommen (vgl. Woods, 2020, S. 71–72). Im Medienbereich kam der 
Public Interest Test erstmals im Fall BSkyB/ITV plc im Jahr 2007 zur An-
wendung. Seitdem hat das Ofcom den Public Interest Test unter ande-
rem in den Fällen News Corporation/BSkyB (2010), Global Radio/Guardian 
Media Group (2012) und 21st Century Fox 2017/Sky plc (2017) durchge-
führt. Weitere Fälle betrafen Zusammenschlüsse unter Beteiligung von 
Zeitungsunternehmen, nämlich Trinity Mirror/Reach plc (2018), Interna-
tional Media Company/Evening Standard und Independent (2019) sowie 
DMG Media/JPI Media Publications (2020). Das Medienvielfaltskriterium 
wurde insbesondere im Rahmen des Media Public Interest Tests bis-
lang in den Fällen News Corporation/BSkyB (2010), Real and Smooth/Glo-
bal Radio (2012) und 21st Century Fox /Sky plc (2017) geprüft. Die bisher 
einzigen Fälle, in denen die CMA bzw. ihre Vorgänger eine Phase 2-
Prüfung auf Basis der Medienvielfalt als öffentliches Interesse durch-
führten, waren die Fälle BSkyB/ITV (2007) und 21st Century Fox/Sky plc 
(2017). 

Im Fall von 21st Century Fox /Sky plc prüften im Rahmen des Public 
Interest Tests sowohl das Ofcom als auch die CMA den Zusammen-
schluss hinsichtlich des Kriteriums der Medienvielfalt auf Basis des 
«Measurement Framework for Media Plurality» des Ofcom. Dabei hielt 
insbesondere die CMA fest, dass Intermediären zwar gelegentlich eine 
bedeutende Rolle bei der Nachrichtenagenda zukomme, aber derzeit 
weiterhin traditionellen Nachrichtenanbietern den größten Einfluss auf 
die Nachrichtenagenda haben (vgl. CMA, 2018, Tz. 11.80). Laut CMA 
seien daher Intermediäre nicht als eigene Nachrichtenquellen zu erfas-
sen. Wie Intermediäre in die Messung der Medienvielfalt im UK einbe-
zogen werden sollen, ist weiterhin Gegenstand von wissenschaftlichen 
und politischen Auseinandersetzungen (vgl. z. B. Schlosberg & Freed-
man, 2020). 

Der große Ermessensspielraum des Secretary of State im Rahmen 
des Public Interest Tests und die Gefahr der politischen Beeinflussung 
durch die beteiligten Akteure ist immer wieder Gegenstand von Kritik 
(vgl. z. B. Craufurd Smith & Tambini, 2012, S. 62; Rowbottom, 2018, S. 
293), ebenso wie die mit dem Public Interest Test verbundene Rechts-
unsicherheit (vgl. z. B. Craufurd Smith & Tambini, 2012, S. 49). Auch 
werden nur Zusammenschlussvorhaben erfasst, an denen Rundfunk- 
und Presseunternehmen beteiligt sind; deren Online-Aktivitäten oder 
die Beteiligung von Online-Medien bleibt dagegen unberücksichtigt 
(vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.37). Aktuell schlägt das Ofcom daher vor, den 
Anwendungsbereich des Media Public Interest Tests auszuweiten. 
Konkret soll der Secretary of State künftig auch in Zusammenschlüsse 
eingreifen können, an denen sogenannte «news creators» beteiligt sind 
— und nicht nur bei Beteiligung von Printzeitungs- und Rundfunkun-
ternehmen. Diese neue Kategorie der «news creators» solle alle Einrich-
tungen umfassen, die die redaktionelle Kontrolle über die Erstellung 
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und Veröffentlichung von Nachrichtenmaterial durch Journalisten ha-
ben, unabhängig von der Plattform (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.34). Neben 
Rundfunk und Printzeitungen sollen somit neu auch deren Online-Ver-
sionen sowie reine Online-Nachrichtenanbieter umfasst sein, wie auch 
Zeitschriften mit Nachrichtenfokus und sog. «wholesale news provi-
der». So soll der bisherige Fokus auf Rundfunk- und Zeitungsunterneh-
men überwunden werden (vgl. Ofcom, 2021b, S. 29). Zudem schlägt 
das Ofcom eine Veränderung der «Media Public Interest Considerati-
ons» vor, wie weitere Anpassungen zur Ausweitung des Anwendungs-
bereichs auf «news creators» und die Abschaffung des Kriteriums des 
«need for free expression of opinion in newspapers» (vgl. Ofcom, 
2021b, S. 31). Dieses könne bereits hinreichend bei der Prüfung des Kri-
teriums der ausreichenden Meinungsvielfalt als interne Vielfalt berück-
sichtigt werden (vgl. Ofcom, 2021b, Tz. 4.48). 

Ein weiterer Kritikpunkt in Bezug auf den Media Public Interest Test 
ist, dass die Überprüfung und Messung der Medienkonzentration bzw. 
-vielfalt durch das Ofcom derzeit nur im Rahmen der Zusammen-
schlusskontrolle erfolgen kann. Ausgeschlossen ist beispielsweise die 
Prüfung der Auswirkungen von internem Unternehmenswachstum 
auf die Medienvielfalt (vgl. z. B. Hager, § 6 Rn. 468). Dies im Gegensatz 
zu Deutschland, wo die KEK nicht nur bei Zusammenschlüssen die Si-
cherung der Meinungsvielfalt prüfen kann. Das Ofcom hatte bereits 
2010 bei seiner Prüfung von NewsCorp/BSkyB und 2012 die Einführung 
eines regelmäßigen und verpflichtenden «media plurality reviews» 
vorgeschlagen, im Rahmen dessen das Ofcom alle vier bis fünf Jahre 
unabhängig von der Zusammenschlusskontrolle den Stand der Medi-
enkonzentration bzw. -vielfalt hätte überprüfen können. In diesem Zu-
sammenhang wurde unter anderem über potenzielle Eingriffsmöglich-
keiten des Ofcom diskutiert, wie zum Beispiel zur Anordnung von 
strukturellen Abhilfemaßnahmen wie einer Entflechtung. Der Leve-
son-Bericht (Leveson, 2012) und jener zu «Media Plurality» des House 
of Lords Communications Committee (2014, Tz. 196) befürworteten 
ebenfalls die Einführung eines verpflichtenden regelmäßigen Reviews, 
was bis heute jedoch nicht erfolgt ist. Auch eine von der Regierung an-
kündigte Beauftragung des Ofcom zur «first-ever baseline assessment 
of media plurality in the UK» (DCMS, 2014, S. 7) ist bislang ausgeblie-
ben, ebenso wie eine beschränkte Reform der Regelungen zum Public 
Interest Test, zu der sich die damalige Regierung bei der Verabschie-
dung des Digital Economy Act 2017 eigentlich bereit erklärt hatte (vgl. 
Woods, 2020, S. 71). Im Zuge der aktuellen Konsultation zur Zukunft 
der Medienkonzentrationskontrolle im UK wird die Frage eines regel-
mäßigen Reviews wieder verstärkt diskutiert (vgl. z. B. Ofcom, 2021b, 
S. 16; Schlosberg, 2021; siehe auch Kapitel 1). 
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Neben den erwähnten, überarbeiteten CMA-Leitlinien zur Prüfung 
von Zusammenschlüssen vom März 2021 (CMA, 2021a), die verstärkt 
Online-Plattformen und digitale und mehrseitige Märkte berücksichti-
gen, veröffentlichte die CMA im Februar 2021 auch ihre aktualisierte 
«Digital Market Strategy». Diese sieht neben der Schaffung der er-
wähnten Digital Markets Unit (DMU), die u. a. die Einhaltung des er-
wähnten Verhaltenskodex für SMS-Unternehmen beaufsichtigen soll, 
eine neue Prioritätensetzung der CMA bei ihrer Arbeit bezüglich digi-
taler Märkte vor (vgl. CMA, 2021b, o. S.). Aktuell prüft die CMA bei-
spielsweise die Übernahme von Giphy durch Facebook und konsultiert 
dazu auch Stakeholder zu ihrer vorläufigen Feststellung, dass der Zu-
sammenschluss den Wettbewerb zwischen Social-Media-Plattformen 
beeinträchtige und ein potenzieller Konkurrent von Facebook auf dem 
Markt für Display-Werbung ausgeschaltet werde (vgl. CMA, 2021g). 
Bestätigen sich diese Annahmen, könnte die CMA Facebook zum Ver-
kauf von Giphy verpflichten, was von Facebook derzeit stark in Frage 
gestellt wird (vgl. Latham & Watkins LLP, 2021). Auch andere Wettbe-
werbsbehörden beschäftigen sich derzeit mit diesem Fall. So hat die ös-
terreichische Bundeswettbewerbsbehörde Facebook für die Nicht-An-
meldung dieses Zusammenschlusses und einen Verstoß gegen das 
Durchführungsverbot gebüßt (siehe Kapitel zu Österreich).  

Die Digital Market Strategy der CMA thematisiert darüber hinaus 
auch die Notwendigkeit einer Kohärenz zwischen dem derzeit in Aus-
arbeitung befindlichen neuen wettbewerbsfördernden Regulierungs-
system und sektorspezifischen Regeln, unter anderem Regulierungen 
zu Datenschutz und schädlichen Online-Inhalte (vgl. CMA, 2021b, 
o. S.). Im Zuge dessen anerkennt die britische Regierung auch die enge 
Verbindung zwischen Wettbewerb in digitalen Märkten und Medien-
vielfalt: «We recognise that competition in digital markets has deep in-
teractions with a range of other issues, such as data privacy and media 
plurality» (DCMS & BEIS, 2021, Tz. 30). Zur Förderung einer sekto-
rübergreifenden Zusammenarbeit wurde bereits das sogenannte «Di-
gital Regulation Cooperation Forum (DRCF)» zwischen der CMA, dem 
Ofcom, der britischen Datenschutzbehörde ICO (Information Commis-
sioner's Office) und der FCA (Financial Conduct Authority) geschaffen 
(vgl. CMA, 2021g). 

2.4 Marktstudien und Marktuntersuchungen 

Neben den klassischen Möglichkeiten der Missbrauchs-, Kartell- und 
Fusionskontrolle kann die CMA zum Wettbewerbs- und Verbraucher-
schutz auch Marktstudien («market studies») und Marktuntersuchun-
gen («market investigations») durchführen (sog. «Market Investigation 
Regime»), wenn Anhaltspunkte für eine Wettbewerbsbeschränkung 
vorliegen. Das Market Investigation Regime als «distinctive feature of 
the [UK] regime» (DTI, 2001, Tz. 6.8) erlaubt der CMA die umfassende 
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Untersuchung von Märkten, auf denen der Wettbewerb nicht gut zu 
funktionieren scheint, bei denen aber zugleich kein offensichtlicher 
Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht vorliegt. Im Zusammenhang mit 
digitalen Märkten und Plattformen wird das Instrument der Marktun-
tersuchung auch in der EU verstärkt diskutiert und soll auch daher im 
Folgenden näher erläutert werden. Als Ausdruck des «traditional UK 
approach to competition law» (Rodger & MacCulloch, 2015, S. 142) zielt 
das «Market Investigation Regime» insbesondere auf die Sicherung des 
Verbraucherwohls ab (vgl. Ahlborn & Leslie, 2021, S. 144) und spiegelt 
damit die Zuständigkeiten der CMA als Wettbewerbs- und zugleich 
Verbraucherschutzbehörde wider (vgl. OFT, 2010, Tz. 2.16). Marktstu-
dien und -untersuchungen sind nach Angaben der britischen Regie-
rung «the CMA’s most powerful tools for promoting competition in UK 
markets» (vgl. Department for Business, Energy & Industrial Strategy 
[BEIS], 2021, Tz. 1.45).  

Die CMA kann Marktstudien im Rahmen ihrer «general review 
function» durchführen (vgl. Section 5 EA 2002). Dies, um die Ursachen 
zu eruieren, warum bestimmte Märkte möglicherweise nicht gut funk-
tionieren und um einen Überblick über regulatorische und andere wirt-
schaftliche Einflussfaktoren und Verhaltensmuster von Verbrauchern 
und Unternehmen zu gewinnen, die darauf Einfluss haben (vgl. CMA, 
2017, Tz. 2.1). Auch sektorspezifische Regulierungsbehörden wie das 
Ofcom dürfen in ihren jeweiligen Sektoren Marktstudien durchführen. 
Die Behörden verfügen dabei über umfangreiche Untersuchungsbefug-
nisse (vgl. CMA, 2017, Tz. 2.11). Als Ergebnis einer Marktstudie kann 
die CMA beispielsweise Unternehmen zu selbstregulierenden Maß-
nahmen auffordern, der Regierung gegenüber Empfehlungen für Re-
gelungsänderungen aussprechen oder die Anwendung ihrer traditio-
nellen wettbewerbsrechtlichen Durchsetzungsbefugnisse beschließen 
(vgl. CMA, 2017, Tz. 1.6). Im Gegensatz zu diesen Durchsetzungsbe-
fugnissen ermöglichen Markstudien nicht nur Erkenntnisse über einen 
bestimmten Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung oder ein-
zelne verbotene Kartelle, sondern über sämtliche Aspekte der Markt-
struktur und des Marktverhaltens eines Marktes oder verschiedene 
Märkte hinweg (vgl. OFT, 2010, Tz. 2.15). In ihrer umfangreichen 
Marktstudie «Online platforms and digital advertising market study» 
(CMA, 2020b) kam die CMA beispielsweise zum Ergebnis, dass der 
Wettbewerb im Markt der digitalen Werbung durch die dominante 
Rolle von Google und Facebook in Such- und Social-Media-Märkten 
sowie mangelnde Transparenz, Interessenskonflikte und die Ausnut-
zung von Marktmacht beschränkt werde. Die CMA empfahl daher der 
britischen Regierung die Verabschiedung eines Gesetzes zur Schaffung 
eines neuen wettbewerbsfördernden Ex-ante-Regulierungssystems, 
wie es die Regierung nun aktuell plant (siehe Kapitel 2.5). 
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Als Ergebnis einer Markstudie können die CMA oder die sektorspe-
zifischen Regulatoren wie das Ofcom auch durch eine «market investi-
gation reference» die Durchführung einer Marktuntersuchung veran-
lassen (vgl. Section 131 EA 2002). Eine Markstudie ist aber nicht zwin-
gend Voraussetzung für eine Marktuntersuchung. Auch der Secretary 
of State kann unter Umständen eine «market investigation reference» 
vornehmen (vgl. Section 132 EA 2002). Bei der Entscheidung darüber, 
ob eine Marktuntersuchung vorgenommen werden soll, muss auch be-
rücksichtigt werden, ob andere wettbewerbsrechtliche Durchsetzungs-
befugnisse der CMA angemessener wären und ob Ersatzverpflichtun-
gen («undertakings in lieu») der betroffenen Parteien die festgestellten 
Wettbewerbsprobleme lösen können (vgl. OFT, 2006, Tz. 2.1). 

Konkret wird bei Marktuntersuchungen vertieft geprüft, ob an «ad-
verse effect on competition» (AEC) vorliegt, also eine nachteilige Aus-
wirkung auf den Wettbewerb. Das ist der Fall, wenn ein Merkmal oder 
eine Kombination von Merkmalen des relevanten Marktes den Wettbe-
werb bei der Lieferung oder dem Erwerb von Waren oder Dienstleis-
tungen verhindert, einschränkt oder verfälscht (vgl. Section 134 (2) EA 
2002). Die breite Definition von «Merkmalen» umfasst insbesondere 
auch die Markstruktur (vgl. Section 131(2) EA 2002) und erlaubt so, 
über die Untersuchung des Verhaltens einzelner Marktteilnehmer im 
Rahmen der Kontrolle des Kartell- und Missbrauchsverbots hinauszu-
gehen. Liegt ein AEC vor, kann die CMA weitreichende Maßnahmen 
zur Abmilderung des «AEC» oder der Verhinderung eines «detrimen-
tal effect on consumers» ergreifen. Letzterer kann in Form von höheren 
Preisen, niedrigerer Qualität und weniger Auswahl an Waren oder 
Dienstleistungen oder in Form von geringerer Innovation auftreten 
(vgl. Section 131(5) EA 2002). Die Maßnahmen können auf die 
Markstruktur oder das Marktverhalten abzielen und reichen von Ab-
hilfemaßnahmen im Bereich des geistigen Eigentums bis hin zur Ent-
flechtung. Darüber hinaus sind Maßnahmen zur Marktöffnung, zur In-
formation der Konsument:innen oder Preisobergrenzen, Liefer- und 
Leistungsverpflichtungen möglich (vgl. CC, 2013, S. 79). Die CMA bzw. 
ihre Vorgängerbehörde haben bislang 11 Marktuntersuchungen abge-
schlossen, von denen eine sich an eine Marktstudie von Ofcom an-
schloss (vgl. Ahlborn & Leslie, 2021, S. 146). 

Die Möglichkeit der britischen Wettbewerbsbehörde, durch Markt-
studien und -untersuchungen umfassende Kenntnisse über einen 
Markt zu gewinnen, ähnelt teils den seit der 7. GWB-Novelle möglichen 
Sektoruntersuchungen des BKartA. Jedoch gehen die Kompetenzen 
der CMA bei Vorliegen eines «AEC» deutlich über die Kompetenzen 
des BKartA bei Marktuntersuchungen hinaus. Das Instrument der 
Marktuntersuchungen erfährt im Kontext digitaler Märkte und Platt-
formen auch in der EU verstärkt an Bedeutung: So enthält der Entwurf 
der Europäischen Kommission zum Digital Markets Act neben einer 
Ex-ante-Regulierung insbesondere das Instrument der 
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Marktuntersuchung, durch das sog. Gatekeeper-Plattformen identifi-
ziert werden sollen (vgl. Art. 14–17 DMA-Entwurf). 

2.5 Diskutierte Anpassungen des Wettbewerbsrechts 
an digitale Plattformmärkte 

Aktuell plant die britische Regierung zwei umfassende Reformvorha-
ben im Wettbewerbs- und Verbraucherschutzrecht und führt dazu bis 
Oktober 2021 Konsultationsverfahren durch. Während sich eines der 
Vorhaben spezifisch auf ein neues wettbewerbsförderndes Regulie-
rungssystem für digitale Märkte konzentriert («A New Pro-competi-
tion Regime for Digital Markets») (vgl. DCMS & BEIS, 2021), sieht das 
andere Vorhaben eine grundsätzliche Reform des Wettbewerbs- und 
Verbraucherschutzrechts vor («Reforming Competition and Consumer 
Policy») (vgl. BEIS, 2021); darunter eine Ausweitung der Kompetenzen 
der CMA und eine Stärkung von Verbraucherschutzrechten. Die in den 
beiden Reformvorhaben enthaltenen Vorschläge basieren auf einer 
Reihe von Berichten und Untersuchungen aus den vergangenen zwei 
Jahren, die sich im Auftrag der britischen Regierung bzw. Wettbe-
werbsbehörden mit Anpassungen des Wettbewerbsrechts und der Re-
gulierung von digitalen Märkten und Plattformen auseinandersetzten 
und so die verstärkte Absicht einer Reform des Wettbewerbsrechts im 
UK verdeutlichen. Dazu zählen insbesondere der Furman-Report 
(2019), die Empfehlungen des ehemaligen CMA-Chairman Tyrie (Ty-
rie, 2019), der sog. Lear-Report mit seiner Ex-Post-Analyse der Zusam-
menschlusskontrollpraxis der britischen Wettbewerbsbehörden im di-
gitalen Sektor (2019), die Empfehlungen der Digital Markets Taskforce 
der CMA (2020), der Penrose-Report (Penrose, 2021) und die CMA-
Marktstudie zu «Online Platforms and digital advertising markets» 
(2020). 

3 Fazit 

Ähnlich wie in anderen Ländern wird im UK die Anpassung des 
Rechtsrahmens an die Besonderheiten von Internet-Plattformen als po-
litische Priorität und Notwendigkeit angesehen. Die Reformvorhaben 
befinden sich jedoch großteils erst in Planung bzw. in Diskussion. Im Juni 
2021 hat das Office of Communications (Ofcom) ein Konsultationsver-
fahren über «The Future of Media Plurality in the UK» eröffnet. Ein Fokus 
liegt dabei auf der Frage, welche Rolle Online-Intermediäre und Algo-
rithmen für die Nachrichtennutzung und Medienvielfalt spielen. Von 
Relevanz ist auch die Frage, ob das Ofcom Kompetenzen zur regelmä-
ßigen Überprüfung der Medienkonzentration außerhalb der Zusam-
menschlusskontrolle erhält bzw. auch bei internem Wachstum von 
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Unternehmen aktiv werden darf. Letzteres ist ein Aspekt, der auch 
beim deutschen Zuschaueranteilsmodell eine Rolle spielt. Ebenso wird 
derzeit ein Konsultationsverfahren zu Video-on-Demand-Diensten (z. B. 
Netflix) durchgeführt, einschließlich Fragen zur Anpassung der Pro-
grammstandards an jene des linearen Fernsehens. Darüber hinaus 
plant die britische Regierung eine Reform der wettbewerbsrechtlichen 
Vorschriften und führt dazu bis Oktober 2021 ein Konsultationsverfah-
ren durch. Ziel des «New Pro-competition Regime for Digital Markets» ist 
die adäquate Erfassung von digitalen mehrseitigen Märkten und Inter-
net-Plattformen. 

Wie auch der Titel des Konsultationsverfahrens von Ofcom zeigt, ist 
im UK insbesondere der Begriff der «media plurality» zentral. Dieser 
umfasst sowohl die Sicherstellung einer Vielfalt an verfügbaren Mei-
nungen als auch eine Anbietervielzahl. Letzteres fokussiert auf das Ver-
hindern eines zu großen Einflusses einzelner Medieninhaber über die 
öffentliche Meinung und politische Agenda. Vielfach wird zwischen 
«diversity» und «plurality» unterschieden, wobei ersteres die Inhalte 
und letzteres die Anbieter meint. 

Die Einführung des Communications Act 2003 führte zu einer star-
ken Deregulierung der Medienkonzentrationskontrolle im UK, gleichzeitig 
gewann das Wettbewerbsrecht an Bedeutung. Dies nicht nur wegen 
der allgemeinen Bestimmungen, sondern auch aufgrund der Einfüh-
rung medienspezifischer Aspekte in die Zusammenschlusskontrolle 
und der Gründung des Ofcom als sektorspezifische Medienaufsichts- 
und Wettbewerbsbehörde. Das Ofcom hat umfassende Kompetenzen 
für Wettbewerbsfragen und ist für den Kommunikationssektor ge-
meinsam mit der Competition and Markets Authority (CMA) für diese 
Fragen zuständig. 

Der in das Wettbewerbsrecht integrierte Media Public Interest Test er-
laubt beispielsweise eine Berücksichtigung von medienpolitischen Er-
wägungen. Dazu zählen die Sicherung der Anbieter-, Angebots- und Mei-
nungsvielfalt, die gesetzlich als öffentliche und außerökonomische Interessen 
gelten, und auf Basis derer ein Zusammenschluss auch untersagt wer-
den darf. Diese öffentlichen Interessen können vom Secretary of State 
mit Bestätigung des Parlaments auch neu definiert werden. So wurde 
2019 die Einführung eines Public Interest Tests für datengetriebene Zu-
sammenschlüsse zur Diskussion gestellt und im laufenden Konsultati-
onsverfahren des Ofcom zur Medienvielfalt wird die Ausweitung des 
Tests auf Zusammenschlüsse mit sogenannten «news creators» vorge-
schlagen. Dies betrifft plattformunabhängig alle Einrichtungen, die die 
redaktionelle Kontrolle über die Erstellung und Veröffentlichung von 
Nachrichtenmaterial durch Journalisten haben. Diese Möglichkeit der 
Adaption ist auch insofern relevant, da der Media Public Interest Test 
derzeit nur bei Beteiligung von Presse- und/oder Rundfunkunterneh-
men greift, auch wenn schließlich für die Prüfung der 
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Medienkonzentration alle Märkte in den Blick genommen werden. Ab-
hängig von der Art des Zusammenschlusses werden in jenen Fällen, 
wo ein Media Public Interest Test durch den Secretary of State angeord-
net wird, unterschiedliche Kriterien überprüft, z. B. die sachlich kor-
rekte Nachrichtendarstellung, ausreichende Meinungsvielfalt in Zei-
tungen oder ausreichende Vielzahl von Personen. Es gibt jedoch keine 
konkreten Kriterien bzw. gesetzlich definierten Grenzwerte, nach de-
nen diese Aspekte kontrolliert werden. Das Ofcom berücksichtigt für 
die Messung der Medienkonzentration bzw. -vielfalt sowohl Print, Ra-
dio, Fernsehen als auch Online-Medien, beschränkt sich dabei aber auf 
den relevanten Markt der Nachrichten und des Zeitgeschehens («news and 
current affairs») als besonders meinungsbildungsrelevante Inhalte. 

Da die Sicherstellung vielfältiger, qualitativ hochwertiger Inhalte ein 
zentrales Anliegen im UK ist, können – wie auch in der Schweiz – pri-
vate Fernsehprogramme, genauer jene in Channel 3 und Channel 5, mit 
einem Public-Service-Auftrag betraut werden. Insgesamt genießen 
Public-Service-Programme einen Must-Carry-Status, haben aber gleich-
zeitig Must-Offer-Verpflichtungen. Zudem plant die britische Regierung 
weitere Änderungen in der Rundfunkregulierung, die auch potenziell 
für die Vielfaltssicherung relevant sein könnten. Wie in Deutschland 
wird über die Auffindbarkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks disku-
tiert, unter anderem im Zusammenhang mit der Platzierung in EPGs 
und in Bezug auf potenzielle neue Pflichten von Video-on-Demand-
Anbietern. Die Regulierung von Inhalten auf Online-Plattformen (z. B. 
im aktuell vorgeschlagenen «Online Safety Bill» in Bezug auf neue Re-
geln für Video-Sharing-Plattformen) fokussiert dagegen vor allem auf 
die Regulierung von schädlichen Inhalten und nicht auf Vielfaltsvorgaben. 

Aktuell geltende Medienkonzentrationsregeln fokussieren auf die Siche-
rung der Anbietervielfalt und darauf, ungebührenden Meinungsein-
fluss zu reduzieren. Von besonderer Relevanz sind die crossmediale 
Eigentumsbeschränkung, die als «20/20-Rule» bekannt ist, wonach na-
tionale Zeitungsunternehmen und Channel-3-Lizenzinhaber gegensei-
tig nicht mehr als 20 % besitzen dürfen. Die «Channel 3 Appointed News 
Provider-Rule» legt fest, dass die Inhaber einer Channel 3-Lizenz einen 
Nachrichtenanbieter ernennen müssen. Des Weiteren wird die Eigentü-
merstruktur bei Public-Service-Fernsehprogrammen kontrolliert, die es öf-
fentlich-rechtlichen Anbietern verbietet, Channel 3- und Channel 5-Li-
zenzen zu halten. Schließlich wird der Marktzutritt auch über Zulas-
sungen kontrolliert, beispielsweise über die «disqualified persons restric-
tions», die bestimmte Gruppen generell ausschließen, z. B. politische 
Parteien. Das Ofcom hat bei Zulassungen eine besondere Rolle ebenso 
wie beim erwähnten Media Public Interest Test. Bei der Lizenzvergabe 
für Lokalradios muss es die Eigentumsverhältnisse berücksichtigen bzw. 
gegebenenfalls die Vielfalt bei der Lizenzierung von bestimmten regio-
nalen und lokalen kommerziellen Radios. 
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Die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften im UK finden sich primär 
in zwei Gesetzen, dem Competition Act von 1998 und dem Enterprise 
Act von 2002, in letzteren ist auch der Media Public Interest Test inte-
griert. Von besonderer Bedeutung sind die geteilten Zuständigkeiten des 
Ofcom mit der CMA. In den Sektoren elektronische Kommunikation, 
Rundfunk und Postwesen kann das Ofcom wettbewerbsrechtliche 
Bestimmungen durchsetzen und beispielsweise das Kartellverbot und 
den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung kontrollieren so-
wie Marktstudien und -untersuchungen durchführen. Im Rahmen der 
Zusammenschlusskontrolle kann es nur nach Aufforderung des Secre-
tary of State beim Media Public Interest Test aktiv werden bzw. im Auf-
trag der CMA weitere Einschätzungen bei lokalen Medienzusammen-
schlüssen unter Beteiligung von Zeitungen und/oder kommerziellem 
Rundfunk abgeben. 

Anders als in Deutschland gibt es keine allgemeine Ausnahme vom 
Kartellverbot für Presseunternehmen. Ausgenommen sind aber Vernet-
zungsvereinbarungen zwischen Channel 3-Lizenzinhabern oder die Ab-
reden zwischen Channel 3-Lizenzinhabern bei der gesetzlich geforder-
ten Nennung eines Nachrichtenanbieters.  

Wie erwähnt sind die Reformvorhaben im Wettbewerbsrecht noch 
nicht umgesetzt, geplant ist aber beispielsweise die Einführung beson-
derer Regeln für Unternehmen mit einem «Strategic Market Status» (SMS), 
um die mächtigsten digitalen Unternehmen regulieren zu können. Als 
SMS-Unternehmen sollen jene Unternehmen gelten, die aufgrund einer 
substanziellen und etablierten Marktmacht hinsichtlich mindestens ei-
ner bestimmten digitalen Tätigkeit über eine strategische Position ver-
fügen und daher ein besonderes Gefährdungsrisiko darstellen. Diese 
Unternehmen sollen einem verpflichtenden und durchsetzbaren Verhal-
tenskodex unterliegen. Dieser soll rechtlich verbindliche Prinzipien ent-
halten, und helfen, wettbewerbsschädliches Verhalten im Vorfeld zu 
verhindern. Konkret soll dieser u. a. Selbstbevorzugung verbieten und 
Interoperabilität vorschreiben sowie bestimmte Plattformen dazu ver-
pflichten, Nutzer:innen Informationen über die Extraktion und Verarbei-
tung ihrer Daten zur Verfügung zu stellen. Zudem soll der Verhaltens-
kodex auch das Verhältnis zwischen Online-Plattformen und Inhalte-
anbietern wie Presseverlagen adressieren. Insgesamt weisen diese Best-
immungen Ähnlichkeiten zur ÜMÜB-Vorschrift in Deutschland auf. 

Für die Fusionskontrolle werden Anpassungen der Aufgreifschwellen 
diskutiert, die eine erleichterte Prüfung von Killerakquisitionen ermög-
lichen sollen, ebenso wie eine Meldepflicht und Transaktionswertschwelle 
für Zusammenschlüsse von Unternehmen mit SMS. Darüber hinaus 
sollen bei der Beurteilung einer erheblichen Verminderung des Wett-
bewerbs auch Nicht-Preis-Faktoren einfließen können, wie beispiels-
weise Aufmerksamkeit, Daten, Qualität und Privatsphäre. 
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Spezifisch für das britische Wettbewerbsrechts ist zudem das Instru-
mentarium der Marktstudien und -untersuchungen, die eine umfassende 
Prüfung von Märkten auch außerhalb der traditionellen wettbewerbs-
rechtlichen Durchsetzungsbefugnisse ermöglichen und im Kontext von 
digitalen Märkten und Plattformen weiter an Bedeutung gewinnen 
könnten. Die Kompetenzen der britischen Wettbewerbsbehörden ge-
hen dabei über jene des Bundeskartellamts bei Sektoruntersuchungen 
hinaus. 

Vor dem Hintergrund der genannten Regulierungsbestrebungen ge-
winnt auch die von der britischen Regierung betonte Notwendigkeit 
einer Kohärenz der wettbewerbsrechtlichen Regeln mit sektorspezifischer Re-
gulierung zunehmend an Bedeutung. Dies kommt z. B. in der Schaffung 
des Digital Regulation Cooperation Forum (DRCF) zur Förderung sek-
torübergreifender Zusammenarbeit bei der Regulierung digitaler 
Märkte zum Ausdruck. 
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5 Abkürzungsverzeichnis 

 

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union 

AVMD-Richtlinie Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
BBC British Broadcasting Corporation 
BEIS Department for Business, Energy & Industrial 

Strategy 
BKartA Bundeskartellamt 
CA 2003 Communications Act 2003 
CA 1998 Competition Act 1998 
CC Competition Commission 
CMA Competitions and Markets Authority 
DCMS Department for Digital, Culture, Media and 

Sport 
DMU Digital Markets Unit 
DRCF Digital Regulation Cooperation Forum 
DTI Department of Trade and Industry 
EA 2002 Enterprise Act 2002 
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention 
EPG Electronic Programme Guide 
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ITV Independent Television 
KEK Kommission zur Ermittlung der Konzentration 

im Medienbereich 
Ofcom Office of Communications 
OFT Office of Fair Trading 



USA 
In den USA werden die Vorschriften zur Medienkonzentrationskon-
trolle und Vielfaltssicherung von der Federal Communications Com-
mission (FCC) im Rahmen des Communications Act erlassen. Die Re-
gulierung der Eigentumsverhältnisse im Rundfunkbereich zielt primär 
auf die Förderung von Vielfalt und Wettbewerb in lokalen Märkten ab 
und wurde in den letzten Jahren mehrfach gelockert. Im Hinblick auf 
die zunehmende Marktmacht digitaler Plattformen sollen in den USA 
primär wettbewerbspolitische Instrumente modernisiert und dahinge-
hend angepasst werden, dass wettbewerbswidrige Verhaltensweisen 
frühzeitig erfasst und sanktioniert werden können. Im Folgenden wer-
den die für das US-amerikanische System der Medienkonzentrations-
kontrolle und Vielfaltssicherung relevanten Begriffe und Bestimmun-
gen erläutert. 

1 Konzentrationskontrolle und  
Vielfaltssicherung im Medienrecht 

Der Communications Act von 1934 bildet bis heute die primäre Rechts-
quelle für die Regulierung des Telekommunikationssektors in den USA 
und ist im United States Code (47 U.S.C. 151) kodifiziert. Mit dem Com-
munications Act wurde auch die Federal Communications Commis-
sion (FCC) gegründet, eine unabhängige Regulierungsbehörde mit um-
fassenden Zuständigkeiten für den Kommunikationssektor, u. a. für 
die Medienkonzentrationskontrolle (sog. «Media Ownership Rules»). 
Die relevanten Bestimmungen finden sich im Code of Federal Regula-
tions (47 CFR) und sollen lokale und überregionale Konzentration im 
Rundfunkbereich verhindern. Der Telecommunications Act von 1996, 
der den Communications Act grundlegend reformierte, verpflichtet die 
FCC, diese Eigentumsbeschränkungen regelmäßig zu überprüfen so-
wie diese aufzuheben oder zu verändern, falls die Beibehaltung der 
Vorschriften aufgrund von Wettbewerb nicht mehr dem öffentlichen 
Interesse dient (vgl. Section 202(h), Telecommunications Act 1996). 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Konzentrationsregeln mit 
den Entwicklungen in der Branche Schritt halten. Die iterativen Verfah-
ren zur Überprüfung der Vorschriften waren ursprünglich zweijährlich 
vorgesehen, finden inzwischen allerdings maximal alle vier Jahre statt 
und wurden über die Jahre hinweg wiederholt durch gerichtliche Ent-
scheidungen verzögert. Dennoch wurden mit dem Telecommunica-
tions Act schrittweise Lockerungen der struktursichernden Maßnah-
men angestoßen. Zuletzt bestätigte der Oberste Gerichtshof im April 
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2021 die Abschaffung einer Reihe von Vorschriften, unter anderem 
zum Cross-Ownership (vgl. FCC v. Prometheus Radio Project, 141 S. 
Ct. 1150, 1160 n.4 (2021)). 

Bevor im Folgenden die medienrechtlichen Konzentrationsregeln in 
den USA erläutert werden, folgt zunächst eine kurze Auseinanderset-
zung mit den zentralen Zielen der Medienkonzentrationskontrolle im 
privaten Rundfunk. Diese werden akzentuiert, da sie zum Verständnis 
der struktursichernden Maßnahmen sowie der Änderungen der letzten 
Jahre beitragen.  

1.1 Landesspezifische Grundlagen der Medien-
konzentrationskontrolle 

Das Prinzip des «public interest, convenience or necessity» (PICON) ist 
in den USA der Standard für die Rechtfertigung der Rundfunkregulie-
rung (vgl. Calvert et al., 2018, S. 614). Knappe Rundfunkfrequenzen 
werden traditionell als öffentliche Ressource verstanden. Sofern einem 
Rundfunkveranstalter das Privileg zur Nutzung dieser öffentlichen 
Ressource gewährt wird, wird im Gegenzug erwartet, dass dieser eine 
Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit wahrnimmt (sog. «public 
trustee»-Modell; vgl. Carter et al., 2020, S. 618). Bis heute ist die FCC 
verpflichtet, die PICON-Grundsätze bei der Erteilung und Erneuerung 
von Lizenzen für Rundfunksender zu berücksichtigen (vgl. 47 U.S.C. 
§ 307), ebenso wie bei der Beurteilung von Zusammenschlüssen im 
Kommunikationssektor (vgl. 47 U.S.C. § 310) und in der regelmäßigen 
Überprüfung der Vorschriften zum Medienbesitz (vgl. Section 202(h) 
Telecommunications Act). 

In der Auslegung des PICON-Standards hat die FCC traditionell drei 
Regelungsziele identifiziert (vgl. FCC, 2003): Diversity, competition 
und localism. Die drei Regelungsziele sind unter anderem stark ge-
prägt von der Metapher des «Marketplace of Ideas» (vgl. z. B. Napoli, 
1999). Diese wird auf Überlegungen von John Milton und John Stuart 
Mill zurückgeführt und beschreibt im Wesentlichen die Vorstellung, 
dass der ungehinderte Wettbewerb einer größtmöglichen Anzahl an 
Ideen und Informationen aus unterschiedlichen und gegensätzlichen 
Quellen Bürger:innen letztlich zur Wahrheitsfindung befähigt (vgl. 
Ingber, 1984, S. 3).  

Konkret zielen die Vorschriften der FCC darauf ab, vier Formen von 
Vielfalt zu fördern (vgl. FCC, 2003, S. 13–15): (1) «viewpoint diversity», 
definiert als Verfügbarkeit einer Vielzahl von Medieninhalten, die eine 
Vielfalt an Meinungen widerspiegelt; (2) «outlet diversity», also die 
Vielzahl unabhängiger Anbieter im Markt; (3) «program diversity», die 
sich in einer Vielfalt von Formaten und Inhalten zeigt; sowie (4) «mino-
rity and female ownership diversity», verstanden als 
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Beteiligungsmöglichkeiten benachteiligter Gruppen. Grundsätzlich fo-
kussiert das Vielfaltsverständnis der FCC auf News-Angebote, obwohl 
sie anerkennt, dass auch Unterhaltungsangebote vielfaltsrelevant sein 
können (vgl. FCC, 2003, S. 12). Während die inhaltliche Programmviel-
falt nach Auffassung der FCC im freien Wettbewerb zwischen Anbie-
tern entsteht, soll viewpoint diversity durch Maßnahmen zur Siche-
rung der Anbietervielfalt gewährleistet werden (vgl. FCC, 2003, S. 11–
13).  

Neben der Förderung von Vielfalt ist die Sicherung wettbewerbsför-
dernder Marktstrukturen ein weiteres Ziel der FCC (vgl. FCC, 2003, S. 
20). Dies basiert auf der Annahme, dass Konsument:innen in wettbe-
werbsorientierten Märkten eine größere Auswahl, niedrigere Preise 
und innovativere Dienstleistungen finden als auf Märkten, auf denen 
ein oder mehrere Unternehmen Marktmacht ausüben. Im Kern sind die 
Ziele und Annahmen der FCC somit mit jenen der Wettbewerbsbehör-
den vergleichbar, die ebenfalls davon ausgehen, dass die Anhäufung 
eines übermäßigen Marktanteils durch eine kleine Anzahl von Unter-
nehmen dem Allgemeinwohl schadet (vgl. FCC, 2003, S. 20). Candeub 
(2008, S. 1561) beschreibt die medienrechtliche Strukturregulierung in 
diesem Zusammenhang auch als «the antitrust law of the marketplace 
of ideas». 

Neben Vielfalt und Wettbewerb nennt die FCC localism als drittes 
Regelungsziel. Demnach soll sichergestellt werden, dass lokale Radio- 
und Fernsehsender auf die Bedürfnisse und Interessen der Bürger:in-
nen in ihren Verbreitungsgebiete eingehen (vgl. FCC, 2003, S. 25). 

Im Zuge der zunehmenden Verbreitung neuer Medienformen ohne 
knappe Übertragungsmöglichkeiten gerät der traditionelle PICON-
Standard seit den 1980er-Jahren verstärkt unter Druck. Gegenstand der 
Diskussionen ist insbesondere die Auslegung des öffentlichen Interes-
ses. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob unter dem öffentlichen Inte-
resse das zu verstehen ist, was laut Gesetzgeber im öffentlichen Inte-
resse ist oder was die Nutzer:innen wollen (vgl. Calvert et al., 2018, S. 
615). Im Zuge einer zunehmenden Akzeptierung von Letzterem wurde 
in den USA eine schrittweise Deregulierung des Rundfunkbereichs an-
gestoßen, durch die viele struktursichernde Maßnahmen aufgegeben 
oder gelockert wurden. 

Die verbleibenden medienrechtlichen Konzentrationsregeln werden 
anschließend erläutert, einschließlich ausgewählter Änderungen der 
letzten Jahre.  
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1.2 Media Ownership Rules der FCC 

Die Regulierung der Eigentumsverhältnisse im Rundfunkbereich 
knüpft in den USA an das Lizenzierungssystem an. Dieses zeichnet sich 
unter anderem dadurch aus, dass Lizenzen für Rundfunksender erteilt 
werden, die über die Programmveranstaltung hinaus auch den Über-
tragungsweg festlegen (vgl. Kaiser, 2010, S. 249). In den USA sind ter-
restrisch verbreitete Radio- und Fernsehsender lizenzierungspflichtig. 
Der Besitz solcher Sender wird durch verschiedene Bestimmungen be-
schränkt. Die Ausgestaltung dieser Bestimmungen ergibt sich unter an-
derem aus den charakteristischen Strukturmerkmalen des US-amerika-
nischen Rundfunksystems (vgl. Kaiser, 2010, S. 82). Dieses ist aufgrund 
seiner Größe primär auf den lokalen Markt ausgerichtet. Die nationale 
Verbreitung von Rundfunkprogrammen erfolgt in der Regel über ei-
nige wenige überregionale Distributoren, die sogenannten «Broadcas-
ting Networks». Vor diesem Hintergrund verfügt die FCC neben den 
Eigentumsbeschränkungen für ausländische Regierungen, Staatsange-
hörige und Firmen (vgl. 47 U.S.C. § 310) über zwei Regelwerke zur Me-
dienkonzentrationskontrolle: (1) Regeln zum Besitz von Radio- und 
Fernsehsendern im selben lokalen Gebiet (sog. «Local Ownership 
Rules») sowie (2) Regeln zum landesweiten Besitz von Fernsehsendern 
sowie deren Verbindungen zu den größten Networks (sog. «National 
Ownership Rules»). Ein drittes Regelwerk, nämlich die Bestimmungen 
zum Cross-Ownership, wurde in den USA 2017 abgeschafft, aber erst 
2021 vom Obersten Gerichtshof bestätigt. 

Local Television and Radio Ownership Rules 

Die Local Television Ownership Rule ist als Fernsehduopolregel be-
kannt und begrenzt den Besitz von Fernsehsendern, die dieselbe geo-
grafische Region bedienen. Konkret darf ein Unternehmen direkt oder 
indirekt zwei Fernsehsender besitzen, betreiben oder kontrollieren, die 
im selben Marktgebiet (sog. «Designated Market Area», DMA) lizen-
ziert sind. Voraussetzung ist allerdings, dass sich die Signale der Sen-
der nicht oder nur beschränkt überschneiden (gemessen an der Signal-
stärke, vgl. 47 CFR § 73.622(e)) bzw. mindestens einer der Sender nicht 
zu den vier meistgesehenen Sendern im Marktgebiet gehört (sog. «Top-
four-Regel») (vgl. 47 CFR § 73.3555 (b)). Damit gleicht die Fernsehduo-
polregeln den ebenfalls an Versorgungsgebieten ausgerichteten Zulas-
sungsgrenzen in Österreich.  

In bestimmten Fällen kann die FCC Ausnahmegenehmigungen er-
teilen, wenn sie zum Schluss kommt, dass die Anwendung die Top-
four-Regel nicht im öffentlichen Interesse liegt. Dies kann beispiels-
weise der Fall sein, wenn betroffene Sender nachweisen können, dass 
ihre Sendetätigkeit durch eine finanzielle Notlage beeinträchtigt ist 
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(sog. «failed» bzw. «failing stations» (vgl. 47 CFR § 73.3555 note 7; siehe 
auch Scherer, 2021, S. 22).  

Die Fernsehduopolregel wurde in der Vergangenheit mehrmals ver-
ändert. Eine frühere Version der Vorschrift, wonach es einem Unter-
nehmen nur dann erlaubt war, zwei Fernsehsender im selben Marktge-
biet zu besitzen, wenn mindestens acht Fernsehsender in unabhängi-
gem Besitz in diesem Markt verbleiben (sog. «Eight Voices Rule»), 
wurde 2017 abgeschafft. 

Auch der Besitz von Radiosendern, die dasselbe geografische Gebiet 
bedienen, wird reguliert. Die konkrete Anzahl der Radiosender, die ein 
Unternehmen in einem Gebiet besitzen darf, ist von der Größe des 
Marktes abhängig (Local Radio Ownership Rule; vgl. 47 CFR § 73.3555 
(a)). Insgesamt dürfen in großen Märkten (≥ 45 Radiosender) maximal 
8 Sender im Besitz eines Unternehmens sein, in den kleinsten Märkten 
(≤ 14 Radiosender) sind bis zu 5 Sender erlaubt, solange das Unterneh-
men nicht mehr als 50 % aller Sender in diesem Markt besitzt. Ob die 
Sender demselben Markt zuzurechnen sind, hängt davon ab, inwieweit 
sich die Signale der Sender überschneiden. Ungeachtet dieser Be-
schränkungen kann die FCC einem Unternehmen gestatten, Radiosen-
der zu besitzen, wenn sie feststellt, dass sich dadurch die Anzahl Radi-
osender im Markt erhöht (vgl. Scherer, 2021, S. 22).  

In der Praxis unterhalten verschiedene Unternehmen Beziehungen 
zu Lizenzinhabern lokaler Fernseh- und Radiosender, die es ihnen er-
möglichen, erheblichen Einfluss auf den Betrieb und die Finanzierung 
dieser Sender auszuüben (vgl. Scherer, 2021, S. 11). Für den Fall, dass 
ein Unternehmen nicht offiziell als Eigentümer eines Rundfunksenders 
angesehen wird, sich aber auf bestimmte Weise an Lizenzinhabern be-
teiligt, können die Local Ownership Rules dennoch gelten (sog. «local 
attribution rules»; vgl. 47 CFR § 73.3555, Note 2).  

Während die FCC auf der einen Seite die Medienkonzentrationsre-
geln lockerte, führte sie zur Stärkung der Anbietervielfalt sowie zur 
Förderung des Wettbewerbs im Radiobereich das sogenannte «Incuba-
tor Program» ein. Ziel des 2018 lancierten Programms ist es, neue, 
kleine oder wirtschaftlich schwache Marktteilnehmer mit etablierten 
Rundfunkveranstaltern zusammenzubringen, die als «Incubators» fun-
gieren und erstere unter anderem finanziell oder technisch unterstüt-
zen. Im Gegenzug erhält der etablierte Sender eine Befreiung von den 
lokalen Eigentumsregeln im Radiobereich (vgl. FCC, 2018a, S. 3). 

Die Bestimmungen zum Besitz von Radiosendern im selben Markt-
gebiet wurden in der Vergangenheit mehrfach gelockert (vgl. Just, 
2009, 2017). Erklärtes Ziel der FCC bei der Deregulierung war es, den 
Wettbewerb zu verbessern und die Radiosender wirtschaftlich zu stär-
ken (vgl. Carter et al., 2019, S. 656). Sowohl die local television ow-
nership rule als auch die local radio ownership rule werden im Rahmen 
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der 2018 eingeleiteten Review durch die FCC erneut überprüft (vgl. 
FCC, 2018b). Das Verfahren ist Stand September 2021 noch nicht abge-
schlossen.  

National Television Ownership Rules 

Grundsätzlich ist die Anzahl Fernsehsender, die ein einzelnes Unter-
nehmen landesweit besitzen darf, nicht begrenzt. Allerdings dürfen die 
Fernsehsender eines Unternehmens zusammen eine Reichweite von 
maximal 39 % erlangen (vgl. 47 CFR § 73.3555 (e)). Diese als «National 
Audience Reach Cap» bekannte Regelung erinnert in Ansätzen an das 
deutsche Zuschaueranteilsmodell, im Unterschied dazu knüpft die 
Vorschrift allerdings allein auf die technische Erreichbarkeit der Fern-
sehhaushalte an (vgl. Kellner, 2019, S. 257). Fernsehsendern, die über 
UHF-Frequenzen senden, werden bei der Berechnung der Reichweite 
nur 50 % der Fernsehhaushalte in ihrem DMA zugerechnet (sog. «UHF-
Discount»; vgl. 47 CFR § 73.3555 (e)(2i)). Dies reflektiert die geringere 
Qualität und die physikalischen Grenzen von UHF-Signalen. Der UHF-
Discount wurde von der FCC 2016 abgeschafft, aber nach Kritik im Jahr 
2017 wieder eingeführt und ist derzeit auch Diskussionspunkt im lau-
fenden Review (vgl. Scherer, 2021, S. 14–15). 

Für die National Audience Reach Cap existieren keine formalen Zu-
ordnungsregeln («attribution rules»). Theoretisch könnte somit ein ein-
ziges Unternehmen mehrere Fernsehsender beeinflussen, die ihm nicht 
offiziell gehören, und so weiterhin mehr Zuschauer:innen erreichen, als 
nach der festgelegten Obergrenze zulässig ist (vgl. Scherer, 2021, S. 1). 
In diesem Zusammenhang sorgte beispielsweise für Diskussionen, 
dass die Nexstar Media Group ihre Reichweite in den vergangenen Jah-
ren durch verschiedene Beteiligungen auf 44 % der landesweiten Fern-
sehhaushalte ausweiten konnte. Derzeit muss die FCC auf Antrag von 
Comcast, dem größten Kabelnetzbetreiber in den USA, prüfen, ob 
Nexstar damit gegen die nationale Eigentumsbeschränkung verstößt 
(vgl. Comcast, 2021).  

Auf nationaler Ebene ist darüber hinaus die sogenannte «Dual Net-
work Rule» von Bedeutung. Diese verbietet den Besitz von mehreren 
Fernsehsendern, die mit zwei oder mehr der vier größten Networks 
(ABC, CBS, Fox und NBC) verbunden sind (vgl. 47 C.F.R. § 73.658(g)). 
Somit verbietet die Vorschrift effektiv eine Fusion zwischen zwei dieser 
Networks. Auch diese Vorschrift wird im Rahmen der laufenden Re-
view erneut überprüft (vgl. FCC, 2018b).  

Abschaffung der Cross-Ownership-Bestimmungen  

Regelungen zum gemeinsamen Besitz von Radio- und Fernsehsendern 
bzw. von Rundfunksendern und Tageszeitungen innerhalb desselben 
Marktgebiets («newspaper-broadcast cross ownership» und «radio-te-
levision cross ownership rules») wurden 2017 durch die FCC abge-
schafft. Zuvor war es einem Unternehmen verboten, mehr als zwei 
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Fernsehsender und einen Radiosender innerhalb derselben DMA zu 
besitzen, es sei denn, dass im DMA eine bestimmte Anzahl unabhängi-
ger «media voices» verblieb. Außerdem war der gemeinsame Besitz ei-
ner Tageszeitung und eines Rundfunksenders mit voller Sendeleistung 
verboten, wenn der Versorgungsbereich des Senders den Erschei-
nungsort der Zeitung umfasste. 

Die FCC begründete die Abschaffung der Cross-Ownership-Bestim-
mungen unter anderem mit dem Niedergang der Zeitungsindustrie 
und der drastischen Expansion nicht-traditioneller Medien. Medienun-
ternehmen sollten durch die Bündelung von Ressourcen in lokalen 
Märkten besser gegen Internetgiganten konkurrieren und dadurch 
auch besser den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung dienen können 
(vgl. FCC, 2017). Somit lassen sich in den USA, ebenso wie in Deutsch-
land und z. B. der Schweiz, Bestrebungen zum Schutz traditioneller 
Medien vor den Folgen der Digitalisierung erkennen.  

Sowohl die Änderungen der Medienkonzentrationsregeln von 2017 
als auch die Rechtmäßigkeit der Einrichtung des Inkubatorprogramms 
durch die FCC wurden zunächst durch den 3rd U.S. Circuit Court of 
Appeals zurückgewiesen, dies auf Antrag des Prometheus Radio Pro-
ject, einer gemeinnützigen Organisation, die sich für Community Radi-
ostationen einsetzt (vgl. Prometheus Radio Project v. FCC, 939 F.3d 567 
(3rd Cir. 2019)). Im April 2021 wurden sämtliche von der FCC vorge-
nommenen Änderungen dann aber durch den Obersten Gerichtshof 
bestätigt (vgl. FCC v. Prometheus Radio Project, 141 S. Ct. 1150, 1160 
n.4 (2021)).  

Diese jüngste Lockerung der Medienkonzentrationsregeln fügt sich 
in eine Reihe von Deregulierungsbestrebungen der FCC ein (vgl. Just, 
2009), die dadurch gekennzeichnet sind, dass sie immer wieder verzö-
gert und zurückgewiesen wurden (vgl. Calvert et al., 2018, S. 616–618, 
für eine detaillierte Übersicht). Die Lockerungen wurden unter ande-
rem von der Annahme begleitet, dass traditionelle Rechtfertigungen 
für die sektorspezifische Regulierung empirisch belegt werden müssen 
(vgl. Just, 2009). Vor diesem Hintergrund führte die FCC 2003 zwi-
schenzeitlich den sogenannten Diversity Index (DI) ein, ein medienspe-
zifisches Instrument zur Messung von Standpunkte-Konzentration 
bzw. -Vielfalt («viewpoint concentration» bzw. «viewpoint diversity»). 
Dieser wird anschließend erläutert.  

Diversity Index 

Der DI wurde mit dem Ziel entwickelt, die Vorschriften der Medien-
strukturregulierung mit einem empirischen Fundament abzusichern 
und viewpoint diversity in lokalen Medienmärkten messbar zu ma-
chen (vgl. Just, 2009). Diese wird als «availability of a wide range of 
information and political perspectives on important issues» definiert 
(FCC, 2003, S. 159). Konkret fokussiert der DI auf die Anzahl von 
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Medienanbietern, die zur Meinungsvielfalt auf einem lokalen Medien-
markt beitragen. Der DI basiert damit auf der Prämisse, dass sich Viel-
falt durch die Anzahl unabhängiger Veranstalter im Markt ermitteln 
lässt (vgl. FCC, 2003, S. 159). In seiner Berechnung stützt sich der DI auf 
den von den US-amerikanischen Wettbewerbsbehörden als Konzentra-
tionsmaß verwendeten Herfindahl-Hirschman-Index (HHI). Der DI 
geht dabei von einem gemeinsamen Markt aus und berücksichtigt da-
für Medienunternehmen im Bereich der Presse, Fernsehen, Radio und 
Internet (aber z. B. nicht Kabel-/Satellitenfernsehen und Zeitschriften), 
die den Konsument:innen in lokalen Märkten zur Verfügung stehen. Er 
gewichtet dabei die relative Bedeutung der verschiedenen Mediengat-
tungen als Quelle für lokale Nachrichten. Die Gewichte werden auf Ba-
sis von Befragungsdaten zur Mediennutzung ermittelt (vgl. FCC, 2003, 
S. 158). Der konkrete Nutzeranteil der einzelnen Anbieter wird hinge-
gen nicht in den DI einbezogen, dies unter der vielfach kritisierten An-
nahme, dass jeder Anbieter im Markt potenziell gleich viel Anteil errei-
chen kann (vgl. FCC, 2003, S. 169). Der DI eines Marktes ergibt sich so-
dann aus der Summe der quadrierten gewichteten Anteile jedes Medi-
enunternehmens am Markt (vgl. FCC, 2003, S. 173). Der DI ähnelt in 
seiner Logik dem Gewichtungsansatz des Medienvielfaltsmonitors in 
Deutschland. Im Unterschied dazu stellt der DI allerdings nicht auf die 
subjektive Bedeutungszuschreibung durch Nutzer:innen ab. 

Der DI war insbesondere aufgrund seiner Berechnungsweise um-
stritten, vor allem, weil jedem Medienanbieter innerhalb einer Katego-
rie ein gleiches Gewicht zugemessen wurde. Nachdem der 3rd U.S. Cir-
cuit Court of Appeals 2004 den DI gemeinsam mit daran geknüpften 
Cross-Ownership-Bestimmungen zurückgewiesen hatte, räumte spä-
ter auch die FCC ein, dass der DI kein passendes Instrument zur Mes-
sung von Vielfalt sei, und es zu viele qualitative und quantitative Kri-
terien bei der Medienkonzentrationskontrolle zu berücksichtigen gebe, 
sodass die Reduktion auf eine mathematische Formel wenig zielfüh-
rend sei (vgl. FCC, 2008, S. 12; Just, 2009). 

In den USA lassen sich im Unterschied zu Deutschland keine Bestre-
bungen zur Einbeziehung von Intermediären und digitalen Plattfor-
men in die traditionelle Medienkonzentrationskontrolle erkennen. 
Dennoch werden seit längerem Fragen der Plattformregulierung in den 
USA verstärkt diskutiert, unter anderem auch, ob und wie traditionelle 
Rechtsgrundsätze auf hochkonzentrierte, in Privatbesitz befindliche In-
formationsinfrastrukturen wie digitale Plattformen anzuwenden sind 
(vgl. Biden v. Knight First Amendment Institute at Columbia Univer-
sity, 593 U. S. (2021), Thomas, J., concurring). Wenn auch Vorschläge 
zur Reform der medienrechtlichen Vorschriften wiederholt eingebracht 
wurden (vgl. z. B. Goodman & Whittington, 2019 für eine Übersicht ak-
tueller Reformvorschläge), scheint in den USA allerdings eine Präfe-
renz für wettbewerbsrechtliche Instrumente zur Regulierung markt-
mächtiger Plattformen erkennbar. Die in diesem Zusammenhang 

FCC rückte nach 
Zurückweisung durch 
Berufungsgericht von DI 
ab — Reduktion auf 
mathematische Formel 
sei wenig zielführend 

Verstärkte Diskussion 
zur Anwendbarkeit 
traditioneller 
Rechtsgrundsätze auf 
Plattformregulierung; 
allerdings Präferenz für 
wettbewerbsrechtliche 
Instrumente erkennbar 



USA  _______________________________________________________________________________________________  197 

vorgeschlagenen Reformen des Wettbewerbsrechts folgen im nächsten 
Kapitel.  

2 Marktmachtkontrolle im 
Wettbewerbsrecht 

Neben den rundfunkspezifischen Konzentrationsregeln sind für den 
gesamten Medienbereich auch die allgemeinen wettbewerbsrechtli-
chen Vorschriften von Bedeutung. Die Anwendung dieser in den USA 
unter dem Begriff des antitrust law gefassten Bestimmungen auf die Me-
dien und spezifisch auf die Presse ist gemäß Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshof verfassungsrechtlich gerechtfertigt (vgl. z. B. 
Associated Press v. United States, 326 U.S. 1 (1945); Turner Broadcas-
ting System, Inc. v. Federal Communications Commission, 512 U.S. 622 
(1994)). Die wichtigsten wettbewerbsrechtlichen Vorschriften finden 
sich im Sherman Act von 1890 sowie im Clayton Act von 1914. Als ein-
zige Sonderbestimmung für den Medienbereich ermöglicht der News-
paper Preservation Act von 1970 Zeitungen bestimmte Formen der Zu-
sammenarbeit. Die US-amerikanischen Antitrust-Gesetze sind mit we-
nigen Anpassungen bis heute in Kraft. Im Februar 2021 wurde der 
Competition and Antitrust Law Enforcement Reform Act (CALERA) 
als Entwurf zur umfassenden Modernisierung des US-amerikanischen 
Wettbewerbsrechts eingebracht und sieht insbesondere im Bereich der 
Fusionskontrolle verschiedene Verschärfungen im Hinblick auf digi-
tale Märkte. Darüber hinaus sollen sechs weitere Gesetzesentwürfe 
eine effektivere Durchsetzung der Antitrust-Gesetze hinsichtlich der 
Marktmacht digitaler Plattformen ermöglichen. Das Gesetzespaket ist 
das Ergebnis einer 16-monatigen Kartelluntersuchung zum Stand des 
Wettbewerbs in digitalen Märkten. 

Für die Durchsetzung der Antitrust-Gesetze sind hauptsächlich zwei 
Bundesbehörden zuständig: Das Department of Justice (DOJ) und die 
Federal Trade Commission (FTC), die 1914 durch den Federal Trade 
Commission Act als unabhängige Regulierungsbehörde geschaffen 
wurde. Die Antitrust Division des DOJ ist für die Durchsetzung des 
Sherman Act und des Clayton Act zuständig. Sie kann zivil- und straf-
rechtliche Verfahren einleiten, Abhilfemaßnahmen und Geldbußen ge-
gen Unternehmen verhängen und strafrechtliche Sanktionen gegen 
Einzelpersonen sprechen. Die FTC hat hingegen ausschließlich zivil-
rechtliche Kompetenzen. Für die Durchsetzung des Clayton Act exis-
tiert eine gleichzeitige Zuständigkeit der beiden Wettbewerbsbehör-
den, wobei sie sich die Zuständigkeit in der Praxis aufteilen, indem sie 
sich auf unterschiedliche Branchen konzentrieren (vgl. FTC, 2021b, 
o. S.). Eines der Hauptmerkmale des US-amerikanischen Wettbewerbs-
rechts ist zudem die Möglichkeit des sog. «private enforcement», 
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wonach auch Privatunternehmen und Einzelpersonen befugt sind, die 
Antitrust-Gesetze durchzusetzen (vgl. Coates, 2011, S. 45-46). Zudem 
kommt den Gerichten bei der Auslegung und Durchsetzung der Anti-
trust-Gesetze besondere Bedeutung zu. 

Im Folgenden werden ausgewählte Vorschriften des Sherman Acts 
und des Clayton Acts anhand der drei klassischen Säulen des Wettbe-
werbsrechts erläutert. Anschließend folgt ein Überblick über die verab-
schiedeten Gesetzesentwürfe zur Erfassung und Bekämpfung wettbe-
werbswidriger Praktiken marktmächtiger digitaler Plattformen. 

2.1 Kartellverbot 

Vereinbarungen zwischen mehreren unabhängigen Akteuren, die den 
Handel in unangemessener Weise beeinträchtigen, sind in den USA 
grundsätzlich verboten (vgl. Section 1 Sherman Act). Dazu zählen 
Preisabsprachen, Marktaufteilungen, Gruppenboykotte und andere 
abgestimmte Verhaltensweisen, die den Wettbewerb einschränken 
(vgl. Sullivan et al., 2019, S. 191). Ein Verstoß gegen das Kartellverbot 
kann in den USA strafrechtlich verfolgt werden und durch Freiheits- 
oder Geldstrafen sanktioniert werden.  

Mit dem Newspaper Preservation Act von 1970 existiert in den USA 
ebenso wie in Deutschland eine pressespezifische Ausnahme (vgl. 15 
U.S.C. § 1802). Konkret ist es zwei oder mehreren Zeitungen erlaubt, 
Betriebsvereinbarungen zu treffen, um beispielsweise Produktionsein-
richtungen gemeinsam zu nutzen oder gemeinsame Anzeigen- und 
Auflagepreise festzulegen. Vereinbarungen auf redaktioneller Ebene 
sind davon explizit ausgenommen (vgl. 15 U.S.C. § 1802(2)). Damit die 
Ausnahme greift, muss vorab eine schriftliche Zustimmung des United 
States Attorney General eingeholt und nachgewiesen werden, dass es 
sich bei allen (oder allen außer einer) beteiligten Zeitungen um soge-
nannte «failing newspapers» handelt, d. h., dass es unwahrscheinlich 
ist, dass die beteiligten Zeitungen allein bestehen bleiben könnten (vgl. 
15 U.S.C. § 1803(b)). Heute gibt es in mehreren US-amerikanischen 
Großstädten Tageszeitungen, die im Rahmen solcher Joint Operating 
Ventures tätig sind (vgl. Sullivan et al., 2019, S. 1090). Die kartellrecht-
liche Ausnahme hat sich laut Fisch (2010, S. 510) allerdings nicht als 
erfolgreich erwiesen, den Zeitungswettbewerb auf den lokalen Märk-
ten langfristig zu erhalten (vgl. Fisch, 2010, S. 510) und wurde auch wie-
derholt hinsichtlich der Stärkung großer Zeitungskonzerne kritisch 
evaluiert (vgl. Patkus, 1984, S. 448–449).  

Im Bereich des Kartellverbots erfolgten in den USA keine Anpassun-
gen im Hinblick auf die Digitalisierung der Märkte.  
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2.2 Missbrauchsaufsicht  

Section 2 Sherman Act statuiert ein Monopolisierungsverbot. Dieses 
richtet sich nicht gegen eine Monopolstellung als solche, sondern gegen 
den Prozess der unzulässigen Monopolisierung. Dieses Tatbestands-
merkmal ist grundsätzlich dann erfüllt, wenn ein Unternehmen auf 
dem relevanten Markt über Monopolmacht verfügt und diese vorsätz-
lich erlangt oder aufrechterhält, und zwar nicht aufgrund eines besse-
ren Produkts oder Geschäftsmodells, sondern mit Hilfe wettbewerbs-
widriger Mittel (sog. «predatory» bzw. «exclusionary conduct», vgl. 
z. B. United States v. Grinnell Corp., 384 U.S. 563, 570-571 (1966)). Die 
Vorschrift zielt somit auf Verhaltensweisen ab, die einen Missbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung darstellen und nimmt damit eine 
vergleichbare Funktion ein wie die Vorschriften zur europäischen 
Missbrauchsaufsicht. 

Der Oberste Gerichtshof definiert Monopolmacht als «the power to 
control market prices or exclude competition» (United States v. E:I. du 
Pont de Nemours & Co., 351 U.S. 377, 391 (1956)). Zudem hat er betont, 
dass Monopolmacht über die reine Marktmacht hinausgeht (vgl. East-
man Kodak Co. v. Image Technical Servs., Inc., 504 U.S. 451, 481 (1992)). 
Damit wird angedeutet, dass Monopolmacht ein besonders hohes Maß 
an Marktmacht darstellt, wobei nicht endgültig festgelegt wurde, wel-
ches Maß konkret erforderlich ist (vgl. Elhauge, 2018, S. 225). Traditio-
nell stellen die Gerichte Monopolmacht fest, ohne direkte Beweise für 
die Kontrolle über die Preisgestaltung oder die Macht zum Ausschluss 
von Konkurrenten zu verlangen. Stattdessen wird in der Regel aus den 
prozentualen Marktanteilen der Unternehmen auf deren Monopol-
macht geschlossen (vgl. Elhauge, 2018, S. 226). In der Vergangenheit 
wurde Monopolmacht bereits ab 60 % Marktanteil vermutet, teilweise 
hingegen erst ab 90 % (vgl. Broder, 2016, S. 90 für eine Übersicht ver-
gangener Urteile). Die Gerichte anerkennen zudem, dass der Marktan-
teil kein perfekter Ausdruck von Monopolmacht ist, weshalb in der Re-
gel weitere Umstände wie bestehende Marktzutrittsschranken in die 
Prüfung einbezogen werden (vgl. Broder, 2016, S. 91).  

Ein Verstoß gegen das Monopolisierungsverbot kann in den USA 
strafrechtlich verfolgt werden. Darüber hinaus können bei Zivilklagen 
sowohl strukturelle als auch verhaltensbezogene Abhilfemaßnahmen 
angeordnet werden, wobei zweitere in Monopolisierungsfällen in der 
Regel vorgezogen werden (vgl. Broder, 2016, S. 102). Die bestehende 
Möglichkeit der Entflechtung wird hingegen eher selten genutzt, 
wurde aber beispielsweise 1982 im richtungsweisenden Fall gegen 
AT&T geltend gemacht, wonach das Monopol von AT&T in mehrere 
regionale Gesellschaften aufgebrochen wurde (vgl. United States v. 
American. Telephone & Telegraph Co., 552 F. Supp. 131 (D.D.C. 1982)). 
Gemäß Wu (2018, S. 132) gibt es keinen rechtlichen Grund für die 
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Tendenz, strukturelle Abhilfemaßnahmen nur in extrem seltenen Fäl-
len einzusetzen. Denn in der ursprünglichen Durchsetzung der Anti-
trust-Gesetze sei die Entflechtung in der Regel als «default remedy» 
eingesetzt worden.  

Das US-amerikanische Monopolisierungsverbot bleibt im Unter-
schied zu Deutschland auch im Hinblick auf die Besonderheiten mehr-
seitiger Märkte und marktmächtiger digitaler Plattformen bisher un-
verändert. Allerdings lassen sich aktuell Bestrebungen zur Modernisie-
rung der Vorschrift erkennen. So enthält der Abschlussbericht des 
House Judiciary Subcommittee on Antitrust, Commercial and Admi-
nistrative Law (2020) zur Untersuchung des Wettbewerbs auf digitalen 
Märkten verschiedene Empfehlungen zur Stärkung des Monopolisie-
rungsverbots, darunter die Einführung eines expliziten Verbots des 
Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung sowie die Klarstel-
lung dessen, wann eine marktbeherrschende Stellung vermutet wird. 
Darüber hinaus sollen Verbote für verschiedene wettbewerbswidrige 
Verhaltensweisen eingeführt werden, die in digitalen Plattformmärk-
ten besonders prävalent sind, beispielsweise die Selbstbevorzugung 
oder die Zugangsverweigerung (vgl. Subcommittee on Antitrust, Com-
mercial and Administrative Law, 2020, S. 395–398). Die Empfehlungen 
wurden 2021 in verschiedenen Gesetzesentwürfen aufgegriffen, wie in 
Kapitel 2.4 genauer erläutert wird.  

Auch im Bereich der Fusionskontrolle wird aktuell eine Modernisie-
rung und Verschärfung der Vorschriften hinsichtlich der Besonderhei-
ten digitaler Märkte angestrebt. Im Folgenden werden zunächst die all-
gemeinen Vorschriften der US-amerikanischen Fusionskontrolle erläu-
tert, gefolgt von den Besonderheiten bei der Prüfung von Medienzu-
sammenschlüssen. Abschließend folgt ein kurzer Überblick über die 
Reformvorschläge des 2021 eingebrachten Competition and Antitrust 
Law Enforcement Reform Act.  

2.3 Fusionskontrolle  

Der Clayton Act verbietet Zusammenschlüsse, die den Wettbewerb we-
sentlich beeinträchtigen oder zur Errichtung eines Monopols führen 
können (vgl. Section 7 Clayton Act). Von der Vorschrift sind sowohl 
horizontale, vertikale als auch konglomerate Fusionen, Übernahmen 
und Joint Ventures erfasst (vgl. Sullivan et al., 2019, S. 919). Im Falle 
eines Verstoßes gegen die Vorschriften der Fusionskontrolle können 
die Wettbewerbsbehörden zur Erhaltung des Wettbewerbs auf dem re-
levanten Markt verschiedene Abhilfemaßnahmen ergreifen. Im 2020 
aktualisierten Handbuch für Fusionskontrollverfahren des DOJ (sog. 
«merger remedies manual») wird hervorgehoben, dass strukturelle Ab-
hilfemaßnahmen bei horizontalen und vertikalen Fusionen bevorzugt 
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werden, unter anderem, weil sie eine anhaltende staatliche Regulie-
rung eines Marktes vermeiden (vgl. Antitrust Division des DOJ, 2020). 

Seit 1976 müssen bestimmte größere Fusionen vorab den Wettbe-
werbsbehörden gemeldet werden (sog. «pre-merger notification», vgl. 
Section 7A Clayton Act). Die Meldepflicht ist abhängig von bestimmten 
Schwellenwerten, die auf die Größe des Zusammenschlusses (sog. 
«size of transaction test») und auf die Größe der beteiligten Unterneh-
men (sog. «size of person test») abzielen. Die konkreten Schwellen-
werte werden jährlich an die Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
angepasst und wurden 2021 zuletzt gesenkt: Die Transaktionswert-
schwelle ist aktuell dann erreicht, wenn die erwerbende Partei in Folge 
der Fusion Vermögenswerte oder Stimmrechtsanteile bzw. sonstige 
Anteile im Wert von mehr als 92 Millionen USD hält. Bei Fusionen im 
Wert von mehr als 92 bis 368 Millionen USD müssen die Beteiligten zu-
sätzlich die Unternehmensgrößenschwelle erreichen, um anmelde-
pflichtig zu sein. Fusionen im Wert von mehr als 368 Millionen USD 
sind in der Regel unabhängig von der Größe der beteiligten Unterneh-
men meldepflichtig. Die Unternehmensgrößenschwelle ist erreicht, 
wenn eine an der Fusion beteiligte Partei ein Gesamtvermögen oder ei-
nen Jahresnettoumsatz von mindestens 184 Millionen USD erreicht 
und die andere beteiligte Partei ein Gesamtvermögen oder einen Jah-
resnettoumsatz von mindestens 18,4 Millionen USD (vgl. FTC, 2021a, 
S. 7870).  

Im August 2021 gab die FTC bekannt, dass sie derzeit gemeinsam 
mit dem DOJ an der Aktualisierung der bestehenden Vorschriften für 
die Anmeldung von Zusammenschlüssen arbeitet (vgl. FTC, 2021d, 
o. S.). Hintergrund ist unter anderem der massive Anstieg geplanter 
Fusionen, die der FTC gemeldet werden. Bislang wurden keine weite-
ren Informationen zu den vorgesehenen Änderungen veröffentlicht.  

Als zentraler Grundsatz bei der Prüfung von Zusammenschlüssen 
gilt, dass diese nicht zur Begründung, Stärkung oder Verfestigung von 
Marktmacht oder zur Erleichterung ihrer Ausübung führen dürfen. Ein 
Zusammenschluss verstärkt dann die Marktmacht, wenn ein Unter-
nehmen dadurch veranlasst wird, seine Preise zu erhöhen, die Produk-
tion oder Innovation zu verringern oder den Konsument:innen auf an-
dere Weise zu schaden, weil der Wettbewerbsdruck geringer wird (vgl. 
DOJ & FTC, 2010, S. 2). Damit werden explizit auch nicht-preisliche 
Auswirkungen von Zusammenschlüssen anerkannt (Just, 2018).  

Bei der Feststellung, ob ein geplanter Zusammenschluss solche Be-
denken aufwirft, werden in der Regel zunächst die Marktanteile und 
der Grad an Konzentration des relevanten Marktes ermittelt. Als Kon-
zentrationsmaß verwenden die US-amerikanischen Wettbewerbsbe-
hörden den bereits erwähnten HHI, der sich aus der Summe aller qua-
drierten Marktanteile der Wettbewerber eines Marktes ergibt. Märkte 
mit einem HHI unter 1.500 gelten grundsätzlich als unkonzentriert, 
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Märkte mit einem HHI zwischen 1.500 und 2.500 als mäßig kon-
zentriert und Märkte mit Werten über 2.500 als hoch konzentriert. Je 
höher der HHI und der Anstieg des HHI nach dem Zusammenschluss 
ausfällt, desto größer die potenziellen Wettbewerbsbedenken und 
desto eher prüfen die Wettbewerbsbehörden den Zusammenschluss 
genauer (vgl. DOJ & FTC, 2010, S. 19).  

Neben den allgemeinen Vorschriften der Fusionskontrolle sind bei 
der Prüfung von Zusammenschlüssen im Medienbereich bestimmte 
Besonderheiten zu berücksichtigen, wie anschließend gezeigt wird.  

Prüfung von Zusammenschlüssen im Medienbereich 

Mit dem Communications Act von 1934 wurde ein duales Prüfverfah-
ren für Zusammenschlüsse im gesamten Telekommunikationsbereich 
geschaffen, wonach diese zusätzlich zur Prüfung durch die Wettbe-
werbsbehörden auch von der FCC beurteilt werden müssen (vgl. Sec-
tion 310(d) Communications Act). Diese spezielle Prüfkompetenz der 
FCC besteht allerdings nur in Fällen, in denen eine FCC-Lizenz betrof-
fen ist. Die Grundsätze für die Prüfung von Fusionen durch die FCC 
sind deutlich weniger klar definiert als die wettbewerbsrechtlichen. 
Der Communications Act verlangt lediglich, dass die FCC feststellt, ob 
die Fusion im öffentlichen Interesse liegt. Bei der Prüfung von Zusam-
menschlüssen verfolgt die FCC die bereits erläuterten Ziele diversity, 
competition und localism. Dabei kann es gemäß FCC in gewissen 
Märkten zu einer Abwägung zwischen diversity und localism kom-
men: Ein Zusammenschluss kann beispielsweise trotz Verringerung 
der Vielfalt im Markt genehmigt werden, wenn dadurch die Qualität 
oder Quantität des lokalen Nachrichtenangebots verbessert werden 
kann (vgl. Makuch & Levy, 2021). Im Gegensatz zum wettbewerbs-
rechtlichen Prüfverfahren, bei dem die Wettbewerbsbehörden nach-
weisen müssen, dass ein Zusammenschluss wahrscheinlich wettbe-
werbswidrige Auswirkungen hat, tragen die Antragsteller vor der FCC 
die Beweislast dafür, dass der Zusammenschluss im öffentlichen Inte-
resse liegt (vgl. Sallet, 2014, o. S.).  

Auch im Bereich des allgemeinen Wettbewerbsrechts wird darüber 
diskutiert, ob bei der Prüfung von Zusammenschlüssen im Medienbe-
reich weitere, nicht-wettbewerbliche Kriterien berücksichtigt werden 
sollen. So forderte beispielsweise das Stigler Committee on Digital Plat-
forms (2019) in Anlehnung an den «Public Interest Test» im UK, dass 
die Wettbewerbsbehörden bei der Prüfung von Zusammenschlüssen 
im Medienbereich «media plurality» berücksichtigen sollen, gemessen 
als Anteil der Aufmerksamkeit, den die Konsument:innen verschiede-
nen Medienanbietern widmen (vgl. Stigler Committee on Digital Plat-
forms, 2019, S. 186). Diese sogenannte «news plurality review» soll zu-
sätzlich zur Prüfung nach wettbewerbsrechtlichen Faktoren erfolgen. 
Bisher lassen sich allerdings keine Bestrebungen des Gesetzgebers er-
kennen, den Vorschlag umzusetzen.  
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Neben den erwähnten Reformdiskussionen rücken im Bereich der 
Fusionskontrolle auch die Besonderheiten digitaler Märkte und die 
Marktmacht digitaler Plattformen zunehmend in den Fokus. Im Feb-
ruar 2021 wurde in diesem Zusammenhang der Competition and An-
titrust Law Enforcement Reform Act (CALERA) eingebracht. Dieser 
soll verschiedene Anpassungen vornehmen, die eine zeitgemäße 
Durchsetzung der Antitrust-Gesetze und insbesondere der Fusions-
kontrolle erlauben sollen. 

Competition and Antitrust Law Enforcement Reform Act 

Mit dem CALERA soll es den Wettbewerbsbehörden ermöglicht wer-
den, potenziell wettbewerbswidrige Auswirkungen von Zusammen-
schlüssen bereits im Anfangsstadium zu stoppen. Insbesondere sollen 
die besonderen, meist nicht-preislichen Auswirkungen von Zusam-
menschlüssen in digitalen Märkten explizit berücksichtigt werden 
müssen, darunter geringere Qualität, weniger Auswahl, reduzierte In-
novation sowie höhere Marktzutrittsschranken (vgl. Section 2(b)(2) 
CALERA).  

Der Gesetzesentwurf führt neu auch eine Definition von Markt-
macht ein. Danach wird Marktmacht verstanden als «ability of a per-
son, or a group of persons acting in concert, to profitably impose terms 
or conditions on counterparties, including terms regarding price, quan-
tity, product or service quality, or other terms affecting the value of 
consideration exchanged in the transaction, that are more favorable to 
the person or group of persons imposing them than what the person or 
group of persons could obtain in a competitive market» (Section 4(a) 
CALERA).  

Darüber hinaus soll der derzeitige Standard zum Verbot von Zusam-
menschlüssen, wonach diese nachweislich den Wettbewerb beeinträch-
tigen müssen, durch einen risikobasierten Standard ersetzt werden. 
Neu sollen damit bereits jene Zusammenschlüsse verboten sein, bei de-
nen ein erhebliches Risiko besteht, dass sie zu einer wesentlichen Be-
einträchtigung des Wettbewerbs zu führen (vgl. Section 4(b)(1) 
CALERA). Zudem soll klargestellt werden, dass auch ein Zusammen-
schluss oder eine Übernahme, die zur Entstehung eines Monopsons 
beiträgt, gegen den Clayton Act verstößt (vgl. Section 4(b)(2) CALERA). 
Die Bedeutung der Monopsonmacht digitaler Plattformen, die es ihnen 
unter anderem erlaubt, Preise für Nachrichtenangebote zu drücken, be-
tonte bereits das Stigler Committee on Digital Platforms (2019, S. 173).  

Schließlich definiert der Gesetzesentwurf eine Reihe von gesetzes-
widrigen Übernahmen, darunter jene, die zu einem erheblichen An-
stieg der Marktkonzentration in einem relevanten Markt führen oder 
die Übernahme potenzieller Konkurrenten durch marktmächtige Un-
ternehmen (vgl. Section 4(b)(3) CALERA). Für diese Fälle sieht der Ge-
setzesentwurf eine Beweislastumkehr zu Ungunsten der beteiligten 
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Unternehmen vor. Auch dies wurde vom Stigler Committee on Digital 
Platforms gefordert (vgl. Stigler Committee on Digital Platforms, 2019, 
S. 111). Eine ähnliche Umkehr der Beweislast wurde auch in Deutsch-
land eingeführt, dort allerdings im Bereich der Missbrauchsaufsicht, 
konkret bei ÜMÜBs. 

Über die Fusionskontrolle hinaus rückten die Auswirkungen der Di-
gitalisierung auf den Wettbewerb und die Marktmacht digitaler Platt-
formen generell in den Fokus der US-amerikanischen Wettbewerbsbe-
hörden. Anschließend folgt ein Überblick über geplante Reformen der 
Antitrust-Gesetze, die 2021 eingebracht wurden. 

2.4 Diskutierte Anpassungen des Wettbewerbsrechts 
an digitale Plattformmärkte 

In letzter Zeit wurde in den USA eine beachtliche Reihe an richtungs-
weisenden Kartellverfahren gegen digitale Plattformen initiiert, die er-
kennen lassen, dass die US-amerikanische Wettbewerbspolitik nun neu 
einen strategischen Fokus auf die Bekämpfung marktmächtiger Platt-
formen setzt, nachdem sie diesen Bereich lange Zeit vernachlässigt 
hatte (vgl. Wu, 2018). Für besonderes Aufsehen sorgte beispielsweise 
die 2020 von der FTC mit der Unterstützung aus 46 Bundesstaaten ein-
gereichte Kartellklage gegen Facebook. Darin wirft die FTC Facebook 
vor, seine Monopolstellung durch eine jahrelange systematische Stra-
tegie der Abwerbung von Konkurrenten und der Auferlegung wettbe-
werbswidriger Bedingungen für Softwareentwickler aufrechtzuerhal-
ten (vgl. FTC, 2020). Bisher wurde im Verfahren noch keine Entschei-
dung getroffen. 

Darüber hinaus hatte das House Committee on the Judiciary im Juni 
2019 eine parteiübergreifende Untersuchung zum Stand des Wettbe-
werbs in digitalen Märkten eingeleitet, die vom Subcommittee on An-
titrust, Commercial and Administrative Law geleitet wurde. Ziel der 
Untersuchung war es, Wettbewerbsprobleme auf digitalen Märkten zu 
identifizieren und zu untersuchen, ob sich darin marktbeherrschende 
Unternehmen — insbesondere die «Big Four» (Amazon, Apple, Face-
book und Google) — wettbewerbswidrig verhalten. Daran anschlie-
ßend sollte beurteilt werden, ob die bestehenden Antitrust-Gesetze 
ausreichen, um die besonderen Probleme in digitalen Märkten anzuge-
hen (vgl. House Committee on the Judiciary, 2019, o. S.). Die 16-mona-
tige Untersuchung umfasste sieben Anhörungen, darunter auch mit 
den Vorstandsvorsitzenden der Big Four, und produzierte fast 1,3 Mil-
lionen interne Dokumente (vgl. Subcommittee on Antitrust, Commer-
cial and Administrative Law, 2020, S. 6).  
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Die Ergebnisse der Untersuchung wurden 2020 in Form eines Be-
richts veröffentlicht. Demnach bestünden deutliche Beweise dafür, 
dass die großen Plattformen ihre Vormachtstellung in digitalen Märk-
ten auf eine Weise ausüben, die den Wettbewerb sowie die Pri-
vatsphäre im Internet und die freie und vielfältige Presse beeinträch-
tigt. Im Ergebnis führe dies zu weniger Innovation, weniger Wahlmög-
lichkeiten für die Konsument:innen und insgesamt zu einer ge-
schwächten Demokratie (vgl. Subcommittee on Antitrust, Commercial 
and Administrative law, 2020, S. 7). 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Bericht umfassende Ände-
rungen und Verschärfungen der Antitrust-Gesetze, darunter Anforde-
rungen zur Nichtdiskriminierung und zum Schutz potenzieller Wett-
bewerber sowie zusätzliche Maßnahmen zur Stärkung der allgemeinen 
Durchsetzung der Gesetze (vgl. Subcommittee on Antitrust, Commer-
cial and Administrative law, 2020, S. 19–21 für eine Zusammenfassung 
der Empfehlungen). 

Die Empfehlungen fanden Einzug in ein 2021 eingebrachtes Geset-
zespaket bestehend aus sechs Gesetzesentwürfen, die den Wettbewerb 
in digitalen Märkten verbessern und die Dominanz digitaler Plattfor-
men eindämmen sollen: (1) Der American Choice and Innovation On-
line Act verbietet bestimmtes diskriminierendes Verhalten von markt-
beherrschenden Plattformen, einschließlich der Selbstbevorzugung, 
wie es auch das deutsche Wettbewerbsrecht eingeführt hatte. (2) Der 
Ending Platform Monopolies Act soll primär verhindern, dass markt-
beherrschende Plattformen ihre Kontrolle über mehrere Geschäftsbe-
reiche nutzen können, um sich selbst zu bevorzugen und Wettbewer-
ber in einer Weise zu benachteiligen, die den freien und fairen Wettbe-
werb beeinträchtigt. Konkret soll es marktbeherrschenden Plattformen 
verboten sein, gleichzeitig andere Geschäftszweige als die Plattform 
selbst zu besitzen, zu kontrollieren oder eine wirtschaftliche Beteili-
gung daran zu haben, wenn dieser Doppelbesitz zu Interessenkonflik-
ten führt. (3) Der Platform Competition and Opportunity Act verbietet 
marktbeherrschenden Plattformen darüber hinaus die strategische 
Übernahme von Wettbewerbern sowie Übernahmen, die die Markt-
macht digitaler Plattformen festigen. Darin wird auch explizit der 
Wettbewerb um die Aufmerksamkeit von Nutzer:innen adressiert. (4) 
Der Augmenting Compatibility and Competition by Enabling Service 
Switching Act soll zudem Marktzutrittsschranken und Wechselkosten 
für Unternehmen und Konsument:innen reduzieren, indem Anforde-
rungen an die Interoperabilität und Datenübertragbarkeit gestellt wer-
den. (5) Der Merger Filing Fee Modernization Act soll zum ersten Mal 
seit 20 Jahren die Anmeldegebühren für Fusionen aktualisieren, um si-
cherzustellen, dass die Wettbewerbsbehörden über die notwendigen 
Ressourcen verfügen, um die Antitrust-Gesetze durchzusetzen. 
Schließlich soll der (6) State Antitrust Enforcement Venue Act of 2021 
gewährleisten, dass State Attorneys General der Bundesstaaten in der 
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Lage sind, Kartellverfahren an dem von ihnen gewählten Gericht 
durchzuführen, anstatt die Fälle an ein vom Beklagten bevorzugten Ge-
richt verlegen zu müssen. Dadurch sollen Verfahrensverzögerungen 
und höhere Kosten verhindert werden.  

Die Bestimmungen sollen für jene Plattformen gelten (sog. «covered 
platforms»), die entweder 50 Millionen monatlich aktive Nutzer:innen 
oder 100.000 geschäftlich aktive Nutzer:innen in den USA aufweisen, 
sich im Besitz oder unter der Kontrolle eines Unternehmens mit einem 
jährlichen Nettoumsatz oder einer Marktkapitalisierung von über 
600 Milliarden USD befindet oder ein wichtiger Handelspartner für 
den Verkauf oder die Bereitstellung eines Produkts oder einer Dienst-
leistung sind, welche auf der Online-Plattform angeboten wird oder in 
direktem Zusammenhang damit steht.  

Als nächstes werden die Entwürfe dem Repräsentantenhaus zur 
Prüfung vorgelegt. Inzwischen haben sich bereits mehrere Organisati-
onen, die meisten davon aus dem nächsten Umfeld der Big Four, 
schriftlich an den Justizausschuss des US-Repräsentantenhauses ge-
wandt und die Gesetzgeber aufgefordert, gegen die weitreichendsten 
Gesetzesentwürfe zu stimmen (vgl. Reuters, 2021).  

Auch im Hinblick auf die Auswirkungen der Digitalisierung und 
Plattformisierung des Kommunikationssektors auf die traditionelle 
Medienlandschaft gibt es in den USA Bestrebungen, die Antitrust-Ge-
setze zu reformieren. Im März 2021 wurde der Journalism Competition 
and Preservation Act eingebracht, der es, ähnlich zu den Diskussionen 
zum Leistungsschutzrecht in Europa, kleinen Nachrichtenanbietern er-
möglichen soll, gemeinsam mit den Plattformen über die Bezahlung 
journalistischer Inhalte zu verhandeln. Dies ist bis anhin nicht möglich, 
da solche Vereinbarungen als Kartelle wettbewerbsrechtlich verfolgt 
werden könnten. Ebenfalls wird im Rahmen des 2021 eingebrachten 
Local Journalism Sustainibility Act über eine Förderung lokaler Medien 
diskutiert, in Form von Steuervergünstigen für Abonnent:innen von 
Lokalzeitungen und für Werbetreibende, die in lokalen Medien (Rund-
funk und Print) werben. 

Dass die Marktmacht digitaler Plattformen aktuell eine der wichtigs-
ten Prioritäten in der US-amerikanischen Wettbewerbspolitik ist, zeigte 
sich jüngst auch daran, dass der US-amerikanische Präsident Biden im 
Juli 2021 einen Regierungserlass zur Förderung des Wettbewerbs un-
terzeichnete, der einen deutlichen Fokus auf den Technologie-Sektor 
erkennen lässt. Konkret befasst sich der Erlass mit drei Bereichen, in 
denen marktbeherrschende Technologieunternehmen den Wettbewerb 
beeinträchtigen und damit Innovation bremsen können (vgl. The White 
House, 2021, o. S.): (1) Der Aufkauf potenzieller Wettbewerber und die 
dabei zentrale Rolle von Daten und unentgeltlichen Produkten; (2) die 
enorme Datensammlung durch digitale Plattformen; und die (3) Aus-
nutzung von Marktvorteilen gegenüber kleineren, häufig von den 
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Plattformen abhängigen Konkurrenten. Kurz daraufhin veröffentlich-
ten die FTC und das DOJ eine gemeinsame Erklärung, in der sie sich 
angesichts des Erlasses zu einer Überprüfung der Merger Guidelines 
verpflichten (vgl. FTC, 2021c).  

Die verschiedenen, sich teils überschneidenden Vorschläge zeigen 
deutlich, dass die bisherigen Verhaltensspielräume digitaler Plattfor-
men in den USA künftig stärker eingeschränkt werden sollen. Die Re-
formvorschläge setzen in den USA größtenteils ähnliche Akzente wie 
in Deutschland. Den US-amerikanischen Vorstößen kommt aber inso-
fern eine noch größere Bedeutung zu, da viele der großen Plattformen 
ihren Sitz in den USA haben.  

3 Fazit  

In den USA ist die Medienkonzentrationskontrolle und Vielfaltssiche-
rung durch ein starkes Vertrauen in die selbstregulierenden Kräfte des 
freien Wettbewerbs geprägt. Dies zeigt sich einerseits in der früh einset-
zenden, schrittweisen Deregulierung des Rundfunkbereichs, bei der viele 
struktursichernde Maßnahmen aufgegeben oder gelockert wurden. 
Andererseits begannen die Reformen im Hinblick auf die Digitalisie-
rung und Plattformisierung der Märkte relativ spät und nehmen pri-
mär die ökonomische Markt- bzw. Monopolmacht digitaler Plattformen so-
wie deren potenziell wettbewerbswidrige Praktiken in den Blick. Diese 
sollen durch Anpassungen der klassischen wettbewerbsrechtlichen In-
strumente verhindert werden. Eine verstärkte Diskussion über eine Re-
form des Medienkonzentrationsrechts unter Einbeziehung von Inter-
mediären und deren Meinungsmacht zeigt sich in den USA hingegen 
nicht.  

Die Vorschriften zur Medienkonzentrationskontrolle und Vielfalts-
sicherung werden in den USA von der Federal Communications Com-
mission (FCC) für den Rundfunkbereich erlassen. Die Analyse zeigt, 
dass weiterhin das traditionelle Prinzip des «public interest, convenience 
or necessity» (PICON) als Standard für die Rechtfertigung der Rund-
funkregulierung gilt. Demnach tragen Rundfunkveranstalter, denen 
das Privileg zur Nutzung knapper Rundfunkfrequenzen gewährt wird, 
eine Verantwortung gegenüber dem allgemeinen öffentlichen Interesse 
(«public trustee-Modell»). Dennoch zeichnet sich seit längerem eine all-
mähliche Neuauslegung des PICON-Standards ab, mit der die schritt-
weise Lockerung der medienrechtlichen Konzentrationsregeln ange-
stoßen wurde und die den Fokus auf Markt- und Nutzerinteressen legt. 
Verstärkt wurde die Tendenz zur Deregulierung durch den Telecom-
munications Act von 1996, der die FCC verpflichtet, die medienrechtli-
chen Konzentrationsregeln regelmäßig zu überprüfen. Dies hinsicht-
lich der Vereinbarkeit mit dem öffentlichen Interesse und mit den 
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Entwicklungen in der Branche. Die langwierigen Verfahren zur Über-
prüfung der Vorschriften wurden über die Jahre hinweg wiederholt 
durch gerichtliche Entscheidungen verzögert. Zuletzt bestätigte der 
Oberste Gerichtshof im April 2021 die Abschaffung einer Reihe von 
struktursichernden Maßnahmen, darunter zum Cross-Ownership, die 
die FCC 2017 verabschiedet hatte.  

Erste Deregulierungsschritte wurden u. a. mit dem Argument be-
gleitet, dass traditionelle Rechtfertigungen für die sektorspezifische Re-
gulierung empirisch belegt werden müssten. In diesem Zusammenhang 
führte die FCC 2003 den Diversity Index ein, ein medienspezifisches In-
strument zur Messung von Standpunkte-Konzentration bzw. -Vielfalt 
(«viewpoint concentration» bzw. «viewpoint diversity»), das insbesondere 
aufgrund methodischer Kritik wieder zurückgezogen wurde. Dabei 
räumte die FCC ein, dass sich die vielen qualitativen und quantitativen 
Kriterien bei der Medienkonzentrationskontrolle kaum auf eine mathe-
matische Formel reduzieren lassen und eine empirische Erfassung da-
mit an starke Grenzen stoße. 

Insgesamt zielt das Modell der Medienkonzentrationskontrolle und 
Vielfaltssicherung in den USA auf die Förderung von «diversity», «com-
petition» und «localism» ab. Dabei ist die Vorstellung des «Marketplace of 
Ideas» richtungsweisend, nämlich dass der ungehinderte Wettbewerb 
einer größtmöglichen Anzahl an Ideen und Informationen aus unter-
schiedlichen und gegensätzlichen Quellen Bürger:innen letztlich zur 
Wahrheitsfindung befähige. Zur Umsetzung dieser Ziele erlässt die 
FCC Vorschriften zur Eigentumsbeschränkung im Rundfunkbereich, die 
primär eine Vielzahl von unabhängigen Anbietern («outlet diversity») 
und dadurch eine Vielfalt von Inhalten und Standpunkten («viewpoint 
diversity») gewährleisten sollen. Darüber hinaus wird in den USA be-
sonderer Wert darauf gelegt, wettbewerbsfördernde Marktstrukturen zu 
schaffen, ebenso wie Markteintrittsmöglichkeiten für benachteiligte Grup-
pen und kleine Unternehmen. 

Konkret enthalten die verbleibenden Medienkonzentrationsregeln 
im Rahmen des Lizenzierungssystems Eigentumsgrenzen bei über-
schneidenden Empfangssignalen von Radio- und Fernsehsendern im selben 
lokalen Marktgebiet, eine landesweite Reichweitenobergrenze für den Be-
sitz mehrerer Fernsehsender sowie ein Zusammenschlussverbot für die 
größten überregionalen Networks (CBS, ABC, NBC und Fox). Darüber 
hinaus existiert in den USA ein duales Prüfverfahren für Zusammen-
schlüsse im Telekommunikationsbereich, sofern FCC-Lizenzen betroffen 
sind. Diese müssen zusätzlich zur Prüfung durch die Wettbewerbsbe-
hörden auch von der FCC hinsichtlich der Auswirkungen auf das öf-
fentliche Interesse (z. B. Vielfaltsaspekte) beurteilt werden. In den ver-
gangenen Jahren wurde auch über die Berücksichtigung nicht-wettbe-
werblicher Kriterien im allgemeinen Wettbewerbsrecht diskutiert. Ein 
im Jahr 2019 vorgebrachter Vorschlag des Stigler Committee on Digital 
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Platforms zur Einbeziehung von «media plurality» in die Fusionskon-
trolle, gemessen als Aufmerksamkeitsanteil eines Medienanbieters, hat 
bislang keinen Eingang in Reformvorschläge gefunden. 

Die Analyse zeigt, dass die negative Medienkonzentrationskontrolle 
in den USA offenbar verstärkt in den Hintergrund rückt. Auch lässt 
sich derzeit keine ausgeprägte Diskussion um eine Reform der traditi-
onellen Medienkonzentrationskontrolle unter Einbeziehung von Inter-
mediären erkennen. Dagegen zeigt sich, dass vielfaltsfördernde Maßnah-
men an Bedeutung gewinnen. 2018 wurde beispielsweise ein Inkubator-
programm lanciert, das neue, kleine oder wirtschaftlich schwache 
Marktteilnehmer mit etablierten Rundfunkveranstaltern zusammen-
bringen soll, die als Inkubatoren erstere finanziell oder technisch unter-
stützen und dafür von den Eigentumsregeln im Radiobereich befreit 
werden können. Darüber hinaus sehen verschiedene Reformvor-
schläge eine Stärkung traditioneller Medienunternehmen vor. Hierbei sol-
len v. a. lokale Medienunternehmen sowie die Presse gegenüber digi-
talen Wettbewerbern gestärkt werden. Darüber hinaus gibt es Vor-
schläge, kleinere Unternehmen und Start-ups vor einer Übernahme 
durch marktmächtige Plattformen zu schützen, wodurch der Schutz 
von Wettbewerbern betont wird. 

Nach einer langen Zeit des Laissez faire setzt die Wettbewerbspolitik 
in den USA nun einen strategischen Fokus auf die Bekämpfung markt-
mächtiger Internet-Plattformen. Dies zeigt sich an einer Reihe von rich-
tungsweisenden Kartellverfahren, die gegen die «Big Four» (Amazon, 
Apple, Facebook und Google) initiiert wurden. Darüber hinaus lan-
cierte das House Committee on the Juidiciary 2019 eine 16-monatige 
Untersuchung zum Stand des Wettbewerbs in digitalen Märkten. Vor 
diesem Hintergrund wurden 2021 verschiedene Reformvorschläge und 
Gesetzesinitiativen eingebracht, durch die das Wettbewerbsrecht an 
die besonderen Gegebenheiten digitaler Plattformmärkte angepasst und 
frühzeitigere Eingriffsmöglichkeiten gegenüber digitalen Plattformen ge-
schaffen werden sollen. 

Neben dem Konzept der Marktmacht bzw. Monopolmacht, das weiter-
hin zentral bleibt, soll neu auch das Konzept der Monopsonmacht Einzug 
in das Wettbewerbsrecht finden. Damit soll die Nachfragemacht von 
Plattformen erfasst werden, z. B. die Beeinflussung von Kaufpreisen. 
Durch die geplanten Reformen soll zudem verhindert werden, dass 
marktbeherrschende Internet-Plattformen ihre Kontrolle über mehrere 
Geschäftsbereiche derart ausnutzen, um sich selbst zu bevorzugen oder 
Wettbewerber strategisch zu benachteiligen. Darüber hinaus sollen 
Marktzutrittsschranken und Wechselkosten für Unternehmen und 
Konsument:innen reduziert werden, indem Anforderungen an die In-
teroperabilität und Datenübertragbarkeit gestellt werden. Die Bestimmun-
gen sollen in Abhängigkeit der Größe der Plattformen greifen, gemes-
sen an der Anzahl Nutzer:innen sowie am Umsatz. Zusätzlich sollen  
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potenziell wettbewerbswidrige Auswirkungen von Zusammenschlüs-
sen und Übernahmen bereits im Anfangsstadium gestoppt werden 
können, u. a. durch eine stärkere Berücksichtigung von Nicht-Preis-Fak-
toren und einem risikobasierten Standard zum Verbot von Fusionen. 
Schließlich sollen die Federal Trade Commission (FTC) und das De-
partment of Justice (DOJ), die gemeinsam für die Durchsetzung der An-
titrust-Gesetze zuständig sind, mit den dafür notwendigen Ressourcen 
ausgestattet werden. 

Berücksichtigung von 
Nicht-Preis-Faktoren  
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5 Abkürzungsverzeichnis 

 

CALERA Competition and Antitrust Law Enforcement Reform 
Act 

CDA Communications Decency Act 
CFR Code of Federal Regulations 
DI Diversity Index 
DMA Designated Market Area 
DOJ Department of Justice 
FCC Federal Communications Commission 
FTC Federal Trade Commission 
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
HHI Herfindahl-Hirschman-Index 
PICON public interest, convenience or necessity 
U.S.C. United States Code 
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